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I. ORGANISATIONSRECHT

Gesetz zur vorläufigen Regelung des Rechts  
der Industrie- und Handelskammern (IHKG)

vom 18. Dezember 1956 (BGBl. I S. 920), zuletzt geändert durch Artikel 254  
der Zehnten Zuständigkeitsanpassungsverordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I  
S. 1474).

§ 1

(1)	 Die Industrie- und Handelskammern haben, soweit nicht die Zuständigkeit der 
Organisationen des Handwerks nach Maßgabe des Gesetzes zur Ordnung des 
Handwerks (Handwerksordnung) vom 17. September 1953 (BGBl. I S. 1411) ge-
geben ist, die Aufgabe, das Gesamtinteresse der ihnen zugehörigen Gewerbe-
treibenden ihres Bezirkes wahrzunehmen, für die Förderung der gewerblichen 
Wirtschaft zu wirken und dabei die wirtschaftlichen Interessen einzelner Ge-
werbezweige oder Betriebe abwägend und ausgleichend zu berücksichtigen; 
dabei obliegt es ihnen insbesondere, durch Vorschläge, Gutachten und Berichte 
die Behörden zu unterstützen und zu beraten sowie für Wahrung von Anstand 
und Sitte des ehrbaren Kaufmanns zu wirken.

(2)	 Die Industrie- und Handelskammern können Anlagen und Einrichtungen, die 
der Förderung der gewerblichen Wirtschaft oder einzelner Gewerbezweige die-
nen, begründen, unterhalten und unterstützen sowie Maßnahmen zur Förde-
rung und Durchführung der kaufmännischen und gewerblichen Berufsbildung 
unter Beachtung der geltenden Rechtsvorschriften, insbesondere des Berufsbil-
dungsgesetzes, treffen.

(3)	 Den Industrie- und Handelskammern obliegt die Ausstellung von Ursprungs-
zeugnissen und anderen dem Wirtschaftsverkehr dienenden Bescheinigungen, 
soweit nicht Rechtsvorschriften diese Aufgaben anderen Stellen zuweisen.
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(3a)	Die Länder können durch Gesetz den Industrie- und Handelskammern die Auf-
gaben einer einheitlichen Stelle im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
übertragen. Das Gesetz regelt, welche Aufgabenbereiche von der Zuweisung 
erfasst sind. Dabei kann das Gesetz vorsehen, dass die Industrie- und Handels-
kammern auch für nicht Kammerzugehörige tätig werden. Das Gesetz regelt 
auch die Aufsicht.

(3b)	Die Länder können den Industrie- und Handelskammern durch Gesetz ermög-
lichen, sich an Einrichtungen zu beteiligen, die die Aufgaben einer einheitli-
chen Stelle im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes erfüllen.

(4)	 Weitere Aufgaben können den Industrie- und Handelskammern durch Gesetz 
oder Rechtsverordnung übertragen werden.

(5)	 Nicht zu den Aufgaben der Industrie- und Handelskammern gehört die Wahr-
nehmung sozialpolitischer und arbeitsrechtlicher Interessen.

§ 2

(1)	 Zur Industrie- und Handelskammer gehören, sofern sie zur Gewerbesteuer 
veranlagt sind, natürliche Personen, Handelsgesellschaften, andere Personen-
mehrheiten und juristische Personen des privaten und des öffentlichen Rechts, 
welche im Bezirk der Industrie- und Handelskammer eine Betriebsstätte un-
terhalten (Kammerzugehörige).

(2)	 Absatz 1 gilt für natürliche Personen und Gesellschaften, welche ausschließ-
lich einen freien Beruf ausüben oder welche Land- oder Forstwirtschaft oder 
ein damit verbundenes Nebengewerbe betreiben, nur, soweit sie in das Han-
delsregister eingetragen sind.

(3)	 Natürliche und juristische Personen und Personengesellschaften, die in der 
Handwerksrolle oder in dem Verzeichnis der zulassungsfreien Handwerke oder 
der handwerksähnlichen Gewerbe eingetragen sind oder die nach § 90 Abs. 3 
der Handwerksordnung zur Handwerkskammer gehören, gehören mit ihrem 
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nichthandwerklichen oder nichthandwerksähnlichen Betriebsteil der Indust-
rie- und Handelskammer an.

(4)	 Absatz 1 gilt nicht für landwirtschaftliche Genossenschaften; als solche gel-
ten im Sinne dieser Bestimmung
a)	 ländliche Kreditgenossenschaften, deren Mitglieder überwiegend aus Land-

wirten bestehen;
b)	Genossenschaften, die ganz der überwiegend der Nutzung landwirtschaft-

licher Betriebseinrichtungen oder der Versorgung der Landwirtschaft mit 
Betriebsmitteln oder dem Absatz oder der Lagerung oder der Bearbeitung 
oder Verarbeitung landwirtschaftlicher Erzeugnisse dienen, sofern sich die 
Be- oder Verarbeitung nach der Verkehrsauffassung im Bereich der Land-
wirtschaft hält;

c)	 Zusammenschlüsse der unter Buchstabe b genannten Genossenschaften bis 
zu einer nach der Höhe des Eigenkapitals zu bestimmenden Grenze, die von 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft durch Rechts-
verordnung festgelegt wird.

(5)	 Absatz 1 gilt nicht für Gemeinden und Gemeindeverbände, die Eigenbetriebe 
unterhalten. Sie können aber insoweit der Industrie- und Handelskammer bei-
treten.

§ 3

(1)	 Die Industrie- und Handelskammer ist Körperschaft des öffentlichen Rechts.

(2)	 Die Kosten der Errichtung und Tätigkeit der Industrie- und Handelskammer 
werden, soweit sie nicht anderweitig gedeckt sind, nach Maßgabe des Wirt-
schaftsplans durch Beiträge der Kammerzugehörigen gemäß einer Beitragsord-
nung aufgebracht. Der Wirtschaftsplan ist jährlich nach den Grundsätzen einer 
sparsamen und wirtschaftlichen Finanzgebarung unter pfleglicher Behandlung 
der Leistungsfähigkeit der Kammerzugehörigen aufzustellen und auszuführen.
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(3)	 Als Beiträge erhebt die Industrie- und Handelskammer Grundbeiträge und Um-
lagen. Der Grundbeitrag kann gestaffelt werden; dabei sollen insbesondere Art, 
Umfang und Leistungskraft des Gewerbebetriebes berücksichtigt werden. Na-
türliche Personen und Personengesellschaften, die nicht in das Handelsregis-
ter eingetragen sind, und eingetragene Vereine, wenn nach Art oder Umfang 
ein in kaufmännischer Weise eingerichteter Geschäftsbetrieb nicht erforderlich 
ist, sind vom Beitrag freigestellt, soweit ihr Gewerbeertrag nach dem Gewer-
besteuergesetz oder soweit für das Bemessungsjahr ein Gewerbesteuermessbe-
trag nicht festgesetzt wird, ihr nach dem Einkommensteuergesetz ermittelter 
Gewinn aus Gewerbebetrieb 5 200 Euro nicht übersteigt. Die in Satz 3 genann-
ten natürlichen Personen sind, soweit sie in den letzten fünf Wirtschaftsjahren 
vor ihrer Betriebseröffnung weder Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, 
Gewerbebetrieb oder selbständiger Arbeit erzielt haben, noch an einer Kapit-
algesellschaft mittelbar oder unmittelbar zu mehr als einem Zehntel beteiligt 
waren, für das Geschäftsjahr einer Industrie- und Handelskammer, in dem die 
Betriebseröffnung erfolgt, und für das darauf folgende Jahr von der Umlage 
und vom Grundbeitrag sowie für das dritte und vierte Jahr von der Umlage 
befreit, wenn ihr Gewerbeertrag oder Gewinn aus Gewerbebetrieb 25 000 Euro 
nicht übersteigt. Wenn nach dem Stand der zum Zeitpunkt der Verabschiedung 
der Wirtschaftssatzung vorliegenden Bemessungsgrundlagen zu besorgen ist, 
dass bei einer Industrie- und Handelskammer die Zahl der Beitragspflichti-
gen, die einen Beitrag entrichten, durch die in den Sätzen 3 und 4 genannten 
Freistellungsregelungen auf weniger als 55 vom Hundert aller ihr zugehöri-
gen Gewerbetreibenden sinkt, kann die Vollversammlung für das betreffende 
Geschäftsjahr eine entsprechende Herabsetzung der dort genannten Grenzen 
für den Gewerbeertrag oder den Gewinn aus Gewerbebetrieb beschließen. Wird 
für das Bemessungsjahr ein Gewerbesteuermessbetrag festgesetzt, ist Bemes-
sungsgrundlage für die Umlage der Gewerbeertrag nach dem Gewerbesteuer-
gesetz, andernfalls der nach dem Einkommensteuer- oder Körperschaftsteu-
ergesetz ermittelte Gewinn aus Gewerbebetrieb. Bei natürlichen Personen und 
bei Personengesellschaften ist die Bemessungsgrundlage um einen Freibetrag 
in Höhe von 15.340 Euro zu kürzen. Die Kammerzugehörigen sind verpflich-
tet, der Kammer Auskunft über die zur Festsetzung der Beiträge erforderlichen 
Grundlagen zu geben, soweit diese nicht bereits nach § 9 erhoben worden 
sind; die Kammer ist berechtigt, die sich hierauf beziehenden Geschäftsunter-
lagen einzusehen. Kapitalgesellschaften, deren gewerbliche Tätigkeit sich in 
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der Funktion eines persönlich haftenden Gesellschafters in nicht mehr als ei-
ner Personenhandelsgesellschaft erschöpft, kann ein ermäßigter Grundbeitrag 
eingeräumt werden, sofern beide Gesellschaften derselben Kammer zugehören. 
Gleiches gilt für Gesellschaften mit Sitz im Bezirk einer Kammer, deren sämt-
liche Anteile von einem im Handelsregister eingetragenen Unternehmen mit 
Sitz in derselben Kammer gehalten werden. 

(4)	 Natürliche und juristische Personen und Personengesellschaften, die in der 
Handwerksrolle oder in dem Verzeichnis nach § 19 Handwerksordnung ein-
getragen sind und deren Gewerbebetrieb nach Art und Umfang einen in 
kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert, sind bei-
tragspflichtig, wenn der Umsatz des nichthandwerklichen oder nichthand-
werksähnlichen Betriebsteils 130.000 Euro übersteigt. Kammerzugehörige, die 
Inhaber einer Apotheke sind, werden mit einem Viertel ihres Gewerbeertrages 
oder, falls für das Bemessungsjahr ein Gewerbesteuermessbetrag nicht festge-
setzt wird, ihres nach dem Einkommensteuer- oder Körperschaftsteuergesetz 
ermittelten Gewinns aus Gewerbebetrieb zum Grundbeitrag und zur Umlage 
veranlagt. Satz 2 findet auch Anwendung auf Kammerzugehörige, die oder 
deren sämtliche Gesellschafter vorwiegend einen freien Beruf ausüben oder 
Land- oder Forstwirtschaft auf einem im Bezirk der Industrie- und Handels-
kammer belegenen Grundstück oder als Betrieb der Binnenfischerei Fischfang 
in einem im Bezirk der Industrie- und Handelskammer belegenen Gewässer 
betreiben und Beiträge an eine oder mehrere andere Kammern entrichten, mit 
der Maßgabe, dass statt eines Viertels ein Zehntel der dort genannten Bemes-
sungsgrundlage bei der Veranlagung zu Grunde gelegt wird.

(5)	 Die Industrie- und Handelskammer kann für die Kosten, welche mit der Be-
gründung, Unterhaltung oder Unterstützung von Anlagen und Einrichtungen 
(§ 1 Abs. 2) verbunden sind, Sonderbeiträge von den Kammerzugehörigen der-
jenigen Gewerbezweige erheben, welchen derartige Anlagen und Einrichtun-
gen ausschließlich oder in besonderem Maße zugute kommen. Den Beteiligten 
ist vor Begründung solcher Anlagen und Einrichtungen Gelegenheit zur Äu-
ßerung zu geben.
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(6)	 Die Industrie- und Handelskammer kann für die Inanspruchnahme besonde-
rer Anlagen und Einrichtungen (§ 1 Abs. 2) oder Tätigkeiten Gebühren erhe-
ben und den Ersatz von Auslagen verlangen.

(7)	 Sonderbeiträge gemäß Absatz 5 werden nach Maßgabe einer Sonderbeitrags-
ordnung, Gebühren und Auslagen nach Absatz 6 nach Maßgabe einer Gebüh-
renordnung erhoben. In der Beitragsordnung, der Sonderbeitragsordnung so-
wie in der Gebührenordnung ist Erlass und Niederschlagung von Beiträgen, 
Gebühren und Auslagen zu regeln.

(7a)	Für das Rechnungswesen, insbesondere Rechnungslegung und Aufstellung 
und Vollzug des Wirtschaftsplans und den Jahresabschluss der Industrie- und 
Handelskammern sind die Grundsätze kaufmännischer Rechnungslegung und 
Buchführung in sinngemäßer Weise nach dem Dritten Buch des Handelsgesetz-
buches in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden. Das Nähere wird durch 
Satzung unter Beachtung der Grundsätze des staatlichen Haushaltsrechts ge-
regelt.

(8)	 Hinsichtlich der Beiträge, Sonderbeiträge, Gebühren und Auslagen sind für 
die Verjährung die Vorschriften der Abgabenordnung über die Verjährung der 
Steuern vom Einkommen und Vermögen, für die Einziehung und Beitreibung 
die für Gemeindeabgaben geltenden landesrechtlichen Vorschriften entspre-
chend anzuwenden. Durch Landesrecht kann Verfahren und Zuständigkeit für 
Einziehung und Beitreibung abweichend geregelt werden.

§ 4

Über die Angelegenheiten der Industrie- und Handelskammer beschließt, soweit 
nicht die Satzung etwas anderes bestimmt, die Vollversammlung. Der ausschließli-
chen Beschlussfassung durch die Vollversammlung unterliegen

1.	 die Satzung,

2.	 die Wahl-, Beitrags-, Sonderbeitrags- und Gebührenordnung,
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3.	 die Feststellung des Wirtschaftsplans,

4.	 die Festsetzung des Maßstabes für die Beiträge und Sonderbeiträge,

5.	 die Erteilung der Entlastung,

6.	 die Übertragung von Aufgaben auf andere Industrie- und Handelskammern, 
die Übernahme dieser Aufgaben, die Bildung von öffentlich-rechtlichen Zu-
sammenschlüssen und die Beteiligung hieran (§ 10) sowie die Beteiligung an 
Einrichtungen nach § 1 Abs. 3b,

7.	 die Art und Weise der öffentlichen Bekanntmachung und

8.	 die Satzung gemäß § 3 Abs. 7a (Finanzstatut).

§ 79 des Berufsbildungsgesetzes bleibt unberührt. Soweit nach Satz 2 Nr. 7 die elek-
tronische Verkündung von Satzungsrecht vorgesehen ist, hat diese im Bundesan-
zeiger zu erfolgen. 

§ 5

(1)	 Die Mitglieder der Vollversammlung werden von den Kammerzugehörigen  
gewählt.

(2)	 Wählbar sind natürliche Personen, die das Kammerwahlrecht auszuüben be-
rechtigt sind, am Wahltag volljährig sind und entweder selbst Kammerzuge-
hörige sind oder allein oder zusammen mit anderen zur gesetzlichen Vertre-
tung einer kammerzugehörigen juristischen Person, Handelsgesellschaft oder 
Personenmehrheit befugt sind. Wählbar sind auch besonders bestellte Bevoll-
mächtigte und in das Handelsregister eingetragene Prokuristen von Kammer-
zugehörigen.

(3)	 Das Nähere über die Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts, über 
die Durchführung der Wahl sowie über Dauer und vorzeitige Beendigung 
der Mitgliedschaft zur Vollversammlung regelt die Wahlordnung. Sie muss 
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Bestimmungen über die Aufteilung der Kammerzugehörigen in besondere 
Wahlgruppen sowie die Zahl der diesen zugeordneten Sitzen in der Vollver-
sammlung enthalten und dabei die wirtschaftlichen Besonderheiten des Kam-
merbezirks sowie die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der Gewerbegruppen 
berücksichtigen.

§ 6

(1)	 Die Vollversammlung wählt aus ihrer Mitte den Präsidenten (Präses) und die 
von der Satzung zu bestimmende Zahl von weiteren Mitgliedern des Präsidi-
ums.

(2)	 Der Präsident (Präses) ist der Vorsitzende des Präsidiums. Er beruft die Voll-
versammlung ein und führt in ihr den Vorsitz.

§ 7

(1)	 Die Vollversammlung bestellt den Hauptgeschäftsführer.

(2)	 Präsident (Präses) und Hauptgeschäftsführer vertreten nach näherer Bestim-
mung der Satzung die Industrie- und Handelskammer rechtsgeschäftlich und 
gerichtlich.

§ 8

Werden bei den Industrie- und Handelskammern zur Durchführung anderer als der 
in § 79 des Berufsbildungsgesetzes genannten Aufgaben Ausschüsse gebildet, so 
kann die Satzung bestimmen, dass in diese Ausschüsse auch Personen berufen wer-
den, die nach § 5 Abs. 2 nicht wählbar sind.
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§ 9

(1)	 Zur Erfüllung der ihnen nach diesem Gesetz übertragenen Aufgaben dürfen die 
Industrie- und Handelskammern die Daten nach § 14 Absatz 8 Satz 1 Num-
mer 1 und Satz 2 der Gewerbeordnung sowie der Rechtsverordnung nach § 14 
Absatz 14 der Gewerbeordnung bei den Kammerzugehörigen erheben, soweit 
diese Daten ihnen nicht von der zuständigen Behörde übermittelt worden sind. 
Darüber hinaus dürfen sie Daten über angebotene Waren und Dienstleistun-
gen sowie über die Betriebsgrößenklasse bei den Kammerzugehörigen erhe-
ben. Auskunftspflichtig sind die Inhaber oder diejenigen, die allein oder zu-
sammen mit anderen zur gesetzlichen Vertretung einer kammerzugehörigen 
juristischen Person, Handelsgesellschaft oder Personenmehrheit befugt sind. 
Auskunftspflichtig sind auch besonders bestellte Bevollmächtigte und in das 
Handelsregister eingetragene Prokuristen von Kammerzugehörigen.

(2)	 Die Industrie- und Handelskammern und ihre Gemeinschaftseinrichtungen, 
die öffentliche Stellen im Sinne des § 2 Abs. 2 des Bundesdatenschutzgesetzes 
sind, sind berechtigt, zur Feststellung der Kammerzugehörigkeit und zur Fest-
setzung der Beiträge der Kammerzugehörigen Angaben zur Gewerbesteuerver-
anlagung, wie sie auch zur Feststellung der Kammerzugehörigkeit im Sinne 
von § 2 Abs. 1 erforderlich sind, sowie die nach § 3 Abs. 3 erforderlichen Be-
messungsgrundlagen bei den Finanzbehörden zu erheben.

(3)	 Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Daten dürfen von den Industrie- und 
Handelskammern und ihren Gemeinschaftseinrichtungen verwendet werden, 
soweit dies zur Erfüllung der ihnen nach diesem Gesetz übertragenen Aufga-
ben erforderlich ist. Andere als die in Satz 1 genannten Daten dürfen sie nur 
erheben und verwenden, soweit eine andere Rechtsvorschrift dies erlaubt oder 
anordnet.

(3a)	Die Industrie- und Handelskammern dürfen Name, Firma, Anschrift und Wirt-
schaftszweig ihrer Kammerzugehörigen sowie die übrigen in Absatz 1 genann-
ten Daten an andere Industrie- und Handelskammern auf Ersuchen oder durch 
Abruf im automatisierten Verfahren übermitteln, soweit dies für die Erfüllung 
der ihnen nach diesem Gesetz übertragenen Aufgaben erforderlich ist.
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(4)	 Die Industrie- und Handelskammern dürfen Name, Firma, Anschrift und Wirt-
schaftszweig von Kammerzugehörigen zur Förderung von Geschäftsabschlüs-
sen und zu anderen dem Wirtschaftsverkehr dienenden Zwecken an nichtöf-
fentliche Stellen übermitteln. Die übrigen in Absatz 1 genannten Daten dürfen 
nur zu den in Satz 1 genannten Zwecken an nichtöffentliche Stellen übermit-
telt werden, sofern der Kammerzugehörige nicht widersprochen hat. Auf die 
Möglichkeit, der Übermittlung der Daten an nichtöffentliche Stellen zu wider-
sprechen, sind die Kammerzugehörigen vor der ersten Übermittlung schriftlich 
hinzuweisen. Daten über Zugehörige anderer Kammern hat die Industrie- und 
Handelskammer nach Übermittlung an die nichtöffentliche Stelle unverzüglich 
zu löschen, soweit sie nicht zur Erfüllung der ihr nach diesem Gesetz übertra-
genen Aufgaben erforderlich sind. An Bewerber für die Wahl zur Vollversamm-
lung nach § 5 dürfen zum Zweck der Wahlwerbung die in Satz 1 genannten 
Daten über Wahlberechtigte aus ihrer jeweiligen Wahlgruppe übermittelt wer-
den. Der Bewerber hat diese Daten nach der Durchführung der Wahl unver-
züglich zu löschen. Dritte, an die Daten übermittelt werden, dürfen diese Da-
ten nur für den Zweck verwenden, zu dessen Erfüllung sie ihnen übermittelt 
werden.

(5)	 [aufgehoben]

(6)	 Für das Verändern, Sperren oder Löschen der nach den Absätzen 1 und 2 er-
hobenen Daten sowie die Übermittlung der Daten nach Absatz 1 an öffentli-
che Stellen gelten die Datenschutzgesetze der Länder. Für die Übermittlung der 
Daten an andere Industrie- und Handelskammern durch Abruf im automati-
sierten Verfahren nach Absatz 3a gilt § 10 des Bundesdatenschutzgesetzes ent-
sprechend.

§ 10	 Aufgabenübertragung und öffentlich-rechtlicher  
Zusammenschluss

(1)	 Industrie- und Handelskammern können Aufgaben, die ihnen auf Grund von 
Gesetz oder Rechtsverordnung obliegen, einvernehmlich einer anderen In-
dustrie- und Handelskammer übertragen oder zur Erfüllung dieser Aufgaben 
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untereinander öffentlich-rechtliche Zusammenschlüsse bilden oder sich daran 
beteiligen. § 1 Abs. 3b bleibt unberührt.

(2)	 Die Rechtsverhältnisse des öffentlich-rechtlichen Zusammenschlusses werden 
durch Satzung geregelt. Diese muss bestimmen, welche Aufgaben durch den 
öffentlich-rechtlichen Zusammenschluss wahrgenommen werden. Die Erstsat-
zung bedarf der Zustimmung der Vollversammlungen der beteiligten Industrie- 
und Handelskammern. Diese haben die Erstsatzung in der für ihre Bekanntma-
chungen vorgeschriebenen Form zu veröffentlichen.

(3)	 Die Aufgabenübertragung auf Industrie- und Handelskammern oder auf öf-
fentlich-rechtliche Zusammenschlüsse mit Sitz in einem anderen Bundesland 
sowie die Beteiligung an solchen Zusammenschlüssen sind zulässig, soweit 
nicht die für die beteiligten Kammern oder Zusammenschlüsse geltenden be-
sonderen Rechtsvorschriften dies ausschließen oder beschränken.

(4)	 Die Regelungen dieses Gesetzes in § 1 Abs. 3a, § 3 Abs. 1, 2, 6, 7a und 8, § 4 
Satz 1 und 2 Nr. 1 bis 5, 7 und 8 sowie in den §§6 und 7 sind auf öffent-
lich-rechtliche Zusammenschlüsse entsprechend anzuwenden.

§ 11

(1)	 Die Industrie- und Handelskammern unterliegen der Aufsicht des Landes da-
rüber, dass sie sich bei Ausübung ihrer Tätigkeit im Rahmen der für sie gel-
tenden Rechtsvorschriften (einschließlich der Satzung, der Wahl-, Beitrags-, 
Sonderbeitrags- und Gebührenordnung) halten. Die Aufsicht über den öffent-
lich-rechtlichen Zusammenschluss wird durch die Aufsichtsbehörde des Lan-
des ausgeübt, in dem der Zusammenschluss seinen Sitz hat. § 1 Abs. 3a Satz 4 
bleibt unberührt.

(2)	 Die Beschlüsse der Vollversammlung über
1.	 die Satzung nach § 3 Abs. 7a Satz 2,
2.	 die Satzung nach § 4 Satz 2 Nr. 1,
3.	 die Wahl-, Beitrags-, Sonderbeitrags- und Gebührenordnung,
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4.	 die Übertragung von Aufgaben an eine andere Industrie- und Handelskam-
mer und die Übernahme dieser Aufgaben,

5.	 die Bildung öffentlich-rechtlicher Zusammenschlüsse oder die Beteiligung 
an solchen (§ 10) sowie

6.	 einen 0,8 vom Hundert der Bemessungsgrundlagen nach § 3 Abs. 3 Satz 6 
übersteigenden Umlagesatz

	 bedürfen der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde des Landes.

(2a)	Die Satzung nach § 10 Abs. 2 sowie Änderungen der Satzung bedürfen der Ge-
nehmigung durch die Aufsichtsbehörde des Landes, in dem der Zusammen-
schluss seinen Sitz hat, sowie durch die Aufsichtsbehörden der beteiligten 
Kammern.

(2b)	Die Aufgabenübertragung durch eine Industrie- und Handelskammer auf an-
dere Industrie- und Handelskammern oder auf öffentlich-rechtliche Zusam-
menschlüsse mit Sitz in einem anderen Bundesland sowie die Beteiligung an 
solchen Zusammenschlüssen bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehör-
den der übertragenden und der übernehmenden Kammer; im Falle der Über-
tragung auf einen öffentlich-rechtlichen Zusammenschluss ist zusätzlich die 
Genehmigung der für diesen zuständigen Aufsichtsbehörde erforderlich.

(3)	 Rechtsvorschriften, die diesem Gesetz widersprechen, werden aufgehoben; 
Abschnitt  I des Gesetzes zur Erhaltung und Hebung der Kaufkraft vom 
24. März 1934 (RGBl. I S. 235) und die Verordnung über die Rechnungslegung 
und Rechnungsprüfung während des Krieges vom 5. Juli 1940 (RGBl. II S. 139) 
finden auf die Industrie- und Handelskammern keine Anwendung.

§ 12

(1)	 Durch Landesrecht können ergänzende Vorschriften erlassen werden über
1.	 die Errichtung und Auflösung von Industrie- und Handelskammern sowie 

von öffentlich-rechtlichen Zusammenschlüssen,
2.	 die Änderung der Bezirke bestehender Industrie- und Handelskammern,
3.	 die für die Ausübung der Befugnisse des § 11 Abs. 1 und 2 zuständigen Be-

hörden,
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4.	 die Aufsichtsmittel, welche erforderlich sind, um die Ausübung der Befug-
nisse gemäß § 11 Abs. 1 und 2 zu ermöglichen,

5.	 die Verpflichtung der Steuerveranlagungsbehörden zur Mitteilung der für 
die Festsetzung der Beiträge erforderlichen Unterlagen an die Industrie- 
und Handelskammern,

6.	 die Verpflichtung der Behörden zur Amtshilfe bei Einziehung und Beitrei-
bung von Abgaben (§ 3 Abs. 8),

7.	 die Prüfung des Jahresabschlusses der Industrie- und Handelskammern,
8.	 die Befugnis der Industrie- und Handelskammern zur Führung eines Dienst-

siegels.

(2)	 Vor der Entscheidung über Maßnahmen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 sind die 
Kammerzugehörigen gemäß § 2 Abs. 1 zu hören.

§ 13

Die Handelskammern Bremen und Hamburg sind berechtigt, ihre bisherige Bezeich-
nung weiterzuführen.

§ 13a

(1)	 Kammerzugehörige, die am 31.  Dezember  1993 nach §  2  Abs.  3 und 
§ 3 Abs. 3 Satz 2 in der am 31. Dezember 1993 geltenden Fassung einer In-
dustrie- und Handelskammer angehörten, können nach Maßgabe dieser Vor-
schriften weiterhin der Industrie- und Handelskammer angehören.

(2)	 Wenn das der Beitragserhebung zu Grunde liegende Bemessungsjahr vor dem 
1. Januar 1994 liegt, werden die Beiträge auf der Grundlage der am 31. De-
zember 1993 geltenden Fassung dieses Gesetzes erhoben.

(3)	 Die Beitragsbefreiung in § 3 Abs. 3 Satz 4 ist nur auf Kammerzugehörige an-
zuwenden, deren Gewerbeanzeige nach dem 31. Dezember 2003 erfolgt.
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§ 14

Bis zum 31. Dezember 1997 können die Beiträge der Kammerzugehörigen von 
den Industrie- und Handelskammern in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet im Anschluss an die in Anlage  I Kapitel V Sachgebiet B Ab-
schnitt III Nr. 4 des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 in Verbindung mit 
Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 1000) ange-
gebene Frist abweichend von § 3 Abs. 3 und 4 festgesetzt werden. Die Beitragsord-
nung und der Beitragsmaßstab bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

§ 15

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.
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Gesetz über die Industrie- und Handelskammer  
im Lande Bremen

vom 6. Mai 1958 (Brem.GBl. S. 47), zuletzt geändert durch Art. 1 ÄndG vom 
24.6.2014 (Brem.GBl. S. 316), Geschäftsverteilung des Senats vom 28.7.2015

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft zur Ergänzung und 
Ausführung des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechtes der Industrie- 
und Handelskammern vom 18. Dezember 1956 (BGBl. I S. 920) – Bundesgesetz –  
beschlossene Gesetz:

§ 1

(1)	 Die Handelskammer Bremen und die Industrie- und Handelskammer  
Bremerhaven werden zu einer neuen Industrie- und Handelskammer für das 
Land Bremen zusammengeschlossen. Sie führt den Namen „Handelskammer  
Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven“. Sie ist Rechtsnachfolgerin der 
Handelskammer Bremen und der Industrie- und Handelskammer Bremerhaven.

(2)	 Die Aufsicht führt der Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen, soweit die 
Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven Angelegenhei-
ten der Berufsbildung wahrnimmt, führt die Aufsicht die Senatorin für Kinder 
und Bildung (Aufsichtsbehörden).

§§ 2 bis 4

[aufgehoben]

§ 5

(1)	 Die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven führt das 
kleine bremische Siegel mit dem mittleren bremischen Wappen. Sie ist berech-
tigt, unter Berücksichtigung des neuen Namens nach § 1 Absatz 1 Satz 2, die 
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bisher von der Handelskammer Bremen und IHK Bremerhaven verwendeten 
Siegel weiterzuführen.

(2)	 Die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven ist vor Erlass 
rechtlicher Vorschriften, die ihr Aufgabengebiet betreffen, zu hören.

(3)	 Die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven kann die ihr 
zur Durchführung ihrer Aufgaben angemessen erscheinenden Maßnahmen bei 
der Aufsichtsbehörde beantragen. Sie ist außerdem berechtigt, dem Senat un-
aufgefordert gutachtlich zu berichten.

§ 6

[aufgehoben]

§ 7

(1)	 Für die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven wird 
eine Übergangsvollversammlung (Übergangsplenum) gebildet. Ihr gehören die 
Personen an, die im Jahr 2015 als Mitglieder der Vollversammlung (Plenum) 
der Handelskammer Bremen und der Vollversammlung der IHK Bremerha-
ven gewählt werden. Ferner gehören ihr die Mitglieder der Vollversammlung 
(Plenum) der Handelskammer Bremen an, deren reguläre Amtszeit über den 
31. Dezember 2015 hinausreicht.

(2)	 Die Übergangsvollversammlung (Übergangsplenum) beschließt insbesondere 
die Satzung und die Wahlordnung und bereitet die erste Wahl der Handelskam-
mer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven vor. Bis spätestens Ende 2018 
ist diese Wahl durchzuführen. In der Wahlordnung ist das Ende der Amtszei-
ten der Mitglieder der Übergangsvollversammlung (Übergangsplenum) zu re-
geln. Für die Beschlussfassung über Satzung und Wahlordnung bedarf es einer 
Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder. Die Einzelheiten der Über-
gangsphase sind in der Satzung zu regeln.
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(3)	 Die am 31. Dezember 2015 in den Gebieten der Handelskammer Bremen und 
der Industrie- und Handelskammer Bremerhaven geltenden Rechtsvorschriften 
gelten jeweils für die am 31. Dezember 2015 bestehenden Kammerbezirke bis 
zu ihrer Aufhebung weiter. Dies gilt nicht für die Satzung und Wahlordnung.

(4) Die gewählten Personalvertretungen, Frauenbeauftragten und Vertreter der 
Schwerbehinderten der bisherigen Handelskammer Bremen und der Industrie- 
und Handelskammer Bremerhaven nehmen bis zum Ende ihrer Amtszeit ihre 
Aufgaben in der neu errichteten Handelskammer Bremen – IHK für Bremen 
und Bremerhaven gemeinschaftlich wahr.

(5)	 Die Arbeitsverhältnisse der Bediensteten der Handelskammer Bremen und der 
Industrie- und Handelskammer Bremerhaven werden mit der Handelskammer 
Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven fortgesetzt.

Nach Art. 2 des ÄndG vom 24.6.2014 treten die durch dieses Gesetz geänderten  
§§ 1,5 und 7 am 1. Januar 2016 in Kraft.
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Satzung der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen 
und Bremerhaven

vom 18. Januar 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 02.2016, S. II ff.)

§ 1 Name und Sitz

(1)	 Die Industrie- und Handelskammer für das Land Bremen führt den Namen 
„Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven“.

(2)	 Die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven (im Folgen-
den „Kammer“ genannt) hat zwei Standorte, in Bremen und Bremerhaven, 
und umfasst das Gebiet des Landes Bremen. Sitz der Hauptgeschäftsführung 
ist Bremen. 

(3)	 Die Kammer ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Sie führt ein öffent-
liches Siegel.

§ 2 Aufgaben

Die Kammer hat die Aufgabe, das Gesamtinteresse der ihr zugehörigen Gewer-
betreibenden ihres Bezirkes wahrzunehmen, für die Förderung der gewerblichen 
Wirtschaft zu wirken und dabei die wirtschaftlichen Interessen einzelner Gewer-
bezweige oder Betriebe abwägend und ausgleichend zu berücksichtigen; dabei ob-
liegt es ihr, insbesondere durch Vorschläge, Gutachten und Berichte die Behörden 
zu unterstützen und zu beraten sowie für Wahrung von Anstand und Sitte des ehr-
baren Kaufmanns zu wirken.

§ 3 Organe

Organe der Kammer – unbeschadet der Regelungen des Berufsbildungsgesetzes – 
sind:
•	 das Plenum,
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•	 das Präsidium,
•	 der Präses,
•	 der Hauptgeschäftsführer und I. Syndicus1.

§ 4 Plenum

(1)	 Das Plenum besteht aus bis zu 60 Mitgliedern. 52 Mitglieder des Plenums wer-
den in unmittelbarer Wahl von den Kammerzugehörigen gewählt und zwar 40 
Mitglieder im Wahlbezirk Bremen (Stadtgemeinde Bremen) und 12 Mitglie-
der im Wahlbezirk Bremerhaven (Stadtgemeinde Bremerhaven, einschließlich 
stadtbremische Häfen). Bis zu acht Mitglieder (bis zu sechs, deren Wählbarkeit 
sich aus dem Wahlbezirk Bremen, und bis zu zwei, deren Wählbarkeit sich aus 
dem Wahlbezirk Bremerhaven herleitet) können in mittelbarer Wahl von den 
unmittelbar gewählten Mitgliedern gewählt werden, die insoweit als Wahlper-
sonen handeln. Das Wahlverfahren sowie die Dauer und vorzeitige Beendigung 
der Mitgliedschaft wird durch die Wahlordnung geregelt.

(2)	 Das Plenum bestimmt die Richtlinien der Kammerarbeit und beschließt über 
Fragen, die für die kammerzugehörige gewerbliche Wirtschaft oder die Arbeit 
der Kammer von grundsätzlicher Bedeutung sind. Dem Plenum bleibt vorbe-
halten die Beschlussfassung über:
a)	 die Satzung (§ 4 S. 2 Nr. 1 IHKG),
b)	 die Wahl-, Beitrags-, Sonderbeitrags- und Gebührenordnung (§ 4 S. 2 Nr. 2 

IHKG),
c)	 die Wirtschaftssatzung, in der der Wirtschaftsplan festgestellt und der Maß-

stab für die Beiträge und Sonderbeiträge festgesetzt werden (§ 4 S. 2 Nr. 3, 
4 IHKG), 

d)	 die Wahl des Präses und des Präsidiums (§ 6 Abs. 1 IHKG),
e)	 die Bestellung des Hauptgeschäftsführers und I. Syndicus, nachfolgend I. 

Syndicus, (§ 7 Abs. 1 IHKG),
f)	 die Bestellung der übrigen Syndici,

1.	 Der Begriff Syndicus/Syndici ist seit dem 17. Jahrhundert die traditionelle Bezeichnung für die 
hauptamtliche Führungsspitze der Handelskammer Bremen.
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g)	 die Erteilung der Entlastung (§ 4 S. 2 Nr. 5 IHKG),
h)	 die Übertragung von Aufgaben auf andere Industrie- und Handelskammern, 

die Übernahme dieser Aufgaben, die Bildung von öffentlich-rechtlichen Zu-
sammenschlüssen und die Beteiligung hieran gem. § 10 IHKG sowie die Be-
teiligung an Einrichtungen nach § 1 Abs. 3 b IHKG (§ 4 S. 2 Nr. 6 IHKG),

i)	 die Art und Weise der öffentlichen Bekanntmachung (§ 4 S. 2 Nr. 7 IHKG),
j)	 das Finanzstatut (§ 4 S. 2 Nr. 8 IHKG),
k)	 den Erlass einer Geschäftsordnung,
l)	 die Wahl der Rechnungsprüfer,
m)	die Errichtung von Zweig- und Außenstellen,
n)	 die Gründung und Beteiligung an Gesellschaften,
o)	 die Bildung von Ausschüssen, mit Ausnahme des Berufsbildungsausschusses,
p)	 den Vorschlag der Arbeitgebervertreter für den Berufsbildungsausschuss,
q)	 den Erlass von Vorschriften auf dem Gebiet des Sachverständigenwesens,
r)	 die Errichtung des Ausschusses nach § 111 Abs. 2 ArbGG,
s) 	die Berufung von Vorsitzenden der Einigungsstelle für Wettbewerbsstrei-

tigkeiten, 
t)	 die wesentlichen personalwirtschaftlichen Grundsätze, insbesondere die all-

gemeinen Grundlagen der Gehaltsfindung.

(3)	 Über die aufgrund des Berufsbildungsgesetzes von der Kammer zu erlassenden 
Vorschriften für die Durchführung der Berufsausbildung beschließt der Berufs-
bildungsausschuss. Diese Beschlüsse bedürfen der Zustimmung des Plenums, 
wenn zu ihrer Durchführung die für die Berufsbildung im laufenden Wirt-
schaftsplan vorgesehenen Mittel nicht ausreichen oder in folgenden Geschäfts-
jahren Mittel bereitgestellt werden müssen, die die Ausgaben für die Berufs-
bildung des laufenden Wirtschaftsplans nicht unwesentlich übersteigen.

(4)	 Die Mitglieder des Plenums sind Vertreter der Gesamtheit der Kammerzugehö-
rigen und an Aufträge und Weisungen nicht gebunden. Sie nehmen ihre Auf-
gaben ehrenamtlich wahr.

(5)	 Die Mitglieder des Plenums haben über alle Mitteilungen, Tatsachen und Ver-
handlungen, die ihrer Natur nach vertraulich sind oder als vertraulich be-
zeichnet werden, Stillschweigen zu bewahren. Sie sind vor Aufnahme ihrer 
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ehrenamtlichen Tätigkeit vom Präses hierzu und zu einer objektiven Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben zu verpflichten.

(6)	 Das Plenum kann Mitglieder des Ehrenamts, die sich in herausragender Weise 
für die Kammer engagiert haben, zu Senioren ernennen. Die Senioren der 
Kammer sowie die bisherigen Senioren der Handelskammer Bremen, der Eh-
renpräsident der IHK Bremerhaven, der Senior des Konvents der IHK Bremer-
haven und die Sprecher der Wirtschaftsjunioren aus Bremen und Bremerha-
ven haben Gastrecht in den Sitzungen des Plenums.

§ 5 Sitzungen und Beschlüsse des Plenums

(1)	 Das Plenum wird vom Präses in der Regel zehnmal jährlich, davon zweimal in 
Bremerhaven, zu einer ordentlichen Sitzung einberufen. Das Plenum ist vom 
Präses zu einer außerordentlichen Sitzung einzuberufen, wenn ein Fünftel sei-
ner Mitglieder es unter Angabe des Beratungsgegenstandes verlangt. Der Prä-
ses leitet die Sitzungen.

(2)	 Die Einladung des Plenums erfolgt schriftlich oder elektronisch mindestens 
eine Woche vor der Sitzung und unter Mitteilung der Tagesordnung. Anträge 
für das Plenum sind spätestens 14 Tage vor der Sitzung der Kammer mitzutei-
len, damit sie auf die Tagesordnung gesetzt werden können. Die Tagesordnung 
wird vom Präses aufgestellt und hat alle rechtzeitig vorliegenden Anträge zu 
berücksichtigen. 

(3)	 Die Mitglieder des Plenums sind zur rechtzeitigen Mitteilung verpflichtet, 
wenn sie an einer Sitzung nicht teilnehmen können; eine Vertretung ist unzu-
lässig. 

(4)	 Das Plenum ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder an-
wesend ist. Es gilt solange als beschlussfähig, wie nicht ein Mitglied vor ei-
ner Beschlussfassung beantragt, die Beschlussunfähigkeit festzustellen. Wird 
in einer Sitzung die Beschlussunfähigkeit festgestellt, so ist ein daraufhin un-
ter Beachtung der Einladungsfrist mit der gleichen Tagesordnung einberufenes 
Plenum ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig. 
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(5)	 Für Beschlüsse des Plenums ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erfor-
derlich, Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegeben (einfache Mehrheit). 
Änderungen dieser Satzung bedürfen der Mehrheit von zwei Drittel der An-
wesenden. Bei der Änderung der §§ 1 Abs. 1 und 2, 4 Abs. 1 und 6, 5 Abs. 1, 
5 und 6, 7 Abs. 1, 8 Abs. 3, 9 Abs. 5 ist eine Mehrheit von vier Fünftel der an-
wesenden Mitglieder des Plenums erforderlich. Bei der Besetzung von Ämtern, 
um die sich mehrere Kandidaten bewerben, ist derjenige Kandidat gewählt, der 
die meisten Stimmen auf sich vereinigt.

(6)	 In kommunalen Angelegenheiten, die der ausschließlichen Verantwortung von 
Stadtverordnetenversammlung/Magistrat in Bremerhaven bzw. Stadtbürger-
schaft/Senat in Bremen unterliegen, trifft die Kammer keine Beschlüsse gegen 
die Mehrheit von jeweils zwei Drittel der anwesenden Mitglieder des Plenums, 
deren Wählbarkeit sich jeweils aus dem Wahlbezirk Bremerhaven bzw. Bremen 
herleitet.

(7)	 Die Beschlussfassung des Plenums erfolgt in der Regel durch Handzeichen. Ge-
heime Abstimmung erfolgt nur, wenn ein Fünftel der anwesenden Mitglieder 
es verlangt. Wahlen erfolgen geheim. Mit Ausnahme der Wahl des Präses und 
der Wahl der übrigen Mitglieder des Präsidiums kann eine offene Wahl mit 
einfacher Mehrheit beschlossen werden.

(8)	 Das Plenum kann die Öffentlichkeit seiner Sitzungen für kammerzugehörige 
Unternehmen beschließen. Im Übrigen kann der Präses Gäste zu den Sitzun-
gen einladen.

(9)	 Über die Beratungen und Beschlüsse des Plenums ist eine Niederschrift auf-
zunehmen, die vom Präses und dem I. Syndicus zu unterzeichnen ist. Abwei-
chende Meinungen sind auf Verlangen in der Niederschrift festzuhalten. Die 
Niederschrift ist den Mitgliedern des Plenums spätestens mit der Einladung zur 
nächsten Sitzung zu übersenden.
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§ 6 Ausschüsse

(1)	 Das Plenum kann nach jeder Ergänzungswahl zu seiner Unterstützung bei der 
Behandlung bestimmter Aufgabenbereiche oder besonderen Angelegenheiten 
Ausschüsse mit beratender Funktion errichten. Es beruft für die Dauer der rest-
lichen Amtszeit der in der vorletzten Ergänzungswahl gewählten Mitglieder 
des Plenums die Mitglieder und kann dabei auch Personen berufen, die nicht 
zum Plenum wählbar sind. Die Ausschüsse haben beratende Funktion gegen-
über dem Plenum und anderen Organen der Kammer sowie gegenüber der Ge-
schäftsführung der Kammer. Sie sind berechtigt, sich im Einvernehmen mit 
dem I. Syndicus im Namen der Kammer oder als Ausschuss der Kammer ge-
genüber Dritten oder der Öffentlichkeit zu äußern, soweit sich die Äußerun-
gen im Rahmen bestehender Positionen der Kammer halten.

(2)	 Die Mitglieder der Ausschüsse nehmen ihre Aufgaben ehrenamtlich wahr. Sie 
haben über vertrauliche Mitteilungen, Tatsachen und Verhandlungen Still-
schweigen zu bewahren.

(3)	 Die Mitglieder des Präsidiums und der Geschäftsführung sind berechtigt, an 
Ausschusssitzungen teilzunehmen.

(4)	 Die Ausschüsse wählen ihren Vorsitzenden und dessen Stellvertreter, die Mit-
glieder des Plenums sein sollen.

(5)	 Die Kammer errichtet gem. § 77 des Berufsbildungsgesetzes einen Berufsbil-
dungsausschuss. Das Verfahren und die Aufgaben richten sich nach den §§ 77 
bis 80 des Berufsbildungsgesetzes. Die Bestimmungen des Berufsbildungsge-
setzes bleiben von den Absätzen 1 und 2 unberührt.

§ 7 Präsidium

(1)	 Das Präsidium besteht aus dem Präses und mindestens fünf, höchstens neun 
Vizepräsiden, die aus der Mitte des Plenums in geheimer Wahl gewählt werden. 
Die Wahl findet in der ersten Sitzung des nach der jeweiligen Ergänzungswahl 
zur Hälfte neu gewählten Plenums statt. Bei zwei Mitgliedern des Präsidiums 
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leitet sich die Wählbarkeit aus dem Wahlbezirk Bremerhaven ab. Die Wahl er-
folgt für die restliche Amtszeit der in der vorletzten Ergänzungswahl gewähl-
ten Mitglieder des Plenums. Die Mitglieder nehmen ihr Amt jedoch bis zum 
Amtsantritt eines Nachfolgers wahr. Bei vorzeitigem Ausscheiden erfolgt eine 
Neuwahl für die restliche Amtszeit. Eine Wiederwahl ist zulässig, die des Prä-
ses jedoch nur einmal. 

(2)	 Das Präsidium bereitet die Beschlüsse des Plenums vor und sorgt für ihre 
Durchführung. Das Präsidium beschließt über alle Angelegenheiten der Kam-
mer, soweit Gesetz oder Satzung diese Aufgaben nicht dem Plenum oder dem 
Berufsbildungsausschuss vorbehalten. Duldet die Beschlussfassung über eine 
Angelegenheit wegen ihrer Dringlichkeit keinen Aufschub, so kann über sie 
das Präsidium anstelle des an sich zuständigen Plenums beschließen, soweit 
es sich dabei nicht um eine durch §  4  Satz 2 IHK-Gesetz der ausschließlichen 
Zuständigkeit des Plenums vorbehaltene Aufgabe handelt. Dem Plenum ist in 
seiner nächsten ordentlichen Sitzung darüber zu berichten.

(3)	 Das Präsidium beschließt mit einfacher Mehrheit, bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des Präses. Das Präsidium ist beschlussfähig, wenn min-
destens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Bei besonderer Eilbedürftigkeit 
kann das Präsidium auch im schriftlichen Verfahren beschließen, wenn kein 
Mitglied widerspricht. Satz 3 gilt nicht für Beschlüsse nach Absatz 2 Satz 3.

§ 8 Präses

(1)	 Der Präses ist Vorsitzender von Plenum und Präsidium und Sprecher der ge-
werblichen Wirtschaft im Kammerbezirk. 

(2)	 Der Präses oder in seinem Auftrag der I. Syndicus beruft die Sitzungen des Prä-
sidiums ein und leitet sie; der I. Syndicus nimmt an den Sitzungen des Präsi-
diums teil.
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(3)	 Soweit der Antepräses dem Präsidium angehört, vertritt dieser bei kurzzeiti-
ger Verhinderung den Präses, anderenfalls ein anderer Vizepräses. Bei länge-
rer Abwesenheit kann der Präses je einen Abwesenheitsvertreter für die Stand-
orte Bremen und Bremerhaven bestimmen.

§ 8a Ehrenamtliche Tätigkeit

(1)	 Für ehrenamtliche Tätigkeiten gewährt die Kammer keine Vergütung. Die Ent-
scheidung über Regelungen zur Aufwandsentschädigung kann das Plenum 
treffen oder auf ein anderes Organ delegieren.

(2)	 Die Mitglieder des Plenums, des Präsidiums und der beratenden Ausschüsse so-
wie der Präses nehmen ihre Tätigkeit ehrenamtlich wahr. Eine Erstattung von 
Aufwendungen wird nicht gewährt.

§ 9 Geschäftsführung

(1)	 Die Geschäftsführung besteht aus dem I. Syndicus, den Syndici und den Ge-
schäftsführern. Die Mitglieder der Geschäftsführung sind berechtigt, mit bera-
tender Stimme an den Sitzungen des Plenums und der Ausschüsse teilzuneh-
men.

(2)	 Der I. Syndicus führt die Geschäfte der Kammer, leitet die Geschäftsführung 
und bestimmt den Geschäftsverteilungsplan, er ist dem Plenum und dem Prä-
sidium für die ordnungsgemäße Durchführung der Geschäfte der Kammer ver-
antwortlich.

(3)	 Die Wahrnehmung des Gesamtinteresses der gewerblichen Wirtschaft im Kam-
merbezirk durch den I. Syndicus erfolgt im Rahmen der vom Plenum beschlos-
senen Richtlinien sowie unter Beachtung der Beschlüsse des Plenums und des 
Präsidiums. Er kann damit auch die Geschäftsführung und weitere Mitarbeiter 
der Kammer beauftragen, insbesondere durch eine Dienstanweisung.
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(4)	 Der I. Syndicus sowie bis zu drei weitere Syndici werden vom Plenum bestellt, 
wobei die Begrenzung auf die Anzahl aus besonderen Gründen für einen ab-
sehbaren Zeitraum überschritten werden kann. Über die Anstellung der Ge-
schäftsführer entscheidet der I. Syndicus im Einvernehmen mit dem Präses. 
Die Anstellung weiterer Mitarbeiter obliegt dem I. Syndicus.

(5)	 Ein Syndicus hat seinen Dienstsitz dauerhaft in Bremerhaven.

(6)	 Alle Anstellungsverhältnisse sind durch schriftliche Verträge zu regeln. Den 
Anstellungsvertrag des I. Syndicus unterzeichnen der Präses und ein Vizeprä-
ses, die Anstellungsverträge der weiteren Syndici und der Geschäftsführer un-
terzeichnen der Präses und der I. Syndicus. Alle weiteren Anstellungsverträge 
der Mitarbeiter unterzeichnet der I. Syndicus.

(7)	 Der I. Syndicus ist Dienstvorgesetzter der Mitarbeiter; bei seiner Verhinderung 
übt ein Stellvertreter aus dem Kreis der Syndici seine Befugnisse aus.

§ 10 Vertretung

(1)	 Der Präses und der I. Syndicus vertreten die Kammer rechtgeschäftlich und 
gerichtlich. Sie sind dabei an die Beschlüsse des Plenums und, soweit die Sat-
zung es vorsieht, des Präsidiums gebunden.

(2)	 Der Präses kann von einem Vizepräses vertreten werden, der I. Syndicus durch 
einen Syndicus.

(3)	 Für die Geschäfte der laufenden Verwaltung ist der I. Syndicus allein vertre-
tungsberechtigt; er kann durch einen Stellvertreter vertreten werden.

(4)	 Gegenüber dem I. Syndicus wird die Kammer durch den Präses und einen Vi-
zepräses vertreten.

(5)	 In Vereinen, Gesellschaften und Organisationen wird die Kammer durch den 
Präses oder den I. Syndicus vertreten. Sind beide bei Abstimmungen anwe-
send, führt der Präses die Stimme; ist der Präses nicht anwesend, führt der I. 
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Syndicus die Stimme. Die Erteilung von Vollmachten ist zulässig. Bei Abstim-
mungen über Fragen von grundsätzlicher Bedeutung ist § 4 Abs. 2 S. 1 zu be-
achten; bei Eilbedürftigkeit kann auf § 7 Abs. 2 zurückgegriffen werden. Im 
Übrigen sind Präses und I. Syndicus befugt, bestehende Beschlüsse der zustän-
digen Kammer-Organe zu konkretisieren und Positionen aus diesen Beschlüs-
sen abzuleiten.

§ 11 Finanzwesen

(1)	 Das Geschäftsjahr läuft vom 01. Januar bis zum 31. Dezember.

(2)	 Der I. Syndicus bereitet im Einvernehmen mit dem Präsidium den Wirtschafts-
plan vor. Der Präses und der I. Syndicus überwachen die Einhaltung des vom 
Plenum festgestellten Wirtschaftsplanes.

(3)	 Das Plenum stellt den Wirtschaftsplan fest und wählt aus seiner Mitte jeweils 
zwei Rechnungsprüfer für die Prüfung des Jahresabschlusses.

(4)	 Das Präsidium hat für jedes Geschäftsjahr dem Plenum Rechnung zu legen 
und um seine Entlastung sowie die Entlastung des I. Syndicus nachzusuchen. 
Die Rechnungsprüfer berichten dem Plenum vor der Beschlussfassung über die 
Entlastung über das Ergebnis ihrer Prüfung.

§ 12 Veröffentlichungen

Die Rechtsvorschriften der Kammer werden in ihrem Mitteilungsblatt veröffent-
licht. Sie treten, soweit sie keine abweichende Regelung enthalten, am Tag nach 
Ablauf des Tages in Kraft, an dem das Mitteilungsblatt herausgegeben worden ist. 
Zusätzlich kann die Kammer die Rechtsvorschriften auch im Internet veröffentli-
chen.
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§ 13 Personen- und Funktionsbezeichnungen

Soweit diese Satzung auf natürliche Personen Bezug nimmt, gilt sie für weibliche 
und männliche Personen in gleicher Weise. Entsprechende Bezeichnungen können 
von Frauen in der weiblichen Sprachform geführt werden.

§ 14 Schlussbestimmungen

(1)	 Der vom ersten Plenum der gemeinsamen Handelskammer gewählte Präses 
und die ebenso gewählten übrigen Präsidiumsmitglieder und Ausschussmit-
glieder nehmen diese Funktionen auch nach Inkrafttreten dieser Satzung bis 
zum 31.12.2018 wahr.

(2)	 Die Regelung des § 5 Abs. 6 der Satzung unterliegt der Übergangsregelung 
nach § 7 Abs. 2 des Gesetzes über die Industrie- und Handelskammer im Lande 
Bremen und wird bis zum Ende der Amtszeiten der Mitglieder des Übergangs-
plenums einer Überprüfung unterzogen.

(3)	 Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Mitteilungsblatt 
in Kraft.
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Geschäftsordnung der Handelskammer Bremen – IHK für 
Bremen und Bremerhaven

vom 18. Januar 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 02.2016, S. VI f.)

I. Plenum

§ 1 Tagesordnung

1)	 Der Präses stellt die Tagesordnung auf. Anträge sind dem Präses spätestens 14 
Tage vor der Sitzung mitzuteilen und von ihm bei der Aufstellung der Tages-
ordnung zu berücksichtigen, sofern der Antrag wegen seines Sachzusammen-
hanges von ihm nicht in die Tagesordnung der nachfolgenden Plenarsitzung 
aufgenommen wird. Später eingegangene Anträge oder zu Beginn der Sitzung 
eingebrachte Anträge können nachträglich in die Tagesordnung aufgenommen 
werden, wenn der Präses deren besondere Dringlichkeit feststellt.

2)	 Die Tagesordnung wird dann mit den Beratungsgegenständen und in der Rei-
henfolge beraten, wie vom Präses vorgeschlagen. Nach Eintritt in die Tages-
ordnung können Anträge auf Erweiterung der Tagesordnung nur noch mit ei-
ner Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen, mindestens aber 
mit der Mehrheit der Mitglieder des Plenums beschlossen werden.

3)	 Der Präses kann die Aufnahme eines Beratungsgegenstandes in die Tagesord-
nung ablehnen, wenn er die geordnete und auf eine zulässige Beschlussfas-
sung gerichtete Aussprache im Plenum in erheblicher Weise gefährdet sieht.

4)	 Die Sitzungstermine sollen in der Regel am Anfang eines Jahres für das ge-
samte Jahr festgelegt werden.

§ 2 Beratung und Redeordnung

1)	 Der Präses erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen.
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2)	 Bei Wortmeldungen zur Geschäftsordnung ist das Wort außerhalb der Reihen-
folge zu erteilen. Dabei erhalten der Antragsteller und ein Redner gegen den 
Antrag das Wort. Hierfür kann der Präses die Redezeit auf je zwei Minuten 
begrenzen. Abschließend ist über den Antrag zur Geschäftsordnung unmittel-
bar abzustimmen.

3)	 Der Präses darf im Rahmen der Sitzungsleitung das Wort jederzeit ergreifen.

4)	 Der I. Syndicus ist auf sein Verlangen zum Gegenstand der Beratung auch au-
ßerhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen zu hören. Der Präses kann den 
anderen Mitgliedern der Geschäftsführung zur tatsächlichen oder rechtlichen 
Klarstellung eines Sachverhaltes jederzeit das Wort erteilen.

5)	 Der Präses darf die Redezeit angemessen begrenzen und auch sonst alle zur 
sachgerechten Leitung der Sitzung erforderlichen Maßnahmen treffen. Er be-
stimmt bei mehreren Anträgen zu einem Beratungsgegenstand die Reihen-
folge der Abstimmung.

6)	 Über Zweifelsfragen der Auslegung der Geschäftsordnung entscheidet der Prä-
ses. Grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Fragen entscheidet das 
Präsidium.

§ 3 Verpflichtung

Die Mitglieder des Plenums sind vor Aufnahme ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit 
entsprechend § 4 Abs. 4 und 5 der Satzung schriftlich zu den dort niedergelegten 
Grundsätzen zu verpflichten.
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II. Präsidium

§ 4 Wahl

Die Wahl des Präses und der Vizepräsides findet in geheimer Wahl in besonderen 
Wahlgängen statt. Die Wahl der Vizepräsides kann im Einverständnis mit der Mehr-
heit der anwesenden Mitglieder des Plenums in einem einzigen Wahlgang für alle 
Vizepräsides stattfinden.

§ 5 Einladung

1)	 Das Präsidium wird vom Präses einberufen, und zwar in der Regel zu einem 
Termin unmittelbar vor der nächsten Sitzung des Plenums. Sonst wird es vom 
Präses nach Bedarf einberufen.

2)	 Die Einladung ist an keine Form und Frist gebunden.

§ 6 Niederschrift

1)	 Über die Ergebnisse der Sitzungen des Präsidiums ist eine Niederschrift aufzu-
nehmen, die vom Präses und dem I. Syndicus zu unterzeichnen ist.

2)	 Für das Verfahren im Präsidium werden im Übrigen die für das Plenum gelten-
den Bestimmungen der Geschäftsordnung sinngemäß angewandt.

III. Ausschüsse

§ 7 Beratende Funktion

Die Ausschüsse gem. § 6 der Satzung der Handelskammer Bremen dienen der Vor-
bereitung und Unterstützung der Arbeit des Plenums, des Präsidiums oder der Ge-
schäftsführung und werden zu diesem Zweck für diese beratend tätig. 



ORGANISATIONSRECHT

40

§ 8 Zusammensetzung

1)	 In Ergänzung von § 6 Absatz 1 der Satzung setzen sich die Ausschüsse nach 
Möglichkeit aus fachlich versierten Personen zusammen, die in einem kam-
merzugehörigen Unternehmen aktiv tätig sind. Es können auch sonstige Perso-
nen berufen werden, wenn dies aufgrund deren besonderen Fachkunde zweck-
dienlich ist.

2)	 Kammerzugehörige Unternehmen sollen in den jeweiligen Fachausschüssen 
nicht mehr als einen Vertreter stellen.

3)	 Die Mitglieder der Ausschüsse sollen im Zeitpunkt der jeweiligen Berufung 
durch das Plenum in der Regel das 68. Lebensjahr nicht vollendet haben.

§ 9 Einladung, Sitzungsleitung, Verfahren

1)	 Der für die Geschäfte des Ausschusses verantwortliche Syndicus oder Ge-
schäftsführer lädt im Einvernehmen mit dem Ausschussvorsitzenden zu den 
Sitzungen der Ausschüsse nach Bedarf ein, oder wenn mindestens drei Aus-
schussmitglieder es beantragen.

2)	 Die Tagesordnung wird vom Ausschussvorsitzenden im Einvernehmen mit 
dem für die Betreuung des Ausschusses verantwortlichen Syndicus oder Ge-
schäftsführer aufgestellt. Alle bis zur Versendung vorliegenden Anträge sind 
zu berücksichtigen. Außerhalb der Tagesordnung darf über Anträge nur abge-
stimmt werden, wenn die Mehrheit der Anwesenden damit einverstanden ist.

3)	 Der Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt die Ausschussberatungen. Ihm ob-
liegt die Aufrechterhaltung der Ordnung in der Sitzung.

4)	 Für Beschlüsse ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich, Stim-
menthaltungen gelten als nicht abgegeben (einfache Mehrheit). Bei Stim-
mengleichheit entscheidet die Stimme des Ausschussvorsitzenden.
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5)	 Wenn der Vorsitzende und sein Stellvertreter verhindert sind, nimmt das am 
längsten sich im Amt befindliche Ausschussmitglied seine Aufgabe wahr.

6)	 Für das Verfahren in den Ausschüssen werden im Übrigen die für das Plenum 
geltenden Bestimmungen der Geschäftsordnung sinngemäß angewandt.

§ 10 Öffentlichkeit

1)	 Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Der Vorsitzende kann Sachverständige 
oder Gäste zulassen. Vor Sitzungsbeginn sind diese auf die Notwendigkeit der 
Geheimhaltung der zu ihrer Kenntnis gelangenden Vorgänge und Tatsachen 
hinzuweisen.

2)	 Die Mitglieder des Präsidiums und der Geschäftsführung sind berechtigt, an 
den Sitzungen teilzunehmen.

3)	 Die Ausschüsse sind berechtigt, sich im Einvernehmen mit dem Hauptge-
schäftsführer im Namen der Kammer oder als Ausschuss der Kammer gegen-
über Dritten oder der Öffentlichkeit zu äußern, soweit sich die Äußerungen im 
Rahmen bestehender Positionen der Kammer halten.

§ 11 Niederschrift

1)	 Die Ausschüsse legen ihre Auffassung in Form von Empfehlungen nieder.

2)	 Über die Beratungsergebnisse ist durch den vom Ausschussvorsitzenden zu 
bestimmenden Protokollführer eine Niederschrift anzufertigen. Dabei sind ab-
weichende Meinungen von Minderheiten zum Ausdruck zu bringen. Die Nie-
derschrift ist vom Protokollführer zu unterzeichnen.

3)	 Die Beratungsergebnisse der Ausschüsse sollen dem Plenum alsbald bekannt 
gegeben werden. 
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§ 12 Berufsbildungsausschuss

Für die Tätigkeit des gemäß § 77 Berufsbildungsgesetz zu errichtenden Berufsbil-
dungsausschusses gelten die Bestimmungen dieser Geschäftsordnung nicht.

IV. Ehrenamtliche Tätigkeit

§ 13 Vergütung, Erstattung von Aufwendungen

Die Mitglieder des Plenums, des Präsidiums und der beratenden Ausschüsse neh-
men ihre Tätigkeit ehrenamtlich wahr. Sie erhalten weder eine Vergütung noch eine 
Erstattung von Aufwendungen.

V. Inkrafttreten

§ 14 Inkrafttreten

Diese Geschäftsordnung findet mit der Feststellung des Abstimmungsergebnisses 
über ihren Beschluss unmittelbar Anwendung. 
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Wahlordnung der Handelskammer Bremen – IHK für  
Bremen und Bremerhaven

vom 20. Juni 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 07/08.2016,  
S. II ff.)

Die im folgenden Wortlaut verwendete männliche Form dient der Vereinfachung 
und schließt die weibliche Form mit ein.

§ 1 Wahlmodus

(1)	 Die Kammerzugehörigen wählen nach den folgenden Bestimmungen für die 
Dauer von sechs Jahren bis zu 60 Mitglieder des Plenums der Handelskam-
mer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven (im Folgenden „Kammer“ 
genannt). 

(2)	 52 Mitglieder des Plenums werden in allgemeiner, geheimer und freier Wahl 
von den Kammerzugehörigen unmittelbar gewählt, und zwar 40 Mitglieder 
im Wahlbezirk Bremen (Stadtgemeinde Bremen ohne stadtbremische Häfen in 
Bremerhaven) und 12 Mitglieder im Wahlbezirk Bremerhaven (Stadtgemeinde 
Bremerhaven einschließlich stadtbremische Häfen in Bremerhaven).

(3)	 Die Wahl erfolgt in der Form, dass jeweils die Hälfte der Mitglieder des Plen-
ums -zeitversetzt um drei Jahre - für die in Absatz 1 genannte Dauer gewählt 
wird. Zum Jahresende jedes dritten Jahres scheidet die Hälfte der unmittel-
bar gewählten Mitglieder des Plenums aus, deren Amtszeit erfüllt ist und wird 
durch eine Ergänzungswahl ersetzt. Im Falle von Änderungen des § 7 stellt das 
Plenum durch gesonderten Beschluss bzw. durch entsprechende Übergangsre-
gelungen in der geänderten Wahlordnung bei Erforderlichkeit sicher, dass fest-
steht, welche amtierenden Mitglieder des Plenums in welche Wahlgruppen ge-
hören und wie viele Vertreter welcher Wahlgruppen für welche Amtszeiten in 
der nächsten Ergänzungswahl zu wählen sind.
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(4)	 Bis zu acht Mitglieder können in mittelbarer Wahl gemäß § 17 von den un-
mittelbar gewählten Mitgliedern des Plenums hinzugewählt werden, die inso-
weit als Wahlpersonen handeln (Zuwahl): Bei bis zu sechs Mitgliedern leitet 
sich deren Wählbarkeit dabei aus dem Wahlbezirk Bremen ab, bei bis zu zwei 
Mitgliedern leitet sich deren Wählbarkeit dabei aus dem Wahlbezirk Bremerha-
ven ab. Die Zuwahl dient dazu, die Spiegelbildlichkeit des Plenums zu verbes-
sern. Hierbei sind die wirtschaftlichen Besonderheiten des Kammerbezirks und 
die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der Gewerbegruppen zu berücksichtigen. 
Der Antrag auf Durchführung einer Zuwahl ist entsprechend zu begründen. 

§ 2 Nachrücken, Nachfolgewahl

(1)	 Für ein unmittelbar gewähltes Mitglied des Plenums, das früher als sechs Mo-
nate vor Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet, rückt der Kandidat nach, der bei 
der Wahl im gleichen Wahlbezirk und in der gleichen Wahlgruppe die nächs-
thöchste Stimmzahl erreicht hat (Nachfolgemitglied). Endet die Wählbarkeit 
des Nachfolgemitglieds im Zeitraum zwischen Wahl und Nachrückfall, so en-
det auch die Stellung als Nachfolgemitglied. Gleiches gilt für den Wechsel in 
den jeweils anderen Wahlbezirk und in eine andere Wahlgruppe. Das Nach-
folgemitglied rückt auch dann nach, wenn es bereits durch Zuwahl (§ 1 Abs. 
4) Mitglied des Plenums geworden ist; es gilt fortan als unmittelbar gewähl-
tes Mitglied. Die Namen der ausgeschiedenen und der nachgerückten Mitglie-
der sind gemäß § 18 bekannt zu machen.

(2)	 Ist kein als Nachfolgemitglied qualifizierter Bewerber vorhanden, so wird das 
Plenum den freigewordenen Sitz im Wege der mittelbaren Wahl gemäß § 17 
durch die unmittelbar gewählten Mitglieder des Plenums besetzen. Das ge-
wählte Nachfolgemitglied muss dem Wahlbezirk und der Wahlgruppe des aus-
geschiedenen Mitglieds angehören.

(3)	 Falls der Anteil der insgesamt in mittelbarer Wahl gewählten Mitglieder 
des Plenums - einschließlich der nach § 1 Abs. 4 hinzugewählten - 20 v. H. 
der zulässigen Höchstzahl aller Sitze erreicht, ist die mittelbare Wahl weite-
rer Mitglieder des Plenums ausgeschlossen. In diesem Fall soll das Plenum 
die Durchführung einer unmittelbaren Nachfolgewahl beschließen. Sie wird 
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entsprechend den Vorschriften dieser Wahlordnung durchgeführt. Das ge-
wählte Nachfolgemitglied muss dem Wahlbezirk und der Wahlgruppe des aus-
geschiedenen Mitglieds zum Zeitpunkt seiner Wahl angehören.

(4)	 Das Nachrücken nach Abs. 1 und die Nachwahlen nach Abs. 2 und 3 erfolgen 
für die restliche Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds.

§ 3 Wahlberechtigung

(1)	 Wahlberechtigt sind die Kammerzugehörigen.

(2)	 Jeder Kammerzugehörige kann sein Wahlrecht nur einmal ausüben.

(3)	 Das Wahlrecht ruht bei Kammerzugehörigen, solange ihnen von einem Ge-
richt das Recht, in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu stimmen, 
rechtskräftig aberkannt ist.

§ 4 Ausübung des Wahlrechts

(1)	 Das Wahlrecht wird ausgeübt
a)	 für kammerzugehörige natürliche Personen von diesen selbst, falls Vor-

mundschaft, Pflegschaft oder Betreuung besteht, durch den gesetzlichen 
Vertreter,

b)	 für juristische Personen des privaten oder öffentlichen Rechts, Handelsge-
sellschaften und nichtrechtsfähige Personenmehrheiten durch eine Person, 
die allein oder zusammen mit anderen zur gesetzlichen Vertretung befugt 
ist.

(2)	 Das Wahlrecht kann auch durch einen im Handelsregister eingetragenen Pro-
kuristen ausgeübt werden.
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(3)	 Für Kammerzugehörige, deren Wohnsitz oder Sitz nicht im Kammerbezirk ge-
legen ist, kann das Wahlrecht durch einen Wahlbevollmächtigten ausgeübt 
werden. In begründeten Einzelfällen kann der Wahlausschuss auch darüber 
hinaus eine Wahlbevollmächtigung durch Beschluss zulassen. 

(4)	 In den Fällen der Abs. 1 lit. b, 2 und 3 kann das Wahlrecht jeweils nur von ei-
ner einzigen dazu bestimmten Person ausgeübt werden.

(5)	 Das Wahlrecht kann nicht von Personen ausgeübt werden, bei denen der Tat-
bestand des § 3 Abs. 3 vorliegt.

(6)	 Auf Verlangen ist dem Wahlausschuss die Berechtigung, das Wahlrecht aus-
zuüben durch einen Handelsregisterauszug oder in sonstiger geeigneter Weise 
nachzuweisen. Bei Wahlbevollmächtigten bedarf es einer zu diesem Zweck 
ausgestellten Vollmacht.

§ 5 Wählbarkeit

(1)	 Wählbar sind natürliche Personen, die spätestens am letzten Tag der Wahlfrist 
volljährig, das Kammerwahlrecht auszuüben berechtigt und entweder selbst 
Kammerzugehörige oder allein oder zusammen mit anderen zur gesetzlichen 
Vertretung einer kammerzugehörigen juristischen Person, Handelsgesellschaft 
oder nichtrechtsfähigen Personenmehrheit befugt sind. Wählbar sind auch die 
in das Handelsregister eingetragenen Prokuristen und besonders bestellte Be-
vollmächtigte im Sinne von § 5 Abs. 2 IHKG. Besonders bestellte Bevollmäch-
tigte sind Personen, die, ohne im Handelsregister eingetragen zu sein, im Un-
ternehmen des Kammerzugehörigen eine der eigenverantwortlichen Tätigkeit 
des Unternehmers vergleichbare selbständige Stellung einnehmen und dies 
durch eine entsprechende Vollmacht nachweisen. Nicht wählbar ist, wer die 
Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden und Rechte aus öffentlichen Wah-
len zu erlangen, nicht besitzt.



ORGANISATIONSRECHT

47

(2)	 Für jeden Kammerzugehörigen kann sich nur ein Kandidat zur Wahl stellen. 
Ist bereits ein Vertreter eines Kammerzugehörigen Mitglied des Plenums, kann 
ein weiterer Vertreter dieses Kammerzugehörigen weder nachrücken noch mit-
telbar oder unmittelbar gewählt werden.

(3)	 Ist eine natürliche Person in beiden Wahlbezirken bzw. in verschiedenen Wahl-
gruppen wählbar, kann sie nur einmal kandidieren.

§ 6 Dauer und Beendigung der Mitgliedschaft

(1)	 Die Amtszeit der nach § 1 Abs. 2 unmittelbar gewählten Mitglieder des Plen-
ums beginnt jeweils mit dem 1. Januar des auf die Wahl folgenden Jahres und 
endet mit dem 31. Dezember des sechsten auf die Wahl folgenden Jahres. 

(2)	 Die Mitgliedschaft im Plenum endet vor Ablauf der in Absatz 1 vorgesehe-
nen Amtszeit durch 
1.	 Tod, 
2.	 Amtsniederlegung,
3.	 mit der Feststellung, dass bei dem Mitglied die Voraussetzungen der  

Wählbarkeit nach § 5 Abs. 1 
a)	 im Zeitpunkt der Wahl nicht vorhanden waren oder
b)	zum Zeitpunkt der Feststellung nicht mehr vorliegen, oder 

4.	 die Wahl gemäß § 16 für ungültig erklärt wird. 

Die Feststellung nach Nummer 3 hat das Plenum auf Antrag zu beschließen. 
Der Präses hat den Antrag unverzüglich ab Kenntnis der Kammer zu stellen.

(3)	 Die Mitgliedschaft im Plenum wird nicht berührt durch den Wechsel in den je-
weils anderen Wahlbezirk oder in eine andere Wahlgruppe. Die Mitgliedschaft 
bleibt gleichfalls unberührt, soweit Mitglieder des Plenums nach Beginn ihrer 
Mitgliedschaft durch Unternehmensfusion, ‑ zusammenschluss oder ‑ wechsel 
ihre Wählbarkeit vom selben Kammerzugehörigen ableiten. 
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(4)	 Die Gültigkeit von Beschlüssen und Wahlen wird nicht davon berührt, dass die 
Voraussetzungen der Wählbarkeit bei mitwirkenden Mitgliedern des Plenums 
nicht vorlagen oder zu einem späteren Zeitpunkt entfallen sind. Gleiches gilt, 
wenn die Wahl einzelner Mitglieder des Plenums oder des Plenums insgesamt 
für ungültig erklärt wird.

§ 7 Wahlgruppen, Wahlbezirke

(1)	 Die Kammerzugehörigen werden gemäß § 5 Abs. 3 Satz 2 IHKG zum Zwe-
cke der Wahl unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Besonderheiten des 
Kammerbezirks sowie der gesamtwirtschaftlichen Bedeutung der Gewerbe-
gruppen in Wahlgruppen eingeteilt. Die Größe der Wahlgruppen richtet sich 
insbesondere nach dem Umsatz, der Beschäftigtenzahl, der Zahl der ihnen zu-
zurechnenden Kammerzugehörigen, dem Gewerbeertrag und der Anzahl der 
Ausbildungsplätze. 

(2)	 Es werden folgende Wahlgruppen gebildet: 
1 Industrie
2 Groß- und Außenhandel
3 Schifffahrt, Verkehr
4 Einzelhandel, Handelsvertreter
5 Gastgewerbe, Tourismus
6 Kredit- und Versicherungsgewerbe
7 Medien, Kommunikation, Informationstechnologien
8 Energiewirtschaft, Erneuerbare Energien
9 Sonstige Dienstleistungen

(3)	 Es werden folgende Wahlbezirke gebildet: 
a)	Stadt Bremen 
b)	Stadt Bremerhaven einschließlich stadtbremischer Häfen in Bremerhaven



ORGANISATIONSRECHT

49

(4)	 Die Kammerzugehörigen im Wahlbezirk der Stadt Bremen wählen in ihrer Wahl-
gruppe jeweils die folgende Anzahl von Mitgliedern des Plenums:
Wahlgruppe 1 – Industrie	 9 Mitglieder
Wahlgruppe 2 – Groß- und Außenhandel	 6 Mitglieder
Wahlgruppe 3 – Schifffahrt, Verkehr	 4 Mitglieder
Wahlgruppe 4 – Einzelhandel, Handelsvertreter	 4 Mitglieder
Wahlgruppe 5 – Gastgewerbe, Tourismus	 2 Mitglieder
Wahlgruppe 6 – Kredit- und Versicherungsgewerbe	 3 Mitglieder
Wahlgruppe 7 – Medien, Kommunikation,	 3 Mitglieder 
	 Informationstechnologien
Wahlgruppe 8 – Energiewirtschaft, Erneuerbare Energien	 1 Mitglied
Wahlgruppe 9 – Sonstige Dienstleistungen	 8 Mitglieder

(5)	 Die Kammerzugehörigen im Wahlbezirk der Stadt Bremerhaven wählen in ih-
rer Wahlgruppe jeweils die folgende Anzahl von Mitgliedern des Plenums:
Wahlgruppe 1 – Industrie	 2 Mitglieder
Wahlgruppe 2 – Groß- und Außenhandel	 1 Mitglied
Wahlgruppe 3 – Schifffahrt, Verkehr	 1 Mitglied
Wahlgruppe 4 – Einzelhandel, Handelsvertreter	 2 Mitglieder
Wahlgruppe 5 – Gastgewerbe, Tourismus	 1 Mitglied
Wahlgruppe 6 – Kredit- und Versicherungsgewerbe	 1 Mitglied
Wahlgruppe 7 – Medien, Kommunikation,	 1 Mitglied 
	 Informationstechnologien	
Wahlgruppe 8 – Energiewirtschaft, Erneuerbare Energien	 1 Mitglied
Wahlgruppe 9 – Sonstige Dienstleistungen	 2 Mitglieder

(6)	 In den einzelnen Wahlgruppen des Wahlbezirks der Stadt Bremen sind un-
ter Beachtung der nachstehenden Sitzbindungen folgende Plenarmitglieder 
zu wählen:
a)	 Von den in der Wahlgruppe 6 zu wählenden Mitgliedern muss mindestens 

eines der Gruppe des Kreditgewerbes und eines der Gruppe des Versiche-
rungsgewerbes angehören.

b)	 Von den in der Wahlgruppe 9 zu wählenden Mitgliedern muss mindestens 
eines der Gewerbegruppe des Grundstücks- und Wohnungswesens angehö-
ren.   
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(7)	 Die unmittelbar gewählten Plenarmitglieder können gemäß § 1 Abs. 4 jeweils 
die folgende Anzahl von Mitgliedern des Plenums hinzuwählen, deren Wähl-
barkeit sich aus dem Wahlbezirk der Stadt Bremen ableitet:
Wahlgruppe 1	bis zu 2 Mitglieder
Wahlgruppe 2 	bis zu 1 Mitglied
Wahlgruppe 3	bis zu 1 Mitglied
Wahlgruppe 4	bis zu 1 Mitglied
Wahlgruppe 9	bis zu 1 Mitglied

(8)	 Die unmittelbar gewählten Plenarmitglieder können gemäß § 1 Abs. 4 jeweils 
die folgende Anzahl von Mitgliedern des Plenums hinzuwählen, deren Wähl-
barkeit sich aus dem Wahlbezirk der Stadt Bremerhaven ableitet:
Wahlgruppe 1	bis zu 1 Mitglied
Wahlgruppe 9	bis zu 1 Mitglied

§ 8 Wahlausschuss, Wahltermin

(1)	 Das Plenum wählt zur Durchführung jeder unmittelbaren Wahl auf Vorschlag 
des Präsidiums oder mindestens fünf Mitgliedern des Plenums aus den Mit-
gliedern des Plenums, die nicht zur Wahl anstehen, einen Wahlausschuss, der 
aus sechs Mitgliedern besteht. Der Wahlausschuss wählt aus seiner Mitte ei-
nen Vorsitzenden sowie dessen Stellvertreter.

(2)	 Der Wahlausschuss ist beschlussfähig, wenn wenigstens die Hälfte der Mitglie-
der anwesend ist. Beschlüsse des Wahlausschusses werden mit einfacher Mehr-
heit der abstimmenden Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme des jeweiligen Vorsitzenden.

(3)	 Das Präsidium ernennt je ein Mitglied der Geschäftsführung zum Wahlbeauf-
tragten bzw. zu dessen Stellvertreter. Der Wahlbeauftragte führt nach den Vor-
gaben des Wahlausschusses die Geschäfte des Wahlausschusses.
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(4)	 Der Wahlausschuss bestimmt für die Wahl die Frist, in welcher die Stimmen 
bei der Handelskammer eingehen müssen (Wahlfrist) Die Wahl ist zeitlich so 
durchzuführen, dass das Wahlergebnis vor Beginn der Wahlperiode, für die die 
Wahl erfolgt, festgestellt werden kann.

§ 9 Wählerlisten

(1)	 Nach den Vorgaben des Wahlausschusses stellt die Kammer zur Vorbereitung 
der Wahl getrennt nach den beiden Wahlbezirken und den jeweiligen Wahl-
gruppen Listen der Wahlberechtigten auf (Wählerlisten) und legt sie dem 
Wahlausschuss zur Bestätigung vor. Die Wählerlisten können auch in Datei-
form erstellt werden. Sie enthalten Angaben zu Name, Firma, Anschrift, Wahl-
gruppe, Wahlbezirk, Identnummer und Wirtschaftszweig der Wahlberechtig-
ten.

(2)	 Bei der Aufstellung der Wählerlisten legt die Kammer die ihr vorliegenden Un-
terlagen zu Grunde und weist die Wahlberechtigten auf der Grundlage der Vor-
gaben des Wahlausschusses, den einzelnen Wahlgruppen und Wahlbezirken 
zu. Wahlberechtigte, die ausschließlich als persönlich haftende Gesellschaf-
ter eines anderen Wahlberechtigten oder als Besitzgesellschaft für einen an-
deren Wahlberechtigten tätig sind, sind der Wahlgruppe dieses anderen Wahl-
berechtigten zuzuweisen. 

(3)	 Die Wählerlisten können für die Dauer von 14 Tagen durch die Wahlberech-
tigten oder ihre Bevollmächtigten eingesehen werden. Die Einsichtnahme be-
schränkt sich auf den jeweiligen Wahlbezirk und die Wahlgruppe.

(4)	 Anträge auf Aufnahme in eine Wahlgruppe bzw. den anderen Wahlbezirk, auf 
Zuordnung zu einer anderen Wahlgruppe oder den anderen Wahlbezirk sowie 
Einsprüche gegen die Zuordnung zu einer Wahlgruppe oder einen Wahlbezirk, 
können binnen einer Woche nach Ablauf der in Abs. 3 genannten Frist ein-
gereicht werden. Diese sind schriftlich einzureichen, wobei auch eine Über-
mittlung per Fax zulässig ist. Zulässig ist ebenfalls die Übermittlung eines 
eingescannten Dokuments per E-Mail. Der Wahlausschuss entscheidet über 
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Einsprüche und Anträge und stellt nach deren Erledigung die Ordnungsmä-
ßigkeit der Wählerlisten fest. 

(5)	 Wählen kann nur, wer in den festgestellten Wählerlisten eingetragen ist.

(6)	 Die Kammer ist berechtigt, an Bewerber (§ 11) oder deren Bevollmächtigte zum 
Zwecke der Suche von Unterzeichnern des Wahlvorschlags (§ 11 Abs. 3) so-
wie an Kandidaten zum Zwecke der Wahlwerbung Name, Firma und Anschrift 
von Wahlberechtigten zu übermitteln. Die Bewerber und Kandidaten oder de-
ren Bevollmächtigte haben sich dazu schriftlich zu verpflichten, die übermit-
telten Daten ausschließlich für Wahlzwecke zu nutzen und sie spätestens nach 
der Wahl unverzüglich zu löschen bzw. zu vernichten.

§ 10	 Bekanntmachungen des Wahlausschusses betreffend Wahlfrist, 
Einsichtnahme in die Wählerlisten, Einspruchsfrist und  
Wahlvorschläge

(1)	 Der Wahlausschuss macht die Wahlfrist (§ 8 Abs. 4 S. 1) sowie Zeit und Ort für 
die Einsichtnahme der Wählerlisten mit dem Hinweis auf die in § 9 Abs. 4 ge-
nannten Möglichkeiten der Einreichung von Anträgen und Einsprüchen ein-
schließlich der dafür vorgesehenen Fristen bekannt.

(2)	 Der Wahlausschuss fordert in der Bekanntmachung die Wahlberechtigten auf, 
bis drei Wochen nach Ablauf der in § 9 Abs. 4 genannten Frist für ihren Wahl-
bezirk und für ihre Wahlgruppe Wahlvorschläge bei ihm einzureichen. Er weist 
darauf hin, wie viele Mitglieder in jeder Wahlgruppe im jeweiligen Wahlbe-
zirk zu wählen sind und wie viele Wahlberechtigte einen Wahlvorschlag un-
terzeichnen müssen. Im Falle des § 1 Abs.3 Satz 3 ist auf abweichende Amts-
zeiten hinzuweisen.
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§ 11	 Kandidatenliste

(1)	 Die wahlberechtigten Kammerzugehörigen können für ihre Wahlgruppe in ih-
rem Wahlbezirk Wahlvorschläge einreichen. Diese sind schriftlich einzurei-
chen, wobei auch eine Übermittlung per Fax oder eines eingescannten Doku-
ments per E-Mail zulässig ist. Ein Bewerber kann nur für den Wahlbezirk und 
die Wahlgruppe benannt werden, für die er selbst bzw. der Kammerzugehörige, 
von dem seine Wählbarkeit abgeleitet wird, wahlberechtigt ist. Die Summe der 
gültigen Wahlvorschläge für eine Wahlgruppe in dem Wahlbezirk ergibt die 
Kandidatenliste. Die Bewerber werden in der Kandidatenliste in der alphabeti-
schen Reihenfolge ihrer ersten Familiennamen aufgeführt, bei Namensgleich-
heit entscheidet der Vorname. Bei vollständiger Namensgleichheit legt der 
Wahlausschuss die Reihenfolge durch Losentscheid fest.

(2)	 Die Wahlvorschläge sind mit Familiennamen, Vornamen, Geburtsdatum, Funk-
tion im Unternehmen, Bezeichnung des kammerzugehörigen Unternehmens 
und dessen Anschrift aufzuführen. Außerdem ist eine Erklärung jedes Bewer-
bers beizufügen, dass er zur Annahme der Wahl bereit ist und dass ihm keine 
Tatsachen bekannt sind, die seine Wählbarkeit nach dieser Wahlordnung aus-
schließen.

(3)	 Jeder Wahlvorschlag muss von mindestens zehn Wahlberechtigten der Wahl-
gruppe und des Wahlbezirks unterzeichnet sein. Bei Wahlgruppen mit weniger 
als 100 Wahlberechtigten reicht es abweichend von Satz 1 aus, wenn der Wahl-
vorschlag von mindestens 5 % der Wahlberechtigten unterzeichnet ist. Die Un-
terzeichner haben ihren Namen und ihre Anschrift und für den Fall, dass sie  
einen Kammerzugehörigen vertreten, dessen Bezeichnung und Anschrift, an-
zugeben. Ein Wahlberechtigter kann nur Wahlvorschläge für Wahlgruppen und 
Wahlbezirke unterzeichnen, denen er selbst angehört. Jeder Wahlberechtigte 
kann auch mehrere Wahlvorschläge unterzeichnen. Weder der Vorgeschlagene 
selbst noch sonstige Wahlberechtigte des kammerzugehörigen Unternehmens, 
welchem der Vorgeschlagene angehört, darf den Wahlvorschlag unterzeichnen. 

(4)	 Der Wahlausschuss prüft die Wahlvorschläge. Er kann Authentizitätsnach-
weise verlangen. Zur Prüfung der Wahlvorschläge, insbesondere der Wählbar-
keit von Bewerbern, kann der Wahlausschuss weitere Angaben verlangen. Er 
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fordert Bewerber unter Fristsetzung auf, Mängel zu beseitigen, soweit es sich 
nicht um in Abs. 5 genannte Mängel handelt. Besteht ein Wahlvorschlag aus 
mehreren Bewerbern, so ergeht die Aufforderung an jeden Bewerber, auf den 
sich die Mängel beziehen.

(5)	 Bei folgenden Mängeln der Wahlvorschläge wird keine Frist zur Mängelbesei-
tigung gesetzt: 
(a)	Die Einreichungsfrist wurde nicht eingehalten.
(b)	Das Formerfordernis nach Abs. 1 Satz 2 wurde nicht eingehalten.
(c)	Die erforderliche Anzahl an Unterschriften fehlt. 
(d)	Der Bewerber ist nicht wählbar.
(e)	Der Bewerber ist nicht identifizierbar.
(f)	Die Zustimmungserklärung des Bewerbers fehlt.

(6)	 Jede Kandidatenliste soll mindestens 50 % Kandidaten mehr enthalten, als in 
dem Wahlbezirk in der Wahlgruppe zu wählen sind. Geht für eine Wahlgruppe 
in einem Wahlbezirk kein gültiger Wahlvorschlag ein oder reicht die Zahl der 
gültigen Wahlvorschläge nicht aus, um die Bedingung des Satzes 1 für eine 
Kandidatenliste zu erfüllen, so setzt der Wahlausschuss eine angemessene 
Nachfrist und wiederholt die Aufforderung nach § 10 Abs. 2, beschränkt auf 
diese Wahlgruppe und diesen Wahlbezirk. Geht aufgrund der erneuten Auf-
forderung wiederum kein gültiger Wahlvorschlag ein oder wird die Bedin-
gung von einem Bewerber mehr, als in der Wahlgruppe in dem Wahlbezirk zu 
wählen sind, für die Kandidatenliste nicht erreicht, schlägt das Präsidium den 
Wahlberechtigten die mindestens erforderliche Anzahl von Personen aus der 
Wahlgruppe und dem Wahlbezirk vor bzw. ergänzt die fehlende Anzahl von 
Personen aus der Wahlgruppe und dem Wahlbezirk. Kann das Präsidium keine 
oder eine nicht ausreichende Anzahl von Personen vorschlagen, findet eine 
auf die gültigen Wahlvorschläge beschränkte Wahl statt.

(7)	 Der Wahlausschuss macht die Kandidatenlisten mit folgenden Angaben der 
Kandidaten bekannt: Familienname, Vorname, Funktion im Unternehmen und 
Bezeichnung des kammerzugehörigen  Unternehmens. Ergänzende Angaben 
kann der Wahlausschuss beschließen. Hierauf ist in der Wahlbekanntmachung 
hinzuweisen. Im Falle von Abs. 6 Satz 2 werden Nachfrist und Aufforderung 
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zur Einreichung weiterer Wahlvorschläge vom Wahlausschuss ebenfalls be-
kanntgemacht. 

§ 12 Durchführung der Wahl

Die Wahl findet schriftlich statt (Briefwahl).

§ 13 Briefwahl

(1)	 Die Handelskammer übermittelt dem Wahlberechtigten eine Wahlbenachrich-
tigung, die die folgenden Unterlagen enthält:
(a)	einen Vordruck für den Nachweis der Berechtigung zur Ausübung des 

Wahlrechts (Wahlschein),
(b)	einen Stimmzettel,
(c)	einen neutralen Umschlag mit der Bezeichnung “Handelskammerwahl” 

(Wahlumschlag),
(d)	einen Umschlag für die Rücksendung der Wahlunterlagen (Rücksendeum-

schlag). 

(2)	 Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel, welche für die Wahlgruppe bzw. den 
Wahlbezirk die Kandidatenliste sowie einen Hinweis auf die Anzahl der in der 
Wahlgruppe bzw. dem Wahlbezirk zu wählenden Kandidaten enthalten. Die 
Reihenfolge der Kandidaten ergibt sich aus der Kandidatenliste (§ 11 Abs. 1). 

(3)	 Der Wahlberechtigte darf höchstens so viele Kandidaten kennzeichnen, wie in 
der Wahlgruppe in dem Wahlbezirk zu wählen sind. Die von ihm gewählten 
Kandidaten kennzeichnet er dadurch, dass er deren Namen auf dem Stimm-
zettel ankreuzt. Er kann für jeden Kandidaten jeweils nur einmal stimmen.

(4)	 Der Wahlberechtigte hat den von ihm gemäß Abs. 3 gekennzeichneten Stimm-
zettel in dem von ihm verschlossenen Wahlumschlag unter Beifügung des von 
ihm oder dem oder den Vertretungsberechtigten unterzeichneten Wahlscheins 
in dem Rücksendeumschlag so rechtzeitig an die Kammer zurückzusenden, 
dass die Unterlagen innerhalb der vom Wahlausschuss für die Ausübung des 



ORGANISATIONSRECHT

56

Wahlrechts festgelegten Frist bei der Kammer eingehen. Die rechtzeitig bei der 
Kammer eingegangenen Wahlumschläge werden nach Prüfung der Wahlbe-
rechtigung unverzüglich ungeöffnet in die Wahlurne gelegt.

§ 14 Gültigkeit der Stimmen

(1)	 Über die Gültigkeit der abgegebenen Stimmen und über alle bei der Wahlhand-
lung und bei der Ermittlung des Wahlergebnisses sich ergebenden Fragen ent-
scheidet der Wahlausschuss.

(2)	 Ungültig sind insbesondere Stimmzettel, die
a)	 Zusätze, Streichungen oder Vorbehalte aufweisen,
b)	 die Absicht des Wählers nicht klar erkennen lassen,
c)	 oder in denen mehr Kandidaten angekreuzt sind, als in der Wahlgruppe in 

dem Wahlbezirk zu wählen sind.
Mehrere in einem Wahlumschlag enthaltene Stimmzettel gelten als nur ein 
Stimmzettel, wenn ihre Kennzeichnung gleichlautend oder nur einer von ih-
nen gekennzeichnet ist; andernfalls sind sie sämtlich ungültig.

(3)	 Rücksendeumschläge, die lediglich den Wahlumschlag, nicht jedoch den Wahl-
schein enthalten, werden zurückgewiesen. Das gilt auch, falls der Wahlschein 
im Wahlumschlag versendet wurde oder nicht vollständig ausgefüllt ist. Kein 
Zurückweisungsgrund ist die Rücksendung der Wahlunterlagen in einem an-
deren Umschlag als dem Rücksendeumschlag.

§ 15 Wahlergebnis

(1)	 Gewählt sind in den einzelnen Wahlgruppen in dem jeweiligen Wahlbezirk die-
jenigen Kandidaten, welche die meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet das Los, welches ein Mitglied des Wahlausschusses 
zieht; das gleiche gilt für die Festlegung der Reihenfolge der Nachfolgemit-
glieder (§ 2).
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(2)	 Unverzüglich nach Abschluss der Wahl stellt der Wahlausschuss das Wahler-
gebnis fest, fertigt über die Ermittlung des Wahlergebnisses eine Niederschrift 
an und macht die Namen der gewählten Kandidaten bekannt.

(3)	 Über die Veröffentlichung weiterer Informationen zum Wahlergebnis entschei-
det das Plenum. Sollen weitere Informationen veröffentlicht werden, ist darü-
ber rechtzeitig in einer Wahlbekanntmachung zu informieren.

§ 16 Wahlprüfung

(1)	 Einsprüche gegen die Feststellung des Wahlergebnisses müssen innerhalb ei-
nes Monats nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses schriftlich beim Wahlaus-
schuss eingegangen sein. Der Einspruch ist auf die Wahl innerhalb der Wahl-
gruppe im jeweiligen Wahlbezirk des Wahlberechtigten beschränkt. Über 
Einsprüche gegen die Feststellung des Wahlergebnisses entscheidet das Plenum 
nach Anhörung des Wahlausschusses. Gegen diese Entscheidung kann inner-
halb eines Monats Widerspruch erhoben werden. Hierüber entscheidet das 
Plenum.

(2)	 Einsprüche gegen die Feststellung des Wahlergebnisses und Widersprüche ge-
gen die Entscheidung über den Einspruch sind zu begründen. Sie können nur 
auf einen Verstoß gegen wesentliche Wahlvorschriften gestützt werden, durch 
die das Wahlergebnis beeinflusst werden kann. Gründe können nur bis zum 
Ablauf der Widerspruchsfrist vorgetragen werden. Im Wahlprüfungsverfahren 
einschließlich eines gerichtlichen Verfahrens werden nur bis zum Ablauf der 
Widerspruchsfrist vorgetragene Gründe berücksichtigt.

§ 17 Verfahren und Überprüfung der mittelbaren Wahl

(1)	 Die durch die unmittelbar gewählten Plenarmitglieder in mittelbarer Wahl zu 
wählenden Mitglieder des Plenums müssen von mindestens fünf unmittel-
bar gewählten Mitgliedern oder dem Präsidium mit schriftlicher Begründung 
nach § 1 Abs. 4 mindestens zwei Wochen vor dem nächsten Plenum vorge-
schlagen werden; § 11 Abs. 2 gilt entsprechend. Fristgerecht eingereichte und 
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vollständige Vorschläge werden mit der Einladung zur Sitzung des Plenums 
versandt. 

(2)	 Die Wahl kann frühestens in der ersten Sitzung des nach den jeweiligen Er-
gänzungswahlen zur Hälfte neu gewählten Plenums vorgenommen werden. 
Vorschlagsberechtigt sind für diese Sitzung die über diese Ergänzungswahl 
hinaus noch amtierenden Plenarmitglieder, die bereits gewählten Kandidaten 
und das Präsidium. 

(3)	 Die Zuwahl nach § 1 Abs. 4 Satz 1 setzt einen vorherigen Beschluss des Plen-
ums voraus, dass die Voraussetzungen von § 1 Abs. 4 Satz 2 vorliegen. Dieser 
Beschluss muss auch die Anzahl der zu besetzenden Sitze beinhalten.

(4)	 Die mittelbare Wahl wird für jeden Sitz schriftlich und geheim durchgeführt. 
Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhält. Er-
hält bei mehreren Kandidaten kein Kandidat die erforderliche Mehrheit, fin-
det eine Stichwahl zwischen den beiden Kandidaten mit den meisten Stim-
men statt. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegeben. Die Wahl der nach 
§ 1 Abs. 4 mittelbar gewählten Mitglieder des Plenums (Zuwahl) erfolgt für 
die restliche Amtszeit der in der vorletzten Ergänzungswahl gewählten Mit-
glieder des Plenums.

(5)	 Die mittelbar gewählten Mitglieder sind gem. § 18 bekanntzumachen.

(6)	 Für die Wahlprüfung gelten die Regelungen von § 16 entsprechend mit der 
Maßgabe, dass anstelle des Wahlausschusses das Präsidium tritt. Einspruchs-
berechtigt für die mittelbare Wahl ist, wer in der betreffenden Wahlgruppe in 
dem betreffenden Wahlbezirk wählbar ist.

§ 18 Bekanntmachung

Die in der Wahlordnung vorgesehenen Bekanntmachungen erfolgen im Internet auf 
der Website der Handelskammer Bremen.
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§ 19 Inkrafttreten, Übergangsvorschriften

(1)	 Diese Wahlordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Mitteilungs-
blatt in Kraft.

(2)	 Ein zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Wahlordnung bereits gewählter 
Wahlausschuss bleibt im Amt. Er führt die Wahl auf der Grundlage dieser 
Wahlordnung durch. Beschlüsse, die der Wahlausschuss bis zu diesem Zeit-
punkt gefasst hat, bleiben wirksam, soweit sie durch diese Wahlordnung ge-
deckt sind. 

(3)	 Die in der Vollversammlungswahl 2015 (Bremerhaven) bzw. den Plenarwah-
len 2012 und 2015 (Bremen) gewählten Mitglieder dieses Plenums behalten 
ihre Amtszeiten, wie sie gewählt worden sind. D. h. die Amtszeit der 2015 in 
Bremen gewählten Mitglieder endet am 31. Dezember 2021, die der 2012 ge-
wählten Mitglieder endet am 31. Dezember 2018. Die Amtszeit der 2015 in 
Bremerhaven gewählten Mitglieder endet, soweit sie für eine sechsjährige 
Amtsperiode gewählt wurden, am 31. Dezember 2021. Soweit sie für eine drei-
jährige Amtsperiode gewählt wurden, endet sie am 31. Dezember 2018. 
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Finanzstatut der Handelskammer Bremen – IHK für  
Bremen und Bremerhaven

vom 18. Januar 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 02.2016,  
S. VIII ff.) 

Teil I: Anwendungsbereich

§ 1 Anwendungsbereich

(1)	 Das Finanzstatut regelt die Aufstellung und den Vollzug des Wirtschaftsplans 
(Wirtschaftsführung) sowie die Rechnungslegung und die Abschlussprüfung 
der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven (Kammer).

(2)	 Richtlinien zur Ausführung des Finanzstatuts werden vom Präses sowie Haupt-
geschäftsführer und I. Syndicus der Kammer erlassen. Soweit von der Kammer 
keine eigenen Richtlinien erlassen werden, gelten die Muster-Richtlinien zur 
Ausführung des Finanzstatuts des DIHK-Arbeitskreises Kaufmännisches Rech-
nungswesen und Controlling.

Teil II: Allgemeine Vorschriften zum Wirtschaftsplan

§ 2	 Feststellung der Wirtschaftssatzung und des Wirtschaftsplans, 
Geschäftsjahr

(1)	 Das Plenum stellt den Wirtschaftsplan durch die Wirtschaftssatzung fest. Die 
Wirtschaftssatzung bestimmt über die Beiträge und darüber, bis zu welcher 
Höhe Kredite aufgenommen und Verpflichtungen zur Leistung von Investi-
tionsausgaben in künftigen Jahren (Verpflichtungsermächtigungen) einge-
gangen werden dürfen. Der Hauptgeschäftsführer und I. Syndicus und/oder 
der Präses legen den Entwurf der Wirtschaftssatzung und des Wirtschafts-
plans so rechtzeitig dem Plenum vor, dass dieses darüber vor Beginn des 
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Geschäftsjahres Beschluss fassen kann. Die Wirtschaftssatzung wird entspre-
chend der jeweils geltenden Satzung der Kammer veröffentlicht.

(2)	 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 3 Bedeutung und Wirkung des Wirtschaftsplans

(1)	 Der Wirtschaftsplan dient der Planung und Deckung des Ressourcenbedarfs, 
der zur Erfüllung der Aufgaben der Kammer im folgenden Geschäftsjahr (Pla-
nungszeitraum) voraussichtlich notwendig ist. Der Wirtschaftsplan bildet die 
Grundlage für die Wirtschaftsführung der Kammer.

(2)	 Der Wirtschaftsplan ermächtigt die zuständigen Organe, Ressourcen aufzuneh-
men, anzuschaffen, einzusetzen und zu verbrauchen. Durch den Wirtschafts-
plan werden Ansprüche oder Verbindlichkeiten weder begründet noch aufge-
hoben.

§ 4 Bestandteile des Wirtschaftsplans

(1)	 Der Wirtschaftsplan gliedert sich in einen Erfolgsplan und einen Finanzplan.

(2)	 Dem Wirtschaftsplan sind als Anlagen die Personalübersicht und eine geson-
derte Zusammenstellung der übernommenen Bürgschaften, Garantien oder 
sonstigen Gewährleistungen, die zu Aufwendungen in künftigen Geschäfts-
jahren führen können, beizufügen.

§ 5 Vorläufige Wirtschaftsführung

Ist der Wirtschaftsplan zu Beginn des Geschäftsjahres noch nicht festgestellt, dür-
fen Aufwendungen zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen, im Übrigen nur im 
Rahmen der Ansätze des Wirtschaftsplans des Vorjahres, geleistet werden. 
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§ 6 Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit

(1)	 Bei Aufstellung und Ausführung des Wirtschaftsplans sind die Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. 

(2)	 Für alle Auftragsvergaben sind die vom Plenum zu beschließenden Beschaf-
fungsregelungen zu beachten, sofern sich nicht Abweichendes aus höherran-
gigem Recht ergibt. 

Teil III. Aufstellung des Wirtschaftsplans

§ 7 Inhalt, Gliederung und Erläuterung des Wirtschaftsplans

1)	 Vor Beginn eines jeden Geschäftsjahres stellt die Kammer einen Wirtschafts-
plan auf. Der Erfolgsplan ist auszugleichen. 

2)	 Im Erfolgs- und im Finanzplan sind alle Erträge und Aufwendungen, der zur 
Verwendung im Erfolgsplan vorgesehene Ergebnisvortrag und die Rücklagen-
veränderungen sowie Einzahlungen und Auszahlungen in voller Höhe und ge-
trennt voneinander anzusetzen und auszuweisen. Zuwendungen Dritter sind 
besonders auszuweisen. Notwendige Verpflichtungsermächtigungen sind an-
zusetzen. 

3)	 Der Erfolgsplan ist nach dem in Anlage I beigefügten Muster zu gliedern. 

4)	 Der Finanzplan ist nach dem in Anlage II bzw. II a beigefügten Muster zu glie-
dern. Wenn Verpflichtungen zu Lasten zukünftiger Geschäftsjahre eingegan-
gen werden sollen (Verpflichtungsermächtigung) sind diese zu der Maßnahme 
darzulegen. 

5)	 Die wesentlichen Posten des Erfolgs- und des Finanzplans sind, insbesondere 
soweit sie von den Vorjahreszahlen erheblich abweichen, zu erläutern. 
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§ 8 Größere Baumaßnahmen

1)	 Größere Baumaßnahmen liegen dann vor, wenn das Volumen fünf v. H. der 
Summe der geplanten Aufwendungen überschreitet. 

2)	 Derartige Baumaßnahmen sind in ihrer Gesamtheit vom Plenum zu beschlie-
ßen. Dies gilt auch dann, wenn sie sich über mehrere Jahre erstrecken. Ver-
bindliche Grundlage ist eine Kosten- und Finanzierungsübersicht. Eine erneute 
Beschlussfassung ist notwendig, wenn sich das Volumen der Baumaßnahme 
um mehr als zehn v. H. erhöht. 

§ 9 Gesonderte Wirtschaftspläne für bestimmte Einrichtungen 

Für unselbstständige Einrichtungen der Kammer, die sich zu einem erheblichen Teil 
aus eigenen Erträgen oder zweckgebundenen Leistungen Dritter finanzieren, sind 
gesonderte Wirtschaftspläne zulässig; die Vorschriften dieses Finanzstatuts sind an-
zuwenden. Die gesonderten Wirtschaftspläne sind dem Wirtschaftsplan der Kam-
mer beizufügen. 

§ 10 Nachtragswirtschaftsplan

1)	 Der Wirtschaftsplan ist zu ändern, wenn sich die Erfolgs- oder Finanzrechnung 
erkennbar gegenüber dem Wirtschaftsplan erheblich verändert. Eine erhebliche 
Veränderung liegt dann vor, wenn das Volumen des Erfolgs- oder Finanzplans 
um mehr als zehn v. H. überschritten wird. Das Plenum kann bei Verabschie-
dung des Wirtschaftsplans weitergehende Anforderungen zur Notwendigkeit, 
den Wirtschaftsplan zu ändern, beschließen. 

2)	 Die Regelungen des § 2 Abs. 1 gelten mit der Maßgabe entsprechend, dass das 
Plenum eine geänderte Wirtschaftssatzung und gegebenenfalls einen Nach-
tragswirtschaftsplan bis zum Ende des jeweiligen Geschäftsjahres beschließt. 
Im Rahmen eines Nachtragswirtschaftsplans kann ein positives Ergebnis ge-
plant werden.
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Teil IV: Ausführung des Wirtschaftsplans 

§ 11 Gesamtdeckungsprinzip, Deckungsfähigkeit

1)	 Alle Erträge dienen, soweit nichts anderes bestimmt ist, zur Deckung aller Auf-
wendungen (Gesamtdeckungsprinzip). 

2)	 Zweckgebundene Mehrerträge sind nur für damit verbundene  Mehraufwen-
dungen zu verwenden. 

3)	 Personalaufwand und alle übrigen Aufwendungen sind jeweils für sich de-
ckungsfähig. Sie können insgesamt für gegenseitig deckungsfähig erklärt wer-
den. Aufwendungen für einzelne Zwecke können von der Deckungsfähigkeit 
ausgenommen werden. 

4)	 Investitionsauszahlungen können für gegenseitig deckungsfähig erklärt wer-
den. 

§ 12 Vollständigkeit und Abweichungen vom Wirtschaftsplan,  
Übertragbarkeit

1)	 Erträge sind rechtzeitig und vollständig zu erheben. 

2)	 Der angesetzte Personalaufwand und alle übrigen Aufwendungen dürfen bis 
zu zehn v. H. der Planwerte überschritten werden, soweit Deckung vorhanden 
ist. Bei fehlender Deckung bedürfen auch Überschreitungen der Planwerte bis 
zu zehn v. H. der Genehmigung des Plenums. 

3)	 Außerplanmäßige Aufwendungen und außerplanmäßige Investitionsauszah-
lungen dürfen geleistet werden, wenn sie unabweisbar oder für die Aufrecht-
erhaltung der Betriebsfähigkeit unumgänglich notwendig sind. Sie bedürfen 
der Genehmigung des Plenums. 

4)	 Mehrauszahlungen für im Finanzplan veranschlagte Einzelvorhaben, bedürfen 
der Genehmigung des Plenums, sofern keine Deckungsfähigkeit gegeben ist. 
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5)	 Planansätze für Investitionen sind übertragbar bis zum Ende des auf die Be-
willigung folgenden dritten Geschäftsjahres. 

Teil V: Buchführung, Rechnungslegung und Controlling

§ 13 Buchführung, Inventar

(1)	 Die Kammer führt ihre Bücher nach den Regeln der kaufmännischen doppel-
ten Buchführung; soweit sich aus diesem Finanzstatut nichts anderes ergibt, 
gelten sinngemäß die Vorschriften des ersten Abschnitts des Dritten Buchs des 
Handelsgesetzbuches in ihrer jeweils geltenden Fassung. Bei der Anwendung 
sind die Aufgabenstellung und die Organisation der Kammer zu beachten. 

(2)	 Das Rechnungswesen bildet unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Kammer voll-
ständig ab. Die Buchführung ist nach dem als Anlage VI beigefügten Kam-
mer-Kontenrahmen zu gliedern. 

§ 14 Eröffnungsbilanz

Für die beim Übergang auf die kaufmännische doppelte Buchführung aufgestellte 
Eröffnungsbilanz gelten die Sondervorschriften, die in den Richtlinien zur Ausfüh-
rung des Finanzstatuts geregelt sind. 

§ 15 Jahresabschluss, Anhang mit Plan-/Ist-Vergleich des Wirtschafts-
plans und Lagebericht 

(1)	 Die Kammer stellt innerhalb des ersten Halbjahres des Geschäftsjahres für das 
vergangene Geschäftsjahr einen Jahresabschluss, einen Anhang zum Jahresab-
schluss und einen Lagebericht unter sinngemäßer Anwendung der Vorschrif-
ten der §§ 238 bis 257, 284 bis 286 und 289 des Handelsgesetzbuches, einen 
Anhang zum Jahresabschluss und einen Lagebericht sowie Artikel 28, 66 und 
67 EGHGB auf.
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(2)	 Der Jahresabschluss der Kammer besteht aus der Bilanz, der Erfolgs- und der 
Finanzrechnung. Die Bilanz ist nach dem als Anlage III, die Erfolgsrechnung 
nach dem als Anlage IV und die Finanzrechnung nach dem als Anlage V bei-
gefügten Muster zu gliedern. 

(3)	 In den Anhang ist ein Anlagenspiegel und ein Plan-/Ist-Vergleich der Pläne 
nach §§ 2, 9 und 10 aufzunehmen. 

(4)	 Im Lagebericht sind der Geschäftsverlauf und die Lage der Kammer im abge-
laufenen Geschäftsjahr so darzustellen, dass ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild vermittelt wird. Er hat eine ausgewogene und um-
fassende Analyse des Geschäftsverlaufs und der Lage zu enthalten. Darüber 
hinaus ist im Lagebericht auf Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem 
Schluss des Geschäftsjahres einzugehen. Die voraussichtliche Entwicklung der 
Kammer ist mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken zu beurteilen und zu 
erläutern. 

§ 15 a	 Einzelvorschriften zum Jahresabschluss

(1)	 Die Nettoposition ergibt sich als Unterschiedsbetrag zwischen Vermögen und 
Schulden unter Berücksichtigung von Rücklagen zum Stichtag der Eröffnungs-
bilanz. Sie kann bei erheblicher Änderung der aktuellen Verhältnisse beim un-
beweglichen Sachanlagevermögen im Vergleich zum Eröffnungsbilanzstichtag 
angepasst werden. Sie darf im Regelfall nicht größer sein als das zur Erfüllung 
der Aufgaben der Kammer notwendige, um Sonderposten (siehe Abs. 4) ver-
minderte unbewegliche Sachanlagevermögen. 

(2)	 Die Kammer hat eine Ausgleichsrücklage zu bilden. Diese dient zum Ausgleich 
aller ergebniswirksamen Schwankungen und kann bis zu 50 v. H. der Summe 
der geplanten Aufwendungen betragen. Die Bildung zweckbestimmter Rück-
lagen ist zulässig. Sie sind in der Bilanz als „andere Rücklagen“ auszuweisen. 
Der Verwendungszweck und der Umfang sind hinreichend zu konkretisieren, 
wie auch der Zeitpunkt der voraussichtlichen Inanspruchnahme. 
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(3)	 Ergebnisse können auf neue Rechnung vorgetragen werden. Sie sind spätes-
tens im zweiten der Entstehung folgenden Geschäftsjahr den Rücklagen zuzu-
führen oder im darauf folgenden Geschäftsjahr für den Ausgleich des Erfolgs-
plans heranzuziehen. 

(4)	 Zuweisungen und Zuschüsse der öffentlichen Hand oder anderer Zuschuss-
geber für Investitionen in aktivierte Vermögensgegenstände des Anlagever-
mögens sind in der Bilanz auf der Passivseite als „Sonderposten für Investiti-
onszuschüsse zum Anlagevermögen“ vermindert um den Betrag der bis zum 
jeweiligen Bilanzstichtag angefallenen Auflösungsbeträge auf die mit die-
sen Mitteln finanzierten Vermögensgegenstände des Anlagevermögens aus-
zuweisen.  

(5)	 Bei der Erstellung des Jahresabschlusses kann ein Ergebnisverwendungsvor-
schlag berücksichtigt werden. 

§ 16	 Controlling, Internes Kontrollsystem 

(1)	 Die Kammer richtet eine Kosten- und Leistungsrechnung (Kostenarten-, Kos-
tenstellen-, Kostenträgerrechnung) ein, die eine betriebswirtschaftliche Kalku-
lation sowie eine betriebsinterne Steuerung und Beurteilung der Wirtschaft-
lichkeit und Leistungsfähigkeit der Kammer erlaubt. Dazu sind der Struktur 
der Kammer entsprechende Kostenstellen und ihren Leistungen entsprechende 
Kostenträger zu bilden. Die Kosten sind nachprüfbar aus der Buchführung her-
zuleiten und verursachungsgerecht den Kostenstellen und Kostenträgern zuzu-
ordnen. Die Kosten- und Leistungsrechnung ist ein wichtiger Bestandteil des 
Controllingsystems. Ihre Ergebnisse sind den Entscheidungsträgern in Form 
eines empfängerorientierten Berichtswesens in regelmäßigen Abständen zur 
Verfügung zu stellen. 

(2)	 Die Kammer richtet ein für ihre Verhältnisse angemessenes Internes Kontroll-
system ein. 
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Teil VI: Abschlussprüfung und Entlastung 

§ 17	 Prüfung, Vorlage und Feststellung des Jahresabschlusses, Verwen-
dung des Ergebnisses, Entlastung sowie Veröffentlichung 

(1)	 Die Kammer hat den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung, 
den Anhang und den Lagebericht sowie die Ordnungsmäßigkeit der Wirt-
schaftsführung einschließlich der Beachtung der Grundsätze der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit prüfen zu lassen. Bei der Prüfung sind die Prüfungs-
richtlinien der zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde sowie sinngemäß die 
§§ 317, 320, 321 und 322 des Handelsgesetzbuches und sinngemäß der § 53 
Abs. 1 des Haushaltsgrundsätzegesetzes zu beachten. 

(2)	 Die Prüfung gemäß Abs. 1 wird von der vom Deutschen Industrie- und Han-
delskammertag errichteten unabhängigen Rechnungsprüfungsstelle für die 
Industrie- und Handelskammern durchgeführt. Die Rechnungsprüfungsstelle 
legt zeitgleich den Prüfungsbericht der Rechtsaufsichtbehörde und der Kam-
mer vor. Grundlage für die Prüfung durch ehrenamtliche Rechnungsprüfer ist 
insbesondere der Bericht der Rechnungsprüfungsstelle; weitere zusätzliche 
Prüfungshandlungen aus besonderen Anlässen bleiben ihnen unbenommen. 

(3)	 Das Plenum stellt den Jahresabschluss fest und beschließt über die Ergebnis-
verwendung. 

(4)	 Das Plenum erteilt die Entlastung für die Wirtschaftsführung. Das Verfahren 
regelt die Kammer-Satzung. 

(5)	 Der Jahresabschluss ist in dem für die Veröffentlichung von Satzungsrecht 
vorgesehenem Medium oder im Internet zu veröffentlichen. Zulässig ist auch 
eine verkürzte Form. 
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Teil VII:  Ergänzende Vorschriften 

§ 18	 Beauftragter für die Wirtschaftsführung

(1)	 Soweit der Hauptgeschäftsführer und I. Syndicus die Aufgabe nicht selbst 
wahrnimmt, ist bei der Kammer ein Beauftragter für die Wirtschaftsführung 
zu bestellen. Der Beauftragte ist dem Hauptgeschäftsführer und I. Syndicus un-
mittelbar zu unterstellen. 

(2)	 Dem Beauftragten obliegen die Erstellung des Entwurfs des Wirtschaftsplans 
sowie die Bewirtschaftung der Mittel. Er ist bei allen Maßnahmen von finan-
zieller Bedeutung zu beteiligen. 

(3)	 Der Beauftragte für die Wirtschaftsführung soll eingreifen, wenn die Liquidität 
gefährdet ist, die Erträge erheblich hinter den Planwerten zurückbleiben oder 
ein Nachtrag erforderlich wird. Wenn die Entwicklung der Erträge und Auf-
wendungen es erfordert, kann der Beauftragte für die Wirtschaftsführung es 
von seiner Einwilligung (vorherigen Zustimmung) abhängig machen, ob Auf-
wendungen geleistet oder Verpflichtungen eingegangen werden. 

(4)	 Dem Beauftragten obliegt die Erstellung des Jahresabschlusses inklusive An-
hang. 

§ 19	 Nutzungen und Sachbezüge 

(1)	 Nutzungen und Sachbezüge dürfen Beschäftigten der Kammer nur gegen an-
gemessenes Entgelt gewährt werden, soweit nicht durch Gesetz, Dienstver-
trag, für den öffentlichen Dienst allgemein geltende Vorschriften oder im Wirt-
schaftsplan etwas anderes bestimmt ist. 

(2)	 Personalaufwendungen, die nicht auf Gesetz, Dienstvereinbarung oder auf 
Dienstvertrag beruhen, dürfen nur geleistet werden, wenn dafür Mittel bereit-
gestellt werden, die im Wirtschaftsplan besonders zu erläutern sind. 
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§ 20	 Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken,  
Beteiligungen

(1)	 Zum Erwerb, zur Veräußerung und zur dringlichen Belastung von Grund-
stücken ist die Einwilligung des Plenums einzuholen, soweit diese Rechtsge-
schäfte nicht bereits nach dem Wirtschaftsplan vorgesehen sind. 

(2)	 Zur Eingehung oder Veräußerung von Beteiligungen ist die Einwilligung des 
Plenums einzuholen. Beteiligungen sind Anteile an Unternehmen des privaten 
Rechts, die dazu bestimmt sind, dem gesetzlichen Auftrag der Kammer durch 
Herstellung einer dauerhaften Verbindung zu diesem Unternehmen zu dienen. 
Bei Beteiligungen mit mehr als 50 v. H. der Anteile ist für die Angelegenhei-
ten von wesentlicher Bedeutung der Gesellschaft das Beschlussrecht des Plen-
ums der Kammer nach § 4 Satz 1 IHKG sicherzustellen. 

§ 20a Zuwendungen

Zuwendungen sind freiwillige finanzielle Leistungen an Dritte (Stellen außerhalb 
der Kammer) zur Erfüllung bestimmter Zwecke, die unter Beachtung von § 1 IHKG 
und den Grundsätzen des staatlichen Haushaltsrechts erfolgen. 

§ 21	 Änderung von Verträgen, Vergleiche

Die Kammer darf zu ihrem Nachteil Verträge nur in besonders begründeten Aus-
nahmefällen aufheben oder ändern und Vergleiche nur abschließen, wenn dies für 
sie zweckmäßig und wirtschaftlich ist.

§ 22	 Veränderung von Ansprüchen

(1)	 Die Kammer darf Ansprüche nur 
1.	 stunden, wenn die sofortige Einziehung mit erheblichen Härten für den 

Anspruchsgegner verbunden wäre und der Anspruch durch die Stundung 
nicht gefährdet wird; 
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2.	 niederschlagen, wenn feststeht, dass die Einziehung keinen Erfolg haben 
wird oder wenn die Kosten der Einziehung außer Verhältnis zur Höhe des 
Anspruchs stehen; 

3.	 erlassen, wenn die Einziehung nach Lage des einzelnen Falles für den An-
spruchsgegner eine besondere Härte darstellen würde; das gleiche gilt für 
die Erstattung oder Anrechnung von geleisteten Beträgen. 

(2)	 Regelungen in anderen Rechtsvorschriften bleiben unberührt. 

§ 23	 Geldanlagen

Bei Geldanlagen ist auf eine ausreichende Sicherheit zu achten; sie sollen einen 
angemessenen Ertrag bringen und für den vorgesehenen Zweck in Anspruch ge-
nommen werden können. 

Teil VIII: Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 24 	Inkrafttreten/Übergangsregelungen

Dieses Finanzstatut der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremer-
haven tritt mit dem 1. Januar 2016 in Kraft. Gleichzeitig verlieren die bisherigen 
Finanzstatute der Rechtsvorgänger Handelskammer Bremen und Industrie- und 
Handelskammer Bremerhaven ihre Gültigkeit. Die Jahresabschlüsse für das Ge-
schäftsjahr 2016 der Rechtsvorgänger Handelskammer Bremen und Industrie- und 
Handelskammer Bremerhaven werden auf der Grundlage der bisherigen Finanzsta-
tute beider Kammern abgeschlossen.

Mit In-Kraft-Treten dieses Finanzstatutes wird die Ausgleichsrücklage gemäß  § 15 
Abs. 3 FS alter Fassung in die Ausgleichsrücklage gemäß § 15a Abs. 2 FS umge-
widmet. Die Liquiditätsrücklage der bisherigen Industrie- und Handelskammer Bre-
merhaven ist bis spätestens zum 31. Dezember 2018 zu verwenden.
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Beitragsordnung der Handelskammer Bremen – IHK für 
Bremen und Bremerhaven

vom 18. Januar 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 02.2016,  
Seite XII ff.) 

§ 1 Beitragspflicht

(1)	 Die Kammer erhebt von den Kammerzugehörigen Beiträge nach Maßgabe des 
IHKG und der folgenden Vorschriften; die Beiträge sind öffentliche Abgaben.

(2)	 Die Beiträge werden als Grundbeiträge und Umlagen erhoben.

(3)	 Das Plenum setzt jährlich in der Wirtschaftssatzung die Grundbeiträge, den 
Hebesatz der Umlage und die Freistellungsgrenze (§ 5) fest.

§ 2 Organgesellschaften und Betriebsstätten

(1)	 Verbundene Unternehmen (Organgesellschaften) werden nach den Bestimmun-
gen des § 2 Abs. 1 IHKG als eigenständige Kammerzugehörige zum Beitrag ver-
anlagt.

(2)	 Hat ein Kammerzugehöriger mehrere Betriebsstätten im Sinne von § 12 der 
Abgabenordnung (AO) im Kammerbezirk, so wird der Grundbeitrag nur ein-
mal erhoben.

§ 3 Beginn und Ende der Beitragspflicht

(1)	 Die Beitragspflicht entsteht mit Beginn des Geschäftsjahres, erstmalig mit dem 
Beginn der Kammerzugehörigkeit.

(2)	 Erhebungszeitraum für den Beitrag ist das Geschäftsjahr (§ 11 der Satzung der 
Handelskammer Bremen).
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(3)	 Die Beitragspflicht endet mit dem Zeitpunkt, in dem die Gewerbesteuerpflicht 
erlischt. Sie wird durch die Eröffnung eines Liquidations- oder Insolvenzver-
fahrens nicht berührt.

§ 4 Gewerbeertrag/Gewinn aus Gewerbebetrieb

(1)	 Der Gewerbeertrag wird nach § 7 Gewerbesteuergesetz (GewStG) unter Berück-
sichtigung von § 10 a GewStG ermittelt.

(2)	 Falls für das Bemessungsjahr ein Gewerbesteuermessbetrag nicht festgesetzt 
worden ist, tritt an die Stelle des Gewerbeertrages der nach dem Einkommen- 
oder Körperschaftsteuergesetz ermittelte Gewinn aus Gewerbebetrieb. 

§ 5 Beitragsfreistellung nach § 3 Abs. 3 Sätze 3 bis 5 IHKG

(1)	 Natürliche Personen und Personengesellschaften, die nicht in das Handelsre-
gister eingetragen sind, und eingetragene Vereine, wenn nach Art oder Um-
fang ein in kaufmännischer Weise eingerichteter Geschäftsbetrieb nicht erfor-
derlich ist, sind vom Beitrag freigestellt, soweit ihr Gewerbeertrag nach dem 
Gewerbesteuergesetz oder, soweit für das Bemessungsjahr ein Gewerbesteuer-
messbetrag nicht festgesetzt wird, ihr nach dem Einkommensteuergesetz er-
mittelter Gewinn aus Gewerbebetrieb 5.200 Euro nicht übersteigt.

(2)	 Die in Absatz 1 genannten natürlichen Personen sind, soweit sie in den letz-
ten fünf Wirtschaftsjahren vor ihrer Betriebseröffnung weder Einkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbstständiger Arbeit erzielt 
haben, noch an einer Kapitalgesellschaft mittelbar oder unmittelbar zu mehr 
als einem Zehntel beteiligt waren, für das Geschäftsjahr der Kammer, in dem 
die Betriebseröffnung erfolgt, und für das darauf folgende Jahr von der Um-
lage und vom Grundbeitrag sowie für das dritte und vierte Jahr von der Um-
lage befreit, wenn ihr Gewerbeertrag oder Gewinn aus Gewerbebetrieb 25.000 
Euro nicht übersteigt. 
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(3)	 Wenn nach dem Stand der zum Zeitpunkt der Verabschiedung der Wirtschafts-
satzung vorliegenden Bemessungsgrundlagen zu besorgen ist, dass bei der 
Kammer die Zahl der Beitragspflichtigen, die einen Beitrag entrichten, durch 
die in den Absätzen 1 und 2 genannten Freistellungsregelungen auf weniger 
als 55 vom Hundert aller ihr zugehörigen Gewerbetreibenden sinkt, kann das 
Plenum für das betreffende Geschäftsjahr eine entsprechende Herabsetzung der 
dort genannten Grenzen für den Gewerbeertrag oder den Gewinn aus Gewer-
bebetrieb beschließen. 

§ 6 Berechnung des Grundbeitrags

(1)	 Der Grundbeitrag kann gestaffelt werden. Zu den Staffelungskriterien gehören 
insbesondere Art und Umfang sowie die Leistungskraft des Gewerbebetriebes. 
Berücksichtigt werden können dabei der Gewerbeertrag, die Handelsregister-
eintragung, das Erfordernis eines in kaufmännischer Weise eingerichteten Ge-
schäftsbetriebs, der Umsatz, die Bilanzsumme und die Arbeitnehmerzahl. Die 
Staffelung und die Höhe der Grundbeiträge legt das Plenum in der Wirtschafts-
satzung fest. 

(2)	 Der Grundbeitrag wird als Jahresbeitrag erhoben. Er ist auch dann in voller 
Höhe zu entrichten, wenn der gewerbliche Betrieb oder seine Betriebsstätten 
nicht im ganzen Erhebungszeitraum oder nur mit einem Betriebsteil beitrags-
pflichtig sind. Besteht die Beitragspflicht im Erhebungszeitraum nicht länger 
als drei Monate, so kann auf Antrag von der Erhebung des Grundbeitrages 
ganz oder teilweise abgesehen werden. 

§ 7 Berechnung der Umlage

(1)	 Bemessungsgrundlage für die Umlage ist der Gewerbeertrag.

(2)	 Bei natürlichen Personen und Personengesellschaften ist die Bemessungs-
grundlage für die Umlage einmal um einen Freibetrag gemäß § 3 Abs. 3 Satz 
7 IHKG für das Unternehmen zu kürzen; bei Unternehmen mit mehreren 
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Betriebsstätten wird der Freibetrag vor Ermittlung der Zerlegungsanteile von 
der Bemessungsgrundlage des ganzen Unternehmens abgezogen.

§ 8 Zerlegung

(1)	 Bei einer Zerlegung des Gewerbeertrags sind nur die auf den Kammerbezirk 
entfallenden Zerlegungsanteile der Umlagebemessung und, soweit der Gewer-
beertrag für die Bemessung des Grundbeitrags oder die Freistellung (§ 5) her-
angezogen wird, auch dabei zu Grunde zu legen. Satz 1 gilt entsprechend für 
die Bemessungsgrundlage Gewinn aus Gewerbebetrieb und für den Umsatz, 
die Bilanzsumme oder die Arbeitnehmerzahl, wenn diese für die Bemessung 
des Grundbeitrags herangezogen werden.

(2)	 Die Zerlegung erfolgt auf der Grundlage der von der Finanzverwaltung fest-
gestellten gewerbesteuerlichen Zerlegungsanteile. Liegt keine gewerbesteuerli-
che Zerlegung durch die Finanzverwaltung vor, kann die Zerlegung nach ent-
sprechender Anwendung der §§ 28 ff. GewStG (gewerbesteuerliche Zerlegung) 
durch die Kammer erfolgen.

§ 9 Bemessungsjahr

(1)	 Soweit die Beitragsordnung auf den Gewerbeertrag, den Gewinn aus Gewer-
bebetrieb, den Umsatz, die Bilanzsumme oder die Arbeitnehmerzahl Bezug 
nimmt, sind die Werte des Bemessungsjahres maßgebend.

(2)	 Das Bemessungsjahr wird in der jährlichen Wirtschaftssatzung festgesetzt.

§ 10 Umsatz, Bilanzsumme, Arbeitnehmerzahl

(1)	 Der Umsatz wird – vorbehaltlich der Fälle des Absatzes 2 – nach den für 
die Ermittlung der Buchführungspflicht gewerblicher Unternehmer in § 141 
Abs. 1 Nr. 1 AO genannten Grundsätzen bestimmt. Bei umsatzsteuerlichen 
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Organschaften wird für den gesamten Organkreis der umsatzsteuerrechtliche 
Umsatz der Organträgerin zugrunde gelegt.

(2)	 Als Umsatz gilt für 
a)	 Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute die Summe der Posten 1 

– 5 der Erträge des Formblattes 2 bzw. der Posten 1, 3, 4, 5, 7 des Form-
blattes 3 der Verordnung über die Rechnungslegung der Kreditinstitute und 
Finanzdienstleistungsinstitute vom 11.12.1998 (BGBl. I, S. 3658) in der je-
weils geltenden Fassung;

b)	 Versicherungsunternehmen die Summe der Posten 1 - 3 des Formblattes 2 
Abschnitt I bzw. der Posten 1, 3, 5 des Formblattes 3 Abschnitt I der Ver-
ordnung über die Rechnungslegung von Versicherungsunternehmen vom 
08.11.1994 (BGBI. I, S. 3378) in der jeweils geltenden Fassung.

(3)	 Die Bilanzsumme wird nach § 266 HGB und die Zahl der Arbeitnehmer nach 
§ 267 Abs. 5 HGB ermittelt.

§ 11 Handelsregistereintragung

(1)	 Soweit die Beitragsordnung Rechtsfolgen an die Eintragung im Handelsre-
gister knüpft, ist dieses Kriterium erfüllt, wenn der Kammerzugehörige zu ir-
gendeinem Zeitpunkt des Geschäftsjahres im Register eingetragen ist. Dieses 
Kriterium ist ebenfalls erfüllt, wenn der Kammerzugehörige in einem Register 
eines anderen Staates eingetragen ist, soweit dieses Register eine dem deut-
schen Handelsregister vergleichbare Funktion hat.

(2)	 Abs. 1 gilt entsprechend, soweit die Beitragsordnung Rechtsfolgen daran 
knüpft, dass der Gewerbebetrieb des Kammerzugehörigen nach Art und Um-
fang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert.
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§ 12 Besondere Regelungen für gemischtgewerbliche Betriebe

(1)	 Die Kammer erhebt von Kammerzugehörigen, die in der Handwerksrolle oder 
in dem Verzeichnis nach § 19 der Handwerksordnung eingetragen sind (ge-
mischtgewerbliche Betriebe) den Beitrag für den Betriebsteil, der weder hand-
werklich (Anlage A und Anlage B Abschnitt 1 der HwO) noch handwerksähn-
lich (Anlage B Abschnitt 2 der HwO) ist, sofern der Gewerbebetrieb nach Art 
und Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb 
erfordert und mit dem weder handwerklichen noch handwerksähnlichen Be-
triebsteil einen Umsatz von mehr als 130.000 Euro erzielt hat.

(2)	 Nur der Gewerbeertrag, der auf den Betriebsteil entfällt, der weder handwerk-
lich noch handwerksähnlich ist, wird der Umlagebemessung und, soweit der 
Gewerbeertrag für die Bemessung des Grundbeitrags oder die Beitragsfreistel-
lung (§ 5) herangezogen wird, auch dabei zugrunde gelegt. Satz 1 gilt entspre-
chend für die Bemessungsgrundlage Gewinn aus Gewerbebetrieb und für den 
Umsatz, die Bilanzsumme oder die Arbeitnehmerzahl, wenn diese für die Be-
messung des Grundbeitrags oder die Beitragsfreistellung nach § 5 herangezo-
gen werden.

(3)	 Im Rahmen der nach dieser Vorschrift vorzunehmenden Zuordnungen findet 
§ 8 Abs. 2 keine Anwendung. 

§ 13	 Besondere Regelungen für Inhaber von Apotheken, Angehörige 
von freien Berufen und der Land- und Forstwirtschaft

(1)	 Inhaber einer Apotheke werden mit einem Viertel ihres Gewerbeertrages zur 
Umlage veranlagt. Satz 1 gilt entsprechend, soweit der Gewerbeertrag für die 
Bemessung des Grundbeitrags oder die Beitragsfreistellung herangezogen wird.

(2)	 Abs. 1 findet auch Anwendung auf Kammerzugehörige, die oder deren sämt-
liche Gesellschafter vorwiegend 
a)	 einen freien Beruf ausüben oder
b) 	Land- oder Forstwirtschaft auf einem im Bezirk der Kammer belegenen 

Grundstück oder 
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c) 	als Betrieb der Binnenfischerei Fischfang in einem im Bezirk der Kammer 
belegenen Gewässer betreiben 
und Beiträge an eine oder mehrere andere Kammern entrichten, mit der 
Maßgabe, dass statt eines Viertels ein Zehntel der dort genannten Bemes-
sungsgrundlage bei der Veranlagung zu Grunde gelegt wird. Die Kammer-
zugehörigen haben das Vorliegen der Voraussetzungen für die Herabset-
zung der Bemessungsgrundlage nachzuweisen.

§ 14 Besondere Regelung für Komplementärgesellschaften

(1) 	 Kammerzugehörigen in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft, deren ge-
werbliche Tätigkeit sich in der Funktion eines persönlich haftenden Gesell-
schafters in einer Personenhandelsgesellschaft erschöpft, kann in der jähr-
lichen Wirtschaftssatzung ein ermäßigter Grundbeitrag eingeräumt werden, 
sofern beide Gesellschaften der Kammer zugehören.

(2)	 Die Wirtschaftssatzung kann vorsehen, dass die Ermäßigung des Grundbeitrags 
nur auf Antrag gewährt wird.

§ 15 Beitragsveranlagung

(1)	 Die Beitragsveranlagung erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Dieser ist dem 
Kammerzugehörigen in einem verschlossenen Umschlag zu übersenden.

(2)	 Im Beitragsbescheid ist auf die für die Beitragserhebung maßgeblichen Rechts-
vorschriften hinzuweisen; die Bemessungsgrundlage und das Bemessungsjahr 
sind anzugeben. Ferner ist eine angemessene Zahlungsfrist zu bestimmen, ge-
rechnet vom Zeitpunkt des Zugangs. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfs-
belehrung zu versehen.

(3)	 Sofern der Gewerbeertrag oder der Zerlegungsanteil für das Bemessungsjahr 
noch nicht vorliegt, kann der Kammerzugehörige aufgrund des letzten vorlie-
genden Gewerbeertrages oder – soweit ein solcher nicht vorliegt – aufgrund ei-
ner Schätzung in entsprechender Anwendung des § 162 AO vorläufig veranlagt 
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werden. Satz 1 findet entsprechende Anwendung auf den Gewinn aus Gewer-
bebetrieb und auf den Umsatz, die Bilanzsumme und die Arbeitnehmerzahl, 
soweit diese für die Veranlagung von Bedeutung sind.

(4)	 Ändert sich die Bemessungsgrundlage nach Erteilung des Beitragsbescheides, 
so erlässt die Kammer einen berichtigten oder berichtigenden Bescheid. Zuviel 
gezahlte Beiträge werden erstattet, zu wenig erhobene Beiträge werden nach-
gefordert. Von einer Nachforderung kann abgesehen werden, wenn die Kosten 
der Nachforderung in einem Missverhältnis zu dem zu fordernden Beitrag ste-
hen.

(5)	 Der Kammerzugehörige ist verpflichtet, der Kammer Auskunft über die zur 
Festsetzung des Beitrages erforderlichen Grundlagen zu geben; die Kammer 
ist berechtigt, die sich hierauf beziehenden Geschäftsunterlagen einzusehen. 
Werden von dem Kammerzugehörigen Angaben, die zur Feststellung seiner 
Beitragspflicht oder zur Beitragsfestsetzung erforderlich sind, nicht gemacht, 
kann die Kammer die Beitragsbemessungsgrundlagen entsprechend § 162 AO 
schätzen; dabei sind alle Umstände zu berücksichtigen, die für die Schätzung 
von Bedeutung sind.

§ 16 Vorauszahlungen

Für die Fälle des § 15 Abs. 3 kann die Wirtschaftssatzung regeln, dass die Kam-
merzugehörigen Vorauszahlungen auf ihre Beitragsschuld zu entrichten haben. Die 
Vorauszahlung ist auf der Grundlage der §§ 6 und 7 nach pflichtgemäßem Ermes-
sen zu bestimmen. Die Erhebung erfolgt durch Vorauszahlungsbescheid. §§ 15 und 
17 gelten entsprechend.

§ 17 Fälligkeit des Beitragsanspruches

Der Beitrag wird fällig mit Zugang des Beitragsbescheides; er ist innerhalb der ge-
setzten Zahlungsfrist zu entrichten.
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§ 18 Mahnung und Beitreibung

(1)	 Beiträge, die nach Ablauf der Zahlungsfrist nicht beglichen sind, werden mit 
Festsetzung einer neuen Zahlungsfrist angemahnt. Die Erhebung einer Mahn-
gebühr (Beitreibungsgebühr, Auslagen) richtet sich nach der Gebührenordnung 
der Kammer.

(2)	 In der Mahnung ist der Beitragspflichtige darauf hinzuweisen, dass im Falle 
der Nichtzahlung innerhalb der Mahnfrist die Beitreibung der geschuldeten Be-
träge eingeleitet werden kann.

(3)	 Die Einziehung und Beitreibung ausstehender Beiträge richtet sich nach § 3 
Abs. 8 IHKG in Verbindung mit dem Bremischen Gesetz über die Vollstreckung 
von Geldforderungen im Verwaltungswege vom 15. Dezember 1981 (BremGBI. 
S. 283) sowie der Verordnung über Erstattung von Vollstreckungskosten vom 
11. September 1984 (BremGBI. S. 229) in der jeweils geltenden Fassung.

§ 19 Stundung; Erlass; Niederschlagung

(1)	 Beiträge können auf Antrag gestundet werden, wenn die Einziehung bei Fäl-
ligkeit eine erhebliche Härte für den Beitragspflichtigen bedeuten würde und 
der Beitragsanspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint.

(2)	 Beiträge können auf Antrag im Falle einer unbilligen Härte ganz oder teilweise 
erlassen werden. Im Interesse einer gleichmäßigen Behandlung aller Kammer-
zugehörigen ist an den Begriff der unbilligen Härte ein strenger Maßstab an-
zulegen.

(3)	 Beiträge können niedergeschlagen werden, wenn ihre Beitreibung keinen Er-
folg verspricht oder wenn die Kosten der Beitreibung in einem Missverhältnis 
zur Beitragsschuld stehen. 
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(4) 	 Von der Beitragsfestsetzung kann in entsprechender Anwendung von § 156 
Abs. 2 AO abgesehen werden, wenn bereits vorher feststeht, dass die Beitrei-
bung keinen Erfolg haben wird oder die Kosten der Festsetzung und der Beit-
reibung in einem Missverhältnis zur Beitragshöhe stehen. 

§ 20 Verjährung

Für die Verjährung der Beitragsansprüche gelten die Vorschriften der Abgabenord-
nung über die Verjährung der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen ent-
sprechend.

§ 21 Rechtsbehelfe

(1)	 Gegen den Beitragsbescheid ist der Widerspruch nach den Bestimmungen der 
Verwaltungsgerichtsordnung gegeben. Über den Widerspruch entscheidet die 
Kammer.

(2)	 Gegen den Beitragsbescheid in Gestalt des Widerspruchsbescheids kann inner-
halb eines Monats nach Zustellung vor dem zuständigen Verwaltungsgericht 
Klage erhoben werden. Die Klage ist gegen die Kammer zu richten.

(3)	 Rechtsbehelfe gegen Beitragsbescheide haben keine aufschiebende Wirkung 
(§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Verwaltungsgerichtsordnung).

§ 22 Inkrafttreten

Die Beitragsordnung tritt am 1. Januar 2016 in Kraft. Gleichzeitig treten die Bei-
tragsordnungen der Rechtsvorgänger (Handelskammer Bremen vom 10. Dezember 
2007, gültig seit 1. Januar 2008, sowie Industrie- und Handelskammer Bremerha-
ven vom 12. Dezember 2007, gültig seit 1. Januar 2008) außer Kraft. Für die Fest-
setzung beziehungsweise Berichtigung von Beiträgen aus Geschäftsjahren vor dem 
1. Januar 2016 gilt die jeweilige Beitragsordnung der Rechtsvorgänger in der vor 
dem 1. Januar 2016 geltenden Fassung.
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Gebührenordnung der Handelskammer Bremen -  
IHK für Bremen und Bremerhaven

vom 18. Januar 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 02.2016, S. XVI)

§ 1 Gebühren, Auslagen, Vorschüsse

(1)	 Für die Inanspruchnahme besonderer Anlagen und Einrichtungen oder für be-
sondere Tätigkeiten erhebt die Kammer, soweit nicht besondere gesetzliche Be-
stimmungen bestehen, Gebühren nach dem anliegenden Gebührentarif.

(2)	 Die im Gebührentarif festgesetzten Gebühren für Tätigkeiten und Leistungen 
sind auch bei deren Ablehnung, Rücknahme, Widerruf oder Änderung zu er-
heben, es sei denn, dass der Gebührentarif hierfür eine ausdrückliche Rege-
lung enthält. Das Gleiche gilt, wenn ein Antrag auf Vornahme einer Tätigkeit 
oder Durchführung einer Leistung zurückgenommen wird, bevor die Tätigkeit 
beendet oder die Leistung erbracht worden ist. 

(3)	 Soweit ein Rechtsbehelf gegen Entscheidungen der Kammer erfolglos bleibt, 
wird eine Gebühr nach dem anliegenden Gebührentarif erhoben. 

(4)	 Die Kammer kann außerdem vom Gebührenschuldner zusätzliche Auslagen 
ersetzt verlangen, soweit sie den üblicherweise von der Kammer zu tragenden 
Verwaltungsaufwand überschreiten. 

(5)	 Die Kammer kann vom Gebührenschuldner einen angemessenen Vorschuss für 
Gebühren und Auslagen verlangen. 

§ 2 Gebührenschuldner

Gebührenschuldner ist, wer besondere Anlagen und Einrichtungen der Kammer be-
nutzt oder gebührenpflichtige Tätigkeiten beantragt hat oder zu dessen Gunsten eine 
solche Tätigkeit vorgenommen wurde. Schulden mehrere Schuldner eine Gebühr ge-
meinsam, so kann die Kammer jeden für den gesamten Betrag in Anspruch nehmen. 
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§ 3 Fälligkeit

(1)	 Die Gebühren werden mit der Benutzung der Anlage oder Einrichtung oder der 
Durchführung der Tätigkeit fällig, spätestens jedoch mit Zustellung eines Ge-
bührenbescheides, soweit nicht in dem Gebührentarif bei einzelnen Gebühren 
eine andere Fälligkeit bestimmt ist. 

(2)	 Gebühren und Auslagen sind innerhalb der gesetzten Zahlungsfrist zu ent-
richten. 

§ 4 Stundung, Erlass, Niederschlagung

Auf Antrag des Gebührenschuldners können Gebühren ganz oder teilweise gestun-
det oder erlassen werden; die Kammer kann Gebühren niederschlagen. Für Stun-
dung, Erlass und Niederschlagung von Gebühren gelten die Vorschriften der Bei-
tragsordnung entsprechend. 

§ 5 Mahnung und Beitreibung

(1)	 Gebühren, die nicht innerhalb der im Gebührenbescheid festgesetzten Frist 
entrichtet worden sind, sind mit einer neuen Zahlungsfrist anzumahnen. 

(2)	 In der Mahnung ist der Gebührenschuldner auf die Folgen der Nichtzahlung 
innerhalb der neuen Frist hinzuweisen. 

(3)	 Für die Beitreibung von Gebühren gelten die Vorschriften der Beitragsord-
nung entsprechend.

§ 6 Verjährung

Für die Verjährung der Gebühren gelten die Vorschriften der Abgabenordung in der 
jeweiligen Fassung über die Steuern von Einkommen und Vermögen entsprechend. 
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§ 7 Rechtsbehelfe

(1)	 Für Rechtsbehelfe gegen Gebührenbescheide gelten die Verwaltungsgerichts-
ordnung (VwGO) und die zu ihrer Ausführung ergangenen Rechtsvorschriften, 
soweit nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt ist. 

(2)	 Rechtsbehelfe gegen Gebührenbescheide haben keine aufschiebende Wirkung 
(§ 80 Abs. 2 Ziff. 1 VwGO).

§ 8 Inkrafttreten

Diese Gebührenordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Mitteilungs-
blatt in Kraft. Gleichzeitig treten die Gebührenordnungen der Rechtsvorgänger 
(Handelskammer Bremen vom 3. März 1980 sowie Industrie- und Handelskammer 
Bremerhaven vom 9. Juli 1981, zuletzt geändert am 20. Oktober 1998) außer Kraft. 
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II. DIENSTLEISTUNGEN

Sachverständigenordnung der Handelskammer Bremen – 
IHK für Bremen und Bremerhaven

vom 29. Februar 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 04.2016,  
S. II ff.)

I. Voraussetzungen für die öffentliche Bestellung und Vereidigung

§ 1 Bestellungsgrundlage

Die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven (im Folgenden 
„Kammer“ genannt) bestellt gemäß § 36 Gewerbeordnung auf Antrag Sachver-
ständige für bestimmte Sachgebiete nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen.

§ 2 Öffentliche Bestellung

(1)	 Die öffentliche Bestellung hat den Zweck, Gerichten, Behörden und der Öffent-
lichkeit besonders sachkundige und persönlich geeignete Sachverständige zur 
Verfügung zu stellen, deren Aussagen besonders glaubhaft sind.

(2)	 Die öffentliche Bestellung umfasst die Erstattung von Gutachten und andere 
Sachverständigenleistungen wie Beratungen, Überwachungen, Prüfungen, Er-
teilung von Bescheinigungen sowie schiedsgutachterliche und schiedsrichter-
liche Tätigkeiten.

(3)	 Die öffentliche Bestellung kann inhaltlich beschränkt und mit Auflagen ver-
bunden werden. Auflagen können auch nachträglich erteilt werden.
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(4)	 Die öffentliche Bestellung wird auf 5 Jahre befristet. Bei einer erstmaligen Be-
stellung und in begründeten Ausnahmefällen, insbesondere bei Zweifel über 
die Fortdauer der persönlichen oder fachlichen Eignung des Sachverständigen, 
kann die Frist von 5 Jahren unterschritten werden. 

(5)	 Die öffentliche Bestellung erfolgt durch schriftlichen Bescheid (Bestellungs-
bescheid).

(6)	 Die Tätigkeit des öffentlich bestellten Sachverständigen ist nicht auf den Be-
zirk der Kammer beschränkt.

§ 3 Bestellungsvoraussetzungen

(1)	 Ein Sachverständiger ist auf Antrag öffentlich zu bestellen, wenn die nachfol-
genden Voraussetzungen vorliegen. Für das beantragte Sachgebiet muss ein 
Bedarf an Sachverständigenleistungen bestehen. Die Sachgebiete und die Be-
stellungsvoraussetzungen für das einzelne Sachgebiet werden durch die Kam-
mer bestimmt.

(2)	 Voraussetzung für die öffentliche Bestellung des Antragstellers ist, dass
(a)	er eine Niederlassung als Sachverständiger im Geltungsbereich des Grund-

gesetzes unterhält;
(b)	er über ausreichende Lebens- und Berufserfahrung verfügt;
(c)	keine Bedenken gegen seine Eignung bestehen;
(d)	er erheblich über dem Durchschnitt liegende Fachkenntnisse, praktische Er-

fahrungen und die Fähigkeit, sowohl Gutachten zu erstatten als auch die in 
§ 2 Abs. 2 genannten Leistungen zu erbringen, nachweist;

(e)	er über die zur Ausübung der Tätigkeit als öffentlich bestellter Sachverstän-
diger erforderlichen Einrichtungen verfügt;

(f)	 er in geordneten wirtschaftlichen Verhältnissen lebt;
(g)	er die Gewähr für Unparteilichkeit und Unabhängigkeit sowie für die Ein-

haltung der Pflichten eines öffentlich bestellten Sachverständigen bietet;
(h)	er nachweist, dass er über einschlägige Kenntnisse des deutschen Rechts 

und die Fähigkeit zur verständlichen Erläuterung fachlicher Feststellungen 
und Bewertungen verfügt;
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(i)	 er über die erforderliche geistige und körperliche Leistungsfähigkeit ent-
sprechend den Anforderungen des beantragten Sachgebiets verfügt.

(3)	 Ein Sachverständiger, der in einem Arbeits- oder Dienstverhältnis steht, kann 
nur öffentlich bestellt werden, wenn er die Voraussetzungen des Abs. 2 erfüllt 
und zusätzlich nachweist, dass
(a)	sein Anstellungsvertrag den Erfordernissen des Abs. 2 Buchst. g) nicht ent-

gegensteht, und dass er seine Sachverständigentätigkeit persönlich aus-
üben kann;

(b)	er bei seiner Sachverständigentätigkeit im Einzelfall keinen fachlichen Wei-
sungen unterliegt und seine Leistungen gemäß § 13 als von ihm selbst er-
stellt kennzeichnen kann;

(c)	ihn sein Arbeitgeber im erforderlichen Umfang für die Sachverständigentä-
tigkeit freistellt.

§ 4 Bestellungsvoraussetzungen für Anträge nach § 36a GewO

(1)	 Für die Anerkennung von Qualifikationen des Antragstellers aus einem ande-
ren Mitgliedsstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum gelten die Voraus-
setzungen von § 36a Abs. 1 und 2 GewO.

(2)	 Im Übrigen gelten § 3 Abs. 2 und 3.

II. Verfahren der öffentlichen Bestellung und Vereidigung

§ 5 Zuständigkeit und Verfahren

(1)	 Die Kammer ist zuständig, wenn die Niederlassung des Sachverständigen, 
die den Mittelpunkt seiner Sachverständigentätigkeit im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes bildet, im Kammerbezirk liegt. Die Zuständigkeit der Kammer 
endet, wenn der Sachverständige die Niederlassung nach Satz 1 nicht mehr 
im Kammerbezirk unterhält.
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(2)	 Über die öffentliche Bestellung entscheidet die Kammer nach Anhörung der 
dafür bestehenden Ausschüsse und Gremien. Zur Überprüfung der gesetzlichen 
Voraussetzungen kann sie Referenzen einholen, sich vom Antragsteller erstat-
tete Gutachten vorlegen lassen, Stellungnahmen fachkundiger Dritter abfra-
gen, die Einschaltung eines Fachgremiums veranlassen und weitere Erkennt-
nisquellen nutzen.

(3)	 Der Sachverständige erhält mit der öffentlichen Bestellung neben dem Be-
stellungsbescheid auch eine Bestellungsurkunde, den Rundstempel, den Aus-
weis, die Sachverständigenordnung und die dazu ergangenen Richtlinien. Be-
stellungsurkunde, Rundstempel und Ausweis bleiben Eigentum der Kammer.

§ 6 Zuständigkeit und Verfahren für Anträge nach § 36a GewO

(1)	 Abweichend von § 5 Abs. 1 besteht für den Antrag eines Sachverständigen 
aus einem anderen Mitgliedsstaat der Europäischen Union oder einem ande-
ren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, der 
noch keine Niederlassung im Geltungsbereich des Grundgesetzes unterhält, die 
Zuständigkeit der Kammer bereits dann, wenn der Sachverständige beabsich-
tigt, die Niederlassung nach § 5 Abs. 1 S. 1 im Kammerbezirk zu begründen.

(2)	 Für Verfahren von Antragstellern mit Qualifikationen aus einem anderen Mit-
gliedsstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum gelten die Regelungen in 
§ 36a Abs. 3 und 4 GewO.

§ 7 Vereidigung

(1)	 Der Sachverständige wird in der Weise vereidigt, dass der Präses oder ein Be-
auftragter der Kammer an ihn die Worte richtet: „Sie schwören, dass Sie die 
Aufgaben eines öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen unab-
hängig, weisungsfrei, persönlich, gewissenhaft und unparteiisch erfüllen und 
die von Ihnen angeforderten Gutachten entsprechend nach bestem Wissen 
und Gewissen erstatten werden“, und der Sachverständige hierauf die Worte 
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spricht: „Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe“. Der Sachverständige soll bei 
der Eidesleistung die rechte Hand erheben. Über die Vereidigung ist eine Nie-
derschrift zu fertigen, die auch vom Sachverständigen zu unterschreiben ist.

(2)	 Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet werden.

(3)	 Gibt der Sachverständige an, dass er aus Glaubens- oder Gewissensgründen 
keinen Eid leisten wolle, so hat er eine Bekräftigung abzugeben. Diese Bekräf-
tigung steht dem Eid gleich; hierauf ist der Verpflichtete hinzuweisen. Die Be-
kräftigung wird in der Weise abgegeben, dass der Präses oder ein Beauftragter 
der Kammer die Worte vorspricht: „Sie bekräftigen im Bewusstsein ihrer Ver-
antwortung, dass Sie die Aufgaben eines öffentlich bestellten und vereidigten 
Sachverständigen unabhängig, weisungsfrei, persönlich, gewissenhaft und un-
parteiisch erfüllen und die von Ihnen angeforderten Gutachten entsprechend 
nach bestem Wissen und Gewissen erstatten werden“ und der Sachverständige 
hierauf die Worte spricht: „Ich bekräftige es“.

(4)	 Im Falle einer erneuten Bestellung oder einer Änderung oder Erweiterung des 
Sachgebiets einer bestehenden Bestellung genügt statt der Eidesleistung oder 
Bekräftigung die Bezugnahme auf den früher geleisteten Eid oder die früher 
geleistete Bekräftigung.

(5)	 Die Vereidigung durch die Kammer ist eine allgemeine Vereidigung im Sinne 
von § 79 Abs. 3 Strafprozessordnung, § 410 Abs. 2 Zivilprozessordnung.

§ 8 Bekanntmachung

Die Kammer macht die öffentliche Bestellung und Vereidigung des Sachverständi-
gen im Mitteilungsblatt der Kammer bekannt. Name, Adresse, Kommunikationsmit-
tel und Sachgebietsbezeichnung des Sachverständigen können durch die Kammer 
oder einen von ihr beauftragten Dritten gespeichert und in Listen oder auf sons-
tigen Datenträgern veröffentlicht und auf Anfrage jedermann zur Verfügung ge-
stellt werden. Eine Veröffentlichung im Internet kann erfolgen, wenn der Sachver-
ständige zugestimmt hat.
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III. Pflichten des öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen

§ 9	 Unabhängige, weisungsfreie, gewissenhafte und  
unparteiische Aufgabenerfüllung

(1)	 Der Sachverständige darf sich bei der Erbringung seiner Leistungen keiner Ein-
flussnahme aussetzen, die seine Vertrauenswürdigkeit und die Glaubhaftigkeit 
seiner Aussagen gefährdet (Unabhängigkeit).

(2)	 Der Sachverständige darf keine Verpflichtungen eingehen, die geeignet sind, 
seine tatsächlichen Feststellungen und Beurteilungen zu verfälschen (Wei-
sungsfreiheit).

(3)	 Der Sachverständige hat seine Aufträge unter Berücksichtigung des aktuellen 
Standes von Wissenschaft, Technik und Erfahrung mit der Sorgfalt eines or-
dentlichen Sachverständigen zu erledigen. Die tatsächlichen Grundlagen sei-
ner fachlichen Beurteilungen sind sorgfältig zu ermitteln und die Ergebnisse 
nachvollziehbar zu begründen. Er hat in der Regel die von den Industrie- und 
Handelskammern herausgegebenen Mindestanforderungen an Gutachten und 
sonstigen von den Industrie- und Handelskammern herausgegebenen Richtli-
nien zu beachten (Gewissenhaftigkeit).

(4)	 Der Sachverständige hat bei der Erbringung seiner Leistung stets darauf zu 
achten, dass er sich nicht der Besorgnis der Befangenheit aussetzt. Er hat bei 
der Vorbereitung und Erarbeitung seines Gutachtens strikt Neutralität zu wah-
ren, muss die gestellten Fragen objektiv und unvoreingenommen beantwor-
ten (Unparteilichkeit).
Insbesondere darf der Sachverständige nicht
•	 Gutachten in eigener Sache oder für Objekte und Leistungen seines Diens-

therren oder Arbeitgebers erstatten
•	 Gegenstände erwerben oder zum Erwerb vermitteln, eine Sanierung oder Re-

gulierung der Objekte durchführen, über die er ein Gutachten erstellt hat, es 
sei denn, er erhält den entsprechenden Folgeauftrag nach Beendigung des 
Gutachtenauftrags und seine Glaubwürdigkeit wird durch die Übernahme 
dieser Tätigkeiten nicht infrage gestellt.
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§ 10 Persönliche Aufgabenerfüllung und Beschäftigung von Hilfskräften

(1)	 Der Sachverständige hat die von ihm angeforderten Leistungen unter Anwen-
dung der ihm zuerkannten Sachkunde in eigener Person zu erbringen (persön-
liche Aufgabenerfüllung).

(2)	 Der Sachverständige darf Hilfskräfte nur zur Vorbereitung seiner Leistung und 
nur insoweit beschäftigen, als er ihre Mitarbeit ordnungsgemäß überwachen 
kann; der Umfang der Tätigkeit der Hilfskraft ist kenntlich zu machen, soweit 
es sich nicht um Hilfsdienste von untergeordneter Bedeutung handelt.

(3)	 Hilfskraft ist, wer den Sachverständigen bei der Erbringung seiner Leistung 
nach dessen Weisungen auf dem Sachgebiet unterstützt.

§ 11 Verpflichtung zur Gutachtenerstattung

(1)	 Der Sachverständige ist zur Erstattung von Gutachten für Gerichte und Ver-
waltungsbehörden nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften verpflichtet.

(2)	 Der Sachverständige ist zur Erstattung von Gutachten und zur Erbringung 
sonstiger Leistungen i.S.v. § 2 Absatz 2 auch gegenüber anderen Auftragge-
bern verpflichtet. Er kann jedoch die Übernahme eines Auftrags verweigern, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt; die Ablehnung des Auftrags ist dem Auf-
traggeber unverzüglich zu erklären.

§ 12 Form der Gutachtenerstattung; gemeinschaftliche Leistungen

(1)	 Soweit der Sachverständige mit seinem Auftraggeber keine andere Form ver-
einbart hat, erbringt er seine Leistungen in Schriftform oder in elektronischer 
Form. Erbringt er sie in elektronischer Form, trägt er für eine der Schriftform 
gleichwertige Fälschungssicherheit Sorge.
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(2)	 Erbringen Sachverständige eine Leistung gemeinsam, muss zweifelsfrei er-
kennbar sein, welcher Sachverständige für welche Teile verantwortlich ist. 
Leistungen in schriftlicher oder elektronischer Form müssen von allen betei-
ligten Sachverständigen unterschrieben oder elektronisch gekennzeichnet wer-
den. §  13 gilt entsprechend.

(3)	 Übernimmt ein Sachverständiger Leistungen Dritter, muss er darauf hinweisen.

§ 13 Bezeichnung als „öffentlich bestellter und vereidigter  
Sachverständiger“

(1)	 Der Sachverständige hat bei Leistungen im Sinne von § 2 Abs. 2 in schriftlicher 
oder elektronischer Form auf dem Sachgebiet, für das er öffentlich bestellt ist, 
die Bezeichnung „von der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bre-
merhaven öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger für ...“ zu füh-
ren und seinen Rundstempel zu verwenden. Wurde der Sachverständige von 
einer anderen Bestellungskörperschaft bestellt, so verwendet er seinen abwei-
chenden Tenor und weist gleichzeitig auf die Zuständigkeit dieser Kammer hin. 

(2)	 Unter die in Absatz 1 genannten Leistungen darf der Sachverständige nur seine 
Unterschrift und seinen Rundstempel setzen. Im Fall der elektronischen Über-
mittlung ist die qualifizierte elektronische Signatur oder ein funktionsäquiva-
lentes Verfahren zu verwenden.

(3)	 Bei Sachverständigenleistungen auf anderen Sachgebieten darf der Sachver-
ständige nicht in wettbewerbswidriger Weise auf seine öffentliche Bestellung 
hinweisen oder hinweisen lassen.

§ 14 Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten

(1)	 Der Sachverständige hat über jede von ihm angeforderte Leistung Aufzeich-
nungen zu machen. Aus diesen müssen ersichtlich sein:
(a)	der Name des Auftraggebers,
(b)	der Tag, an dem der Auftrag erteilt worden ist,
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(c)	der Gegenstand des Auftrags und
(d)	der Tag, an dem die Leistung erbracht oder die Gründe, aus denen sie nicht 

erbracht worden ist.

(2)	 Der Sachverständige ist verpflichtet: 
(a)	die Aufzeichnungen nach Abs.1,
(b)	ein vollständiges Exemplar des Gutachtens oder eines entsprechenden Er-

gebnisnachweises einer sonstigen Leistung nach § 2 Abs. 2 und
(c)	die sonstigen schriftlichen Unterlagen, die sich auf seine Tätigkeit als Sach-

verständiger beziehen,
mindestens 10 Jahre lang aufzubewahren.
Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres, in dem 
die Aufzeichnungen zu machen oder die Unterlagen entstanden sind. 

(3)	 Werden die Dokumente gemäß Abs. 2 auf Datenträgern gespeichert, muss der 
Sachverständige sicherstellen, dass die Daten während der Dauer der Aufbe-
wahrungsfrist verfügbar sind und jederzeit innerhalb angemessener Frist lesbar 
gemacht werden können. Er muss weiterhin sicherstellen, dass die Daten sämt-
licher Unterlagen nach Abs. 2 nicht nachträglich geändert werden können.

§ 15 Haftungsausschluss; Haftpflichtversicherung

(1)	 Der Sachverständige darf seine Haftung für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit 
nicht ausschließen oder beschränken.

(2)	 Der Sachverständige soll eine Haftpflichtversicherung in angemessener Höhe 
abschließen und während der Zeit der Bestellung aufrechterhalten. Er soll sie 
in regelmäßigen Abständen auf Angemessenheit überprüfen.

§ 16 Schweigepflicht

(1)	 Dem Sachverständigen ist untersagt, bei der Ausübung seiner Tätigkeit er-
langte Kenntnisse Dritten unbefugt mitzuteilen oder zum Schaden anderer 
oder zu seinem oder zum Nutzen anderer unbefugt zu verwerten.
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(2)	 Der Sachverständige hat seine Mitarbeiter zur Beachtung der Schweigepflicht 
zu verpflichten.

(3)	 Die Schweigepflicht des Sachverständigen erstreckt sich nicht auf die Anzeige- 
und Auskunftspflichten nach §§ 19 und 20.

(4)	 Die Schweigepflicht des Sachverständigen besteht über die Beendigung des 
Auftragsverhältnisses hinaus. Sie gilt auch für die Zeit nach dem Erlöschen 
der öffentlichen Bestellung.

§ 17 Fortbildungspflicht und Erfahrungsaustausch

Der Sachverständige hat sich auf dem Sachgebiet, für das er öffentlich bestellt und 
vereidigt ist, im erforderlichen Umfang fortzubilden und den notwendigen Erfah-
rungsaustausch zu pflegen. Er hat der Kammer regelmäßig geeignete Nachweise 
darüber vorzulegen.

§ 18 Werbung

Die Werbung des öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen muss sei-
ner besonderen Stellung und Verantwortung gerecht werden.

§ 19 Anzeigepflichten

Der Sachverständige hat der Kammer unverzüglich anzuzeigen:
a)	die Änderung seiner nach § 5 Abs. 1 S. 1 die örtliche Zuständigkeit begründen-

den Niederlassung und die Änderung seines Wohnsitzes;
b)	die Errichtung und tatsächliche Inbetriebnahme oder Schließung einer Nieder-

lassung;
c)	 die Änderung seiner oder die Aufnahme einer weiteren beruflichen oder gewerb-

lichen Tätigkeit, insbesondere den Eintritt in ein Arbeits- oder Dienstverhältnis;
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d)	die voraussichtlich länger als drei Monate dauernde Verhinderung an oder Ein-
schränkung bei der Ausübung seiner Tätigkeit als Sachverständiger, insbeson-
dere auch aufgrund einer Beeinträchtigung seiner körperlichen oder geistigen 
Leistungsfähigkeit;

e)	 den Verlust der Bestellungsurkunde, des Ausweises oder des Rundstempels;
f)	 die Leistung der Eidesstattlichen Versicherung gemäß § 802 c Zivilprozessord-

nung und den Erlass eines Haftbefehls zur Erzwingung der Abgabe der Vermö-
gensauskunft gemäß § 802 g Zivilprozessordnung;

g)	die Stellung des Antrages auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über sein 
Vermögen oder das Vermögen einer Gesellschaft, deren Vorstand, Geschäftsfüh-
rer oder Gesellschafter er ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens und die Ab-
weisung der Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse;

h)	den Erlass eines Haft- oder Unterbringungsbefehls, die Erhebung der öffentli-
chen Klage und den Ausgang des Verfahrens in Strafverfahren, wenn der Tat-
vorwurf auf eine Verletzung von Pflichten schließen lässt, die bei der Ausübung 
der Sachverständigentätigkeit zu beachten sind, oder er in anderer Weise geeig-
net ist, Zweifel an der persönlichen Eignung oder besonderen Sachkunde des 
Sachverständigen hervorzurufen;

i)	 die Gründung von Zusammenschlüssen nach § 21 oder den Eintritt in einen sol-
chen Zusammenschluss.

§ 20 Auskunftspflichten, Überlassung von Unterlagen 

(1)	 Der Sachverständige hat auf Verlangen der Kammer die zur Überwachung sei-
ner Tätigkeit und der Einhaltung seiner Pflichten sowie zur Prüfung seiner 
Eignung erforderlichen mündlichen oder schriftlichen Auskünfte innerhalb 
der gesetzten Frist und unentgeltlich zu erteilen und angeforderte Unterlagen 
vorzulegen. Er kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beant-
wortung ihn selbst oder einen seiner Angehörigen (§ 52 Strafprozessordnung) 
der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

(2)	 Der Sachverständige hat auf Verlangen der Kammer die aufbewahrungspflich-
tigen Unterlagen (§14) in deren Räumen vorzulegen und angemessene Zeit zu 
überlassen.
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§ 21 Zusammenschlüsse

Der Sachverständige darf sich zur Ausübung seiner Sachverständigentätigkeit mit 
anderen Personen in jeder Rechtsform zusammenschließen. Dabei hat er darauf zu 
achten, dass seine Glaubwürdigkeit, sein Ansehen in der Öffentlichkeit und die Ein-
haltung seiner Pflichten nach dieser Sachverständigenordnung gewährleistet sind.

IV. Erlöschen der öffentlichen Bestellung

§ 22 Erlöschen der öffentlichen Bestellung

(1)	 Die öffentliche Bestellung erlischt, wenn:
(a)	der Sachverständige gegenüber der Kammer erklärt, dass er nicht mehr als 

öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger tätig sein will;
(b)	der Sachverständige keine Niederlassung mehr im Geltungsbereich des 

Grundgesetzes unterhält;
(c)	die Zeit, für die der Sachverständige öffentlich bestellt ist, abläuft;
(d)	die Kammer die öffentliche Bestellung zurücknimmt oder widerruft.

(2)	 Die Kammer macht das Erlöschen der Bestellung im Mitteilungsblatt der Kam-
mer bekannt.

§ 23 Rücknahme; Widerruf

Rücknahme und Widerruf der öffentlichen Bestellung richten sich nach den Be-
stimmungen des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes.

§ 24 Rückgabepflicht von Bestellungsurkunde, Ausweis und Rundstempel

Der Sachverständige hat nach Erlöschen der öffentlichen Bestellung der Kammer 
Bestellungsurkunde, Ausweis und Rundstempel zurückzugeben.
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V. Vorschriften über die öffentliche Bestellung und Vereidigung  
sonstiger Personen

§ 25 Entsprechende Anwendung

Diese Vorschriften sind entsprechend auf die öffentliche Bestellung und Vereidi-
gung von besonders geeigneten Personen anzuwenden, die auf den Gebieten der 
Wirtschaft
(a)	bestimmte Tatsachen in Bezug auf Sachen, insbesondere die Beschaffenheit, 

Menge, Gewicht oder richtige Verpackung von Waren feststellen oder
(b)	die ordnungsmäßige Vornahme bestimmter Tätigkeiten überprüfen, 
soweit hierfür nicht besondere Vorschriften erlassen worden sind.

§ 26 Inkrafttreten

Diese Sachverständigenordnung tritt am Tag nach Ablauf des Tages in Kraft, an 
dem das Mitteilungsblatt der Kammer herausgegeben worden ist. Die Sachverstän-
digenordnung der Handelskammer Bremen vom 21. Oktober 2013 und die Sach-
verständigenordnung der Industrie- und Handelskammer Bremerhaven vom 19. Ja-
nuar 2011 treten damit außer Kraft. 
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Regulativ des Schiedsgerichts der Handelskammer Bremen – 
IHK für Bremen und Bremerhaven

vom 29. Februar 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 04.2016,  
S. VII ff.)

§ 1 Zuständigkeit

(1)	 Dieses Regulativ findet auf Streitigkeiten Anwendung, die nach einer von den 
Parteien getroffenen Schiedsvereinbarung unter Ausschluss des ordentlichen 
Rechtsweges durch ein Schiedsgericht gemäß den Bestimmungen dieses Regu-
lativs entschieden werden sollen.

(2)	 Fehlt es an einer ausdrücklichen Schiedsklausel, gilt das Schiedsgericht der 
Handelskammer Bremen - IHK für Bremen und Bremerhaven (im folgenden 
Kammer genannt) als vereinbart, wenn der Vertrag Klauseln enthält wie z.B. 
„Handelskammer Arbitrage“, „Bremer Arbitrage“, „Freundschaftliche Arbi-
trage“ und der erklärte Wille der Parteien dem nicht entgegensteht.

(3)	 Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, findet das bei Anrufung des 
schiedsrichterlichen Verfahrens jeweils gültige Regulativ Anwendung.

(4)	 Der Ort des schiedsrichterlichen Verfahrens ist Bremen.

I. Konstituierung des Schiedsgerichts

§ 2 Zusammensetzung des Schiedsgerichts

(1)	 Das Schiedsgericht besteht aus einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern, sofern 
die Parteien nicht vereinbart haben, dass das Schiedsgericht aus einem Einzel-
schiedsrichter bestehen soll.
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(2)	 Der Einzelschiedsrichter entscheidet bei Streitwerten unter 25.000 Euro, so-
weit die Parteien nicht ein Schiedsgericht bestehend aus drei Schiedsrichtern 
vereinbart haben.

§ 3 Bestellung der Schiedsrichter

(1)	 Der Einzelschiedsrichter sowie der Vorsitzende bei einem aus drei Schiedsrich-
tern bestehenden Schiedsgericht wird von der Kammer bestimmt.

(2)	 Setzt sich das Schiedsgericht aus drei Schiedsrichtern zusammen, so benennt 
jede Partei innerhalb von zwei Wochen nach Aufforderung durch die Kammer 
einen beisitzenden Schiedsrichter.
Unterlässt eine Partei die Benennung eines Beisitzers, so wird der Beisitzer auf 
Antrag der Gegenseite von der Kammer bestimmt.

(3)	 Wird der beisitzende Schiedsrichter von der Partei benannt, bevor die Kammer 
eine Bestellungeine Bestellung vorgenommen hat, so wird dadurch eine Nicht-
beachtung des Abs. 2 geheilt.

§ 4 Schiedsrichterbestellung bei Mehrheit von Klägern oder Beklagten

Ist zwischen den Parteien nichts abweichendes vereinbart, haben mehrere Kläger 
oder Beklagte gemeinsam einen Schiedsrichter zu bestellen. § 3 Absätze 2 und 3 
gelten entsprechend.

§ 5 Beteiligung eines Vertreters der Kammer

An dem Verfahren nimmt ein Syndicus oder Geschäftsführer der Kammer mit be-
ratender Stimme teil. Ihm obliegt die Administration des Verfahrens.
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II. Gang des Verfahrens

§ 6 Einleitung und Beginn des Verfahrens

(1)	 Das Schiedsgerichtsverfahren beginnt mit Zugang des an die Kammer gerich-
teten Antrags einer der Parteien auf Konstituierung des Schiedsgerichts durch 
die Kammer nach § 3 Absätze 1 und 2.

(2)	 Das Schiedsgerichtsverfahren beginnt, sofern es nicht schon nach Absatz 1 be-
gonnen hat, mit Zugang der Klage bei der Kammer.

§ 7 Verfahrenssprache

Die Verfahrenssprache ist deutsch, sofern die Parteien keine anderweitige Verein-
barung getroffen haben.

§ 8 Anwendbares materielles Recht

(1)	 Sofern die Parteien die Anwendung einer bestimmten Rechtsordnung verein-
bart haben, hat das Schiedsgericht die Streitigkeiten in Übereinstimmung mit 
diesen Rechtsvorschriften zu entscheiden. Die Bezeichnung des Rechts oder der 
Rechtsordnung eines bestimmten Staates ist in Ermangelung einer anderwei-
tigen Vereinbarung als unmittelbare Verweisung auf die Sachvorschriften die-
ses Staates und nicht auf sein Kollisionsrecht zu verstehen.

(2)	 Wurde zwischen den Parteien die anzuwendende Rechtsordnung nicht be-
stimmt, gelangt die Rechtsordnung zur Anwendung, die mit dem Gegenstand 
des Verfahrens die engste Verbindung aufweist.
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§ 9 Anwendbares Verfahrensrecht

(1)	 Das Verfahren des Schiedsgerichts richtet sich nach den zwingenden Vor-
schriften der Zivilprozessordnung, den Vorschriften dieses Regulativs sowie 
gegebenenfalls den Vereinbarungen der Parteien. Im Übrigen wird es von dem 
Schiedsgericht nach freiem Ermessen geführt.

(2)	 Das Schiedsgericht hat durch die erforderlichen Maßnahmen darauf hinzuwir-
ken, dass die Parteien sich über alle erheblichen Tatsachen vollständig erklä-
ren und sachdienliche Anträge stellen.

(3)	 Vorbehaltlich einer abweichenden Parteivereinbarung steht es im Ermessen des 
Schiedsgerichts, ob mündlich verhandelt werden soll oder das schiedsgericht-
liche Verfahren auf der Grundlage von Schriftstücken und anderen Unterla-
gen durchzuführen ist. Haben die Parteien nicht ausdrücklich hierauf verzich-
tet, soll vor Erlass des Schiedsspruchs eine mündliche Verhandlung mit den 
Parteien oder deren Verfahrensbevollmächtigten stattfinden.

(4)	 Über das Ergebnis der Verhandlungen ist ein Protokoll zu führen, das von dem 
Vorsitzenden oder dem Einzelschiedsrichter zu unterschreiben ist.

(5)	 Erscheint in einem zur mündlichen Verhandlung bestimmten Termin trotz 
rechtzeitiger Ladung weder die Partei noch ein von ihr bestellter Vertreter, so 
darf das Schiedsgericht annehmen, dass die Partei weitere Erklärungen nicht 
abzugeben hat. Das Schiedsgericht kann in einem solchen Fall seine Entschei-
dung nach Lage der Akten treffen.

III. Abschluss des Verfahrens

§ 10 Vergleich

(1)	 Aufgabe des Schiedsgerichts ist es, den Sach- und Streitstand festzustellen 
und auf die einvernehmliche Beilegung des Rechtsstreits oder einzelner Streit-
punkte hinzuwirken.
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(2)	 Schließen die Parteien im Laufe des schiedsgerichtlichen Verfahrens einen Ver-
gleich, so beendet das Schiedsgericht das Verfahren. Auf Antrag der Parteien 
hält das Schiedsgericht den Vergleich in Form eines Schiedsspruches mit ver-
einbartem Wortlaut fest, sofern der Inhalt des Vergleiches nicht gegen die öf-
fentliche Ordnung (ordre public) verstößt.

(3)	 Ein Schiedsspruch mit vereinbartem Wortlaut ist gemäß § 11 zu erlassen; er 
muss angeben, dass es sich um einen Schiedsspruch handelt. Er hat die Wir-
kung wie jeder andere Schiedsspruch zur Sache.

§ 11 Schiedsspruch

(1)	 Das nicht mit einem Einzelschiedsrichter besetzte Schiedsgericht trifft jede 
Entscheidung mit Stimmenmehrheit, sofern nicht die Parteien abweichendes 
vereinbart haben.

(2)	 Der Schiedsspruch ist schriftlich abzufassen und in ausreichender Anzahl von 
Exemplaren sowie unter Angabe des Tages der Abfassung von den Schieds-
richtern zu unterschreiben und der Handelskammer zur Verfügung zu stel-
len. Der Schiedsspruch ist zu begründen, sofern die Parteien nichts anderes 
vereinbart haben. Die Kammer übersendet den Parteien je eine Urschrift des 
Schiedsspruchs.

(3)	 Die Übersendung kann unterbleiben, bis alle Kosten des schiedsgerichtlichen 
Verfahrens an die Kammer vollständig bezahlt worden sind.

(4)	 Der Schiedsspruch hat unter den Parteien die Wirkung eines rechtskräftigen 
gerichtlichen Urteils.

§ 12 Gebühren des Schiedsverfahrens und der Administration

(1)	 Die Gebühr des schiedsgerichtlichen Verfahrens richtet sich nach dem Streit-
wert, der vom Schiedsgericht nach pflichtgemäßem Ermessen festgesetzt 
wird. Sie wird von der Kammer erhoben. Ist der Streitwert in der Klage oder 
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Widerklage nicht beziffert, so setzt ihn das Schiedsgericht nach pflichtgemä-
ßem Ermessen fest.

(2)	 Es werden erhoben:
Bis zu einem Streitwert von EUR 10.000: pauschal EUR 2.000.

–– für die nächsten darüber liegenden EUR 5.000,- zusätzlich 10%  
dieses Stufenbetrages

–– für die nächsten EUR 10.000,- zusätzlich 9 % dieses Stufenbetrages
–– für die nächsten EUR 15.000,- zusätzlich 8 % dieses Stufenbetrages
–– für die nächsten EUR 25.000,- zusätzlich 7 % dieses Stufenbetrages
–– für die nächsten EUR 35.000,- zusätzlich 6 % dieses Stufenbetrages
–– für die nächsten EUR 200.000,- zusätzlich 5 % dieses Stufenbetrages
–– für die nächsten EUR 700.000,- zusätzlich 4 % dieses Stufenbetrages
–– für die nächsten EUR 1.000.000,- zusätzlich 2 % dieses Stufenbetrages
–– bei Streitwerten über EUR 2.000.000,- wird zusätzlich eine Gebühr  
von 0,5 % des EUR 2.000.000,- übersteigenden Betrages erhoben.

(3)	 Erfordert die Erledigung der Streitsache einen über das durchschnittliche Maß 
hinausgehenden Zeit- und Arbeitsaufwand, insbesondere eine umfangreiche 
Beweisaufnahme, so  kann das Schiedsgericht die Gebühr bei Streitsachen bis 
zu EUR 65.000,- verdoppeln und bei darüber hinausgehenden Streitwerten bis 
zu 50 % erhöhen. Wird dieser Aufwand durch die Einbeziehung einer ande-
ren als der deutschen Rechtsordnung verursacht, kann das Schiedsgericht die 
nach Satz 1 erhöhte Gebühr um die Kosten erhöhen, die durch diese besonde-
ren Aufwendungen nachweislich entstanden sind.

(4)	 Haben die Parteien die Entscheidung durch einen Einzelschiedsrichter verein-
bart, so ermäßigt sich die Gebühr um ein Drittel.

(5)	 Von der Gebühr für das schiedsrichterliche Verfahren erhalten bei einem 
Schiedsgericht, das aus drei Schiedsrichtern besteht, der Vorsitzende 35 % und 
jeder der beisitzenden Schiedsrichter 20 % der Gebühr. Besteht das Schiedsge-
richt aus einem Einzelschiedsrichter, erhält dieser 75 % der Gebühr. Der Rest-
betrag der Gebühr verbleibt der Kammer. Die Auszahlung der Gebührenanteile 
an die Schiedsrichter erfolgt nach Abschluss des Verfahrens.
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(6)	 Neben der Gebühr des schiedsrichterlichen Verfahrens erhebt die Kammer 
eine Kostenpauschale in Höhe von 15 % dieser Gebühr für die Administration 
des Schiedsgerichtsverfahrens, höchstens jedoch EUR 20.000,-. Erfordert das 
Verfahren einen überdurchschnittlichen administrativen Aufwand, kann das 
Schiedsgericht die Kostenpauschale angemessen erhöhen.

(7)	 Der Kammer gegenüber haften die Parteien gesamtschuldnerisch für die Ge-
bühr des schiedsrichterlichen Verfahrens sowie für die Kostenpauschale, un-
beschadet eines etwaigen Erstattungsanspruchs der Parteien untereinander.

§ 13 Gebühren bei Klagerücknahme und vorzeitiger Erledigung

(1)	 Wird die Klage zurückgenommen, so kann das Schiedsgericht die Gebühr er-
mäßigen. Wird die Klage zurückgenommen, bevor eine Klageerwiderung ein-
gereicht ist, so ermäßigt sich die Gebühr auf ein Viertel.

(2)	 In anderen Fällen der vorzeitigen Erledigung des Verfahrens steht eine Ermä-
ßigung der Gebühren, unter Berücksichtigung des Verfahrensstandes, im Er-
messen des Schiedsgerichts.

§ 14 Verlust des Rügerechts, Haftungsausschluss

(1)	 Ist einer Bestimmung dieses Regulativs oder einem weiteren vereinbarten Er-
fordernis des schiedsrichterlichen Verfahrens nicht entsprochen worden, so 
kann eine Partei, die den Mangel nicht unverzüglich rügt, diesen später nicht 
mehr geltend machen. Dieses gilt nicht, wenn der Partei der Mangel nicht be-
kannt war.

(2)	 Eine Haftung der Schiedsrichter, der Kammer sowie ihrer Organe und Mitarbei-
ter ist im Zusammenhang mit dem Verfahren nach diesem Regulativ mit Aus-
nahme von Vorsatz und grober Fahrlässigkeit ausgeschlossen.
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§ 15 Veröffentlichung des Schiedsspruchs

(1)	 Die Kammer darf den Schiedsspruch veröffentlichen, wenn beide Parteien dem 
zustimmen. Die Veröffentlichung darf weder die Namen der Parteien, Prozess-
bevollmächtigten oder Schiedsrichter enthalten, noch sonstige Angaben, die 
eine Identifizierung der Verfahrensbeteiligten möglich macht.

(2)	 Der Kammer ist es gestattet, Informationen über Schiedsverfahren in einer Zu-
sammenstellung statistischer Daten zu veröffentlichen, sofern die Vorausset-
zungen nach Absatz 1 Satz 2 gewährleistet sind.
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Verordnung über Einigungsstellen zur Beilegung von  
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten aufgrund des Gesetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerb  
(Verordnung über Einigungsstellen)

vom 16. Februar 1988, Brem.GBI. S.17, zuletzt geändert durch VO vom  
11. August 2015

Aufgrund des § 27a Abs. 1 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb vom 7. 
Juni 1909 (RGBI S. 499), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Ände-
rung wirtschafts-, verbraucher-, arbeits- und sozialrechtlicher Vorschriften vom 25. 
Juli 1986 (BGBI. I S. 1169), verordnet der Senat:

I. Errichtung von Einigungsstellen

§ 1 Einrichtung und Geschäftsführung

(1)6	 Bei der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven wird eine 
Einigungsstelle zur Beilegung von bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, in denen 
ein Anspruch aufgrund des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb sowie 
nach dem § 2 des Unterlassungsklagengesetzes geltend gemacht wird, errich-
tet.4

(2)6	 Die Geschäfte der Einigungsstelle führt die Kammer (Geschäftsstelle).

§ 26 Aufsicht

Die Aufsicht über die Einigungsstelle führt der Senator für Wirtschaft, Arbeit und 
Häfen1,5 (Aufsichtsbehörde).

6.	 § 1 Abs. I geändert, Abs. 2 neu gefasst, § 2 geändert durch Art. 1 d. VO v. 11.8.2015 S. 394.
4.	 § 1 Abs. I, § 6 Abs. 4 Satz 1 geändert durch VO v. 22.04.2008 S. 118.
1.	 geändert durch Geschäftsverteilung d. Senats v. 02.11.1999, vgl. Bek. Vom 27.06.2000 S. 237.
5.	 geändert durch Geschäftsverteilung des Senats v. 05.07.2011 und 13.12.2011, vgl. Bek. V. 
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II. Organisation

§ 3 Vorsitzender

(1)	 Der Vorsitzende und mindestens ein Stellvertreter werden von der Vollver-
sammlung der Kammer im Benehmen mit der Handwerkskammer sowie der 
Verbraucherzentrale des Landes Bremen für die Dauer von fünf Jahren er-
nannt.

(2)	 Die Kammer hat die Ernennung zu widerrufen, wenn ein wichtiger Grund vor-
liegt. 

§ 4 Beisitzer

(1)	 Die Beisitzer sollen angesehene und sachverständige Gewerbetreibende oder 
mit Verbraucherfragen vertraute Verbraucher sein, die im Zuständigkeitsbe-
reich der Einigungsstelle tätig oder ansässig sind. 

(2)	 Die Kammer hat die Liste der Beisitzer für das folgende Kalenderjahr bis zum 
30. November des vorhergehenden Jahres aufzustellen. 

(3)	 Der Name des Vorsitzenden und des Stellvertreters sowie die Liste der Beisit-
zer sind unverzüglich in einer Tageszeitung oder in sonst geeigneter Weise öf-
fentlich bekanntzumachen. 

III. Verfahren

§ 5 Anträge

Anträge sind schriftlich mit Begründung in fünffacher Ausfertigung unter Bezeich-
nung der Beweismittel, etwa vorhandener Urkunden und sonstiger Beweisstücke 
der Kammer (Geschäftsstelle der Einigungsstelle) einzureichen oder zu Protokoll 

24.01.2012 S. 24
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zu erklären. 

§ 6 Termin und Ladung

(1)	 Der Vorsitzende bestimmt den Termin zur mündlichen Verhandlung. Die Ge-
schäftsstelle veranlasst die Zustellung der Schriftsätze und die Ladung der 
Parteien. 

(2)	 Die Ladungsfrist beträgt drei Tage; sie kann vom Vorsitzenden abgekürzt oder 
verlängert werden.

(3)	 Ordnet der Vorsitzende das persönliche Erscheinen der Parteien an, ist die La-
dung der Partei selbst zuzustellen, auch wenn sie einen Bevollmächtigten be-
stellt hat. Die Partei ist auf die Folgen ihres Ausbleibens in der Ladung hin-
zuweisen. 

(4)	 Ordnungsgelder nach § 15 Abs. 5 Satz 2 des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb werden wie Beiträge der Kammer eingezogen und beigetrieben4. 
Die eingehenden Beträge verbleiben der Kammer. 

§ 7 Einigungsverhandlung

(1)	 Die Parteien verhandeln vor der Einigungsstelle mündlich. § 136 Zivilprozess-
ordnung gilt sinngemäß. Der Vorsitzende hat auf einen zügigen Abschluss des 
Verfahrens hinzuwirken und erforderliche vorbereitende Maßnahmen recht-
zeitig zu veranlassen.

(2)	 Mit Zustimmung der Parteien kann der Vorsitzende eine Erledigung im schrift-
lichen Verfahren herbeiführen. 

(3)	 Die Verhandlung ist nicht öffentlich. Der Vorsitzende kann bei Vorliegen eines 
berechtigten Interesses Dritten die Anwesenheit gestatten.
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(4)	 Der Vorsitzende kann den anwesenden Personen die Geheimhaltung von Tat-
sachen, die ihnen durch das Verfahren bekannt werden, zur Pflicht machen. 

(5)	 Die Einigungsstelle kann Zeugen und Sachverständige anhören. Deren Er-
scheinen ist freiwillig. Die Beeidigung von Zeugen, Sachverständigen oder ei-
ner Partei ist nicht zulässig.

§ 8 Abstimmung

(1)	 Die Beschlüsse der Einigungsstelle werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

(2)	 Die Mitglieder der Einigungsstelle sind verpflichtet, über den Hergang bei der 
Beratung und Abstimmung Stillschweigen zu bewahren. 

§ 9 Niederschrift

(1)	 Über jede Verhandlung ist eine Niederschrift anzufertigen. Sie soll Ort und Tag 
der Verhandlung, die Bezeichnung der Beteiligten und der bei der Verhandlung 
mitwirkenden Personen sowie das Ergebnis der Verhandlung enthalten. Zu den 
Verhandlungen kann ein Schriftführer zugezogen werden. 

(2)	 Die Verhandlungsniederschrift ist vom Vorsitzenden, und, sofern ein Schrift-
führer zugezogen worden ist, auch von diesem zu unterzeichnen. 

IV. Verfahrenskosten

§ 10 Vergütung und Entschädigung

(1)	 Der Vorsitzende und die Beisitzer der Einigungsstelle erhalten auf Antrag Er-
satz ihrer notwendigen Auslagen. 
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(2)	 Die Kammer kann dem Vorsitzenden der Einigungsstelle eine Vergütung für 
seine Tätigkeit gewähren. 

(3)31	Für die Entschädigung oder Vergütung der Zeugen und Sachverständigen, die 
mit Zustimmung der Einigungsstelle erschienen oder gehört worden sind, gel-
ten die Bestimmungen des Justizvergütungs- und  - entschädigungsgesetzes 
in der jeweils geltenden Fassung.

(4)	 Die Auslagen nach den Absätzen 1 und 3 setzt der Vorsitzende fest. Die Ver-
gütung nach Absatz 2 setzt die Kammer nach billigem Ermessen fest. 

§ 112 Kosten des Verfahrens

(1)	 Für das Verfahren vor der Einigungsstelle werden Auslagen entsprechend den 
Vorschriften des Gerichtskostengesetzes erhoben. Zu den Auslagen nach Satz 
1 gehören auch die in §10 bezeichneten Auslagen, Vergütungen und Entschä-
digungen. 

(2)	 Über die Verteilung der Auslagen zwischen den Parteien entscheidet die Ei-
nigungsstelle unter Berücksichtigung des Sach- und Streitstandes nach billi-
gem Ermessen, sofern zwischen den Parteien eine gütliche Einigung nicht zu-
stande kommt. 

(3)	 Gegen die Entscheidung der Einigungsstelle nach Absatz 2 findet die sofor-
tige Beschwerde nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung an das Land-
gericht Bremen statt. 

(4)	 Für die Einziehung und Beitreibung der Auslagen gilt § 6 Abs. 4 Satz 1. 

3.	 § 10 Abs. 3 geändert durch Art. 14 d. G v. 18. 10. 2005 S. 547, 549.
2.	 § 11 neu gefasst durch Art. 4 d. VO v. 29.06.1999 S. 162.
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V. Schlussbestimmungen

§12

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 

Gleichzeitig wird die Verordnung über Einigungsstellen zur Beilegung von Wett-
bewerbsstreitigkeiten in der gewerblichen Wirtschaft (Verordnung über Einigungs-
stellen) vom 3. Juni 1958 (SaBremR – 43-c-1) aufgehoben.
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Satzung für Fachkundeprüfungen für den  
Straßenpersonen- und Güterkraftverkehr  
der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen  
und Bremerhaven

vom 29. Februar 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 04.2016,  
S. XVIII ff.)
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§ 1 Sachliche Zuständigkeit

Die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven (im folgenden 
Kammer genannt) ist zuständig für
–– die Bildung der Prüfungsausschüsse,
–– die Durchführung von Prüfungen nach der Berufszugangsverordnung für den 
Güterkraftverkehr (GBZugV) und der Berufszugangsverordnung für den Stra-
ßenpersonenverkehr (PBZugV)

–– die Erteilung der Bescheinigung gemäß § 14 
–– die Umschreibung gemäß § 15.

§ 2 Örtliche Zuständigkeit

(1)	 Örtlich zuständig ist die HK/IHK, in deren Bezirk der Prüfungsbewerber/die 
Prüfungsbewerberin seinen/ihren Wohnsitz hat. 

(2)	 Hat der Bewerber/die Bewerberin seinen/ihren Wohnsitz im Ausland, ist die 
HK/IHK des Bezirkes zuständig, in dem der Bewerber/die Bewerberin arbeitet. 
Abweichend von Satz 1 ist für Bewerber/Bewerberinnen für den Personenver-
kehr mit Pkw die nächstgelegene HK/IHK zuständig.

(3)	 Der Bewerber/die Bewerberin kann mit seiner/ihrer Zustimmung an eine an-
dere HK/IHK verwiesen werden.

§ 3 Prüfungsausschüsse

(1)	 Die Kammer bildet Prüfungsausschüsse für
(a)	die Durchführung von Prüfungen zum Zwecke des Nachweises der fachli-

chen Eignung zur Führung von Unternehmen des Güterkraftverkehrs,
(b)	die Durchführung von Prüfungen zum Zwecke des Nachweises der fachli-

chen Eignung zur Führung von Unternehmen des Straßenpersonenverkehrs.

(2)	 Zusammensetzung und Zuständigkeit der Prüfungsausschüsse richten sich 
nach den maßgeblichen Bestimmungen der
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(a)	Berufszugangsverordnung für den Güterkraftverkehr (GBZugV)
(b)	Berufszugangsverordnung für den Straßenpersonenverkehr (PBZugV)
beide in der jeweils geltenden Fassung, wobei die Prüfungsausschüsse aus ei-
nem Vorsitzenden/einer Vorsitzenden und zwei Beisitzern/Beisitzerinnen be-
stehen.

(3)	 Die Kammer beruft für einen Zeitraum von höchstens vier Jahren in ausrei-
chender Anzahl geeignete Prüfer/Prüferinnen zu Mitgliedern der Prüfungsaus-
schüsse. Die Prüfer/Prüferinnen werden aus diesem Kreis für bestimmte Prü-
fungen eingesetzt.

(4)	 Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse sind ehrenamtlich tätig, sofern sie nicht 
bei der Kammer beschäftigt sind. Hinsichtlich ihrer Pflichten gelten die Vor-
schriften der §§ 83, 84 und 86 des Bremischen Verwaltungsverfahrens-geset-
zes (BremVwVfG).

(5)	 Die ehrenamtlich tätigen Mitglieder der Prüfungsausschüsse erhalten auf An-
trag eine Entschädigung, deren Höhe sich an der Regelung über die Entschä-
digung der ehrenamtlichen Tätigkeiten in den Prüfungsausschüssen der Kam-
mer in der jeweilig geltenden Fassung orientiert. 

§ 4 Prüfungsarten

Die Prüfung findet statt als Prüfung für
–– den Güterkraftverkehr,
–– den Straßenpersonenverkehr ohne Taxen- und Mietwagenverkehr oder
–– den Taxen- und Mietwagenverkehr.

§ 5 Vorbereitung der Prüfung

(1)	 Die Kammer bestimmt die Prüfer/Prüferinnen und setzt Ort und Zeitpunkt der 
Prüfung fest.
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(2)	 Die Anmeldung zur Prüfung soll schriftlich unter Angabe der Prüfungsart und 
unter Beachtung der Anmeldefrist auf einem Formular der Kammer erfolgen. 

(3)	 Die Kammer soll die Bewerber/Bewerberinnen unter Berücksichtigung der Rei-
henfolge der eingegangenen Anmeldungen mindestens fünf Werktage vor dem 
jeweiligen Prüfungstermin schriftlich zur Prüfung einladen. Die Einladung gibt 
dem Bewerber/der Bewerberin:

–– Ort und Zeitpunkt der Prüfung,
–– Die Art der Prüfung,
–– Die Prüfungsdauer,
–– Die zugelassenen Hilfsmittel,
–– Die Bedingungen für das Bestehen der Prüfung,
–– Die in § 10 getroffenen Regelungen über Rücktritt und Ausschluss von der 
Prüfung

bekannt.

(4)	 Der Bewerber/die Bewerberin soll vor Zulassung zur Prüfung (erfolgter Einla-
dung) die auf Grund der Gebührenordnung der Kammer festgesetzte Prüfungs-
gebühr entrichtet haben.

§ 6 Grundsätze für alle Prüfungen

(1)	 Die Prüfung ist eine Gesamtprüfung, die aus zwei schriftlichen und einem 
mündlichen Teil besteht.

(2)	 Die Prüfungssprache ist deutsch.

(3)	 Die Prüfung ist nicht öffentlich. Über die ausnahmsweise Zulassung von Per-
sonen, die an der Prüfung nicht beteiligt sind, entscheidet die Kammer.

(4)	 Bei Beginn der Prüfung wird die Identität der Prüfungsteilnehmer/Prü-
fungsteilnehmerinnen mittels amtlichen Lichtbildausweises festgestellt. Prü-
fungsteilnehmer/Prüfungsteilnehmerin-nen, deren Identität nicht zweifelsfrei 
festgestellt werden kann, werden zu dieser Prüfung nicht zugelassen.
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(5)	 Bei Beginn der Prüfung werden den Prüfungsteilnehmern/ Prüfungsteilneh-
merinnen die Prüfer/Prüferinnen bekannt gegeben.

(6)	 Die Prüfungsteilnehmer/Prüfungsteilnehmerinnen sind nach Bekanntgabe der 
Prüfer/Prüferinnen zu befragen, ob sie von ihrem Recht zur Ablehnung eines 
Prüfers/einer Prüferin wegen Besorgnis der Befangenheit Gebrauch machen 
wollen. Über einen Ablehnungsantrag entscheidet die Kammer.

(7)	 Hält sich ein Prüfer/eine Prüferin für befangen, so kann die Kammer den be-
troffenen Prüfer/die betroffene Prüferin von der Prüfung ausschließen. Beste-
hen Zweifel an einer unparteiischen Ausübung des Prüfungsamtes, so muss 
die Kammer den betroffenen Prüfer/die betroffene Prüferin von der Prüfung 
ausschließen.

(8)	 Wird einem Ablehnungsantrag stattgegeben oder ein Prüfer/eine Prüferin aus-
geschlossen, so soll der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin zum 
nächsten Termin eingeladen werden, sofern der ausgeschlossene Prüfer/die 
ausgeschlossene Prüferin nicht sogleich durch einen anderen Prüfer/eine an-
dere Prüferin ersetzt werden kann.

(9)	 Erfolgte die Zulassung zur Prüfung aufgrund falscher Angaben, wird sie von 
der Kammer widerrufen.

(10)	Bei Beginn der Prüfung werden den Prüfungsteilnehmern/Prüfungsteilneh-
merinnen der Ablauf der Prüfung, insbesondere die Bearbeitungszeit, die Ge-
samtpunktezahl und die in den einzelnen Prüfungsteilen zu erreichenden 
Punktezahlen, die Bedingungen für die Zulassung zum mündlichen Teil ge-
mäß § 11 sowie für das Bestehen der Prüfung und die zugelassenen Hilfsmit-
tel bekannt gegeben.

(11)	Als Hilfsmittel sind ausschließlich Taschenrechner zugelassen. Diese Taschen-
rechner müssen netzunabhängig und nicht kommunikationsfähig sein.

(12)	Über die Prüfung ist eine Niederschrift gemäß § 12 zu erstellen.
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(13)	Für die schriftlichen Prüfungsteile werden die gemeinsamen Fragebögen der 
Industrie- und Handelskammern in der jeweils aktuellen Fassung verwendet.

(14)	Die Vervielfältigung, Verbreitung oder Veröffentlichung der gemeinsamen Fra-
gebögen der Industrie- und Handelskammern für Prüfungen nach der GBZugV 
bzw. PBZugV oder von Teilen dieser Fragebögen ist ausschließlich der Kam-
mer zu Prüfungszwecken vorbehalten.

(15)	Die Fragen und Aufgaben berücksichtigen die in § 7 genannten Sachgebiete.

(16)	Die offenen Fragen und Multiple-Choice-Fragen im 1. Prüfungsteil (§ 8 Abs. 1) 
haben, je nach Schwierigkeitsgrad, eine Wertigkeit von 1, 2, 3, 4 oder 5 Punk-
ten. Die offenen Fragen im 2. Prüfungsteil (§ 8 Abs. 1) können mit-einander 
verbunden und mit einer höheren Punktzahl festgelegt werden.

(17)	Die Bewertung der Prüfungsfragen ist - außer bei Multiple-Choice-Fragen - in 
halben und ganzen Punkten zulässig.

(18)	Die Gesamtpunktezahl teilt sich bei allen Prüfungsarten wie folgt auf:
–– Schriftliche Fragen 40 %
–– Schriftliche Übungen/Fallstudien 35 %
–– Mündliche Prüfung 25 %.

(19)	Nach Abschluss der Prüfung sind die Unterlagen ein Jahr aufzubewahren. Das 
Prüfungsergebnis ist dauerhaft aufzubewahren.

§ 7 Sachgebiete der Prüfung

(1)	 Kenntnisse in den jeweiligen Sachgebieten, die in den schriftlichen Prü-
fungsteilen und im mündlichen Prüfungsteil nachgewiesen werden müssen, 
ergeben sich für:

–– den Güterkraftverkehr und
–– den Straßenpersonenverkehr ohne Taxen- und Mietwagenverkehr aus An-
hang I der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 in der jeweils geltenden Fassung 
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–– den Taxen- und Mietwagenverkehr aus Anlage 3 zur PBZugV in der jeweils 
geltenden Fassung.

(2)	 Die Sachgebiete werden gegliedert in: 
–– Recht
–– Kaufmännische und finanzielle Führung des Unternehmens
–– Technische Normen und technischer Betrieb
–– Straßenverkehrssicherheit, Unfallverhütung, Umweltschutz
–– Grenzüberschreitender Verkehr

(3)	 Die Sachgebiete werden in den beiden schriftlichen Prüfungsteilen wie folgt 
gewichtet:

–– Recht:	 25 %
–– Kaufmännische und finanzielle Führung des Unternehmens:	 35 %
–– Technische Normen und technischer Betrieb:	 15 %
–– Straßenverkehrssicherheit, Unfallverhütung, Umweltschutz:	 15 %
–– Grenzüberschreitender Verkehr:	 10 %

§ 8 Schriftliche Prüfung

(1)	 Die schriftliche Prüfung besteht aus zwei Teilprüfungen und zwar aus:
–– schriftlichen Fragen (1. Teil), die Multiple-Choice-Fragen und offene Fra-
gen mit direkter Antwort umfassen und

–– schriftlichen Übungen/Fallstudien (2. Teil), die verbundene offene Fragen 
mit direkter Antwort und Kalkulationsaufgaben umfassen.

(2)	 Die Dauer der schriftlichen Prüfung beträgt bei der Prüfung für:
–– den Güterkraftverkehr und
–– den Straßenpersonenverkehr ohne Taxen- und Mietwagenverkehr
zwei Stunden je Prüfungsteil
–– den Taxen- und Mietwagenverkehr
eine Stunde je Prüfungsteil.

(3)	 Die Höchstpunktzahl für die schriftlichen Prüfungsteile beträgt
–– beim Güterkraftverkehr und
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–– beim Straßenpersonenverkehr ohne Taxen- und Mietwagenverkehr
für den 1. Teil 120 Punkte und für den 2. Teil 105 Punkte
und

–– beim Taxen- und Mietwagenverkehr:
für den 1. Teil 60 Punkte und für den 2. Teil 52,5 Punkte.

§ 9 Mündliche Prüfung

(1) 	 Die mündliche Prüfung soll eine halbe Stunde je Prüfungsteilnehmer/ 
Prüfungsteilnehmerin nicht überschreiten.

(2)	 Die Höchstpunktzahl für die mündliche Prüfung beträgt 
–– beim Güterkraftverkehr und
–– beim Straßenpersonenverkehr ohne Taxen- und Mietwagenverkehr

75 Punkte 
und

–– beim Taxen- und Mietwagenverkehr
37,5 Punkte.

(3) 	 Die erbrachte Prüfungsleistung in der mündlichen Prüfung wird vom Prü-
fungsausschuss in Punkten bewertet. Das Ergebnis der mündlichen Prüfung 
fließt in die Gesamtbewertung der Prüfung nach § 11 ein.

§ 10 Rücktritt und Ausschluss von der Prüfung

(1)	 Tritt ein Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin vor Beginn der Prü-
fung zurück, gilt die Prüfung als nicht abgelegt. Das gleiche gilt, wenn ein Prü-
fungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin zu einer Prüfung nicht erscheint.

(2)	 Tritt ein Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin im Verlauf der Prü-
fung zurück, so gilt diese grundsätzlich als nicht bestanden.



DIENSTLEISTUNGEN

123

(3)	 Tritt ein Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin aus einem wichtigen 
Grund zurück, entscheidet die Kammer über das Vorliegen eines solchen Grun-
des. Macht der Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin als wichtigen 
Grund geltend, dass er/sie wegen Krankheit an der Prüfung nicht teilnehmen 
konnte oder nach Beginn abbrechen musste, so hat er/sie dies unverzüglich 
durch Vorlage eines ärztlichen Attests, das nicht später als am Prüfungstag 
ausgestellt wurde, nachzuweisen. Die Kammer hat das Recht, in begründeten 
Einzelfällen ein amtsärztliches Zeugnis eines Gesundheitsamtes mit Aussagen 
zur Prüfungsfähigkeit einzufordern, damit entschieden werden kann, ob ein 
wichtiger Grund vorliegt. Die Prüfung gilt dann als nicht abgelegt.

(4)	 Unternimmt ein Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin Täuschungs-
handlungen oder stört er/sie den Prüfungsablauf erheblich, kann er/sie von der 
weiteren Teilnahme an der Prüfung ausgeschlossen werden. Das Gleiche gilt 
bei Verstoß gegen § 6 Absatz 14. Über den Ausschluss entscheidet die Kam-
mer. Bei Ausschluss gilt diese Prüfung als nicht bestanden.

§ 11	 Bewertung der Prüfungsleistungen und Feststellung  
des Prüfungsergebnisses

(1)	 Grundlage der Bewertung der Prüfungsleistungen sind die in den schriftlichen 
Prüfungsteilen und dem mündlichen Prüfungsteil erzielten Ergebnisse, die in 
Punkten ausgedrückt werden.

(2)	 Zur mündlichen Prüfung wird der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilneh-
merin zugelassen, wenn er/sie mindestens 50  % der jeweiligen Punktezahl in 
beiden schriftlichen Teilprüfungen erreicht hat. 

(3)	 Die mündliche Prüfung entfällt, wenn in den schriftlichen Teilprüfungen min-
destens 60 % der möglichen Gesamtpunktezahl erzielt wurden.

(4)	 Die Prüfung ist bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilneh-
merin mindestens 60 % der möglichen Gesamtpunktezahl erreicht hat, wo-
bei der in jeder Teilprüfung erzielte Punkteanteil nicht unter 50  % der jeweils 
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möglichen Punktezahl gemäß §§ 8 und 9 liegen darf. Anderenfalls ist die Prü-
fung nicht bestanden.

(5)	 Der Prüfungsausschuss stellt das Ergebnis der Prüfung fest, indem er diese für 
„bestanden“ oder für „nicht bestanden“ erklärt.

(6)	 Die Prüfung gemäß § 6 Absatz 1 darf wiederholt werden.

§ 12 Niederschrift

Die anzufertigende Niederschrift enthält folgende Angaben:
–– Name, Vorname(n), ggf. Geburtsname, Geburtsdatum, Geburtsort, Geburtsland, 
Nationalität sowie Anschrift des Prüfungsteilnehmers/der Prüfungsteilneh-
merin,

–– Ort, Datum, Beginn und Ende der Bearbeitung durch den Prüfungsteilnehmer/
die Prüfungsteilnehmerin,

–– Die Namen der Mitglieder des Prüfungsausschusses sowie der sonst anwesen-
den Personen,

–– Die Prüfungsart (§ 4), die Sachgebiete (§ 7) und die Prüfungsteile (§§ 8, 9) der 
Prüfung,

–– Feststellung der Identität des Prüfungsteilnehmers/der Prüfungsteilnehmerin 
sowie die Erklärung seiner/ihrer Prüfungsfähigkeit,

–– Die Belehrung des Prüfungsteilnehmers/der Prüfungsteilnehmerin über sein/ihr 
Recht, Prüfer/Prüferinnen wegen Besorgnis der Befangenheit abzulehnen,

–– Einen etwaigen Ablehnungsantrag des Prüfungsteilnehmers/der Prüfungsteil-
nehmerin wegen Besorgnis der Befangenheit oder eine inhaltsgleiche Erklärung 
eines Prüfers/einer Prüferin sowie die Entscheidung darüber,

–– Eine summarische Aufzeichnung über den mündlichen Teil der Prüfung,
–– Die Bewertung der erbrachten Prüfungsleistungen, die Erklärung über das Be-
stehen oder Nichtbestehen der Prüfung,

–– Die Unterschriften der Mitglieder des Prüfungssauschusses.
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§ 13 Nichtbestehen der Prüfung

Bei nicht bestandener Prüfung erhält der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilneh-
merin einen schriftlichen Bescheid der Kammer. Der Bescheid ist mit einer Rechts-
behelfsbelehrung zu versehen.

§ 14 Erteilung der Bescheinigung der fachlichen Eignung

(1)	 Nach bestandener Prüfung erhält der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilneh-
merin eine Bescheinigung der Kammer, die im Falle einer Prüfung für:

–– den Güterkraftverkehr bzw. den Straßenpersonenverkehr ohne Taxen- und 
Mietwagenverkehr dem Muster des Anhangs III der Verordnung (EG) Nr. 
1071/2009 entspricht, oder

–– den Taxen- und Mietwagenverkehr dem Muster der Anlage 5 der PBZugV 
entspricht.

(2)	 Die Bescheinigung muss folgende Sicherheitsmerkmale ausweisen: DIN A4, 
Zellulosepapier mindestens 100 g/m² versetzt mit Spezialfasern, die unter UV-
Licht sichtbar werden, Farbe Pantone kräftig beigefarben, eingeprägtes „D“, 
Seriennummer und Ausgabenummer.

§ 15	 Umschreibung gleichwertiger Abschlussprüfungen/ 
beschränkter Fachkundenachweise

(1)	 Gemäß § 7 Abs. 1 der GBZugV und § 6 Abs. 2 der PBZugV sind auf Antrag folgende 
gleichwertige Abschlussprüfungen in Fachkundenachweise gemäß § 14 umzu-
schreiben, wenn die Ausbildung vor dem 4. Dezember 2011 begonnen worden ist: 
Güterverkehr:

–– Abschlussprüfungen zum Kaufmann/zur Kauffrau im Eisenbahn- und 
Straßenverkehr, Schwerpunkt: Güterkraftverkehr,

–– Abschlussprüfung zum Speditionskaufmann/zur Speditionskauffrau (seit 
01.08.2005 Kaufmann für Spedition und Logistikdienstleistung),

–– Abschlussprüfung zur Fortbildung zum Verkehrsfachwirt/zur Ver-
kehrsfachwirtin,
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–– Abschlussprüfung als Diplom-Betriebswirt im Ausbildungsbereich Wirt-
schaft, Fachrichtung Spedition der Berufsakademien Lörrach und Mann-
heim,

–– Abschlussprüfung als Diplom-Betriebswirt im Fachbereich Wirtschaft I 
Studiengang Verkehrswirtschaft und Logistik, Fachrichtung Güterverkehr 
der Fachhochschule Heilbronn,

–– Bachelor of Arts, Studiengang Betriebswirtschaftslehre/Spedition, Trans-
port und  Logistik der Berufsakademien Lörrach und Mannheim,

–– Bachelor of Arts, Studiengang Verkehrsbetriebswirtschaft und Logistik, 
Vertiefungsrichtung Verkehrslogistik der Hochschule Heilbronn.

Personenverkehr:
–– Abschlussprüfungen zum Kaufmann/zur Kauffrau im Eisenbahn- und 
Straßenverkehr, Schwerpunkt: Personenverkehr,

–– Abschlussprüfung zur Fortbildung zum Verkehrsfachwirt/zur Ver-
kehrsfachwirtin,

–– Abschlussprüfung als Betriebswirt/Betriebswirtin (DAV), abgelegt bei der 
Deutschen Außenhandels- und Verkehrsakademie in Bremen,

–– Abschlussprüfung als Diplom-Betriebswirt/Diplom-Betriebswirtin im Fach-
bereich Wirtschaft I Studiengang Verkehrsbetriebswirtschaft und Logistik 
an der Fachhochschule Heilbronn,

–– Abschluss als Diplom-Verkehrswirtschaftler/Diplom-Verkehrswirtschaftle-
rin an der Technischen Universität Dresden,

–– Bachelor of Arts, Studiengang Verkehrsbetriebswirtschaft und Logistik, 
Vertiefungsrichtung Personenverkehr der Hochschule Heilbronn.

(2)	 Eine Umschreibung ist gemäß § 6 Abs. 1 PBZugV auch für weitere Abschluss-
prüfungen möglich, sofern das Bundesministerium für Verkehr und digitale In-
frastruktur diese im Verkehrsblatt bekannt gegeben hat. 

(3)	 Bescheinigungen über den Nachweis der fachlichen Eignung, die bis zum In-
krafttreten der Fünften Verordnung zur Änderung von Rechtsvorschriften zum 
Güterkraftverkehrsgesetz vom 23. Februar 1993 (BGBl. I S. 268) auf die Durch-
führung von Güternah- oder Umzugsverkehr oder auf innerstaatliche Beförde-
rungen beschränkt wurden, können in eine unbeschränkte Fachkundebeschei-
nigung nach § 14 umgeschrieben werden.
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§ 16 Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Mitteilungsblatt der Kam-
mer in Kraft. Gleichzeitig treten die Prüfungsordnung der Handelskammer Bremen 
für den Straßenpersonen- und Güterkraftverkehr vom 16. Dezember 2013 und die 
Prüfungsordnung der IHK Bremerhaven für die Durch-führung von Prüfungen zum 
Nachweis der fachlichen Eignung zur Führung von Unternehmen des Güterkraft-
verkehrs und des Straßenpersonenverkehrs vom 22. November 2000 außer Kraft.
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Satzung für die Prüfung zum Erwerb der Grundqualifikation 
der Fahrer im Güterkraft- und Personenverkehr  
(Prüfungsordnung Grundqualifikation Güterkraft- und 
Prüfungsordnung Grundqualifikation Güterkraft und  
Personenverkehr)

vom 29. Februar 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 05.2016,  
S. 31 ff.)
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I. Zuständigkeit

§ 1 Sachliche Zuständigkeit

Die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven (im folgenden 
Kammer genannt) ist zuständig für die Durchführung von Prüfungen nach dem Be-
rufskraftfahrer-Qualifikations-Gesetz (BKrFQG).

§ 2 Örtliche Zuständigkeit

Örtlich zuständig ist die Industrie- und Handelskammer, in deren Bezirk der Prü-
fungsbewerber/die Prüfungsbewerberin seinen/ihren Wohnsitz hat. Der Bewerber/
die Bewerberin kann mit seiner/ihrer Zustimmung an eine andere Industrie- und 
Handelskammer verwiesen werden. 

II. Prüfungen

§ 3 Prüfungsarten

Prüfungen zum Nachweis der Qualifikation sind

(1)	 Grundqualifikation
1.	 Grundqualifikation für Güterkraftverkehr oder Personenverkehr gemäß  

§ 1 Abs. 2 BKrFQV.
2.	 Prüfung reduziert um die theoretischen Teile, die bereits Gegenstand der 

Prüfung gemäß § 4 Abs. 6 Berufszugangsverordnung für den Güterkraft-
verkehr oder für den Straßenpersonenverkehr waren, gemäß § 1 Abs. 3 
BKrFQV. Diese Prüfung wird im Folgenden „Grundqualifikation Querein-
steiger“ Güterkraftverkehr oder Personenverkehr genannt.

3.	 Prüfung reduziert um die theoretischen und praktischen Teile, die bereits 
Gegenstand der Prüfung der ersten Grundqualifikation waren, gemäß § 3 
BKrFQV. Diese Prüfung wird im Folgenden „Grundqualifikation Umsteiger“ 
für Güterkraftverkehr oder Personenverkehr genannt.
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(2)	 Beschleunigte Grundqualifikation
1.	 beschleunigte Grundqualifikation für Güterkraftverkehr oder Personenver-

kehr gemäß § 2 Abs. 4 BKrFQV,
2.	 Prüfung reduziert um die theoretischen Teile, die bereits Gegenstand der 

Prüfung gemäß § 4 Abs. 6 Berufszugangsverordnung für den Güterkraft-
verkehr oder für den Straßenpersonenverkehr waren, gemäß § 2 Abs.  7 
BKrFQV. Diese Prüfung wird im Folgenden „beschleunigte Grundqualifi-
kation Quereinsteiger“ Güterkraftverkehr oder Personenverkehr genannt.

3.	 Prüfung reduziert um die theoretischen Teile, die bereits Gegenstand der 
Prüfung der ersten Grundqualifikation waren, gemäß § 3 BKrFQV. Diese 
Prüfung wird im Folgenden „beschleunigte Grundqualifikation Umsteiger“ 
für Güterkraftverkehr oder Personenverkehr genannt.

§ 4 Vorbereitung der Prüfung

(1)	 Die Kammer setzt Ort und Zeitpunkt der Prüfung fest.

(2)	 Die Anmeldung zur Prüfung soll schriftlich unter Angabe der Prüfungsart und 
unter Beachtung der Anmeldefrist auf einem Vordruck der Kammer erfolgen. 

(3)	 Der Anmeldung sind neben den Angaben zur Person die Angaben und Nach-
weise über das Vorliegen der Zulassungsvoraussetzungen gemäß §§ 6 oder 7 
beizufügen.

(4)	 Die Kammer soll die Bewerber/Bewerberinnen unter Berücksichtigung der Rei-
henfolge der eingegangenen Anmeldungen vor dem jeweiligen Prüfungster-
min schriftlich zur Prüfung einladen. Die Einladung gibt dem Bewerber/der 
Bewerberin

–– Ort und Zeitpunkt der Prüfung,
–– die Art der Prüfung,
–– die Prüfungsdauer,
–– die Art der zugelassenen Hilfsmittel,
–– die Bedingungen für das Bestehen der Prüfung,
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–– die in § 8 des Statuts getroffenen Regelungen über Rücktritt und Aus-
schluss von der Prüfung 

bekannt.

(5)	 Die Einladung des Bewerbers/der Bewerberin zum praktischen Prüfungsteil 
nach § 9 (4) erfolgt erst, nachdem er/sie die aufgrund der Gebührenordnung 
der Kammer festgesetzte Prüfungsgebühr für diesen Prüfungsteil entrichtet hat. 

§ 5 Grundsätze für alle Prüfungen

(1)	 Die Prüfungssprache ist deutsch.

(2)	 Die Prüfung ist nicht öffentlich.

(3)	 Die in den §§ 9 und 10 genannten Zeitansätze - sowohl für die theoretische 
als auch praktische Prüfung - sind reine  Prüfungszeiten. Vor- und nachberei-
tende Arbeiten, wie z. B. Erläuterungen zum Prüfungsablauf, Aufbau/Wieder-
aufbau von Übungen, Erläuterungen zur Prüfungsbewertung sind nicht Be-
standteil der Prüfungszeit.

(4)	 Die Prüfung wird entsprechend der Anmeldung und der Zulassungsvoraus-
setzungen entweder für den „Güterkraftverkehr“ oder für den „Personenver-
kehr“ abgelegt.

(5)	 Bei Beginn der Prüfung wird die Identität der Prüfungsteilnehmer/Prü-
fungsteilnehmerinnen festgestellt. Prüfungsteilnehmer/Prüfungsteilnehmerin-
nen, deren Identität nicht zweifelsfrei festgestellt werden kann, werden von 
der Prüfung ausgeschlossen.

(6)	 Bei Beginn der Prüfung werden den Prüfungsteilnehmern/Prüfungsteilneh-
merinnen der Ablauf der Prüfung sowie die Prüfer/Prüferinnen bekannt ge-
geben.
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(7)	 Die Prüfungsteilnehmer/Prüfungsteilnehmerinnen sind nach Bekanntgabe der 
Prüfer/Prüferinnen zu befragen, ob sie von ihrem Recht zur Ablehnung eines 
Prüfers/einer Prüferin wegen Besorgnis der Befangenheit Gebrauch machen 
wollen. Über einen Ablehnungsantrag entscheidet die Kammer. 

(8)	 Hält sich ein Prüfer/eine Prüferin für befangen, so kann die Kammer den be-
troffenen Prüfer/die betroffene Prüferin von der Prüfung ausschließen. Beste-
hen Zweifel an einer unparteiischen Ausübung des Prüfungsamtes, so muss 
die Kammer den betroffenen Prüfer/die betroffene Prüferin von der Prüfung 
ausschließen.

(9)	 Wird einem Ablehnungsantrag stattgegeben oder ein Prüfer/eine Prüferin aus-
geschlossen, so soll der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin zum 
nächsten Termin eingeladen werden, sofern der ausgeschlossene Prüfer/die 
ausgeschlossene Prüferin nicht sogleich durch einen anderen Prüfer/eine an-
dere Prüferin ersetzt werden kann.

(10)	Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu erstellen.

(11)	Die Bewertung der Prüfungsleistung ist nur in ganzen oder halben Punkten 
zulässig.

(12)	Wurde die Zulassung zur Prüfung aufgrund gefälschter Unterlagen oder fal-
scher Angaben ausgesprochen, wird sie von der Kammer widerrufen.

(13)	Die Vervielfältigung, Verbreitung oder Veröffentlichung der gemeinsamen Fra-
gebögen der Industrie- und Handelskammern für Prüfungen nach dem BKrFQG 
oder von Teilen dieser Fragebogen außerhalb der unmittelbaren Prüfungsab-
wicklung ist untersagt.

(14)	Für die Prüfungen gelten ergänzend zu den Bestimmungen dieser Satzung die 
gemeinsamen Richtlinien der Industrie- und Handelskammern betreffend die 
Prüfung zum Erwerb der Grundqualifikation der Fahrer im Güterkraft- und 
Personenverkehr, die die Kammer als Verwaltungsvorschrift erlässt. Die Kam-
mer gibt den Erlass dieser Verwaltungsvorschrift in ihrem Mitteilungsblatt be-
kannt.
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§ 6 Zulassung zur Prüfung „Grundqualifikation“

(1)	 Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur Prüfung gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 
(Grundqualifikation) nur zugelassen, wenn er/sie einen gültigen Führerschein 
für die entsprechende Fahrerlaubnisklasse vorlegt.

(2)	 Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur Prüfung gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 
(Grundqualifikation Quereinsteiger) nur zugelassen, wenn er/sie einen gülti-
gen Führerschein für die entsprechende Fahrerlaubnisklasse und den entspre-
chenden Nachweis
1.	 für den Straßenpersonenverkehr ausgenommen Taxen- und Mietwagen-

verkehr gemäß § 4 Abs. 6 Berufszugangsverordnung für den Straßenper-
sonenverkehr oder

2.	 für den Güterkraftverkehr gemäß § 4 Abs. 6 Berufszugangsverordnung für 
den Güterkraftverkehr

vorlegt.

(3)	 Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur Prüfung gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 3 
(Grundqualifikation Umsteiger) nur zugelassen, wenn er/sie einen gültigen 
Führerschein für die entsprechende Fahrerlaubnisklasse und die entsprechende 
Grundqualifikation gemäß Berufskraftfahrer-Qualifikations-Gesetz vorlegt.

(4)	 Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur praktischen Prüfung gemäß § 3 Abs. 
1 (Grundqualifikation, Grundqualifikation Quereinsteiger, Grundqualifikation 
Umsteiger) nur zugelassen, wenn er/sie sich gegenüber der Kammer verpflich-
tet, ein geeignetes Prüfungsfahrzeug für die Abnahme der praktischen Prüfung 
zu stellen. Geeignet ist ein Prüfungsfahrzeug, das den Anforderungen gemäß 
§ 9 Abs. 4 Nr. 2 genügt. Sollte der Teilnehmer/die Teilnehmerin keine Mög-
lichkeit haben, ein geeignetes Prüfungsfahrzeug zu stellen, kann die Kammer 
auf Antrag des Teilnehmers/der Teilnehmerin ein geeignetes Prüfungsfahr-
zeug vermitteln.

(5)	 Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur praktischen Prüfung gemäß § 3 Abs. 
1 (Grundqualifikation, Grundqualifikation Quereinsteiger, Grundqualifika-
tion Umsteiger) nur zugelassen, wenn er/sie sich gegenüber der Kammer ver-
pflichtet, zur praktischen Prüfung einen Fahrlehrer zu stellen, der im Besitz 
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einer gültigen Fahrlehrererlaubnis gemäß Fahrlehrergesetz vom 25. August 
1969 (BGBl. I S. 1336) in der jeweils aktuell gültigen Fassung für die Fahrer-
laubnisklassen CE für den Güterverkehr beziehungsweise DE für den Perso-
nenverkehr ist. Sollte der Teilnehmer/die Teilnehmerin keine Möglichkeit ha-
ben, einen Fahrlehrer, der die o. g. Voraussetzungen erfüllt, zu stellen, kann 
die Kammer auf Antrag des Teilnehmers/der Teilnehmerin einen entsprechen-
den Fahrlehrer vermitteln.

§ 7 Zulassung zur Prüfung „beschleunigte Grundqualifikation“

(1)	 Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur Prüfung gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 1 (be-
schleunigte Grundqualifikation) nur zugelassen, wenn er/sie das Original ei-
nes von einer anerkannten Ausbildungsstätte gemäß § 7 BKrFQG ausgestell-
ten Nachweises über die Teilnahme an einer entsprechenden Schulung vorlegt. 

(2)	 Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur Prüfung gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 2 (be-
schleunigte Grundqualifikation Quereinsteiger) nur zugelassen, wenn er/sie 
das Original eines von einer anerkannten Ausbildungsstätte gemäß § 7 BKrFQG 
ausgestellten Nachweises über die entsprechenden Unterrichtsteile und den 
entsprechenden Nachweis
1.	 für den Straßenpersonenverkehr ausgenommen Taxen- und Mietwagen-

verkehr gemäß § 4 Abs. 6 Berufszugangsverordnung für den Straßenper-
sonenverkehr oder

2.	 für den Güterkraftverkehr gemäß § 4 Abs. 6 Berufszugangsverordnung für 
den Güterkraftverkehr

vorlegt.

(3)	 Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur Prüfung gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 3 (be-
schleunigte Grundqualifikation Umsteiger) nur zugelassen, wenn er/sie das 
Original eines von einer anerkannten Ausbildungsstätte gemäß § 7 BKrFQG 
ausgestellten Nachweises über die entsprechenden Unterrichtsteile und die ent-
sprechende Grundqualifikation gemäß Berufskraftfahrer-Qualifikations-Ge-
setz vorlegt.
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§ 8 Rücktritt und Ausschluss von der Prüfung

(1)	 Ein Rücktritt von der theoretischen oder praktischen Prüfung ist nur aus einem 
wichtigen Grund zulässig. Tritt ein Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilneh-
merin vor Beginn der theoretischen oder der praktischen Prüfung zurück, gilt 
die jeweilige Prüfung als nicht abgelegt. Das Gleiche gilt, wenn ein Prüfungs-
bewerber/eine Prüfungsbewerberin zu einer Prüfung nicht erscheint. 

(2)	 Tritt ein Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin im Verlauf der theore-
tischen Prüfung zurück, so gilt diese grundsätzlich als nicht bestanden.

(3)	 Tritt ein Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin im Verlauf der prak-
tischen Prüfung aus einem wichtigen Grund zurück, so können bereits er-
brachte, in sich abgeschlossene Teile der Prüfung als abgelegt anerkannt wer-
den. Tritt ein Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin im Verlauf einer 
Prüfung ohne wichtigen Grund zurück, so gilt diese Prüfung als nicht bestan-
den. 

(4)	 Über das Vorliegen eines wichtigen Grundes befindet die Kammer. Macht der 
Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin als wichtigen Grund geltend, 
dass er/sie wegen Krankheit an der Prüfung nicht teilnehmen konnte oder nach 
Beginn eines Prüfungsteils abbrechen musste, so hat er/sie dies unverzüglich 
durch Vorlage eines ärztlichen Attests, das in der Regel nicht später als am 
Prüfungstag ausgestellt wurde, nachzuweisen. Die Kammer hat das Recht, in 
begründeten Einzelfällen ein amtsärztliches Zeugnis eines Gesundheitsamtes 
mit Aussagen zur Prüfungsfähigkeit einzufordern, damit entschieden werden 
kann, ob ein wichtiger Grund vorliegt.

(5)	 Unternimmt ein Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin Täuschungs-
handlungen oder stört er/sie den Prüfungsablauf erheblich, kann er/sie von der 
weiteren Teilnahme an der Prüfung ausgeschlossen werden. Bei Ausschluss gilt 
diese Prüfung als nicht bestanden.
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§ 9 Durchführung der Prüfung „Grundqualifikation“

(1)	 Die Prüfung gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 – 3 (Grundqualifikation, Grundqualifika-
tion Quereinsteiger, Grundqualifikation Umsteiger) besteht aus einer theoreti-
schen und einer praktischen Prüfung. Die theoretische und die praktische Prü-
fung können in beliebiger Reihenfolge abgelegt werden.

(2)	 Für die theoretische Prüfung werden die gemeinsamen Fragebogen der Indus-
trie- und Handelskammern verwendet.

(3)	 Die theoretische Prüfung ist schriftlich abzulegen und besteht aus Multip-
le-Choice-Fragen und offenen Fragen und der Erörterung von Praxissituati-
onen.

(4)	 Die praktische Prüfung besteht aus einer Fahrprüfung, einem praktischen Prü-
fungsteil und der Bewältigung von kritischen Fahrsituationen. 
1.	 Für die praktische Prüfung setzt die Kammer einen amtlich anerkann-

ten Sachverständigen/eine amtlich anerkannte Sachverständige oder ei-
nen amtlich anerkannten Prüfer/eine amtlich anerkannte Prüferin für den 
Kraftfahrzeugverkehr ein, der/die im Besitz einer gültigen Berechtigung zur 
Abnahme der Fahrerlaubnisprüfung ist. Die praktische Prüfung kann auch 
von einem Kammer-Mitarbeiter/einer Kammer-Mitarbeiterin mit gleichwer-
tiger Qualifikation abgenommen werden. Die Kammer kann weitere sach-
kundige Personen hinzuziehen. 

2.	 Für die Fahrprüfung und die Bewältigung kritischer Fahrsituationen wird 
ein Kraftfahrzeug entsprechend der dem Prüfungsteilnehmer/der Prü-
fungsteilnehmerin erteilten höchsten Fahrerlaubnisklasse bezogen auf die 
Abmessungen und Gewichte von Lkw oder Omnibussen eingesetzt. Die 
Fahrzeuge müssen den Anforderungen der Nummern 2.2.6 bis 2.2.13 der 
Anlage 7 der Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) entsprechen. Zusätzlich muss 
das Prüfungsfahrzeug die Anforderungen der Nummer 2.2.16 der Anlage 
7 der FeV erfüllen.

3.	 Für die Bewältigung von kritischen Fahrsituationen können die Kraftfahr-
zeuge durch den Einsatz eines leistungsfähigen Simulators ersetzt werden. 
Die Entscheidung darüber trifft die Kammer.
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(5)	 Grundqualifikation gem. § 3 Abs. 1 Nr. 1 (Grundqualifikation)
1.	 Die Dauer der theoretischen Prüfung beträgt 240 Minuten.
2.	 Die praktische Prüfung besteht aus einer Fahrprüfung zu 120 Minuten, aus 

einem praktischen Prüfungsteil zu 30 Minuten und aus der Bewältigung 
von kritischen Fahrsituationen, die 60 Minuten nicht überschreiten darf.

(6)	 Grundqualifikation gem. § 3 Abs. 1 Nr. 2 (Grundqualifikation Quereinsteiger)
1.	 Die Dauer der theoretischen Prüfung beträgt 170 Minuten.
2.	 Die praktische Prüfung besteht aus einer Fahrprüfung zu 120 Minuten, aus 

einem praktischen Prüfungsteil zu 30 Minuten und der Bewältigung von 
kritischen Fahrsituationen, die 60 Minuten nicht überschreiten darf.

(7)	 Grundqualifikation gem. § 3 Abs. 1 Nr. 3 (Grundqualifikation Umsteiger)
1.	 Die Dauer der theoretischen Prüfung beträgt 110 Minuten. 
2.	 Die praktische Prüfung besteht aus einer Fahrprüfung zu 60 Minuten, aus 

einem praktischen Prüfungsteil zu 30 Minuten und der Bewältigung von 
kritischen Fahrsituationen, die 30 Minuten nicht überschreiten darf.

(8)	 Die Gesamtprüfung oder die theoretische Prüfung oder die praktische Prüfung 
dürfen wiederholt werden.

(9)	 Nach Abschluss der Gesamtprüfung sind die Unterlagen der theoretischen Prü-
fung ein Jahr, die Anmeldung und die Niederschriften der theoretischen und 
praktischen Prüfung zehn Jahre aufzubewahren.

§ 10 Durchführung der Prüfung „beschleunigte Grundqualifikation“

(1)	 Die Prüfung „beschleunigte Grundqualifikation“ gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 1-3 (be-
schleunigte Grundqualifikation, beschleunigte Grundqualifikation Quereinstei-
ger, beschleunigte Grundqualifikation Umsteiger) besteht aus einer theoreti-
schen Prüfung.

(2)	 Für die Prüfung werden die gemeinsamen Fragebogen der Industrie- und  
Handelskammern verwendet.



DIENSTLEISTUNGEN

139

(3)	 Die Prüfung ist schriftlich abzulegen und besteht aus Multiple-Choice-Fragen 
und offenen Fragen. 

(4)	 Die Dauer der Prüfung für die „beschleunigte Grundqualifikation“ gemäß § 3 
Abs. 2 Nr. 1 beträgt 90 Minuten.

(5)	 Die Dauer der Prüfung für die „beschleunigte Grundqualifikation Quereinstei-
ger“ gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 2 beträgt 60 Minuten. 

(6)	 Die Dauer der Prüfung für die „beschleunigte Grundqualifikation Umsteiger“ 
gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 3 beträgt 45 Minuten.

(7)	 Die Prüfung darf wiederholt werden.

(8)	 Nach Abschluss der Prüfung sind die Unterlagen ein Jahr, die Anmeldung und 
die Niederschrift zehn Jahre aufzubewahren.
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§ 11 Anforderungen in der theoretischen Prüfung

(1)	 Gegenstände der theoretischen Prüfung:
Die in der Anlage 1 der BKrFQV genannten Kenntnisbereiche sind Gegenstand 
der jeweiligen Prüfungen für den Güterkraftverkehr und den Personenverkehr 
gemäß der nachstehenden Tabelle:

Kenntnis-
bereiche

Kenntnisse/ 
Fähigkeiten 
gemäß 
Anlage 1  
der BKrFQV

Grundqualifikation

beschleunigte  
Grundqualifika-
tion

Grundqualifikation  
Quereinsteiger

beschleunigte  
Grundqualifikation  
Quereinsteiger

Grundqualifikation  
Umsteiger

beschleunigte  
Grundqualifikation Umsteiger

1. 1.1 Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

--

1.2 Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

--

1.3 Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

--

1.4 Güterkraftverkehr Güterkraftverkehr Güterkraftverkehr

1.5 Personenverkehr Personenverkehr Personenverkehr

1.6 Personenverkehr Personenverkehr Personenverkehr

2. 2.1 Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

-- --

2.2 Güterkraftverkehr -- Güterkraftverkehr

2.3 Personenverkehr -- Personenverkehr

3. 3.1 Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

-- Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

3.2 Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

--

3.3 Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

--

3.4 Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

--

3.5 Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

3.6 Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

Güterkraftverkehr  
Personenverkehr
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3. 3.7 Güterkraftverkehr -- Güterkraftverkehr

3.8 Personenverkehr -- Personenverkehr

(2)	 Grundsätze für die Prüfungsaufgaben
1.	 Die Prüfung besteht, bezogen auf die jeweilige Gesamtpunktzahl, zu glei-

chen Teilen aus Multiple-Choice-Fragen, offenen Fragen und der Erörte-
rung von Praxissituationen, sofern sie Gegenstand der Prüfung sind. Die 
Kenntnisbereiche 1., 2. und 3. werden, soweit sie Gegenstand der Prüfung 
sind, zu gleichen Teilen berücksichtigt.

2.	 Multiple-Choice-Fragen werden mit je einem Punkt bewertet. Sie enthal-
ten vier Antwortvorschläge, wovon nur eine Antwortvorgabe richtig ist.

3.	 Offene Fragen werden mit mindestens je einem Punkt und höchstens fünf 
Punkten bewertet.

4.	 Die Erörterung einer Praxissituation besteht aus verbundenen offenen Fra-
gen.

§ 12 Anforderungen in der praktischen Prüfung

(1)	 Fahrprüfung
1.	 Ziel der Fahrprüfung ist die Bewertung der fahrpraktischen Fähigkeiten des 

Prüfungsteilnehmers/der Prüfungsteilnehmerin. Sie muss auf Straßen in-
nerhalb und außerhalb geschlossener Ortschaften, auf Schnellstraßen oder 
Autobahnen und in Situationen mit unterschiedlicher Verkehrsdichte statt-
finden. 

2.	 Die Fahrprüfung soll vorzeitig beendet werden, wenn der Prüfungsteilneh-
mer/die Prüfungsteilnehmerin grobe Fahr- und Verhaltensfehler in Bezug 
auf die StVO zeigt. 

3.	 Wird die Fahrprüfung vorzeitig beendet, wird sie mit null Punkten bewertet.

(2)	 Praktischer Prüfungsteil
Ziel dieses Prüfungsteils ist die Bewertung der folgenden Kenntnisse und Fä-
higkeiten der in den Anlagen 1 und 2 der BKrFQV genannten Kenntnisberei-
che gemäß der nachstehenden Tabelle:
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Kenntnis‑ 
bereiche

Kenntnisse/ 
Fähigkeiten 
gemäß 
Anlage 1 und  
w2 BKrFQV

Grundqualifikation Grundqualifikation  
Quereinsteiger

Grundqualifikation  
Umsteiger

1. 1.4 Güterkraftverkehr Güterkraftverkehr Güterkraftverkehr

1.5 Personenverkehr Personenverkehr Personenverkehr

1.6 Personenverkehr Personenverkehr Personenverkehr

3. 3.2 Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

--

3.3 Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

--

3.5 Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

Güterkraftverkehr  
Personenverkehr

(3)	 Bewältigung kritischer Fahrsituationen 
1.	 Ziel bei der Bewältigung kritischer Fahrsituationen ist insbesondere die 

Bewertung der Fähigkeiten des Prüfungsteilnehmers/der Prüfungsteilneh-
merin bezüglich der Beherrschung des Fahrzeugs bei unterschiedlichem 
Fahrbahnzustand je nach Witterungsverhältnissen sowie Tages- und Nacht-
zeit. 

2.	 Die Bewältigung kritischer Fahrsituationen wird auf einem geeigneten Ge-
lände durchgeführt, wobei Gefährdungen für Dritte ausgeschlossen sein 
müssen.

§ 13	 Bewertung der Prüfungsleistungen und Feststellung  
des Prüfungsergebnisses

(1)	 Bewertung der Grundqualifikation
1.	 Grundlage der Bewertung der Prüfungsleistungen sind die in der theore-

tischen und der praktischen Prüfung erzielten Ergebnisse, die in Punkten 
ausgedrückt werden.

2.	 Die theoretische Prüfung ist bestanden, wenn mindestens 50 % der Gesamt-
punktzahl gemäß nachfolgender Aufstellung erreicht wurden:
–– Grundqualifikation	 Gesamtpunktzahl	162
–– Grundqualifikation Quereinsteiger	 Gesamtpunktzahl	 114 
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–– Grundqualifikation Umsteiger	 Gesamtpunktzahl	 72 
3.	 Die Teile der praktischen Prüfung gemäß § 9 Abs. 4 werden jeweils getrennt 

voneinander bewertet.
Die praktische Prüfung ist bestanden, wenn mindestens 50 % der Gesamt-
punktzahl gemäß der nachfolgenden Aufstellung erreicht wurden und der 
in jedem Teil der Prüfung erzielte Punkteanteil nicht unter 20 % der jeweils 
möglichen Punktzahl liegt.
In den praktischen Prüfungen Güterkraftverkehr und Personenverkehr sind 
insgesamt höchstens folgende Punkte erreichbar:
a)	Grundqualifikation und Grundqualifikation Quereinsteiger jeweils:  

Gesamtpunktzahl 120 
–– davon Fahrprüfung	 60 Punkte
–– davon praktischer Prüfungsteil	 30 Punkte
–– davon Bewältigung kritischer Fahrsituationen	 30 Punkte

b)	Grundqualifikation Umsteiger: Gesamtpunktzahl 80
–– davon Fahrprüfung	 30 Punkte
–– davon praktischer Prüfungsteil	 30 Punkte
–– davon Bewältigung kritischer Fahrsituationen	 20 Punkte

Der Prüfer/die Prüferin hat nach Beendigung des jeweiligen praktischen 
Prüfungsteils dem Prüfungsteilnehmer/der Prüfungsteilnehmerin die Be-
wertung und deren wesentliche Gründe mitzuteilen. Der Prüfer/die Prüferin 
hat ein Prüfungsprotokoll anzufertigen und der Kammer auszuhändigen.

4.	 Die Gesamtprüfung ist bestanden, wenn die theoretische und die praktische 
Prüfung bestanden wurden.

(2)	 Bewertung der beschleunigten Grundqualifikation
Die Prüfung ist bestanden, wenn mindestens 50  % der Gesamtpunktzahl  
gemäß nachfolgender Aufstellung erreicht wurden.

–– beschleunigte Grundqualifikation	 Gesamtpunktzahl 60 
–– beschleunigte Grundqualifikation Quereinsteiger	 Gesamtpunktzahl 40 
–– beschleunigte Grundqualifikation Umsteiger	 Gesamtpunktzahl 30 

(3)	 Die Bewertung der Prüfungsleistung erfolgt durch die Kammer. Aufgrund der 
erbrachten Prüfungsleistungen stellt die Kammer das Prüfungsergebnis fest 
und erklärt die Prüfung für bestanden oder nicht bestanden.
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§ 14 Niederschrift

Die anzufertigende Niederschrift enthält folgende Angaben:
–– den Namen, den Vornamen, ggf. den Geburtsnamen, das Geburtsdatum und 
den Geburtsort, Geburtsland sowie die Anschrift und Nationalität des Prüfungs
teilnehmers/der Prüfungsteilnehmerin,

–– Ort, Datum, Beginn und Ende der Prüfung,
–– die Art und Bestandteile der Prüfung,
–– die Feststellung der Identität des Prüfungsteilnehmers/der Prüfungsteilnehmerin 
sowie die Erklärung seiner/ihrer Prüfungsfähigkeit,

–– die Belehrung des Prüfungsteilnehmers/der Prüfungsteilnehmerin über sein/ihr 
Recht, Prüfer/Prüferinnen wegen Besorgnis der Befangenheit abzulehnen,

–– Bewertung der erbrachten Prüfungsleistung,
–– das Prüfungsergebnis, die Erklärung über das Bestehen oder Nichtbestehen der 
Prüfung, 

–– Name/Namen und Unterschrift(en) der Prüfer/Prüferinnen

§ 15 Erteilung der Bescheinigung

Nach bestandener Prüfung erhält der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin 
eine Bescheinigung der Kammer über das Bestehen der Prüfung.

§ 16 Nichtbestehen der Prüfung

Bei nicht bestandener Prüfung erhält der Teilnehmer/die Teilnehmerin einen 
schriftlichen Bescheid der Kammer über das Nichtbestehen der Prüfung. Der Be-
scheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 17 Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Mitteilungsblatt der Kam-
mer in Kraft. Gleichzeitig treten das Statut der Handelskammer Bremen betreffend 
die Prüfung zum Erwerb der Grundqualifikation der Fahrer im Güterkraft- und 
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Personenverkehr vom 5. Mai 2008 und die Satzung der IHK Bremerhaven betref-
fend die Prüfung zum Erwerb der Grundqualifikation der Fahrer im Güterkraft- und 
Personenverkehr vom 23. April 2008 außer Kraft. 
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Satzung der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen  
und Bremerhaven für die Schulung, die Prüfung und  
die Erteilung des Schulungsnachweises für  
Gefahrgutbeauftragte

vom 29. Februar 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 04.2016,  
S. XXII ff.)

Inhaltsübersicht

I.	 Zuständigkeit
§ 1	 Zuständigkeit

II.	 Lehrgangssystem
§ 2	 Lehrgangssystem

III.	 Anerkennung der Lehrgänge
§ 3	 Anerkennungsvoraussetzungen
§ 4	 Lehrpläne
§ 5	 Zeitlicher und sachlicher Umfang
§ 6	 Lehrkräfte
§ 7	 Lehrmethoden
§ 8	 Räumlichkeiten und Lehrmaterial
§ 9	 Teilnehmerzahl
§ 10	 Dauer der Anerkennung

IV.	 Durchführung der Schulungen
§ 11	 Ständige Pflichten des Veranstalters
§ 12	 Befugnisse der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven

V.	 Prüfungen
§ 13	 Prüfungsarten
§ 14	 Vorbereitung der Prüfung
§ 15	 Grundsätze für alle Prüfungen



DIENSTLEISTUNGEN

148

§ 16	 Zulassung zur Prüfung
§ 17	 Grundprüfung
§ 18	 Ergänzungsprüfung
§ 19	 Verlängerungsprüfung
§ 20	 Rücktritt und Ausschluss von der Prüfung
§ 21	 Niederschrift
§ 22	 Bescheid bei Nichtbestehen der Prüfung

VI.	 Erteilung des Schulungsnachweises
§ 23	 Voraussetzungen für die Erteilung, Ergänzung und Verlängerung

VII.	Schlussvorschriften
§ 24	 Vorschriften für beschränkte Schulungsnachweise
§ 25	 Inkrafttreten

I. Zuständigkeit

§ 1 Zuständigkeit

Die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven (im folgenden 
Kammer genannt) ist zuständig für:
–– die Anerkennung von Lehrgängen und die Überwachung von Schulungen, die 
Veranstalter in Schulungsstätten im Bezirk der Kammer durchführen,

–– die Durchführung von Prüfungen,
–– die Erteilung, Ergänzung und Verlängerung von Schulungsnachweisen,
–– die Umschreibung von Schulungsnachweisen gem. § 7 Abs. 3 GbV,
–– die Erteilung von Ausnahmen gemäß § 5 Abs. 3 und § 6 Abs. 3 GbV.

II. Lehrgangssystem

§ 2 Lehrgangssystem

Lehrgänge können bestehen aus Schulungen für einen oder mehrere der nachfol-
genden Verkehrsträger: 



DIENSTLEISTUNGEN

149

–– Straße,
–– Schiene,
–– Binnenschiff,
–– Seeschiff.

III. Anerkennung der Lehrgänge

§ 3 Anerkennungsvoraussetzungen

(1)	 Die Anerkennung wird auf schriftlichen Antrag des Veranstalters erteilt, wenn 
die Lehrgänge den Anforderungen der GbV und den §§ 4 bis 9 dieser Satzung 
entsprechen.

(2)	 Der Veranstalter muss in der Lage sein, die Lehrgänge ordnungsgemäß durch-
zuführen. Hierzu hat er auf Verlangen der Kammer geeignete Nachweise vor-
zulegen. 

§ 4 Lehrpläne

Der Veranstalter hat Lehrpläne zu erstellen und der Kammer zur Prüfung vorzu-
legen. Die Lehrpläne müssen die Sachgebiete, die sich aus den Unterabschnitten 
1.8.3.3 und 1.8.3.11 ADR/RID/ADN sowie aus § 8 GbV und die geplanten Zeitan-
sätze für die jeweiligen Sachgebiete enthalten. Dies gilt analog für den Seeschiffs-
verkehr.

§ 5 Zeitlicher und sachlicher Umfang

(1)	 Der Veranstalter hat seinen Schulungen mindestens folgende Zeitansätze zu-
grunde zu legen:

–– 22 Stunden und 30 Minuten für den ersten Verkehrsträger (30 Unterrichts-
einheiten [UE]),

–– 7 Stunden und 30 Minuten für jeden weiteren Verkehrsträger (10 UE).
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(2)	 Eine UE beträgt 45 Minuten. Schulungen dürfen nicht mehr als 7 Stunden und 
30 Minuten (10 UE) pro Tag umfassen. Nach längstens 3 UE ist eine Pause ein-
zulegen.

(3)	 Gegenstand der Schulung des ersten Verkehrsträgers müssen insbesondere  
folgende Sachgebiete sein:

–– Nationale Rechtsvorschriften (insbesondere GbV, GGBefG, GGVSEB, GGV-
See, GGAV, StVO, WHG)

–– Klassifizierung
–– Anforderungen an Verpackungen, Großpackmittel, Großverpackungen
–– Kennzeichnung, Beschriftung, Bezettelung von Versandstücken

Gegenstand der Schulung des ersten Verkehrsträgers und jedes weiteren Ver-
kehrsträgers müssen insbesondere folgende Sachgebiete sein: 

–– Aufbau und Systematik der besonderen Rechtsvorschriften für den Ge-
fahrguttransport 

–– Verantwortliche und Verantwortlichkeiten der am Transport gefährlicher 
Güter beteiligten Personen 

–– Besonderheiten der Klassifizierung (freigestellte Güter und (bedingt) frei-
gestellte Beförderungen)

–– Dokumentation (Inhalt und Verwendung der Begleitpapiere)
–– Anforderungen zur Beförderung an Fahrzeuge, Container, Tanks (insbe-
sondere Zulassung, Prüfung und Kodierung)

–– Besonderheiten bei Kennzeichnung, Beschriftung, Bezettelung (insbeson-
dere von Tanks und Fahrzeugen)

–– Durchführung der Beförderung (insbesondere Versandarten, Versandbe-
schränkungen, Beladen, Entladen, Ladungssicherung, Sicherheitsanforde-
rungen).

§ 6 Lehrkräfte

(1)	 Lehrkräfte müssen:
–– Über allgemeine Kenntnisse der Zusammenhänge der Gefahrgutvorschrif-
ten verfügen, 

–– Die zur Vermittlung des Lehrstoffs in ihrem Sachgebiet notwendigen be-
sonderen Kenntnisse haben,
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–– Zur erwachsenengerechten Vermittlung der erforderlichen Kenntnisse be-
fähigt sein und

–– Einen gültigen Gb-Schulungsnachweis für den/die zu schulenden Verkehr-
sträger besitzen.

(2)	 Der Veranstalter hat der Kammer aussagefähige Schulungs- und Tätigkeits-
nachweise vorzulegen. Die Kammer soll ein Beurteilungsgespräch führen; sie 
kann dazu Sachverständige hinzuziehen.

§ 7 Lehrmethoden

(1)	 Die Schulungen sind in mündlicher oder schriftlicher Form oder in einer Kom-
bination aus mündlicher und schriftlicher Form durchzuführen.

(2)	 Bei der Durchführung einer Schulung als Fernlehrgang sind zusätzlich die Vor-
schriften des Gesetzes zum Schutz der Teilnehmer am Fernunterricht (Fernun-
terrichtsschutzgesetz - FernUSG) in der jeweils geltenden Fassung zu beachten.

(3)	 Die Schulungen sind in deutscher Sprache durchzuführen.

(4)	 Die Durchführung von Schulungen in englischer Sprache bedarf der besonde-
ren Anerkennung, die die Kammer nur erteilt, wenn die Vorgaben des § 5 Abs. 
3 GbV erfüllt sind. Alle der Kammer in Verbindung mit dem Anerkennungs-
verfahren und den Schulungen anfallenden Kosten trägt der Veranstalter.

§ 8 Räumlichkeiten und Lehrmaterial

(1)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass er über geeignete Räumlichkeiten ver-
fügt. Diese müssen so beschaffen und gelegen sein, dass die Schulungen sach-
gerecht, ohne Störung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung und ohne Stö-
rung der Teilnehmer durchgeführt werden können. 

(2)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass für jeden Teilnehmer ein ausreichen-
der Arbeitsplatz vorhanden ist.
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(3)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass geeignete visuelle Hilfsmittel (z. B. 
PC, Laptop, Beamer, DVD-Player, Blue-Ray-Player, Flipchart, Overhead-Pro-
jektor, Videogerät, Tafel) vorhanden sind, die in den zu nutzenden Räumlich-
keiten sachgerecht einsetzbar sind.

(4)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass er über geeignetes, aktuelles Lehrma-
terial und die einschlägigen Vorschriftenwerke verfügt.

§ 9 Teilnehmerzahl

Die Anerkennung setzt voraus, dass eine Höchstzahl von 25 Teilnehmern je Schu-
lung grundsätzlich nicht überschritten wird. Die Kammer kann entsprechend der 
Beschaffenheit der für die Schulung genutzten Räumlichkeiten eine geringere 
Höchstzahl festsetzen.

§ 10 Dauer der Anerkennung

Die erstmalige Anerkennung wird auf längstens 3 Jahre befristet, die erneute An-
erkennung auf längstens 5 Jahre.

IV. Durchführung der Schulungen

§ 11 Ständige Pflichten des Veranstalters

(1)	 Die Schulungen müssen die Gewähr dafür bieten, dass die Teilnehmer die vor-
geschriebenen Kenntnisse erwerben können. Der Veranstalter hat sich bei je-
der von ihm durchgeführten Schulung nach dem in § 2 beschriebenen Lehr-
gangssystem zu richten und die Anforderungen der §§ 4 bis 9 einzuhalten.

(2)	 Der Veranstalter hat dafür zu sorgen, dass jeder Teilnehmer/jede Teilnehmerin 
in der Schulung über aktuelle einschlägige Vorschriften verfügt.
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(3)	 Der Veranstalter hat dafür zu sorgen, dass dem aktuellen Stand der Entwick-
lung auf dem Gebiet des Gefahrguttransportrechts Rechnung getragen wird. 
Der Veranstalter trägt die Verantwortung dafür, dass die Entwicklungen in 
den Schulungsbereichen von den eingesetzten Lehrkräften beobachtet und be-
herrscht werden.

(4)	 Der Veranstalter hat der Kammer rechtzeitig die Schulungstermine und die 
Schulungsstätte mitzuteilen und den Unterrichtsplan mit den Namen der je-
weiligen Lehrkräfte zu übermitteln.

(5)	 Der Veranstalter hat die Identität der Teilnehmer mittels amtlichen Lichtbild-
ausweises festzustellen und durch Führung von Anwesenheitslisten eine je-
weils lückenlose Teilnahme zu belegen. Die Anwesenheitslisten sind der Kam-
mer nach Beendigung der Schulung zuzusenden.

(6)	 Der Veranstalter hat für jeden Teilnehmer, der ohne Fehlzeiten an einer Schu-
lung von Gefahrgutbeauftragten im Rahmen eines anerkannten Lehrgangs 
teilgenommen hat, eine Lehrgangsbestätigung, die den Vorgaben der Kammer 
entspricht, über die besuchten Lehrgangsteile auszustellen. 

(7)	 Will der Veranstalter nach Anerkennung eines Lehrgangs Veränderungen hin-
sichtlich solcher Umstände vornehmen, die für die Anerkennung von Bedeu-
tung waren, so hat er vorher die Zustimmung der Kammer einzuholen; dies 
gilt insbesondere für die eingesetzten Lehrkräfte und die Schulungsstätten.

(8)	 Die Durchführung von Schulungen an Sonn- und Feiertagen ist nicht zulässig.

§ 12 Befugnisse der Kammer

(1)	 Um die Erfüllung der Anforderungen nach den §§ 4 bis 9 und Pflichten nach 
§  11 sicherzustellen, kann die Kammer dem Veranstalter Auflagen erteilen, 
die mit der Anerkennung verbunden oder aufgrund eines in der Anerkennung 
enthaltenen Vorbehalts nachträglich angeordnet werden.
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(2)	 Die Kammer kann verlangen, dass der Veranstalter seine Lehrgänge nach Auf-
forderung entsprechend den jeweils geltenden Vorschriften modifiziert.

(3)	 Die Kammer ist befugt, die Durchführung der Schulungen - auch durch die 
Entsendung von Beauftragten - zu überprüfen.

(4)	 Die Anerkennung kann nach den Vorschriften des Verwaltungsverfahrens-ge-
setzes des Landes Bremen über die Rücknahme und den Widerruf von Verwal-
tungsakten entzogen werden, wenn der Veranstalter den in diesem Statut fest-
gelegten Anforderungen nicht genügt oder sie von vornherein nicht erfüllte 
oder den Pflichten oder den ihm erteilten Auflagen zuwiderhandelt.

V. Prüfungen

§ 13 Prüfungsarten

Prüfungen nach GbV sind 
1.	 Die Grundprüfung nach einer Schulung, die mindestens 22 Stunden und  

30 Minuten (30 UE) umfasste,
2.	 Die Ergänzungsprüfung nach einer Schulung, die mindestens 7 Stunden und  

30 Minuten (10 UE) umfasste,
3.	 Die Verlängerungsprüfung.

§ 14 Vorbereitung der Prüfung

(1)	 Die Kammer setzt Ort und Zeitpunkt der Prüfung fest.

(2)	 Die Anmeldung zur Prüfung soll schriftlich unter Angabe der Prüfungsart bei 
der Kammer erfolgen.

(3)	 Die Kammer soll den Teilnehmer/die Teilnehmerin rechtzeitig vor dem jeweili-
gen Prüfungstermin schriftlich zur Prüfung einladen. Die Einladung gibt dem 
Teilnehmer/der Teilnehmerin 

–– den Ort und den Zeitpunkt der Prüfung,
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–– die Art der Prüfung,
–– die Prüfungsdauer,
–– die Bedingungen für das Bestehen der Prüfung,
–– die nach § 15 Abs. 10 zugelassenen Hilfsmittel sowie
–– die in § 20 getroffenen Regelungen über Rücktritt und Ausschluss von der 
Prüfung bekannt.

§ 15 Grundsätze für alle Prüfungen

(1)	 Die Prüfungssprache ist deutsch.

(2)	 Die Durchführung von Grundprüfungen und Ergänzungsprüfungen in engli-
scher Sprache ist nur unter den Bedingungen des § 6 Abs. 3 GbV möglich. Die 
Übersetzung der Prüfungsunterlagen erfolgt ausschließlich durch die das Co-
pyright haltende DIHK-Gesellschaft für berufliche Bildung Organisation zur 
Förderung der IHK-Weiterbildung mbH auf Anforderung der jeweiligen IHK.

(3)	 Die Prüfung wird schriftlich durchgeführt.

(4)	 Die Prüfung ist nicht öffentlich.

(5)	 Bei Beginn der Prüfung wird die Identität der Teilnehmer/Teilnehmerinnen 
mittels amtlichen Lichtbildausweises festgestellt. Teilnehmer/Teilnehmerin-
nen, deren Identität nicht zweifelsfrei festgestellt werden kann, werden von 
der Prüfung ausgeschlossen.

(6)	 Bei Beginn der Prüfung werden den Teilnehmern/Teilnehmerinnen der Ablauf 
der Prüfung sowie der Prüfer/die Prüferin bekannt gegeben.

(7)	 Die Teilnehmer/Teilnehmerinnen sind nach Bekanntgabe des Prüfers/der Prü-
ferin zu befragen, ob sie von ihrem Recht zur Ablehnung eines Prüfers/einer 
Prüferin wegen Besorgnis der Befangenheit Gebrauch machen wollen. Über ei-
nen Ablehnungsantrag entscheidet die Kammer. 
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(8)	 Wurde die Zulassung zur Prüfung aufgrund gefälschter Unterlagen oder fal-
scher Angaben ausgesprochen, wird sie von der Kammer widerrufen.

(9)	 Über die Prüfung ist eine Niederschrift gemäß § 21 zu erstellen.

(10)	Als Hilfsmittel sind ausschließlich die einschlägigen Vorschriftentexte in 
schriftlicher Form und ein netzunabhängiger, nicht kommunikationsfähiger 
Taschenrechner zugelassen.

(11)	Für die Prüfung werden die gemeinsamen Fragebögen der Industrie- und Han-
delskammern verwendet.

(12)	Die Vervielfältigung, Verbreitung oder Veröffentlichung der gemeinsamen Fra-
gebögen der Industrie- und Handelskammern für Prüfungen nach der GbV 
oder von Teilen dieser Fragebögen außerhalb der unmittelbaren Prüfungsab-
wicklung ist untersagt.

(13)	Die Fragen und Aufgaben berücksichtigen die in § 5 Abs. 3 genannten Sach-
gebiete.

(14)	Die offenen Fragen sind je nach Schwierigkeitsgrad mit einer Punktzahl von 
1, 2, 3 oder 4 bewertet. 

(15)	Multiple-Choice-Fragen sind mit einem Punkt bewertet. Sie enthalten vier 
Antwortvorschläge, wovon nur eine Antwortvorgabe richtig ist. 

(16)	Die Bewertung der Prüfungsleistung ist außer bei Multiple-Choice-Fragen in 
halben und ganzen Punkten zulässig.

(17)	Die Prüfung ist bestanden, wenn mindestens 50 % der auf dem entsprechen-
den Fragebogen vermerkten Höchstpunktzahl erreicht wurden.

(18)	Nach Abschluss der Prüfung sind die Unterlagen ein Jahr, die Anmeldung und 
die Niederschrift sechs Jahre aufzubewahren.
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§ 16 Zulassung zur Prüfung

(1)	 Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur Grundprüfung nur zugelassen, 
wenn er/sie das Original einer vom Veranstalter ausgestellten Lehrgangsbe-
stätigung gemäß § 11 Abs. 6 über die Teilnahme an einer Schulung für min-
destens den/die gleichen Verkehrsträger vorlegt, für den/die die Prüfung ab-
genommen werden soll.

(2)	 Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur Ergänzungsprüfung nur zugelassen, 
wenn er/sie einen gültigen Schulungsnachweis gem. § 4 oder § 7 Abs. 3 GbV 
und das Original einer vom Veranstalter ausgestellten Lehrgangsbestätigung 
gemäß  § 11 Abs. 6 über die Teilnahme an einer Schulung für den/die Verkehr-
sträger vorlegt, für den/die die Prüfung abgenommen werden soll.

(3)	 Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur Verlängerungsprüfung nur zugelas-
sen, wenn er/sie einen gültigen Schulungsnachweis gem. § 4 oder § 7 Abs. 3 
GbV für mindestens den/die gleichen Verkehrsträger vorlegt, für den/die die 
Prüfung abgenommen werden soll und der Prüfungstermin innerhalb der Gel-
tungsdauer des Schulungsnachweises liegt.

§ 17 Grundprüfung

(1)	 Die Prüfungsfragebogen für die Grundprüfung enthalten offene Fragen, Multi-
ple-Choice-Fragen und miteinander verknüpfte Fragen nach einer Aufgaben-
beschreibung (Fallstudie).

(2)	 Die Höchstpunktzahl für die Grundprüfung, die sich nur auf einen Verkehrs- 
träger erstreckt, beträgt 60. Davon entfallen 50 Punkte auf offene und Mul-
tiple-Choice-Fragen und 10 Punkte auf die Fallstudie. Die Höchstpunktzahl 
erhöht sich um jeweils 30  Punkte für jeden weiteren Verkehrsträger, der in 
dieselbe Prüfung einbezogen wird; diese verteilen sich auf 20 Punkte für die 
offenen und Multiple-Choice-Fragen und 10 Punkte für die Fallstudie.
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(3)	 Die Dauer der Grundprüfung beträgt 100 Minuten für einen Verkehrsträger. 
Sie erhöht sich um jeweils 50 Minuten für jeden weiteren Verkehrsträger, der 
in dieselbe Prüfung einbezogen wird.

(4)	 Nach einer Grundprüfung vermerkt die Kammer auf der Lehrgangsbestätigung 
gemäß § 11 Abs. 6 die Teilnahme an der Prüfung und händigt sie dem Teilneh-
mer/der Teilnehmerin aus. 

(5)	 Die Grundprüfung darf einmal ohne nochmalige Schulung wiederholt werden.

§ 18 Ergänzungsprüfung

(1)	 Die Höchstpunktzahl für eine Ergänzungsprüfung beträgt 30 für einen Ver-
kehrsträger; diese verteilen sich auf 20 Punkte für offene Fragen und Multip-
le-Choice-Fragen und 10 Punkte für die Fallstudie. Die Höchstpunktzahl erhöht 
sich um jeweils 30  Punkte für jeden weiteren Verkehrsträger, der in dieselbe 
Prüfung einbezogen wird.

(2)	 (2) Die Dauer der Ergänzungsprüfung beträgt 50 Minuten für einen Verkehr-
sträger. Sie erhöht sich jeweils um 50 Minuten für jeden weiteren Verkehr-
sträger.

(3)	 § 17 Abs. 4 und  5 gelten entsprechend.

§ 19 Verlängerungsprüfung

(1)	 Die Prüfungsfragebogen für die Verlängerungsprüfung enthalten offene Fra-
gen und Multiple-Choice-Fragen. 

(2)	 Die Höchstpunktzahl beträgt für einen Verkehrsträger 30. Sie erhöht sich um 
jeweils 15 Punkte für jeden weiteren Verkehrsträger, der in dieselbe Prüfung 
einbezogen wird.



DIENSTLEISTUNGEN

159

(3)	 Die Dauer der Verlängerungsprüfung beträgt 50 Minuten für einen Verkehr-
sträger. Sie erhöht sich um jeweils 25 Minuten für jeden weiteren Verkehrsträ-
ger, der in dieselbe Prüfung einbezogen wird.

(4)	 Die Verlängerungsprüfung darf unbegrenzt wiederholt werden. Die Prüfung 
muss innerhalb der Geltungsdauer des Schulungsnachweises abgelegt werden.

§ 20 Rücktritt und Ausschluss von der Prüfung

(1)	 Ein Rücktritt von der Prüfung ist nur aus einem wichtigen Grund zulässig. Tritt 
ein Teilnehmer/eine Teilnehmerin vor Beginn der Prüfung zurück, gilt die Prü-
fung als nicht abgelegt. Das gleiche gilt, wenn ein Teilnehmer/eine Teilneh-
merin zu einer Prüfung nicht erscheint. 

(2)	 Tritt ein Teilnehmer/eine Teilnehmerin im Verlauf der Prüfung zurück, so gilt 
diese grundsätzlich als nicht bestanden.

(3)	 Über das Vorliegen eines wichtigen Grundes befindet die Kammer. Macht der 
Teilnehmer/die Teilnehmerin als wichtigen Grund geltend, dass er/sie wegen 
Krankheit an der Prüfung nicht teilnehmen konnte oder nach Beginn abbre-
chen musste, so hat er/sie dies unverzüglich durch Vorlage eines ärztlichen 
Attests, das in der Regel nicht später als am Prüfungstag ausgestellt wurde, 
nachzuweisen. 

(4)	 Unternimmt ein Teilnehmer/eine Teilnehmerin Täuschungshandlungen oder 
stört er/sie den Prüfungsablauf erheblich, kann er/sie von der weiteren Teil-
nahme an der Prüfung ausgeschlossen werden. Bei Ausschluss gilt diese Prü-
fung als nicht bestanden.

§ 21 Niederschrift

Die anzufertigende Niederschrift enthält folgende Angaben:
–– Name, Vorname(n), ggf. Geburtsname, Geburtsdatum, Geburtsort, Geburtsland, 
Nationalität sowie Anschrift des Teilnehmers/der Teilnehmerin,



DIENSTLEISTUNGEN

160

–– Ort, Datum, Beginn und Ende der Prüfung,
–– Name der aufsichtführenden Person,
–– Art und Bestandteile der Prüfung,
–– Feststellung der Identität des Teilnehmers/der Teilnehmerin sowie die Erklärung 
seiner/ihrer Prüfungsfähigkeit,

–– Die Belehrung des Prüfungsteilnehmers/der Prüfungsteilnehmerin über sein/ihr 
Recht, Prüfer/Prüferinnen wegen Besorgnis der Befangenheit abzulehnen,

–– Bewertung der erbrachten Prüfungsleistung,
–– Prüfungsergebnis, Erklärung über das Bestehen oder Nichtbestehen der Prüfung, 
–– Name und Unterschrift des Prüfers.

§ 22 Bescheid bei Nichtbestehen der Prüfung

Bei nicht bestandener Prüfung erhält der Teilnehmer/die Teilnehmerin einen 
schriftlichen Bescheid der Kammer. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu versehen.

VI. Erteilung des Schulungsnachweises

§ 23 Voraussetzungen für die Erteilung, Ergänzung und Verlängerung

(1)	 Die Kammer erteilt den Schulungsnachweis nach lückenloser Teilnahme an ei-
ner Schulung und Bestehen der Grundprüfung  für fünf Jahre beginnend mit 
dem Tag der bestandenen Grundprüfung.

(2)	 Die Kammer erweitert den Schulungsnachweis nach lückenloser Teilnahme an 
einer Schulung und Bestehen einer Ergänzungsprüfung. Die Gültigkeitsdauer 
des Schulungsnachweises ändert sich dadurch nicht.

(3)	 Die Kammer verlängert den Schulungsnachweis für den/die darin bescheinig-
ten Verkehrsträger um fünf Jahre ab Ablauf seiner Geltungsdauer, wenn der 
Inhaber/die Inhaberin innerhalb der letzten zwölf Monate vor Ablauf der Gel-
tungsdauer des Schulungsnachweises eine entsprechende Verlängerungsprü-
fung bestanden hat. Hat der Teilnehmer/die Teilnehmerin mehr als 12 Monate 
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vor Ablauf der Geltungsdauer des Schulungsnachweises die Verlängerungs-
prüfung bestanden, so ist für die Verlängerung des Schulungsnachweises die-
ses Prüfungsdatum maßgebend. 

(4)	 Schulungsnachweise nach § 7 Abs. 3 Gefahrgutbeauftragtenverordnung – GbV 
werden auf Antrag von der Kammer in einen (regulären) Schulungsnachweis 
nach § 4 GbV umgeschrieben.

VII. Schlussvorschriften

§ 24 Vorschriften für beschränkte Schulungsnachweise

Schulungsnachweise, die bis zum Inkrafttreten der Verordnung über die Bestellung 
von Gefahrgutbeauftragten in Unternehmen (Gefahrgutbeauftragtenverordnung - 
GbV) vom 25. Februar 2011 auf einzelne Gefahrgutklassen beschränkt wurden, be-
rechtigen innerhalb ihrer Geltungsdauer zur Teilnahme an der uneingeschränkten 
Verlängerungsprüfung für den/die jeweiligen Verkehrsträger und nach dem Beste-
hen zur Ausstellung eines uneingeschränkten Schulungsnachweises.

§ 25 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Mitteilungsblatt der Kam-
mer in Kraft. Gleichzeitig treten das Statut der Handelskammer Bremen betreffend 
die Schulung, die Prüfung und die Erteilung des Schulungsnachweises für Gefahr-
gutbeauftragte vom 6. Juni 2011 und die Satzung der IHK Bremerhaven betreffend 
die Schulung, die Prüfung und die Erteilung des Schulungsnachweises für Gefahr-
gutbeauftragte vom 1. Juni 2011 außer Kraft.
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Satzung der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen 
und Bremerhaven für die Ausbildung der  
Gefahrgutfahrer/-innen 

vom 29. Februar 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 04.2016,  
S. XXVII ff.)
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§ 17	 Rücktritt und Ausschluss 
§ 18	 Niederschrift
§ 19	 Bescheid bei Nichtbestehen
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I. Zuständigkeit

§ 1 Zuständigkeit

Die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven (im folgenden 
Kammer genannt) ist zuständig für
–– die Anerkennung und Überwachung von Schulungen, die Veranstalter in Schu-
lungsstätten im Bezirk der Kammer durchführen,

–– die Durchführung von Prüfungen für Teilnehmer/innen an von der Kammer 
anerkannten Schulungen und

–– die Erteilung, Ergänzung und Verlängerung von ADR-Schulungsbescheinigun-
gen für erfolgreiche Teilnehmer/innen an von der Kammer durchgeführten Prü-
fungen.

II. Schulungssystem

§ 2 Schulungssystem

(1)	 Erstschulungen können aus folgenden Kursen bestehen:
–– Basiskurs
–– Aufbaukurs Tank
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–– Aufbaukurs Klasse 1
–– Aufbaukurs Klasse 7

(2)	 Auffrischungsschulungen bestehen aus einem Kurs für alle schulungspflichti-
gen Fahrzeugführer/innen.

III. Anerkennung der Schulungen

§ 3 Anerkennungsvoraussetzungen

(1)	 Die Anerkennung wird auf schriftlichen Antrag des Veranstalters erteilt, wenn 
die vorgesehenen Schulungen den Anforderungen des ADR und den §§ 4 bis 
9 dieses Statutes entsprechen.

(2)	 Der Veranstalter muss in der Lage sein, die Schulungen ordnungsgemäß durch-
zuführen. Hierzu hat er auf Verlangen der Kammer geeignete Nachweise vor-
zulegen. Insbesondere kann die Kammer ein „Führungszeugnis zur Vorlage bei 
einer Behörde“, die Auskunft aus dem Gewerbezentralregister sowie die Unbe-
denklichkeitsbescheinigung des Finanzamts verlangen. Diese Nachweise sollen 
zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht älter als 3 Monate sein.

§ 4 Lehrpläne

Der Veranstalter hat der Kammer Lehrpläne vorzulegen. Die Kammer prüft, ob diese 
den Anforderungen der von ihr als Verwaltungsvorschrift erlassenen DIHK-Kur-
splänen entsprechen und auf deren Basis  erstellt wurden. Die Kammer gibt den 
Erlass der Verwaltungsvorschrift in ihrem Mitteilungsblatt „Wirtschaft in Bremen 
und Bremerhaven bekannt.

§ 5 Zeitlicher Umfang

(1)	 Der Veranstalter muss nachweisen, dass er seinen Schulungen mindestens fol-
gende Zeitansätze zugrunde legt:
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a)	bei Erstschulungen: 
–– Basiskurs 	 18 Unterrichtseinheiten Theorie 
	 1 Unterrichtseinheit praktische Übungen;

–– Aufbaukurs Tank	 12 Unterrichtseinheiten Theorie 
	 1 Unterrichtseinheit praktische Übungen;

–– Aufbaukurs Klasse 1	 8  Unterrichtseinheiten;
–– Aufbaukurs Klasse 7	 8  Unterrichtseinheiten;

b)	bei Auffrischungsschulungen:	 8 Unterrichtseinheiten Theorie 
	 4 Unterrichtseinheiten praktische Übungen.

(2)	 Ein Unterrichtstag darf normalerweise nicht mehr als acht Unterrichtseinhei-
ten zu je 45 Minuten umfassen.

(3)	 Der Unterricht darf grundsätzlich in der Zeit von 08.00 h bis 22.00 h statt-
finden. 

(4)	 Die Durchführung von Schulungen an Sonn- und Feiertagen ist nicht zulässig.

§ 6 Lehrkräfte

(1)	 Lehrkräfte müssen:
–– Über allgemeine Kenntnisse der Zusammenhänge der Gefahrgutvorschrif-
ten verfügen, 

–– Die zur Vermittlung des Lehrstoffs in ihrem Themensektor notwendigen 
besonderen Kenntnisse haben,

–– Zur erwachsenengerechten Vermittlung der erforderlichen Kenntnisse be-
fähigt sein und

–– Eine gültige ADR-Schulungsbescheinigung für alle Klassen in Tanks und 
anders als in Tanks und einen gültigen Schulungsnachweis für Gefahrgut-
beauftragte (Straße) besitzen.

(2)	 Der Veranstalter hat der Kammer aussagefähige Schulungs- und Tätigkeits-
nachweise vorzulegen. Die Kammer soll ein Beurteilungsgespräch führen; sie 
kann dazu Sachverständige hinzuziehen.
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§ 7 Lehrmethoden

(1)	 Die Schulungen sind in Form von Präsenzunterricht mit praktischen Lehr-
gangsteilen durchzuführen.

(2)	 Die Schulungen sind in deutscher Sprache durchzuführen.

(3)	 Neue Lehrmethoden, die als ergänzende bzw. teilweise ersetzende Schulungs-
bestandteile eingesetzt werden, sind dem Deutschen Industrie- und Handels-
kammertag vor Anerkennung zur Begutachtung vorzulegen.

§ 8 Schulungsstätten und Lehrmaterial

(1)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass er über geeignete Räume und erfor-
derliche Übungsplätze verfügt. Diese müssen so beschaffen und gelegen sein, 
dass die Schulungen sachgerecht, ohne Störung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung und ohne Störung der Teilnehmer/innen durchgeführt werden 
können.

(2)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass für jeden Teilnehmer / jede Teilneh-
merin ein ausreichender Arbeitsplatz vorhanden ist.

(3)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass geeignete visuelle Hilfsmittel vorhan-
den sind, die in den zu nutzenden Räumen sachgerecht einsetzbar sind.

(4)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass er über geeignetes, aktuelles Lehrma-
terial verfügt. In dieser Hinsicht kommen insbesondere die einschlägigen Vor-
schriftenwerke sowie Fachbücher oder Skripten in Betracht.

(5)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass er über geeignetes technisches Aus-
bildungsmaterial (Kraftfahrzeug, Ladungssicherungsmittel, Mittel zur Durch-
führung der Feuerlöschübung etc.) verfügt.
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§ 9 Teilnehmerzahl

Die Anerkennung setzt voraus, dass eine Höchstzahl von 25 Teilnehmern/innen je 
Schulung grundsätzlich nicht überschritten wird. Die Kammer kann entsprechend 
der Beschaffenheit der für die Schulung genutzten Räume eine geringere Höchst-
zahl festsetzen.

§ 10 Rechtswirkungen der Anerkennung

(1)	 Die schriftlich erteilte Anerkennung berechtigt den Veranstalter, die in ihr 
bezeichneten Kurse und deren Kombinationen im Rahmen von Schulungen 
durchzuführen.

(2)	 Die erstmalige Anerkennung wird längstens auf 3 Jahre befristet, die erneute 
Anerkennung auf längstens 5 Jahre.

IV. Durchführung der Schulungen

§ 11 Ständige Pflichten des Veranstalters

(1)	 Die Schulungen müssen die Gewähr dafür bieten, dass die Teilnehmer/innen 
die vorgeschriebenen Kenntnisse erwerben können. Der Veranstalter hat dem-
gemäß bei jeder von ihm durchgeführten Schulung die Vorgaben des § 2 zum 
Schulungssystem und die Anforderungen der §§ 4 bis 9  der Satzung einzu-
halten.

(2)	 Der Veranstalter hat nachzuweisen, dass dem aktuellen Stand der Entwicklun-
gen auf dem Gebiet des Straßengefahrguttransports Rechnung getragen wird 
und dass sich die eingesetzten Lehrkräfte entsprechend der aktuellen Rechts-
entwicklung in ihren Schulungsbereichen weiterbilden.

(3)	 Der Veranstalter hat der Kammer rechtzeitig vor Beginn der Schulung die Ter-
mine, den Unterrichtsplan mit der Schulungsstätte (Räume), den Namen der 
jeweiligen Lehrkräfte sowie die Anzahl der Teilnehmer/innen zu übermitteln.
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(4)	 Der Veranstalter hat die Identität der Teilnehmer/innen mittels amtlichen 
Lichtbildausweises festzustellen und durch Führung von Anwesenheitslisten 
eine jeweils lückenlose Teilnahme zu belegen. Die Originale der Anwesenheits-
listen sind der Kammer auszuhändigen.

(5)	 Der Veranstalter hat der Kammer die Teilnehmerdaten rechtzeitig zu übermit-
teln und dafür zu sorgen, dass spätestens am Tag der Prüfung für jeden Teil-
nehmer/jede Teilnehmerin ein Lichtbild in Passbildqualität gemäß Anlage 8 
der Verordnung zur Durchführung des Passgesetzes (Passverordnung - PassV) 
vom 19. Oktober 2007 vorliegt. 

(6)	 Will der Veranstalter nach Anerkennung einer Schulung Veränderungen hin-
sichtlich solcher Umstände vornehmen, die für die Anerkennung von Bedeu-
tung waren, so hat er vorher die Zustimmung der Kammer einzuholen; dies 
gilt insbesondere für die eingesetzten Lehrkräfte und die Schulungsstätten.

§ 12 Befugnisse der Kammer

(1)	 Um die Erfüllung der Anforderungen nach §§ 4 bis 9 und Pflichten nach § 11 
der Satzung  sicherzustellen, kann die Kammer dem Veranstalter Auflagen er-
teilen, die mit der Anerkennung verbunden oder auf Grund eines in der Aner-
kennung enthaltenen Vorbehalts nachträglich angeordnet werden.

(2)	 Die Kammer kann verlangen, dass der Veranstalter seine Schulungen nach 
Aufforderung entsprechend den jeweils geltenden Vorschriften modifiziert.

(3)	 Die Kammer ist befugt, die ordnungsgemäße Durchführung der Schulungen 
auch durch die Entsendung von Beauftragten zu überprüfen.

(4)	 Die Anerkennung kann unbeschadet der Vorschriften des Bremischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (BremVwVfG) über die Rücknahme und den Wi-
derruf von Verwaltungsakten entzogen werden, wenn der Veranstalter den in 
dieser Satzung festgelegten Anforderungen nicht genügt oder sie von vorn-
herein nicht erfüllte oder den Pflichten oder den ihm erteilten Auflagen zu-
widerhandelt.
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V. Prüfungen

§ 13 Prüfungsarten

Prüfungen nach ADR sind Prüfungen für:
–– Basiskurs, 
–– Aufbaukurs Tank,
–– Aufbaukurs Klasse 1,
–– Aufbaukurs Klasse 7,
–– Auffrischungsschulung.

§ 14 Prüfungsdauer

Die Dauer der Prüfung beträgt 
–– 45 Minuten beim Basiskurs,
–– 45 Minuten beim Aufbaukurs Tank,
–– 30 Minuten beim Aufbaukurs Klasse 1,
–– 30 Minuten beim Aufbaukurs Klasse 7,
–– 30 Minuten bei der Auffrischungsschulung.

§ 15 Grundsätze für alle Prüfungen

(1)	 Die Kammer setzt Ort und Zeitpunkt der Prüfung fest. 

(2)	 Die Prüfung wird schriftlich durchgeführt.

(3)	 Für die Prüfung werden die gemeinsamen Fragebogen der Industrie- und Han-
delskammern in der jeweils aktuellen Fassung verwendet. Hilfsmittel sind nicht 
zugelassen.

(4)	 Die Prüfungssprache ist deutsch.

(5)	 Die Prüfung ist nicht öffentlich.
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(6)	 Bei Beginn der Prüfung wird die Identität der Teilnehmer/innen mittels amt-
lichen Lichtbildausweises festgestellt. Teilnehmer/innen, deren Identität nicht 
zweifelsfrei festgestellt werden kann, werden nicht zur Prüfung zugelassen.

(7)	 Bei Beginn der Prüfung werden die Teilnehmer/innen über den Ablauf der Prü-
fung belehrt.

(8)	 Die Prüfung gilt als bestanden, wenn die auf dem entsprechenden Fragebogen 
vermerkte Fehlerzahl nicht überschritten wurde.

(9)	 Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu erstellen.

(10)	Nach Abschluss der Prüfung sind die Schulungsunterlagen sechs und die Prü-
fungsunterlagen sechs Jahre aufzubewahren.

§ 16 Zulassung

(1)	 Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur jeweiligen Prüfung nur zugelassen, 
wenn er/sie ohne Fehlzeiten an der entsprechenden von der Kammer aner-
kannten Schulung teilgenommen hat.

(2)	 Die Zulassung zur Prüfung für einen Aufbaukurs kann nur erfolgen, wenn der 
Teilnehmer/die Teilnehmerin die Anforderungen des Abs. 1 erfüllt und die Prü-
fung für den Basiskurs bestanden hat.

(3)	 Der Teilnehmer/die Teilnehmerin wird zur Auffrischungsprüfung nur zuge-
lassen, wenn er/sie die Anforderungen des Abs. 1 erfüllt und eine gültige 
ADR-Schulungsbescheinigung vorlegt. 

§ 17 Rücktritt und Ausschluss

(1)	 Tritt ein Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin vor Beginn der Prü-
fung zurück, gilt die Prüfung als nicht abgelegt. Das gleiche gilt, wenn ein Prü-
fungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin zu einer Prüfung nicht erscheint. 
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(2)	 Tritt ein Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin im Verlauf der Prü-
fung zurück, so gilt diese grundsätzlich als nicht bestanden.

(3)	 Tritt ein Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin aus einem wichti-
gen Grund zurück, entscheidet die Kammer über das Vorliegen eines solchen 
Grundes. Macht ein Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin als wich-
tigen Grund geltend, dass er/sie wegen Krankheit an der Prüfung nicht teil-
nehmen konnte oder nach Beginn abbrechen musste, so hat er/sie dies unver-
züglich nach dem Prüfungstermin durch Vorlage eines ärztlichen Attests, das 
nicht später als am Prüfungstag ausgestellt wurde, nachzuweisen. Die Kam-
mer hat das Recht, in begründeten Einzelfällen ein amtsärztliches Zeugnis ei-
nes Gesundheitsamtes mit Aussagen zur Prüfungsfähigkeit einzufordern, da-
mit entschieden werden kann, ob ein wichtiger Grund vorliegt. Die Prüfung 
gilt dann als nicht abgelegt.

(4)	 Unternimmt ein Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin Täuschungs-
handlungen oder stört er/sie den Prüfungsablauf erheblich, kann er/sie von 
der weiteren Teilnahme an der Prüfung ausgeschlossen werden. Über den Aus-
schluss entscheidet die Kammer. Bei Ausschluss gilt diese Prüfung als nicht 
bestanden.

§ 18 Niederschrift

Die anzufertigende Niederschrift enthält folgende Angaben:
–– Art der Prüfung
–– Anzahl der Teilnehmer/Teilnehmerinnen
–– Ort, Datum, Beginn und Ende der Prüfung
–– Name der aufsichtführenden Person
–– Feststellung der Identität der Teilnehmer/innen 
–– Name und Unterschrift des Prüfers
–– Erklärung über die erfolgte Belehrung der Teilnehmer/innen über den Ablauf 
der Prüfung
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§ 19 Bescheid bei Nichtbestehen

Bei nicht bestandener Prüfung erhält der Teilnehmer/die Teilnehmerin einen 
schriftlichen Bescheid der Kammer. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu versehen.

§ 20 Wiederholungsprüfung

Die Kammer lässt bei nicht bestandener Prüfung auf schriftlichen Antrag nach ei-
ner angemessenen Frist eine einmalige Wiederholung der Prüfung im Bezirk der 
Kammer ohne nochmalige Schulung zu.

VI. ADR-Schulungsbescheinigung

§ 21 Erteilung/Erweiterung

Die Kammer erteilt bzw. erweitert eine ADR-Schulungsbescheinigung, wenn der 
Teilnehmer/die Teilnehmerin die entsprechende Prüfung persönlich ohne fremde 
Hilfe abgelegt und dabei die zulässige Bearbeitungszeit und Fehlerzahl nicht über-
schritten hat.

§ 22 Gültigkeitsdauer

Für die Gültigkeitsdauer der ADR-Schulungsbescheinigung ist das Datum der Prü-
fung „Basiskurs“ maßgebend.

§ 23 Verlängerung der Gültigkeit

(1)	 Hat der/die Fahrzeugführer/in innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten 
vor Ablauf der Gültigkeitsdauer der ADR-Schulungsbescheinigung oder nach 
Ablauf (auf Grund einer Ausnahmegenehmigung) eine von der Kammer an-
erkannte Auffrischungsschulung besucht sowie die entsprechende Prüfung 
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bestanden, ist die ADR-Schulungsbescheinigung ab Ablauf ihrer Gültigkeit zu 
verlängern. Ansonsten ist das Datum der Prüfung „Auffrischungsschulung” 
maßgebend. 

(2)	 Abweichend von Abs. 1 darf die ADR-Schulungsbescheinigung auch verlän-
gert werden, wenn statt der Auffrischungsschulung und der Auffrischungs-
prüfung eine von der Kammer anerkannte Erstschulung besucht und die ent-
sprechende Prüfung/entsprechenden Prüfungen bestanden wurde/n. § 16 Abs. 
2 ist anzuwenden. Hinsichtlich des Verlängerungsdatums gilt Absatz 1 ent-
sprechend.

VII. Schlussvorschriften

§ 24 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Mitteilungsblatt der Kam-
mer in Kraft. Am gleichen Tag treten das Statut der Handelskammer Bremen be-
treffend die Ausbildung der Gefahrgutfahrer/innen vom 8. Oktober 2012 und die 
Satzung der IHK Bremerhaven betreffend die Schulung, die Prüfung und die Ertei-
lung der ADR-Bescheinigung für Fahrzeugführer für die Beförderung gefährlicher 
Güter auf der Straße vom 12. Dezember 2012 außer Kraft.
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Satzung für die Sachkundeprüfung  
Geprüfte/r Versicherungsfachmann/-frau IHK

Vom 29. Februar 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 04.2016,  
S. XIII ff.)

§ 1 Sachkundeprüfung Geprüfte/r Versicherungsfachmann/-frau IHK

Der Nachweis der Sachkunde gemäß § 34d Abs. 2 Nr. 4  und § 34e Abs. 2 GewO 
kann durch eine Prüfung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen erbracht 
werden.

§ 2 Zuständigkeit

Die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven (im folgenden 
Kammer genannt) nimmt Prüfungen von Prüfungsbewerbern ab, die sich bei ihr 
angemeldet haben. Der Prüfungsbewerber kann bei jeder Industrie- und Handels-
kammer/Handelskammer zur Sachkundeprüfung antreten, soweit die Industrie- 
und Handelskammer/Handelskammer die Sachkundeprüfung anbietet.

§ 3 Berufung von Prüfern und Zusammensetzung von Prüfungsaus-
schüssen

(1)	 Die Kammer errichtet einen oder mehrere Prüfungsausschüsse für die Sach-
kundeprüfung. Sie kann gemeinsame Prüfungsausschüsse mit anderen IHKs 
errichten.

(2)	 Die Kammer beruft die Mitglieder für die Prüfungsausschüsse für die Dauer 
von längstens fünf Jahren.
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(3)	 Die Mitglieder des Prüfungsausschusses müssen für die Prüfungsgebiete sach-
kundig, mit der aktuellen Praxis der Versicherungsvermittlung oder -bera-
tung durch eigene Erfahrung vertraut und für die Mitwirkung im Prüfungs-
wesen geeignet sein. 

(4)	 Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Der Prüfungs-
ausschuss wählt einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. Der Prüfungs-
ausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel der Mitglieder, we-
nigstens aber drei Mitglieder, mitwirken. Er beschließt mit der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzen-
den den Ausschlag.

(5)	 Die §§ 83, 84, 86 und § 89 BremVwVfG finden entsprechende Anwendung Bei 
der Sachkundeprüfung darf nicht mitwirken, wer Angehöriger des Prüflings 
nach § 20 Abs. 5 BremVwVfG ist.

(6)	 Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind ehrenamtlich tätig. Für bare Aus-
lagen, Zeitversäumnis und sonstigen Aufwand wird eine angemessene Ent-
schädigung gezahlt, deren Höhe sich an der Regelung über die Entschädigung 
der ehrenamtlichen Tätigkeiten in den Prüfungsausschüssen der Kammer in 
der jeweilig geltenden Fassung orientiert.

(7)	 Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse können nach Anhörung der Kammer 
und des Betroffenen aus wichtigem Grunde abberufen werden.

§ 4 Prüfungstermine, Anmeldung zur Prüfung

(1)	 Die Kammer bestimmt Ort und Zeitpunkt der Prüfung sowie die Zusammen-
setzung des Prüfungsausschusses und gibt die Prüfungstermine und Anmel-
defristen in geeigneter Form rechtzeitig bekannt.

(2)	 Die Anmeldung erfolgt in der von der Kammer  vorgegebenen Form (Anmel-
deportal) Dabei hat der Prüfungsteilnehmer anzugeben, in welchem der in § 9 
Abs. 6 vorgegebenen Sachgebiete er praktisch geprüft werden will.
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(3)	 Die Entscheidung über den Prüfungstag, den Prüfungsort, den Prüfungsab-
lauf und die erlaubten Hilfsmittel sind dem Prüfungsteilnehmer rechtzeitig 
mitzuteilen.

§ 5 Nichtöffentlichkeit der Prüfung und Verschwiegenheit

(1)	 Die Prüfung ist nicht öffentlich.

(2)	 Bei der Prüfung können beauftragte Vertreter der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht, Mitglieder eines anderen Prüfungsausschusses im 
Sinne von § 3 dieser Satzung, Personen, die beauftragt sind, die Qualität der 
Prüfung zu kontrollieren, Personen, die in einen Prüfungsausschuss berufen 
werden sollen sowie Mitarbeiter der Kammer anwesend sein. Diese Personen 
dürfen weder in die Prüfung noch in die Beratung über das Prüfungsergebnis 
einbezogen werden. 

(3)	 Unbeschadet bestehender Informationspflichten, insbesondere gegenüber der 
Kammer, haben die Mitglieder des Prüfungsausschusses und sonstige mit der 
Prüfung befasste Personen über alle Prüfungsvorgänge Verschwiegenheit ge-
genüber Dritten zu wahren.

§ 6 Belehrung, Befangenheit

(1)	 Zu Beginn des jeweiligen Prüfungsteils wird die Identität der Prüfungsteilneh-
mer festgestellt. Die Prüfungsteilnehmer sind nach Bekanntgabe der Prüfer zu 
befragen, ob sie von ihrem Recht zur Ablehnung eines Prüfers wegen Besorg-
nis der Befangenheit gemäß §§ 20 und 21 VwVfG Gebrauch machen wollen.

(2)	 Für Mitglieder des Prüfungsausschusses gilt entsprechend §  20 Absatz 4  
VwVfG.

(3)	 Über einen Befangenheitsantrag entscheiden die Prüfer des Prüfungsausschus-
ses ohne Mitwirkung des betroffenen Prüfers. Bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Richtet sich der Ablehnungsantrag 
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gegen den Vorsitzenden, so ist mindestens eine zwei Drittel Mehrheit der ande-
ren Prüfer erforderlich. Wird einem Befangenheitsantrag stattgegeben, so soll 
der Prüfungsteilnehmer zum nächsten Prüfungstermin eingeladen werden, so-
fern der ausgeschlossene Prüfer nicht sogleich durch einen anderen Prüfer er-
setzt oder der Prüfungsteilnehmer einem anderen Prüfungsausschuss zugeteilt 
werden kann. Besteht die Besorgnis der Befangenheit bei allen Prüfungsaus-
schussmitgliedern, so hat die Kammer zu entscheiden. 

§ 7 Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße

(1)	 Bei Täuschungshandlungen oder erheblichen Störungen des Prüfungsablau-
fes kann der Prüfungsteilnehmer durch die Prüfungsaufsicht von der weiteren 
Teilnahme vorläufig ausgeschlossen werden.

(2)	 Über den endgültigen Ausschluss und die Folgen entscheidet der Prüfungs-
ausschuss nach Anhören des Prüfungsteilnehmers. In schwerwiegenden Fäl-
len, insbesondere bei vorbereiteten Täuschungshandlungen, kann die Prüfung 
für nicht bestanden erklärt werden. Das Gleiche gilt bei innerhalb eines Jah-
res nachträglich festgestellten Täuschungen.

§ 8 Rücktritt, Nichtteilnahme

Tritt ein Prüfungsteilnehmer nach der Anmeldung und vor Beginn der Prüfung 
durch schriftliche Erklärung zurück, gilt die Prüfung als nicht abgelegt. Tritt der 
Prüfungsteilnehmer nach Beginn der Prüfung zurück oder nimmt er an der Prü-
fung nicht teil, ohne dass ein wichtiger Grund vorliegt, so gilt die Prüfung als nicht 
bestanden. Über das Vorliegen eines wichtigen Grundes entscheidet die Kammer. 

§ 9 Durchführung und Gliederung der Prüfung

(1)	 Die Prüfungssprache ist deutsch.
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(2)	 Die Sachkundeprüfung besteht gemäß § 3 Abs. 1 VersVermV aus einem schrift-
lichen und einem praktischen Prüfungsteil. Die schriftliche Prüfung dauert 160 
Minuten. Der praktische Prüfungsteil soll in der Regel 20 Minuten dauern. 

(3)	 Die Kammer regelt die Aufsichtsführung bei dem schriftlichen Prüfungsteil.

(4)	 Im schriftlichen Prüfungsteil soll anhand von praxisbezogenen Aufgaben 
nachgewiesen werden, dass der Teilnehmer die versicherungsfachlichen und 
rechtlichen Kenntnisse erworben hat und diese praktisch anwenden kann. Die 
schriftliche Prüfung erstreckt sich insbesondere auf die nachfolgenden fachli-
chen Grundlagenbereiche:
a)	Rechtliche Grundlagen für die Versicherungsvermittlung und die Versiche-

rungsberatung
b)	Sozialversicherungsrechtliche Rahmenbedingungen, insbesondere:

–– Gesetzliche Rentenversicherung,
–– Private Vorsorge durch Lebens-, Renten- und Berufsunfähigkeitsversi-
cherung,

–– Grundzüge der betrieblichen Altersvorsorge (Direktversicherung und 
Pensionskasse durch Entgeltumwandlung),

–– Staatliche Förderung und steuerliche Behandlung der privaten Vorsorge 
und der Entgeltumwandlung finanzierten betrieblichen Altersvorsorge

c)	Unfallversicherung, Krankenversicherung, Pflegeversicherung
d)	Verbundene Hausratsversicherung, verbundene Gebäudeversicherung
e)	Haftpflichtversicherung, Kraftfahrtversicherung, Rechtsschutzversicherung

(5)	 Zu den in Absatz 4 genannten Versicherungssparten sollen insbesondere der 
zielgruppenspezifische Bedarf, die Angebotsformen, der Leistungsumfang, der 
Versicherungsfall, die rechtlichen Grundlagen und die marktüblichen allgemei-
nen Versicherungsbedingungen sowie die inhaltlichen Vorgaben gemäß An-
lage 1 der VersVermV beachtet werden.

(6)	 Im praktischen Prüfungsteil, der als Simulation eines Kundenberatungsgesprä-
ches durchgeführt wird, wird jeweils ein Prüfungsteilnehmer geprüft. Hier soll 
der Prüfungsteilnehmer nachweisen, dass er über die Fähigkeiten verfügt, kun-
dengerechte Lösungen entwickeln und anbieten zu können. Dabei kann der 
Prüfungsteilnehmer wählen zwischen den beiden Sachgebieten:
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a)	Vorsorge, mit folgenden Inhalten:
–– Lebensversicherung,
–– Private Rentenversicherung,
–– Unfallversicherung,
–– Berufsunfähigkeitsversicherung,
–– Krankenversicherung,
–– Pflegeversicherung oder

b)	Sach-/Vermögensversicherung, mit folgenden Inhalten:
–– Haftpflichtversicherung,
–– Kraftfahrtversicherung,
–– Verbundene Hausratsversicherung,
–– Verbundene Gebäudeversicherung,
–– Rechtsschutzversicherung.

(7)	 Das Gespräch wird auf der Grundlage einer Fallvorgabe durchgeführt, die auf 
eine der beiden folgenden Situationen Bezug nimmt:

–– Versicherungsvermittler und Kunde
–– Versicherungsberater und Kunde.

(8)	 Zum praktischen Prüfungsteil wird nur zugelassen, wer den schriftlichen Prü-
fungsteil bestanden hat.

§ 9a Gegenstand und Dauer der spezifischen Sachkundeprüfung

(1)	 Gegenstand der spezifischen Sachkundeprüfung sind die Sachgebiete ge-
mäß §§ 1 und 3 VersVermV, die aufgrund der Feststellung gem. § 4aAbs. 1 
VersVermV ergänzend zu prüfen sind.

(2)	 Im Falle der spezifischen Sachkundeprüfung gemäß § 4a Abs. 1 VersVermV 
können die im § 9 Abs. 2 genannten Zahlen gekürzt werden.

§ 10 Ergebnisbewertung

(1)	 Die Sachkundeprüfung ist mit Punkten zu bewerten.



DIENSTLEISTUNGEN

181

(2)	 Der schriftliche Prüfungsteil ist bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer in 
vier der fünf Bereiche gemäß § 9 Abs. 4 lit. A bis e jeweils mindestens 50 Pro-
zent und in dem weiteren Bereich mindestens 30 Prozent der erreichbaren 
Punkte erzielt.

(3)	 Der praktische Prüfungsteil ist bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer min-
destens 50 Prozent der erreichbaren Punkte erzielt.

(4)	 Die Prüfung ist insgesamt bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer beide Prü-
fungsteile bestanden hat.

§ 10a Ergebnisbewertung der spezifischen Sachkundeprüfung

(1)	 Der schriftliche Prüfungsteil ist bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer min-
destens 50 Prozent der erreichbaren Punkte erzielt.

(2)	 Sofern eine praktische Prüfung stattfindet, ist der praktische Teil bestanden, 
wenn der Prüfungsteilnehmer mindestens 50 Prozent der erreichbaren Punkte 
erzielt.

(3)	 Die Prüfung ist bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer die aufgrund der 
Feststellung gemäß § 4a Abs. 1 VersVermV zu ergänzenden Prüfungsteile be-
standen hat.

§ 11 Feststellung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses

(1)	 Der Prüfungsausschuss stellt gemeinsam das Ergebnis der einzelnen Prüfungs-
leistungen und das Gesamtergebnis fest.

(2)	 Das Ergebnis des schriftlichen Prüfungsteils ist dem Prüfungsteilnehmer als 
vorläufiges Ergebnis mitzuteilen. Die Bestätigung des Ergebnisses des schrift-
lichen Prüfungsteils, das Ergebnis des praktischen Prüfungsteils und das Ge-
samtergebnis sind in der Regel nach Abschluss der Beratungen über den 
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praktischen Prüfungsteil mitzuteilen. Es ist auf die Regelung des § 10 Absatz 
4 ausdrücklich hinzuweisen.

(3)	 Wurde der schriftliche oder der praktische Prüfungsteil nicht bestanden, erhält 
der Prüfungsteilnehmer darüber einen schriftlichen Bescheid, in dem auf die 
Möglichkeit der Wiederholungsprüfung hinzuweisen ist.

(4)	 Prüfungsteilnehmern, die den schriftlichen und praktischen Prüfungsteil be-
standen haben, wird eine Bescheinigung nach Anlage 2 der VersVermV aus-
gestellt.

(5)	 Prüfungsteilnehmer, die die spezifische Sachkundeprüfung nach §  4a 
VersVermV bestanden haben, wird hierüber eine Bescheinigung ausgestellt.

§ 12 Prüfungswiederholung

Die Prüfung kann beliebig oft wiederholt werden.

§ 13 Niederschrift

Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, aus der die einzelnen Prüfungs-
ergebnisse, besondere Vorkommnisse oder sonst auffällige Feststellungen zu ent-
nehmen sind. Sie ist von den Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu unterzeich-
nen. 

§ 14 Rechtsbehelfsbelehrung

Entscheidungen sind bei ihrer schriftlichen Bekanntgabe an den Prüfungsteilneh-
mer mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Diese richtet sich im Einzel-
nen nach der Verwaltungsgerichtsordnung und den Ausführungsbestimmungen 
des Landes Bremen.
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§ 17 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem das Mittei-
lungsblatt der Kammer herausgegeben worden ist. Gleichzeitig treten die Prüfungs-
ordnungen für die Sachkundeprüfung Versicherungsvermittler/Versicherungsbera-
ter der Handelskammer Bremen vom 26. Januar 2009 und der IHK Bremerhaven 
vom 27. September 2007 außer Kraft.
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Satzung für die Sachkundeprüfung  
Geprüfter Finanzanlagenfachmann/-frau IHK 
(Prüfungsordnung Geprüfter Finanzanlagenfachmann/ 
-frau IHK)

vom 29. Februar 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 04.2016,  
S. X ff.)

§ 1 Sachkundeprüfung Geprüfter Finanzanlagenfachmann/-frau IHK

Der Nachweis der Sachkunde gemäß § 34f Abs. 2 Nr. 4 GewO auch in Verbindung 
mit § 34h Absatz 1 Satz 4 GewO kann durch eine Prüfung nach Maßgabe der fol-
genden Bestimmungen erbracht werden.

§ 2 Zuständigkeit

Die Abnahme der Sachkundeprüfung erfolgt durch die Handelskammer Bremen 
– IHK für Bremen und Bremerhaven (im folgenden Kammer genannt). Der Prü-
fungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin kann bei jeder Industrie- und Handels-
kammer zur Sachkundeprüfung antreten, soweit die Industrie- und Handelskam-
mer die Sachkundeprüfung anbietet.

§ 3 Berufung von Prüfern und Zusammensetzung  
von Prüfungsausschüssen

(1)	 Die Kammer errichtet Prüfungsausschüsse für die Sachkundeprüfung. Sie kann 
gemeinsame Prüfungsausschüsse mit anderen IHKs errichten.

(2)	 Die Kammer beruft die Mitglieder der Prüfungsausschüsse für die Dauer von 
längstens fünf Jahren.
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(3)	 Die Mitglieder des Prüfungsausschusses müssen für die Prüfungsgebiete sach-
kundig, mit der aktuellen Praxis der Finanzanlagenvermittlung und -bera-
tung durch eigene Erfahrung vertraut und für die Mitwirkung im Prüfungs-
wesen geeignet sein.

(4)	 Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Der Prüfungs-
ausschuss wählt einen Vorsitzenden/eine Vorsitzende und dessen Stellvertre-
ter/Stellvertreterin. Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mindes-
tens zwei Drittel der Mitglieder, wenigstens aber drei Mitglieder, mitwirken. Er 
beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen; bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorsitzenden/der Vorsitzenden den Ausschlag.

(5)	 Die §§ 83 bis 86 VwVfG und § 89 VwVfG finden entsprechende Anwendung 
(auf entsprechende Vorschriften des LandesVwVfG kann verwiesen werden). 
Bei der Sachkundeprüfung darf nicht mitwirken, wer Angehöriger des Prü-
fungsteilnehmers/der Prüfungsteilnehmerin nach §  20 Abs. 5 VwVfG ist.

(6)	 Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind ehrenamtlich tätig. Für bare Aus-
lagen, Zeitversäumnis und sonstigen Aufwand wird eine angemessene Ent-
schädigung gezahlt, deren Höhe sich an der Regelung über die Entschädigung 
der ehrenamtlichen Tätigkeiten in den Prüfungsausschüssen der Kammer (Prü-
ferentschädigung) in der jeweilig geltenden Fassung orientiert.

(7)	 Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse können nach Anhörung des Betroffe-
nen/der Betroffenen aus wichtigem Grunde abberufen werden. 

§ 4 Prüfungstermine, Anmeldung zur Prüfung

(1)	 Die Kammer bestimmt Ort und Zeitpunkt der Prüfung sowie die Zusammen-
setzung des Prüfungsausschusses und gibt die Prüfungstermine und Anmel-
defristen in geeigneter Form rechtzeitig bekannt.

(2)	 Die Anmeldung zur Prüfung erfolgt in der von der Kammer vorgegebenen 
Form (Anmeldeformular oder Online-Anmeldung). Dabei hat der Prüfungsteil-
nehmer/die Prüfungsteilnehmerin anzugeben,



DIENSTLEISTUNGEN

187

a)	ob die Prüfung auf einzelne Kategorien von Finanzanlagen nach § 34f Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 1 (offene Investmentvermögen), Nr. 2 (geschlossene In-
vestmentvermögen) oder Nr. 3 (Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Ab-
satz 2 des Vermögensanlagengesetzes) der Gewerbeordnung beschränkt 
werden soll, 

b)	ob er/sie von dem praktischen Prüfungsteil gem. § 3 Abs. 5 FinVermV be-
freit ist. Dies ist nachzuweisen durch Vorlage der Erlaubnis nach § 34d oder 
§ 34e GewO, durch Vorlage des Sachkundenachweises oder einen nach § 19 
VersVermV gleichgestellten Abschluss (§ 3 Abs. 5 Nr. 1 FinVermV) oder 
durch Vorlage der auf einzelne Kategorien von Finanzanlagen beschränk-
ten Erlaubnis nach § 34f GewO oder § 34h GewO (§ 3 Abs. 5 Nr. 2 Fin-
VermV) nachzuweisen.

(3)	 Die Entscheidung über den Prüfungstag, den Prüfungsort, den Prüfungsablauf 
und die erlaubten Hilfsmittel sind dem Prüfungsteilnehmer/der Prüfungsteil-
nehmerin rechtzeitig mitzuteilen.

§ 5 Nichtöffentlichkeit der Prüfung

(1)	 Die Prüfung ist nicht öffentlich.

(2)	 Bei der Prüfung können beauftragte Vertreter der Bundesanstalt für Fi-
nanzdienst-leistungsaufsicht (Bundesanstalt), Mitglieder eines anderen Prü-
fungsausschusses für die Sachkundeprüfung „Geprüfter Finanzanlagenfach-
mann/-frau IHK“, Vertreter der Kammer und Personen, die beauftragt sind, die 
Qualität der Prüfung zu kontrollieren, oder Personen, die in einen Prüfungs-
ausschuss berufen werden sollen, anwesend sein. Diese Personen dürfen we-
der in die Prüfung noch in die Beratung über das Prüfungsergebnis einbezo-
gen werden. 

(3)	 Unbeschadet bestehender Informationspflichten, insbesondere gegenüber der 
Kammer, haben Mitglieder des Prüfungsausschusses und sonstige mit der Prü-
fung befasste Personen über alle Prüfungsvorgänge Verschwiegenheit gegen-
über Dritten zu wahren.
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§ 6 Belehrung, Befangenheit

(1)	 Zu Beginn des jeweiligen Prüfungsteils wird die Identität der Prüfungsteil-
nehmer/ Prüfungsteilnehmerinnen festgestellt. Die Prüfungsteilnehmer/Prü-
fungsteilnehmerinnen sind nach Bekanntgabe der Prüfer/Prüferinnen zu be-
fragen, ob sie von ihrem Recht zur Ablehnung eines Prüfers/einer Prüferin 
wegen Besorgnis der Befangenheit gemäß §§ 20 und 21 VwVfG Gebrauch ma-
chen wollen.

(2)	 Für Mitglieder des Prüfungsausschusses gilt entsprechend § 20 Absatz 4 Vw-
VfG.

(3)	 Über einen Befangenheitsantrag entscheiden die Prüfer/Prüferinnen des Prü-
fungsausschusses ohne Mitwirkung des betroffenen Prüfers/der betroffenen 
Prüferin. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden/der Vorsit-
zenden den Ausschlag. Richtet sich der Ablehnungsantrag gegen den Vorsit-
zenden/die Vorsitzende, so ist mindestens eine Zweidrittelmehrheit der anderen 
Prüfer/Prüferinnen erforderlich. Wird einem Befangenheitsantrag stattgege-
ben, so soll der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin zum nächs-
ten Prüfungstermin eingeladen werden, sofern der ausgeschlossene Prüfer/die 
ausgeschlossene Prüferin nicht sogleich durch einen anderen Prüfer/ eine an-
dere Prüferin ersetzt oder der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin 
einem anderen Prüfungsausschuss zugeteilt werden kann. Besteht die Besorg-
nis der Befangenheit bei allen Prüfungsausschussmitgliedern, so hat die Kam-
mer zu entscheiden. 

§ 7 Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße

(1)	 Bei Täuschungshandlungen oder erheblichen Störungen des Prüfungsablaufes 
kann der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin durch die Prüfungs-
aufsicht von der weiteren Teilnahme vorläufig ausgeschlossen werden.

(2)	 Über den endgültigen Ausschluss und die Folgen entscheidet der Prü-
fungsausschuss nach Anhören des Prüfungsteilnehmers/der Prüfungsteil-
nehmerin. In schwerwiegenden Fällen, insbesondere bei vorbereiteten 
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Täuschungshandlungen, kann die Prüfung für nicht bestanden erklärt wer-
den. Das Gleiche gilt bei innerhalb eines Jahres nachträglich festgestellten 
Täuschungen.

§ 8 Rücktritt, Nichtteilnahme

Tritt ein Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin nach der Anmeldung und 
vor Beginn der Prüfung durch schriftliche Erklärung zurück, gilt die Prüfung als 
nicht abgelegt. Tritt der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin nach Be-
ginn der Prüfung zurück oder nimmt er/sie an der Prüfung nicht teil, ohne dass ein 
wichtiger Grund vorliegt, so gilt die Prüfung als nicht bestanden. Über das Vorlie-
gen eines wichtigen Grundes entscheidet die Kammer. 

§ 9 Durchführung und Gliederung der Prüfung

(1)	 Die Prüfungssprache ist deutsch.

(2)	 Die Sachkundeprüfung besteht gemäß § 3 Abs. 1 FinVermV aus einem schrift-
lichen und einem praktischen Prüfungsteil. Der schriftliche Prüfungsteil dauert 
für die Prüfung aller Kategorien nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 FinVermV in Verbindung 
mit § 3 Abs. 2 Satz 1 FinVermV (Vollprüfung) 165 Minuten. Der praktische 
Prüfungsteil soll in der Regel 20 Minuten dauern. Dem Prüfungsteilnehmer/
der Prüfungsteilnehmerin ist eine Vorbereitungszeit zur praktischen Prüfung 
von 20 Minuten zu gewähren.

(3)	 Die Kammer regelt die Aufsichtsführung bei dem schriftlichen Prüfungsteil.

(4)	 Im schriftlichen Prüfungsteil soll anhand von praxisbezogenen Aufgaben 
nachgewiesen werden, dass der Teilnehmer/die Teilnehmerin die grundlegen-
den fachlichen und rechtlichen Kenntnisse erworben hat und diese praktisch 
anwenden kann. Gegenstand des schriftlichen Prüfungsteils sind fachliche 
Kenntnisse, insbesondere über rechtliche Grundlagen und steuerliche Behand-
lungen von:
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a)	Beratung und Vermittlung von Finanzanlagenprodukten, die in § 34f Abs. 
1 Satz 1 GewO genannt sind,

b)	offene Investmentvermögen (§ 34f Abs. 1 Nr. 1 GewO),
c)	 geschlossene Investmentvermögen (§ 34f Abs. 1 Nr. 2 GewO) und
d)	Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Vermögensanlagengeset-

zes (§ 34f Abs. 1 Nr. 3 GewO).

(5)	 Zu den in Absatz 4 genannten Bereichen sollen die inhaltlichen Vorgaben ge-
mäß Anlage 1 der FinVermV beachtet werden.

(6)	 Im praktischen Prüfungsteil, der als Simulation eines Kundenberatungsgesprä-
ches auf Grundlage einer Fallvorgabe durchgeführt wird (Rollenspiel), wird je-
weils ein Prüfungsteilnehmer/eine Prüfungsteilnehmerin geprüft. Hier soll der 
Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin nachweisen, dass er/sie über die 
Fähigkeiten verfügt, kundengerechte Lösungen zu entwickeln und anzubieten. 
Die Fallvorgabe bezieht sich auf den im schriftlichen Prüfungsteil gewählten 
inhaltlichen Schwerpunkt gem. Abs. 4b.), c.) oder d.).

(7)	 Das Gespräch wird auf der Grundlage einer Fallvorgabe durchgeführt, die auf 
eine Situation Finanzanlagenvermittler und Kunde Bezug nimmt. Die Fallvor-
gabe bezieht sich auf den im schriftlichen Prüfungsteil gewählten inhaltlichen 
Schwerpunkt gem. Abs. 4b.), c.) oder d.).

(8)	 Zum praktischen Prüfungsteil wird nur zugelassen, wer den schriftlichen Prü-
fungsteil bestanden hat und sich innerhalb von zwei Jahren, beginnend ab 
dem Bestehen des schriftlichen Prüfungsteils, zum praktischen Prüfungsteil 
anmeldet und diesen ablegt.

(9)	 Bei der Durchführung der Prüfung sollen die besonderen Verhältnisse behin-
derter Menschen berücksichtigt werden. Dies gilt insbesondere für die Dauer 
der Prüfung, die Zulassung von Hilfsmitteln und die Inanspruchnahme von 
Hilfeleistungen Dritter wie Gebärdendolmetscher für hörbehinderte Menschen. 
Die Art der Behinderung ist mit der Anmeldung zur Prüfung nachzuweisen.
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§ 10 Gegenstand und Dauer der spezifischen Sachkundeprüfung

(1)	 Gegenstand der spezifischen Sachkundeprüfung sind die Sachgebiete gemäß 
§§ 1 und 3 FinVermV, die aufgrund der Feststellung gem. § 5 FinVermV er-
gänzend zu prüfen sind.

(2)	 Im Fall der spezifischen Sachkundeprüfung gemäß § 5 FinVermV können die 
in § 9 Abs. 2 genannten Zeiten gekürzt werden.

§ 11 Ergebnisbewertung

(1)	 Die Sachkundeprüfung ist mit Punkten zu bewerten. 

(2)	 Der schriftliche Prüfungsteil ist bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer/die 
Prüfungsteilnehmerin in den geprüften Bereichen jeweils mindestens 50 Pro-
zent der erreichbaren Punkte erzielt.

(3)	 Der praktische Prüfungsteil ist bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer/die 
Prüfungsteilnehmerin mindestens 50 Prozent der erreichbaren Punkte erzielt.

(4)	 Wenn der praktische Prüfungsteil nicht innerhalb von zwei Jahren nach Beste-
hen des schriftlichen Prüfungsteils erfolgreich abgelegt wurde, gilt die Sach-
kundeprüfung insgesamt als nicht bestanden.

(5)	 Die Prüfung ist insgesamt bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer/die Prü-
fungsteilnehmerin beide Prüfungsteile bestanden hat oder nur der schriftliche 
Prüfungssteil bestanden ist und der praktische Prüfungsteil gem. § 3 Abs. 5 
FinVermV nicht zu absolvieren ist.

(6)	 Der praktische Prüfungsteil ist nicht zu absolvieren, wenn der Prüfungsteilneh-
mer/die Prüfungsteilnehmerin von diesem gem. § 3 Abs. 5 FinVermV befreit ist.
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§ 12 Ergebnisbewertung der spezifischen Sachkundeprüfung

(1)	 Der schriftliche Prüfungsteil ist bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer/die 
Prüfungsteilnehmerin in den geprüften Bereichen jeweils mindestens 50 Pro-
zent der erreichbaren Punkte erzielt.

(2)	 Sofern eine praktische Prüfung stattfindet, ist der praktische Prüfungsteil be-
standen, wenn der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin mindestens 
50% der erreichbaren Punkte erzielt.

(3)	 Die Prüfung ist insgesamt bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer/die Prü-
fungsteilnehmerin die aufgrund der Feststellung gem. § 5 FinVermV zu ergän-
zenden Prüfungsteile bestanden hat.

§ 13 Feststellung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses

(1)	 Der Prüfungsausschuss stellt gemeinsam das Ergebnis der einzelnen Prü-
fungs-leistungen und das Gesamtergebnis fest.

(2)	 Das Ergebnis des schriftlichen Prüfungsteils ist dem Prüfungsteilnehmer/der 
Prüfungsteilnehmerin als vorläufiges Ergebnis mitzuteilen. Die Bestätigung des 
Ergebnisses des schriftlichen Prüfungsteils, das Ergebnis des praktischen Prü-
fungsteils und das Gesamtergebnis sind in der Regel nach Abschluss der Be-
ratungen über den praktischen Prüfungsteil mitzuteilen. 

(3)	 Wurde der schriftliche oder der praktische Prüfungsteil nicht bestanden, er-
hält der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin darüber einen schrift-
lichen Bescheid, in dem auf die Möglichkeit der Wiederholungsprüfung hin-
zuweisen ist.

(4)	 Wenn der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin die Prüfung erfolg-
reich abgelegt hat, wird eine Bescheinigung nach Anlage 2 der FinVermV aus-
gestellt. Soweit der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilnehmerin den prakti-
schen Prüfungsteil gem.  § 3 Abs. 5 FinVermV nicht zu absolvieren hat, ist ein 
entsprechender Hinweis in der Bescheinigung aufzunehmen.
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(5)	 Prüfungsteilnehmern/Prüfungsteilnehmerinnen, die die spezifische Sachkunde-
prüfung nach § 5 FinVermV bestanden haben, wird hierüber eine Bescheini-
gung ausgestellt.

§ 14 Prüfungswiederholung

Die Prüfung kann beliebig oft wiederholt werden.

§ 15 Niederschrift

Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, aus der die einzelnen Prüfungs-
ergebnisse, besondere Vorkommnisse oder sonst auffällige Feststellungen zu ent-
nehmen sind. Sie ist von den Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu unterzeich-
nen. 

§ 16 Rechtsbehelfsbelehrung

Entscheidungen sind bei ihrer schriftlichen Bekanntgabe an den Prüfungsteilneh-
mer/die Prüfungsteilnehmerin mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Diese 
richtet sich im Einzelnen nach der Verwaltungsgerichtsordnung und den Ausfüh-
rungsbestimmungen des Landes Bremen.

§ 17 Inkrafttreten

Diese Prüfungsordnung tritt am Tag nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem das 
Mitteilungsblatt der Kammer herausgegeben worden ist. Gleichzeitig tritt die Prü-
fungsordnung für die Sachkundeprüfung Geprüfter Finanzanlagenfachmann/-frau 
IHK vom 10. November 2012 außer Kraft. 
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Satzung für die Sachkundeprüfung im Bewachungs- 
gewerbe der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen 
und Bremerhaven (Prüfungsordnung im Bewachungs- 
gewerbe)

vom 20. Februar 2017 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 03.2017,  
S. 54 ff.)

§ 1 Sachkundeprüfung

Der Nachweis der Sachkunde gem. § 34a GewO i.V.m. § 5a BewachV kann durch 
eine Prüfung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen erbracht werden. Zweck 
der Sachkundeprüfung ist der Nachweis, dass die in diesen Bereichen tätigen Per-
sonen Kenntnisse über für die Ausübung dieser Tätigkeiten notwendigen rechtli-
chen Vorschriften und fachspezifischen Pflichten und Befugnisse sowie deren prak-
tische Anwendung in einem Umfang verfügen, die ihnen die eigenverantwortliche 
Wahrnehmung dieser Wachaufgaben ermöglichen.

§ 2	 Zuständigkeit

Die Abnahme der Sachkundeprüfung erfolgt durch die Industrie- und Handelskam-
mern. Die Sachkundeprüfung kann bei jeder Industrie- und Handelskammer abge-
legt werden, die diese Prüfung anbietet.

§ 3	 Errichtung, Zusammensetzung und Berufung  
von Prüfungsausschüssen

(1)	 Die Handelskammer Bremen – Industrie- und Handelskammer für Bremen und 
Bremerhaven (im folgenden Kammer genannt), errichtet einen oder mehrere 
Prüfungsausschüsse für die Sachkundeprüfung. Mehrere Industrie- und Han-
delskammern können einen gemeinsamen Prüfungsausschuss errichten.
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(2)	 Die Kammer beruft die Mitglieder des Prüfungsausschusses, den Vorsitzenden 
und seinen Stellvertreter für die Dauer von 5 Jahren.

(3)	 Die Mitglieder des Prüfungsausschusses müssen für die Prüfungsgebiete sach-
kundig und für die Mitwirkung im Prüfungswesen geeignet sein.

(4)	 Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Der Prüfungs-
ausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel der Mitglieder, we-
nigstens aber drei Mitglieder, mitwirken. Er beschließt mit der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzen-
den den Ausschlag.

(5)	 Die Mitglieder haben Stellvertreterinnen oder Stellvertreter.

(6)	 Die §§ 83, 84, 86 und 89 BremVwVfG finden entsprechende Anwendung. 
Bei der Sachkunde-prüfung darf nicht mitwirken, wer Angehöriger des Prü-
fungsteilnehmers nach § 20 Abs. 5 VwVfG ist.

(7)	 Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind ehrenamtlich tätig. Für bare Aus-
lagen, Zeit-versäumnis und sonstigen Aufwand wird - soweit eine Entschädi-
gung nicht von anderer Seite gewährt wird - eine angemessene Entschädigung 
gezahlt, deren Höhe sich an der Regelung über die Entschädigung der ehren-
amtlichen Tätigkeiten in den Prüfungsausschüssen der Kammer in der jeweils 
geltenden Fassung orientiert.

§ 4 Prüfungstermine und Anmeldung zur Prüfung

(1)	 Die Kammer bestimmt Ort und Zeitpunkt der Prüfung sowie die Zusammen-
setzung des Prüfungsausschusses, und gibt die Prüfungstermine und Anmel-
defristen in geeigneter Form rechtzeitig bekannt.

(2)	 Die Anmeldung zur Sachkundeprüfung soll mit dem vorgegebenen Formular 
oder online erfolgen.



DIENSTLEISTUNGEN

197

(3)	 Die Entscheidung über den Prüfungstag, den Prüfungsort, den Prüfungsab-
lauf und die erlaubten Hilfsmittel sind dem Prüfungsteilnehmer rechtzeitig 
mitzuteilen.

§ 5 Nichtöffentlichkeit der Prüfung und Verschwiegenheit

(1)	 Die Prüfung ist nicht öffentlich.

(2)	 Im mündlichen Teil der Prüfung können jedoch anwesend sein:
a)	beauftragte Vertreter der Aufsichtsbehörden, 
b)	Mitglieder eines anderen Prüfungsausschusses für die Sachkundeprüfung 

im Bewachungsgewerbe, 
c)	Vertreter der Industrie- und Handelskammern,
d)	Personen, die beauftragt sind, die Qualität der Prüfung zu kontrollieren, 

oder
e)	 Personen, die in einen Prüfungsausschuss berufen werden sollen.

Diese Personen dürfen nicht in die laufende Prüfung eingreifen oder in die Be-
ratung über das Prüfungsergebnis einbezogen werden.

(3)	 Unbeschadet bestehender Informationspflichten, insbesondere gegenüber der 
Kammer, haben die Mitglieder des Prüfungsausschusses und sonstige mit der 
Prüfung befasste Personen über alle Prüfungsvorgänge Verschwiegenheit ge-
genüber Dritten zu wahren.

§ 6 Belehrung, Befangenheit

(1)	 Die Prüfungsteilnehmer sind vor der Prüfung über den Prüfungsablauf, die zur 
Verfügung stehende Zeit, die in der schriftlichen und mündlichen Prüfung je-
weils zu erreichende Gesamtpunkteanzahl, die Bedingungen über die Zulas-
sung zur mündlichen Prüfung und die Folgen bei Täuschungshandlungen und 
Ordnungsverstößen zu belehren.
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(2)	 Zu Beginn des jeweiligen Prüfungsteils wird die Identität der Prüfungsteil-
nehmer festgestellt. Die Prüfungsteilnehmer sind nach Bekanntgabe der Prü-
fer zu befragen, ob sie von ihrem Recht zur Ablehnung eines Prüfers wegen 
Besorgnis der Befangenheit gemäß §§ 20 und 21 BremVwVfG Gebrauch ma-
chen wollen.

(3)	 Für Mitglieder des Prüfungsausschusses gilt entsprechend § 20 Absatz 4 
BremVwVfG.

(4)	 Über einen Befangenheitsantrag entscheiden die Prüfer des Prüfungsausschus-
ses ohne Mitwirkung des betroffenen Prüfers. Bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Richtet sich der Ablehnungsantrag 
gegen den Vorsitzenden, so ist Einstimmigkeit der beisitzenden Prüfer er-
forderlich. Wird einem Befangenheits-antrag stattgegeben, so soll der Prü-
fungsteilnehmer zum nächsten Prüfungstermin eingeladen werden, sofern der 
ausgeschlossene Prüfer nicht sogleich durch einen anderen Prüfer ersetzt oder 
der Prüfungsteilnehmer einem anderen Prüfungsausschuss zugeteilt werden 
kann. Besteht die Besorgnis der Befangenheit bei allen Prüfungsausschussmit-
gliedern, so hat die Kammer zu entscheiden.

§ 7 Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße

(1)	 Unternimmt es ein Prüfungsteilnehmer, das Prüfungsergebnis durch Täu-
schung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen oder 
leistet er Beihilfe zu einer Täuschung oder einem Täuschungsversuch, liegt 
eine Täuschungshandlung vor.

(2)	 Wird während der Prüfung festgestellt, dass ein Prüfungsteilnehmer eine Täu-
schungs-handlung begeht oder einen entsprechenden Verdacht hervorruft, ist 
der Sachverhalt von der Aufsichtsführung festzustellen und zu protokollieren. 
Der Prüfungsteilnehmer setzt die Prüfung vorbehaltlich der Entscheidung des 
Prüfungsausschusses über die Täuschungshandlung fort.

(3)	 Liegt eine Täuschungshandlung vor, wird die Prüfung für nicht bestanden er-
klärt.
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(4)	 Behindert ein Prüfungsteilnehmer durch sein Verhalten die Prüfung so, dass 
die Prüfung nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden kann, ist er von der 
Teilnahme auszuschließen. Die Entscheidung hierüber kann von der Aufsicht 
getroffen werden. Die endgültige Entscheidung über die Folgen für den Prü-
fungsteilnehmer hat der Prüfungsausschuss unverzüglich zu treffen. Absatz 3 
gilt entsprechend.

(5)	 Vor Entscheidungen des Prüfungsausschusses nach den Absätzen 3 und 4 ist 
der Prüfungsteilnehmer zu hören.

§ 8 Rücktritt, Nichtteilnahme

Tritt der Prüfungsbewerber nach der Anmeldung und vor Beginn der Prüfung 
durch schriftliche Erklärung zurück, gilt die Prüfung als nicht abgelegt. Tritt der 
Prüfungsteilnehmer nach Beginn der Prüfung zurück oder nimmt er an der Prü-
fung nicht teil, ohne dass ein wichtiger Grund vorliegt, so gilt die Prüfung als nicht 
bestanden. Über das Vorliegen eines wichtigen Grundes entscheidet die Kammer.

§ 9 Gliederung und Durchführung der Sachkundeprüfung

(1)	 Die Prüfungssprache ist deutsch.

(2)	 Die Sachkundeprüfung besteht gemäß § 5 c Abs. 1 BewachV aus einem schrift-
lichen und einem mündlichen Prüfungsteil. 

(3)	 Der schriftliche Prüfungsteil kann entweder auf Papier oder in elektronischer 
Form durchgeführt werden. Die Kammer bestimmt das Verfahren.

(4)	 Der schriftliche Prüfungsteil dauert 120 Minuten. Der mündliche Prüfungsteil 
soll pro Prüfungsteilnehmer etwa 15 Minuten dauern. In dem mündlichen Prü-
fungsteil können bis zu 5 Prüfungsteilnehmer gleichzeitig geprüft werden.

(5)	 Die Kammer regelt die Aufsichtsführung bei dem schriftlichen Prüfungsteil.
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(6)	 Gegenstand des schriftlichen Prüfungsteils sind die in § 4 BewachV festgeleg-
ten Prüfungsgebiete. Gegenstand des mündlichen Prüfungsteils sind die in § 5 
a Abs. 3 i. V. m. §  4 BewachV aufgeführten Gebiete mit dem Schwerpunkt der 
in § 4 Satz 1 Nr. 1 und 5 BewachV genannten Gebiete. Der Prüfungsausschuss 
ist gehalten, die überregional erstellten Prüfungsaufgaben zu übernehmen.

(7)	 Zum mündlichen Prüfungsteil wird nur zugelassen, wer den schriftlichen Prü-
fungsteil bestanden hat und sich innerhalb von zwei Jahren, beginnend ab 
dem Bestehen des schriftlichen Prüfungsteils, zum mündlichen Prüfungsteil 
anmeldet und diesen ablegt. 

(8)	 Bei der Durchführung der Prüfung sollen die besonderen Verhältnisse behin-
derter Menschen berücksichtigt werden. Dies gilt insbesondere für die Dauer 
der Prüfung, die Zulassung von Hilfsmitteln und die Inanspruchnahme von 
Hilfeleistungen Dritter wie Gebärdendolmetscher für hörbehinderte Menschen. 
Die Art der Behinderung ist mit der Anmeldung zur Prüfung nachzuweisen.

§ 10 Gegenstand und Dauer der spezifischen Sachkundeprüfung

(1)	 Gegenstand der spezifischen Sachkundeprüfung sind die Sachgebiete gemäß 
§  4 BewachV, die aufgrund der Feststellung gemäß § 13c Abs. 2 GewO ergän-
zend zu prüfen sind.

(2)	 Abweichend von § 9 Abs. 4 richtet sich in diesem Fall die Dauer des schrift-
lichen Prüfungsteils nach der Anzahl der Fragen in den Sachgebieten, die zu 
prüfen sind, im Verhältnis zu der Gesamtzahl der Prüfungsfragen nach Abs. 
4 Satz 1.

§ 11 Ergebnisbewertung

(1)	 Der schriftliche und der mündliche Prüfungsteil ist mit Punkten zu bewerten.

(2)	 Der schriftliche Prüfungsteil ist bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer min-
destens 50 Prozent der zu vergebenden Gesamtpunkte erzielt hat.
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(3)	 Der mündliche Prüfungsteil ist bestanden, wenn mindestens 50 Prozent der zu 
vergebenden Gesamtpunkte für die mündliche Prüfung erreicht werden.

§ 12 Ergebnisbewertung der spezifischen Sachkundeprüfung

(1)	 Der schriftliche Prüfungsteil ist bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer 
in den geprüften Bereichen jeweils mindestens 50 Prozent der erreichbaren 
Punkte erzielt.

(2)	 Der mündliche Prüfungsteil ist bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer min-
destens 50 Prozent der erreichbaren Punkte erzielt hat.

(3)	 Die Prüfung ist insgesamt bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer die auf-
grund der Feststellung gem. § 13c Abs. 2 GewO zu ergänzenden Prüfungsteile 
bestanden hat.

§ 13 Feststellung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses

(1)	 Der Prüfungsausschuss entscheidet mehrheitlich jeweils über das Bestehen 
oder Nicht-bestehen des schriftlichen und des mündlichen Prüfungsteils. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet der Vorsitzende.

(2)	 Das Ergebnis des schriftlichen Prüfungsteils ist dem Prüfungsteilnehmer nach 
Abschluss der Korrektur, das Ergebnis des mündlichen Prüfungsteils nach Ab-
schluss der Beratungen über diese mitzuteilen. 

(3)	 Wurde der schriftliche oder der mündliche Prüfungsteil nicht bestanden, er-
hält der Prüfungsteilnehmer einen schriftlichen Bescheid der Kammer. Der 
Bescheid enthält den Hinweis, dass die Prüfung nach Anmeldung wiederholt 
werden kann. 

(4)	 Prüfungsteilnehmern, die den schriftlichen und mündlichen Prüfungsteil be-
standen haben, wird eine Bescheinigung nach Anlage 4 der BewachV ausge-
stellt.
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(5)	 Prüfungsteilnehmern, die die spezifische Sachkundeprüfung nach § 13c Abs. 
2 GewO bestanden haben, wird hierüber eine Bescheinigung [nach Anlage 4 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Vollzug des § 34a der Gewerbeordnung 
und zur Bewachungsverordnung (BewachVwV)] ausgestellt.

§ 14 Prüfungswiederholung

Die Prüfung kann beliebig oft wiederholt werden.

§ 15 Niederschrift

Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, aus der die einzelnen Prüfungs-
ergebnisse, besondere Vorkommnisse oder sonst auffällige Feststellungen zu ent-
nehmen sind. Sie ist von den Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu unterzeich-
nen.

§ 16 Rechtsbehelfsbelehrung

Entscheidungen sind bei ihrer schriftlichen Bekanntgabe an den Prüfungsteilneh-
mer mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Diese richtet sich im Einzel-
nen nach der Verwaltungsgerichtsordnung und den Ausführungsbestimmungen 
des Landes Bremen.

§ 17 Inkrafttreten

Diese Prüfungsordnung tritt am Tag nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem das 
Mitteilungsblatt der Kammer herausgegeben worden ist. Gleichzeitig tritt die Prü-
fungsordnung der Handelskammer Bremen – Industrie- und Handelskammer für 
Bremen und Bremerhaven vom 29. Februar 2016 außer Kraft.
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Satzung für die Ausstellung von Ursprungszeugnissen und 
anderen dem Außenwirtschaftsverkehr dienenden  
Bescheinigungen (Bescheinigungsordnung)

vom 29. Februar 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 04.2016,  
S. XXXI ff.)

§ 1

(1)	 Die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven (im Folgen-
den: Handelskammer) stellt auf Antrag die für den Außenwirtschaftsverkehr 
erforderlichen Ursprungszeugnisse aus, soweit nicht die Ausstellung anderen 
Stellen zugewiesen ist.

(2)	 Ein Ursprungszeugnis wird nur ausgestellt, wenn der Antragsteller seinen Sitz 
oder eine Betriebsstätte oder, falls er kein Gewerbe betreibt, seinen Wohnsitz 
im Kammerbezirk hat oder wenn die örtlich oder sachlich zuständige IHK der 
Ausstellung zustimmt.

(3)	 Ist dem Antragsteller für die betreffenden Waren bereits ein Ursprungszeug-
nis erteilt worden, so zieht die Handelskammer das frühere Ursprungszeugnis 
bei der Ausstellung des neuen ein. Falls dies nicht möglich ist, kennzeichnet 
sie das neu ausgestellte Ursprungszeugnis durch das Wort „Neuausfertigung“.

(4)	 Ein Ursprungszeugnis wird nicht ausgestellt, wenn der Versand der Waren, de-
ren Ursprung bescheinigt werden soll, noch ungewiss ist.

§ 2

(1)	 Der Antragsteller hat die Vordrucke des Antrags auf Ausstellung eines Ur-
sprungszeugnisses, des Ursprungszeugnisses und, soweit erforderlich, der 
Durchschriften auszufüllen und der Handelskammer einzureichen. Der Antrag 
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ist vom Antragsteller mit Orts- und Datumsangabe zu versehen und rechts-
verbindlich zu unterzeichnen.

(2)	 Der Antragsteller hat die im Anhang zu dieser Satzung vorgesehenen Vordru-
cke zu verwenden. Jeder Vordruck muss den Namen und die Anschrift oder 
das Kennzeichen der Druckerei enthalten.

(3)	 Der Vordruck für das Ursprungszeugnis hat das Format 210 × 297 mm, wobei 
die Länge höchstens 5 mm weniger oder 8 mm mehr betragen darf. Es ist holz-
freies, geleimtes Schreibpapier mit einem Gewicht von mindestens 64 Gramm 
je Quadratmeter oder zwischen 25 und 30 Gramm je Quadratmeter für Luft-
postpapier zu verwenden. Die Vorderseite des Originals ist mit einem bräun-
lichen guillochierten Überdruck zu versehen, auf dem jede mechanisch oder 
chemisch vorgenommene Fälschung sichtbar wird.

(4)	 Blanko- Ursprungszeugnisse werden nicht ausgestellt.

§ 3

(1)	 Der Antrag auf Ausstellung eines Ursprungszeugnisses muss mindestens die 
Angaben enthalten, die zur Feststellung der Nämlichkeit der Waren erforder-
lich sind, auf die sich der Antrag bezieht, insbesondere:

–– Anzahl, Art, Zeichen und Nummern der Packstücke,
–– Beschaffenheit der Ware,
–– Roh- und Reingewicht der Ware, diese Angaben können jedoch durch an-
dere Angaben wie Anzahl oder Rauminhalt ersetzt werden, wenn die Fest-
stellung ihrer Nämlichkeit normalerweise durch diese anderen Angaben 
gewährleistet ist,

–– Name des Absenders. 
Aus dem Antrag muss eindeutig hervorgehen, ob für die darin aufgeführten 
Waren der Ursprung der Europäischen Union oder eines bestimmten Landes 
beantragt wird. 

(2)	 Außerdem muss der Antrag die von den zuständigen deutschen Behörden ge-
forderten Angaben enthalten.
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(3)	 Der Antrag darf zusätzlich folgendes enthalten:
a)	Angaben über Wert und Menge der Waren,
b)	Angaben über das Akkreditiv,
c)	Angaben über die Einfuhrlizenz,
d)	Angaben aufgrund zwischenstaatlicher Vereinbarungen.

§ 4

Das Ursprungszeugnis muss in Übereinstimmung mit dem Antrag die Angaben ge-
mäß § 3 Abs. 1 und 3 enthalten. In dem Ursprungszeugnis wird grundsätzlich be-
scheinigt, dass die Waren ihren Ursprung in der Europäischen Union haben. Falls 
dies für den Außenhandel notwendig ist, kann darin jedoch bescheinigt werden, 
dass die Waren ihren Ursprung in einem Mitgliedstaat haben. Die Handelskammer 
kann Ursprungszeugnisse auch für Waren mit Ursprung in Drittstaaten ausstellen.

§ 5

(1)	 Der nichtpräferenzielle Ursprung ist nach Artikel 60 der „Verordnung (EU) Nr. 
952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 
zur Festlegung  des Zollkodex der Union“ (UZK) und der ergänzenden „Dele-
gierten Verordnung (EU) Nr. 2015/2446 vom 28. Juli 2015 der Kommission mit 
Einzelheiten zur Präzisierung von Bestimmungen des Zollkodex der Union“ in 
der jeweiligen Fassung zu bestimmen.

(2)	 Auf Antrag kann die Handelskammer die gemäß Artikel 62 der VO (EU) Nr. 
952/2013 (UZK) erlassenen produktspezifischen Vorschriften der Delegierten 
Verordnung (EU) Nr. 2015/2446 zum Zollkodex der Union in der jeweiligen 
Fassung oder gemäß Artikel 61 (3) der VO (EU) Nr. 952/2013 (UZK) die im Be-
stimmungsland oder -gebiet geltenden Ursprungsregeln heranziehen.
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§ 6

(1)	 Die Handelskammer kann zur Prüfung der Richtigkeit der vom Antragsteller 
gemachten Angaben alle ihr erforderlich erscheinenden Ermittlungen anstel-
len und mündliche oder schriftliche Auskunft verlangen. Sie kann insbeson-
dere die Vorlage der Hersteller- oder Lieferantenrechnungen, der Lieferscheine, 
der Auftragsbestätigung des Herstellers und der Ursprungszeugnisse anderer 
zur Ausstellung von Ursprungszeugnissen befugter Stellen sowie die Einsicht-
nahme in die entsprechenden Geschäftsunterlagen verlangen. 

(2)	 Die Handelskammer kann außerdem vom Antragsteller, falls daran Zweifel be-
stehen, den Nachweis der Versandbereitschaft fordern.

(3)	 Für die Erteilung der geforderten Auskünfte und Vorlage der verlangten Unter-
lagen kann die Handelskammer dem Antragsteller eine Frist setzen.

(4)	 Reichen die Unterlagen oder Auskünfte nicht aus, so muss die Handelskammer 
die Erteilung des Ursprungszeugnisses ablehnen.

(5)	 Stellt sich nachträglich heraus, dass die gemachten Angaben unrichtig sind, 
so hat die Handelskammer ein bereits erteiltes Ursprungszeugnis für ungültig 
zu erklären und dafür zu sorgen, dass es eingezogen wird.

§ 7

(1)	 Die Handelskammer erteilt das Ursprungszeugnis, indem sie den vom Antrag-
steller mit den erforderlichen Angaben versehenen Vordruck mit ihrer Be-
zeichnung, Ortsangabe, Datum, Siegel und Unterschrift des mit der Ausstel-
lung Beauftragten versieht. Der Name des Unterzeichners muss in Druck- oder 
Maschinenschrift wiederholt werden.

(2)	 Die von der Handelskammer ausgestellten Ursprungszeugnisse sind öffentli-
che Urkunden.



DIENSTLEISTUNGEN

207

§ 8

Auf dem Antrag werden Ort und Datum der Ausstellung des Ursprungszeugnisses, 
die vorgelegten Unterlagen, die Zahl der Durchschriften und der Name des mit der 
Ausstellung Beauftragten vermerkt; der Antrag verbleibt bei der Handelskammer.

§ 9

Der Antrag und diejenigen Unterlagen zur Erteilung des Ursprungszeugnisses, die 
dem Antragsteller nicht zurückgegeben werden, sind mindestens zwei Jahre aufzu-
bewahren. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit Ablauf des Tages, an dem das Ur-
sprungszeugnis ausgestellt wurde.

§ 10

(1)	 Stellt die Handelskammer auf Antrag sonstige dem Außenwirtschaftsverkehr 
dienende Bescheinigungen aus oder gibt sie auf Handelsrechnungen oder an-
deren dem Außenwirtschaftsverkehr dienenden Papieren Erklärungen ab, so 
sind die Bestimmungen dieser Bescheinigungsordnung sinngemäß anzuwen-
den. Eine Ausfertigung der Bescheinigung oder der Erklärung verbleibt bei der 
Handelskammer.

(2)	 Bescheinigungen und Erklärungen werden in deutscher Sprache erteilt; bei 
nachgewiesenem Bedürfnis können sie auch in einer Fremdsprache erteilt 
werden.

(3)	 Eine Bescheinigung kann nicht ausgestellt, eine Erklärung nicht abgegeben 
werden, wenn der mit ihr verfolgte Zweck oder der beantragte Inhalt gegen 
ein Gesetz oder Grundsätze der öffentlichen Ordnung verstoßen.
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§ 11

Zur Durchführung dieser Bestimmungen können vom I. Syndicus Richtlinien für 
den Bescheinigungsdienst als Verwaltungsvorschriften erlassen werden.

§ 12

Für die Ausstellung von Ursprungszeugnissen, Bescheinigungen und Erklärun-
gen erhebt die Handelskammer Gebühren nach Maßgabe ihrer Gebührenordnung.

§ 13

Diese Bescheinigungsordnung tritt am 1. Mai 2016 in Kraft.

Anhang gemäß § 2 Abs. 2 Bescheinigungsordnung: Formular Antrag Ursprungs-
zeugnis, Formular Ursprungszeugnis (Original, Durchschrift)
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Vor dem Ausfüllen Anmerkungen auf der Rückseite beachten ! Verbleibt bei der ausstellenden Stelle

1 Absender (Name oder Firmenbezeichnung und vollständige Anschrift)

2 Empfänger (Name oder Firmenbezeichnung und vollständige Anschrift,
oder „an Order” und Bestimmungsland)

4 Angaben über die Beförderung (Ausfüllung freigestellt)

ANTRAG AUF
AUSSTELLUNG

3 Ursprungsland (Europäische Union oder betreffendes Ursprungsland)

5 Bemerkungen

6 Laufende Nummer ; Zeichen, Nummern, Anzahl und Art der Packstücke ; Warenbezeichnung
(bei unverpackten Waren die Anzahl oder „lose geschüttet” einsetzen)

7 Menge (ausgedrückt in Roh- oder Eigen-
gewicht oder in anderen Maßeinheiten)

8 Der Unterzeichner
− BEANTRAGT die Ausstellung eines Ursprungszeugnisses, in dem bescheinigt wird, dass die oben bezeichneten Waren ihren Ursprung in dem in Feld 3 genannten Land haben,

− ERKLÄRT, dass die vorbezeichneten Waren hergestellt wurden im eigenen Betrieb in Deutschland in einem anderen Betrieb, dass er für die vorbezeichneten
Waren noch kein Ursprungszeugnis beantragt hat,

dass ihm folgendes bekannt ist : Ursprungszeugnisse sind öffentliche Urkunden ; wer schuldhaft bewirkt, dass unrichtige Angaben in einem Ursprungszeugnis bescheinigt werden, oder wer
schuldhaft falsche Ursprungszeugnisse gebraucht, kann sich einer straf- oder bußgeldrechtlichen Verfolgung aussetzen ; für alle Schäden, die aus vorsätzlich oder fahrlässig gemachten
unrichtigen Angaben entstehen, haftet er gegebenenfalls auch bürgerlich-rechtlich,

− ERKLÄRT, dass die Angaben dieses Antrags sowie die im Hinblick auf die Ausstellung des Ursprungszeugnisses der zuständigen Stelle vorgelegten Beweisunterlagen und erteilten Aus-
künfte richtig sind, dass die Waren, auf die sich die Unterlagen und Auskünfte beziehen, dieselben sind, für die das Zeugnis beantragt wird, dass diese Waren die Voraussetzungen erfüllen,
die durch die Regelungen über die gemeinsame Begriffsbestimmung für den Warenursprung vorgesehen sind,

− VERPFLICHTET SICH, auf Verlangen der zuständigen Stelle, zusätzliche Angaben zu machen und weitere Beweisunterlagen vorzulegen, die für die Ausstellung des Zeugnisses erforderlich sind.

9 Antragsteller, wenn nicht Absender
(Name der Firma und vollständige Anschrift)

Unterschrift des Antragstellers (Handschriftlich)Ort und Datum
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(Raum für zusätzliche Angaben der Einzelstaaten)

ANMERKUNGEN, BEIM AUSFÜLLEN VON URSPRUNGSZEUGNIS UND ANTRAG ZU BEACHTEN!

1. Die Vordrucke werden in Maschinenschrift oder handschriftlich in einer Amtssprache der Union oder nach den Gepflogenheiten und Erfordernissen des Handels in 
einer anderen Sprache ausgefüllt, wobei auf Übereinstimmung zu achten ist. Bei der handschriftlichen Ausfüllung werden Tinte (oder Kugelschreiber) und Druckschrift 
verwendet.

2. Ursprungszeugnis und Antrag dürfen weder Rasuren noch Übermalungen aufweisen. Änderungen sind so vorzunehmen, dass die irrtümlichen Eintragungen gestrichen
und gegebenenfalls die beabsichtigten Eintragungen hinzugefügt werden. Jede so vorgenommene Änderung muss von dem, der sie durchgeführt hat, bescheinigt und
von der zuständigen Stelle bestätigt werden.

3. Jeder Warenposten, der in dem Antrag und in dem Ursprungszeugnis aufgeführt ist, muss mit einer laufenden Nummer versehen sein. Unmittelbar unter der letzten
Eintragung ist ein waagerechter Schlussstrich zu ziehen. Leerfelder sind durch Streichungen unbrauchbar zu machen.

4. Falls dies für den Ausfuhrhandel notwendig ist, können neben dem Zeugnis eine oder mehrere Durchschriften ausgefertigt werden.

5. In Feld 3 ist das Ursprungsland für jede in Feld 6 aufgeführte Ware einzutragen. Reicht der Raum in Feld 3 nicht aus, kann das Ursprungsland in Feld 6 getrennt
für jede dort aufgeführte Ware angegeben werden. In diesem Fall ist in Feld 3 der Vermerk „(siehe Feld 6)” anzubringen.

6. Zur Angabe des Ursprungslandes bei umfangreichen Sendungen sind Hinweise auf zugehörige Geschäftspapiere in Feld 6 zulässig. In diesem Fall sind die Serien-
nummer des Formblatts in den Geschäftspapieren und die Nummer der Geschäftspapiere (z. B. Rechnung, Packliste) im Formblatt zu vermerken, um die Zusammen-
gehörigkeit zwischen Geschäftspapieren und Formblatt eindeutig feststellen zu können. In Feld 3 ist ein Hinweis auf Feld 6 anzubringen.
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20

17

14 U 08 W I L H E L M K Ö H L E R V E R L A G · M I N D E N · F R A N K F U R T/M · H A M B U R G · L E I P Z I G

1 Absender - Consignor - Expéditeur - Expedidor

2 Empfänger - Consignee - Destinataire - Destinatario

4 Angaben über die Beförderung - means of transport - expédition - expediciòn

ORIGINAL

EUROPEAN UNION - UNION EUROPEENNE -
UNION EUROPEA

3 Ursprungsland - Country of origin - Pays d’origine - Pais de origen

5 Bemerkungen - remarks - observations - observaciones

6 Laufende Nummer ; Zeichen, Nummern, Anzahl und Art der Packstücke ; Warenbezeichnung
Item no., marks, nos., number and kind of packages, description of goods
No. de pos., marquage, nos., nombre et nature des colis, description de marchandises
No. de orden, marcas, nos., cantidad y naturaleza de los bultos, descripción de las mercancı́as

7 Menge
Quantity
Quantité
Cantidad

8 DIE UNTERZEICHNENDE STELLE BESCHEINIGT, DASS DIE OBEN BEZEICHNETEN WAREN IHREN URSPRUNG IN DEM IN FELD 3 GENANNTEN LAND HABEN
The undersigned authority certifies that the goods described above originate in the country shown in box 3
L’autorité soussignée certifie que les marchandises désignées ci-dessus sont originaires du pays figurant dans la case No. 3
La autoridad infrascrita certifica que las mercancı́as arriba mencionadas son originarı́as del paı́s que figura en la casilla no. 3

Ort und Datum der Ausstellung ; Bezeichnung, Unterschrift und Stempel der zuständigen Stelle
Place and date of issue; name, signature and stamp of competent authority
Lieu et date de délivrance; désignation, signature et cachet de l’autorité compétente
Lugar y fecha de expedición; nombre, firma y sello de la autoridad competente
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20

17

14

1 Absender - Consignor - Expéditeur - Expedidor

2 Empfänger - Consignee - Destinataire - Destinatario

4 Angaben über die Beförderung - means of transport - expédition - expediciòn

DURCHSCHRIFT
COPY - COPIE - COPIA

EUROPÄISCHE UNION
EUROPEAN UNION - UNION EUROPEENNE - 

UNION EUROPEA

URSPRUNGSZEUGNIS 

3 Ursprungsland - Country of origin - Pays d’origine - Pais de origen

5 Bemerkungen - remarks - observations - observaciones

6 Laufende Nummer ; Zeichen, Nummern, Anzahl und Art der Packstücke ; Warenbezeichnung
Item no., marks, nos., number and kind of packages, description of goods
No. de pos., marquage, nos., nombre et nature des colis, description de marchandises
No. de orden, marcas, nos., cantidad y naturaleza de los bultos, descripción de las mercancı́as

7 Menge
Quantity
Quantité
Cantidad

8 DIE UNTERZEICHNENDE STELLE BESCHEINIGT, DASS DIE OBEN BEZEICHNETEN WAREN IHREN URSPRUNG IN DEM IN FELD 3 GENANNTEN LAND HABEN
The undersigned authority certifies that the goods described above originate in the country shown in box 3
L’autorité soussignée certifie que les marchandises désignées ci-dessus sont originaires du pays figurant dans la case No. 3
La autoridad infrascrita certifica que las mercancı́as arriba mencionadas son originarı́as del paı́s que figura en la casilla no. 3

Ort und Datum der Ausstellung ; Bezeichnung, Unterschrift und Stempel der zuständigen Stelle
Place and date of issue; name, signature and stamp of competent authority
Lieu et date de délivrance; désignation, signature et cachet de l’autorité compétente
Lugar y fecha de expedición; nombre, firma y sello de la autoridad competente
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III. BERUFSAUSBILDUNG / WEITERBILDUNG

Geschäftsordnung des Berufsbildungsausschusses der  
Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven

vom 9. Februar 2016 

Der gemäß § 77 Abs. 1 des Berufsbildungsgesetzes von der Handelskammer Bre-
men – IHK für Bremen und Bremerhaven errichtete Berufsbildungsausschuss gibt 
sich gemäß § 80 des Gesetzes folgende Geschäftsordnung:

§ 1 Zuständigkeit und Aufgaben

(1)	 Der Berufsbildungsausschuss ist im Rahmen des Berufsbildungsgesetzes für die 
Aufgaben der Berufsbildung zuständig.

(2)	 Er beschließt die aufgrund des Berufsbildungsgesetzes von der IHK zu erlas-
senden Rechtsvorschriften für die Durchführung der Berufsbildung.

(3)	 Er ist in allen wichtigen Angelegenheiten der beruflichen Bildung zu unter-
richten und zu hören. Er hat im Rahmen seiner Aufgaben auf eine stetige Ent-
wicklung der Qualität der beruflichen Bildung hinzuwirken und die an der Be-
rufsbildung Mitwirkenden dabei zu unterstützen.

(4)	 Wichtige Angelegenheiten, in denen der Berufsbildungsausschuss anzuhören 
ist, sind insbesondere:
1.	 Erlass von Verwaltungsgrundsätzen 

•	 über die Eignung von Ausbildungs- und Umschulungsstätten
•	 für das Führen von schriftlichen Ausbildungsnachweisen
•	 für die Verkürzung der Ausbildungsdauer
•	 für die vorzeitige Zulassung zur Abschlussprüfung
•	 für die Durchführung der Prüfungen
•	 zur Durchführung von über- und außerbetrieblicher Ausbildung
sowie von Verwaltungsrichtlinien zur beruflichen Bildung,
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2.	 Umsetzung der vom Landesausschuss für Berufsbildung empfohlenen Maß-
nahmen,

3.	 wesentliche inhaltliche Änderungen des Ausbildungsvertragsmusters.

(5)	 Wichtige Angelegenheiten, in denen der Berufsbildungsausschuss zu unter-
richten ist, sind insbesondere:
1.	 Zahl und Art der der IHK angezeigten Maßnahmen der Berufsausbildungs-

vorbereitung und beruflichen Umschulung sowie der eingetragenen Berufs-
ausbildungsverhältnisse,

2.	 Zahl und Ergebnisse von durchgeführten Prüfungen sowie hierbei gewon-
nene Erfahrungen,

3.	 Tätigkeit der Berater nach § 76 Abs. 1 Satz 2 BBiG,
4.	 für den räumlichen und fachlichen Zuständigkeitsbereich der IHK neue For-

men, Inhalte und Methoden der Berufsbildung,
5.	 Stellungnahmen oder Vorschläge der IHK gegenüber anderen Stellen und 

Behörden, soweit sie sich auf die Durchführung dieses Gesetzes oder der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften beziehen,

6.	 Bau eigener überbetrieblicher Berufsbildungsstätten,
7.	 Beschlüsse nach § 79 Abs. 5 BBiG sowie beschlossene Haushaltsansätze zur 

Durchführung der Berufsbildung mit Ausnahme der Personalkosten,
8.	 Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten aus Ausbildungsverhältnissen,
9.	 Arbeitsmarktfragen, soweit sie die Berufsbildung im Zuständigkeitsbereich 

der IHK berühren.

§ 2 Zusammensetzung, Stellvertretung

(1)	 Der Ausschuss besteht aus 
6 Beauftragten der Arbeitgeber,
6 Beauftragten der Arbeitnehmer und 
6 Lehrkräften an berufsbildenden Schulen.
Die Mitglieder werden gemäß § 77 Abs. 2 BBiG berufen. Stimmrecht haben 
die Beauftragten der Arbeitgeber und die Beauftragten der Arbeitnehmer. Die 
Lehrkräfte haben beratende Stimme. Bei Beschlüssen zu Angelegenheiten der 
Berufsausbildungsvorbereitung und Berufsausbildung haben die Lehrkräfte 
Stimmrecht, soweit sich die Beschlüsse unmittelbar auf die Organisation der 
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schulischen Berufsbildung auswirken.

(2)	 Die Mitglieder haben die gleiche Anzahl Stellvertreter. Die Stellvertreter sind 
gleichzeitig mit den Mitgliedern über die Sitzungen des Ausschusses zu unter-
richten und erhalten Einladung, Tagesordnung und Sitzungsunterlagen. Ist ein 
Mitglied an der Teilnahme verhindert, so wird es durch einen Stellvertreter sei-
ner Gruppe vertreten. Die Stellvertreter können an den Sitzungen teilnehmen.

§ 3 Vorsitz

(1)	 Der Ausschuss wählt aus seiner Mitte mit verdecktem Stimmzettel den Vor-
sitz und seine Stellvertretung. Der Vorsitz wechselt jährlich / alle 2 Jahre; der 
Vorsitz und seine Stellvertretung sollen nicht derselben Mitgliedergruppe an-
gehören. Aktiv und passiv wahlberechtigt sind die Beauftragten der Arbeitge-
ber und der Arbeitnehmer.

(2)	 Falls sich kein Widerspruch erhebt, kann die Abstimmung auch offen erfolgen.

(3)	 Erhält im ersten Wahlgang kein Bewerber die Mehrheit der abgegebenen Stim-
men, so findet ein zweiter Wahlgang statt, bei dem der Bewerber mit der nied-
rigsten Stimmzahl ausscheidet. Erhält keiner der verbliebenen Bewerber die 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen, so entscheidet das Los.

§ 4 Einberufung, Verfahren, Öffentlichkeit

(1)	 Der Ausschuss wird vom Vorsitzenden und bei dessen Verhinderung vom stell-
vertretenden Vorsitzenden nach gegenseitiger Abstimmung nach Bedarf, min-
destens jedoch dreimal jährlich zu einer Sitzung einberufen. Eine Einberufung 
muss auch erfolgen, wenn mindestens fünf stimmberechtigte Ausschussmit-
glieder dies schriftlich beantragen. Die Einladungen zu den Sitzungen erfolgen 
in der Regel 14 Tage vor dem Sitzungstermin unter Bekanntgabe der Tagesord-
nung. Die Beratungsunterlagen sind den Einladungen beizufügen.
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(2)	 Die Sitzungen des Ausschusses sind nicht öffentlich. Der Ausschuss kann die 
Öffentlichkeit einer Sitzung einstimmig beschließen.

(3)	 Über die Verhandlungen des Berufsbildungsausschusses ist außerhalb der Mit-
gliedergruppen Verschwiegenheit zu wahren. Diese Verpflichtung bleibt auch 
nach dem Ausscheiden aus dem Ausschuss bestehen. Dies gilt nicht für öffent-
liche Sitzungen nach Abs. 2.

§ 5 Beschlüsse

(1)	 Der Berufsbildungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte sei-
ner stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Er beschließt mit der Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen.

(2)	 Zur Wirksamkeit eines Beschlusses ist es erforderlich, dass der Gegenstand bei 
der Einberufung des Ausschusses bezeichnet ist, es sei denn, dass er mit Zu-
stimmung von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder nachträglich auf 
die Tagesordnung gesetzt wird. 

(3)	 An der Beratung und Beschlussfassung über Angelegenheiten, die das persön-
liche Interesse einzelner Mitglieder unmittelbar berühren, dürfen diese nicht 
teilnehmen. Die Betroffenen teilen dies dem Vorsitzenden unaufgefordert mit.

§ 6 Niederschrift

Über jede Sitzung des Ausschusses wird eine Ergebnisniederschrift angefertigt, die 
vom Vorsitz und seiner Stellvertretung zu unterzeichnen ist. Die ordentlichen und 
die stellvertretenden Mitglieder des Ausschusses erhalten die unterzeichnete Nie-
derschrift. Sie wird außerdem in der nächstfolgenden Sitzung zur Genehmigung 
der Richtigkeit vorgelegt. 
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§ 7 Umlaufverfahren

(1)	 In eilbedürftigen Angelegenheiten können Beschlüsse, Anhörungen und Un-
terrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 2, 4 und 5 auf schriftlichem Wege her-
beigeführt werden, wenn der Berufsbildungsausschuss in einer Sitzung die 
Durchführung des Umlaufverfahrens für diesen Gegenstand beschließt oder 
sich Vorsitz und Stellvertretung auf die Durchführung eines Umlaufverfah-
rens einigen.

(2)	 Die Vorlagen sind den Mitgliedern schriftlich zu erläutern. Das Datum einer 
letztmöglichen Willenserklärung ist in die Vorlage aufzunehmen.

(3)	 Im Falle von Beschlussvorlagen gilt das Datum für die letztmögliche Willens-
erklärung als Datum des Beschlusses.

(4)	 Der Vorsitz des Berufsbildungsausschusses bzw. seine Stellvertretung entschei-
det, welche Frist für die Stimmabgabe gewährt wird.

§ 8 Unterausschüsse

(1)	 Der Ausschuss kann nach Bedarf Unterausschüsse bilden.

(2)	 Den Unterausschüssen können auch stellvertretende Ausschussmitglieder und 
andere sachkundige Personen angehören. Die Unterausschüsse haben die Er-
gebnisse ihrer Beratungen dem Ausschuss zur abschließenden Beratung vor-
zulegen; auf Verlangen des Ausschusses sind die Ergebnisse schriftlich vor-
zulegen.

(3)	 Der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende des Ausschusses haben 
das Recht, an allen Sitzungen der Unterausschüsse teilzunehmen.
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§ 9 Hinzuziehen von Sachverständigen

Der Ausschuss und die Unterausschüsse können zu ihren Sitzungen Sachverstän-
dige hinzuziehen. Kann sich der Ausschuss nicht auf einen Sachverständigen ei-
nigen, so wird für jede Gruppe der von ihr vorgeschlagene Sachverständige hin-
zugezogen. Die Sachverständigen werden zum Gegenstand der Beratung gehört. 

§ 10 Geschäftsführung

(1)	 Die Geschäfte des Ausschusses und seiner Unterausschüsse werden durch die 
zuständige Stelle im Einvernehmen mit dem Vorsitz und dessen Stellvertre-
tung geführt.

(2)	 Die zuständige Stelle führt die Ergebnisniederschrift über die Sitzungen.

§ 11 Inkrafttreten

Diese Geschäftsordnung tritt am 09. Februar 2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ge-
schäftsordnung der Handelskammer Bremen vom 19. Juli 2007 und der IHK Bre-
merhaven vom 28. Juli 2007 außer Kraft.
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Verfahrensordnung des Schlichtungsausschusses

vom 9. Februar 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 03.2016,  
S. XV ff.) 

§ 1 Errichtung und Zusammensetzung

(1)	 Die Handelskammer Bremen - IHK für Bremen und Bremerhaven (im Folgen-
den Kammer genannt) errichtet gem. § 111 Abs. 2 ArbGG einen Ausschuss zur 
Beilegung von Streitigkeiten zwischen Ausbildenden und Auszubildenden aus 
einem bestehenden Berufsausbildungsverhältnis innerhalb des Kammerbezirks.

(2)	 Der Ausschuss setzt sich aus je einem Vertreter der Arbeitgeber und der Ar-
beitnehmer zusammen. Im Fall des § 10 Abs. 2 muss eine Stellvertreterin oder 
ein Stellvertreter berufen werden. 

(3)	 Die Mitglieder des Ausschusses werden von der Kammer für höchstens fünf 
Jahre berufen. Für die Berufung legt der Berufsbildungsausschuss Vorschläge 
vor.

(4)	 Die Mitglieder üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Für bare Auslagen und 
für Zeitversäumnis wird eine Entschädigung gewährt.

§ 2 Zuständigkeit

(1)	 Der Ausschuss entscheidet über Streitigkeiten
a)	aus einem bestehenden Ausbildungsverhältnis
b)	über das Bestehen oder Nichtbestehen eines Ausbildungsverhältnisses
c)	 aus unerlaubten Handlungen, soweit diese mit dem Ausbildungsverhältnis 

im Zusammenhang stehen.

(2)	 Die Zuständigkeit des Ausschusses entfällt, wenn das Ausbildungsverhältnis 
unstreitig nicht mehr besteht. 
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(3)	 Die Geschäftsstelle entscheidet über die Nichtzuständigkeit des Ausschusses.

§ 3 Vorsitz

Den Vorsitz übernimmt ein Mitglied des Ausschusses nach vorausgegangener Ver-
ständigung oder nach Losentscheid. Der Vorsitz leitet die Sitzung.

§ 4 Beschlüsse

Sprüche und Beschlüsse bedürfen der Stimmen beider Ausschussmitglieder. 

§ 5 Anrufung des Ausschusses

(1)	 Der Ausschuss wird nur auf Antrag der Auszubildenden oder des Auszubil-
denden oder des Ausbildenden tätig. Ist die Antragsstellerin oder der Antrags-
steller minderjährig, so kann der Antrag nur von den gesetzlichen Vertretern 
gestellt werden.

(2)	 Der Antrag ist bei der Geschäftsstelle der Kammer schriftlich einzureichen oder 
mündlich zu Protokoll zu geben. Die Geschäftsstelle gibt den Antrag unver-
züglich dem Ausschuss zur Kenntnis.

§ 6 Inhalt des Antrags

(1)	 Der Antrag soll enthalten:
a)	die Bezeichnung der Beteiligten (Antragsstellerin oder Antragssteller und 

Antragsgegnerin oder Antragsgegner)
b)	ein bestimmtes Antragsbegehren
c)	 eine Begründung des Antragsbegehrens
d)	die Unterschrift der Antragsstellerin oder des Antragsstellers
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(2)	 Bei unvollständigen oder unklaren Anträgen wirkt die Geschäftsstelle auf Er-
gänzung oder Richtigstellung hin.

§ 7 Ladung und Zustellung

(1)	 Die Geschäftsstelle setzt den Verhandlungstermin fest und beruft den Aus-
schuss ein. Sie lädt die Beteiligten zur mündlichen Verhandlung durch Post-
zustellungsurkunde und ordnet in der Regel ihr persönliches Erscheinen an. 

(2)	 Der Antragsgegnerin oder dem Antragsgegner ist die Ladung mit einer Aus-
fertigung des Antrags zuzustellen. Es ist der Antragsgegnerin oder dem An-
tragsgegner anheimzustellen, zu dem Antrag bereits vor dem Schlichtungster-
min schriftlich Stellung zu nehmen.

(3)	 Bei minderjährigen Beteiligten sind auch deren gesetzliche Vertreter zu laden.

(4)	 Die Beteiligten sind in der Ladung auf die Folgen ihres Nichterscheinens  
(§ 17) sowie auf die Zulässigkeit einer Vertretung (§ 8) hinzuweisen.

(5)	 Die Ladungsfrist beträgt mindestens eine Woche.

§ 8 Bevollmächtigte

Die Beteiligten können die Verhandlung vor dem Ausschuss selbst führen oder sich 
vertreten lassen. Für die Vertretung gilt § 11 Abs. 2 ArbGG. 

§ 9 Öffentlichkeit

(1)	 Die Verhandlung vor dem Ausschuss ist nicht öffentlich.

(2)	 Der Ausschuss kann Personen zur Verhandlung zulassen, wenn diese ein be-
rechtigtes Interesse nachweisen.



BERUFSAUSBILDUNG/WEITERBILDUNG

222

§ 10 Ablehnung des Vorsitzes und der beisitzenden Personen

(1)	 Der Vorsitz und die beisitzende Person können von den Beteiligten wegen Be-
sorgnis und Befangenheit zu Beginn der Sitzung gem. 42 ZPO abgelehnt wer-
den.

(2)	 Die Entscheidung über die Befangenheit fällt der Ausschuss mit der Geschäfts-
stelle, hierbei darf die betroffene Person nicht mitwirken. Liegt Befangenheit 
vor, ist eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu berufen.

§ 11 Verfahren vor dem Ausschuss

(1)	 Den Beteiligten ist ausreichend Gehör zu gewähren. Während des Verfahrens 
soll eine gütliche Einigung angestrebt werden. Das Verfahren ist so schnell wie 
möglich durchzuführen.

(2)	 Der Vorsitzende soll die der Aufklärung der Streitigkeit dienenden Beweismit-
tel in die Verhandlung einbeziehen. Bildet der Ausbildende nicht selbst aus,  
kann das persönliche Erscheinen der mit der Ausbildung beauftragten Person 
angeordnet werden. 

(3)	 Eine Beeidigung der Beteiligten, Zeugen oder Sachverständigen ist unzuläs-
sig. Zur Entgegennahme von eidesstattlichen Versicherungen ist der Ausschuss 
nicht berechtigt.

§ 12 Vertagung

Falls für die Aufklärung des Streitfalles ein weiterer Verhandlungstermin erforder-
lich ist, kann der Ausschuss die Vertagung der Verhandlung beschließen. Mit dem 
Beschluss über die Vertagung ist zugleich der neue Verhandlungstermin festzuset-
zen; der Ausschuss soll nach Möglichkeit in gleicher Besetzung zusammentreten.
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§ 13 Abschluss der Verhandlung

Die Verhandlung kann abgeschlossen werden durch:
a)	gütliche Einigung (§ 14 Vergleich);
b)	einstimmigen Spruch des Ausschusses (§ 15);
c)	 die Feststellung des Ausschusses, dass weder eine Einigung noch ein Spruch 

möglich war (§ 16);
d)	Säumnisspruch (§ 17);
e)	 Rücknahme des Antrages, die vom Ausschuss festzustellen ist.

§ 14 Vergleich

Ein vor dem Ausschuss geschlossener Vergleich ist unter Angabe des Tages sei-
nes Zustandekommens von den Mitgliedern des Ausschusses und den Beteiligten 
zu unterzeichnen.

§ 15 Spruch

(1)	 Sofern das Verfahren keine anderweitige Erledigung findet, hat der Ausschuss 
einen einstimmigen Spruch zu fällen.

(2)	 Über den Spruch wird in Abwesenheit der Beteiligten beraten. Der Spruch wird 
im Anschluss daran verkündet. Dabei soll der wesentliche Inhalt der Entschei-
dungsgründe mitgeteilt werden. 

(3)	 Der Spruch ist unter Angabe des Tages seines Zustandekommens von den Mit-
gliedern des Ausschusses zu unterzeichnen. Der Spruch ist schriftlich zu be-
gründen, soweit die Beteiligten hierauf nicht verzichtet haben.

(4)	 Den Beteiligten ist unverzüglich eine vom Ausschuss unterzeichnete Ausfer-
tigung des Spruches mit Rechtsmittelbelehrung (§ 20) auszuhändigen oder in-
nerhalb von zwei Wochen durch Postzustellungsurkunde zuzustellen. 
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§ 16 Nichtzustandekommen eines Spruches

(1)	 Kommt im Ausschuss keine Entscheidung zustande, sind die Beteiligten durch 
mündliche Verkündigung zu unterrichten.

(2)	 Den Beteiligten ist darüber eine Niederschrift zusammen mit einer Rechtsmit-
telbelehrung (§ 20) auszuhändigen oder innerhalb von zwei Wochen durch 
Postzustellungsurkunde zuzustellen.

§ 17 Nichterscheinen von Beteiligten im Termin

(1)	 Erscheint die Antragsstellerin oder der Antragsteller ohne ausreichende Ent-
schuldigung nicht zum Verhandlungstermin und lässt er sich auch nicht ver-
treten (Säumnis), so ist auf Antrag ein Versäumnisspruch dahingehend zu er-
lassen, dass die Antragsstellerin oder der Antragsteller mit seinem Begehren 
abgewiesen wird.

(2)	 Bei Säumnis der Antragsgegnerin oder des Antragsgegners ist dem Antragsbe-
gehren stattzugeben, sofern die Begründung den Antrag rechtfertigt.

(3)	 Den Beteiligten ist der Spruch zusammen mit einer Rechtsmittelbelehrung aus-
zuhändigen oder durch Postzustellungsurkunde zuzustellen.

§ 18 Kosten

(1)	 Das Verfahren ist gebührenfrei.

(2)	 Jeder Beteiligte trägt die ihm durch das Verfahren entstandenen Kosten selbst. 
Zeugen und Sachverständige sind von demjenigen Beteiligten zu entschädi-
gen, der sie zum Beweis seiner Behauptung angeboten hat.

(3)	 Wenn die Regelung des Abs. 2 zu unbilligen Härten führen würde, kann der 
Ausschuss durch Spruch eine Kostenentscheidung fällen.
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§ 19 Niederschrift

(1)	 Die Beteiligten erhalten in den Fällen des Nichtzustandekommens eines Spru-
ches eine Niederschrift über das Ergebnis der Verhandlung. 

(2)	 Die Niederschrift kann von einem Mitglied des Ausschusses oder von einem 
Protokollführer aufgenommen werden.

(3)	 Die Niederschrift muss enthalten:
a)	den Ort und Tag des Verhandlungstermins,
b)	die Namen des Vorsitzenden, des Ausschussmitgliedes und des Protokoll-

führers,
c)	 die genaue Bezeichnung des Verfahrens nach den Beteiligten und dem 

Streitgegenstand,
d)	die Angabe der erschienenen Beteiligten sowie die gesetzlichen Vertreter,
e)	 die wesentlichen Angaben über den Verlauf und das Ergebnis des Termins.

(4)	 Die Niederschrift ist vom Vorsitz und vom Protokollführenden zu unterzeich-
nen.

§ 20 Fristen für Anerkennung und Klage

(1)	 Ein vom Ausschuss gefällter Spruch (§§ 15, 17) wird nur wirksam, wenn er in-
nerhalb einer Woche nach Aushändigung oder Zustellung anerkannt wird. Die 
Anerkennung des Spruches kann im Verhandlungstermin schriftlich oder zu 
Protokoll der Geschäftsstelle des Ausschusses erklärt werden. 

(2)	 Die Geschäftsstelle der Kammer hat die Beteiligten unverzüglich davon zu un-
terrichten, ob der Spruch anerkannt wurde. Bei Nichtanerkennung sind die 
Beteiligten darauf hinzuweisen, dass eine Klage beim zuständigen Arbeitsge-
richt nur binnen zwei Wochen nach Aushändigung oder Zustellung des Spru-
ches zulässig ist.

(3)	 Ein von den Beteiligten anerkannter Spruch besitzt die Rechtskraft eines Urteils.
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§ 21 Zwangsvollstreckung

Aus den Vergleichen, die vor dem Ausschuss geschlossen worden sind (§ 14) und 
aus Sprüchen des Ausschusses, die von den Beteiligten anerkannt sind, findet die 
Zwangsvollstreckung statt, wenn der Spruch von dem Vorsitzenden des Arbeitsge-
richts, das für die Geltendmachung des Anspruchs zuständig wäre, für vollstreck-
bar erklärt worden ist.

§ 22 Inkrafttreten

Diese Verfahrensordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. Mit Inkraft-
treten dieser Verfahrensordnung tritt die bisherige Verfahrensordnung außer Kraft. 
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Erster Abschnitt: Prüfungsausschüsse

§ 1 Errichtung

1.	 Die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven (im Folgen-
den Kammer genannt) errichtet für die Abnahme der Abschluss- und Umschu-
lungsprüfungen Prüfungsausschüsse (§ 39 Abs. 1 Satz 1 BBiG / § 62 Absatz 
3 Satz 1 BBiG). 

2.	 Für einen Ausbildungsberuf können bei Bedarf, insbesondere bei einer gro-
ßen Anzahl von Prüfungsbewerbern und bei besonderen Anforderungen in der 
Ausbildungsordnung, mehrere Prüfungsausschüsse errichtet werden.

3.	 Mehrere zuständige Stellen können bei einer von ihnen gemeinsame Prüfungs-
ausschüsse errichten (§ 39 Abs. 1 Satz 2 BBiG).

§ 2 Zusammensetzung und Berufung

(1)	 Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mitglieder 
müssen für die Prüfungsgebiete sachkundig und für die Mitwirkung im Prü-
fungswesen geeignet sein (§ 40 Abs. 1 BBiG).

(2)	 Dem Prüfungsausschuss müssen als Mitglieder Beauftragte der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer in gleicher Zahl sowie mindestens eine Lehrkraft einer 
berufsbildenden Schule angehören. Mindestens zwei Drittel der Gesamtzahl 
der Mitglieder müssen Beauftragte der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sein  
(§ 40 Abs. 2 Sätze 1 und 2 BBiG).

(3)	 Die Mitglieder werden von der Kammer für eine einheitliche Periode, längstens 
für fünf Jahre berufen. Bei Ausscheiden eines Mitgliedes während der fünf-
jährigen Amtszeit des Prüfungsausschusses ist die Berufung des neuen Mit-
gliedes auf die verbleibende Amtszeit des Prüfungsausschusses zu begrenzen 
(§ 40 Abs. 3 Satz 1 BBiG). 
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(4)	 Die Beauftragten der Arbeitnehmer werden auf Vorschlag der im Bezirk der 
Kammer bestehenden Gewerkschaften und selbstständigen Vereinigungen von 
Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung berufen (§ 40 
Abs. 3 Satz 2 BBiG).

(5)	 Lehrkräfte von berufsbildenden Schulen werden im Einvernehmen mit der 
Schulaufsichtsbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle berufen (§ 40 Abs. 
3 Satz 3 BBiG).

(6)	 Werden Mitglieder nicht oder nicht in ausreichender Zahl innerhalb einer von 
der zuständigen Stelle gesetzten angemessenen Frist vorgeschlagen, so be-
ruft die Kammer insoweit nach pflichtgemäßem Ermessen (§ 40 Abs. 3 Satz 
4 BBiG).

(7)	 Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse können nach Anhörung der an ihrer 
Berufung Beteiligten aus wichtigem Grunde abberufen werden (§ 40 Abs. 3 
Satz 5 BBiG).

(8)	 Die Mitglieder haben Stellvertreter oder Stellvertreterinnen (§ 40 Abs. 2 Satz 
3 BBiG). Die Absätze 3 bis 7 gelten für sie entsprechend.

(9)	 Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss ist ehrenamtlich. Für bare Auslagen und 
für Zeitversäumnis ist, soweit eine Entschädigung nicht von anderer Seite ge-
währt wird, eine angemessene Entschädigung zu zahlen, deren Höhe von der 
Kammer mit Genehmigung der obersten Landesbehörde festgesetzt wird (§ 40 
Abs. 4 BBiG).

(10)	Von den Absätzen 2 und 8 darf nur abgewichen werden, wenn andernfalls 
die erforderliche Zahl von Mitgliedern des Prüfungsausschusses nicht berufen 
werden kann (§ 40 Abs. 5 BBiG).

§ 3 Ausschluss von der Mitwirkung

(1)	 Bei der Zulassung und Prüfung dürfen Angehörige der Prüfungsbewerber nicht 
mitwirken. Angehörige im Sinne des Satz 1 sind:
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1.	 Verlobte,
2.	 Ehegatten,
3.	 eingetragene Lebenspartner,
4.	 Verwandte und Verschwägerte gerader Linie,
5.	 Geschwister,
6.	 Kinder der Geschwister,
7.	 Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehegatten,
8.	 Geschwister der Eltern,
9.	 Personen, die durch ein auf längere Dauer angelegtes Pflegeverhältnis mit 

häuslicher Gemeinschaft wie Eltern und Kind miteinander verbunden sind 
(Pflegeeltern und Pflegekinder).

Angehörige sind die im Satz 2 aufgeführten Personen auch dann, wenn
1.	 in den Fällen der Nummern 2, 3, 4 und 7 die die Beziehung begründende 

Ehe oder die Lebenspartnerschaft nicht mehr besteht;
2.	 in den Fällen der Nummern 4 bis 8 die Verwandtschaft oder Schwägerschaft 

durch Annahme als Kind erloschen ist;
3.	 im Falle der Nummer 9 die häusliche Gemeinschaft nicht mehr besteht, so-

fern die Personen weiterhin wie Eltern und Kind miteinander verbunden 
sind.

(2)	 Hält sich ein Prüfungsausschussmitglied nach Absatz 1 für ausgeschlossen 
oder bestehen Zweifel, ob die Voraussetzungen des Absatz 1 gegeben sind, ist 
dies der Kammer mitzuteilen, während der Prüfung dem Prüfungsausschuss. 
Die Entscheidung über den Ausschluss von der Mitwirkung trifft die Kammer, 
während der Prüfung der Prüfungsausschuss. Im letzteren Fall darf das betrof-
fene Mitglied nicht mitwirken. Ausgeschlossene Personen dürfen bei der Bera-
tung und Beschlussfassung nicht zugegen sein.

(3)	 Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine unparteiische Aus-
übung des Prüfungsamtes zu rechtfertigen, oder wird von einem Prüfling das 
Vorliegen eines solchen Grundes behauptet, so hat die betroffene Person dies 
der Kammer mitzuteilen, während der Prüfung dem Prüfungsausschuss. Ab-
satz 2 Sätze 2 bis 4 gelten entsprechend.

(4)	 Ausbilder und Ausbilderinnen des Prüflings sollen, soweit nicht besondere 
Umstände eine Mitwirkung zulassen oder erfordern, nicht mitwirken.
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(5)	 Wenn in den Fällen der Absätze 1 bis 3 eine ordnungsgemäße Besetzung des 
Prüfungsausschusses nicht möglich ist, kann die Kammer die Durchführung 
der Prüfung einem anderen oder einem gemeinsamen Prüfungsausschuss über-
tragen. Erforderlichenfalls kann eine andere zuständige Stelle ersucht werden, 
die Prüfung durchzuführen. Das gleiche gilt, wenn eine objektive Durchfüh-
rung der Prüfung aus anderen Gründen nicht gewährleistet erscheint.

§ 4 Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung

(1)	 Der Prüfungsausschuss wählt ein Mitglied aus seiner Mitte, das den Vorsitz führt und 
ein weiteres Mitglied, das den Vorsitz stellvertretend übernimmt. Der Vorsitz und das 
ihn stellvertretende Mitglied sollen nicht derselben Mitgliedergruppe angehören  
(§ 41 Abs. 1 BBiG).

(2)	 Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn zwei Drittel der Mitglieder, 
mindestens drei, mitwirken. Er beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des vorsitzenden Mitgliedes 
den Ausschlag (§ 41 Abs. 2 BBiG).

§ 5 Geschäftsführung

(1)	 Die Geschäftsführung des Prüfungsausschusses liegt in Abstimmung mit dem 
Prüfungsausschuss bei der Kammer. Einladungen (Vorbereitung, Durchfüh-
rung, Nachbereitung), Protokollführung und Durchführung der Beschlüsse 
werden im Einvernehmen mit dem Vorsitz des Prüfungsausschusses geregelt.

(2)	 Zu den Sitzungen des Prüfungsausschusses sind die ordentlichen Mitglie-
der rechtzeitig einzuladen. Stellvertretende Mitglieder werden in geeigneter 
Weise unterrichtet. Kann ein Mitglied an einer Sitzung nicht teilnehmen, so 
soll es dies unverzüglich der Kammer mitteilen. Für ein verhindertes Mitglied 
ist ein stellvertretendes Mitglied einzuladen, welches derselben Gruppe ange-
hören soll.
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(3)	 Die Sitzungsprotokolle sind von der protokollführenden Person und dem Vor-
sitz zu unterzeichnen. § 26 Abs. 1 bleibt unberührt.

§ 6 Verschwiegenheit

Unbeschadet bestehender Informationspflichten, insbesondere gegenüber dem Be-
rufsbildungsausschuss, haben die Mitglieder des Prüfungsausschusses und sonstige 
mit der Prüfung befassten Personen über alle Prüfungsvorgänge Verschwiegenheit 
gegenüber Dritten zu wahren.

Zweiter Abschnitt: Vorbereitung der Prüfung

§ 7 Prüfungstermine

(1)	 Die Kammer bestimmt in der Regel zwei für die Durchführung der Prüfung 
maßgebende Zeiträume im Jahr. Diese Zeiträume sollen auf den Ablauf der 
Berufsausbildung und des Schuljahres abgestimmt sein. Die Kammer setzt die 
einzelnen Prüfungstage fest.

(2)	 Die Kammer gibt die Zeiträume im Sinne des Abs. 1 Satz 1 einschließlich der 
Anmeldefristen in geeigneter Weise mindestens einen Monat vor Ablauf der 
Anmeldefrist bekannt. Wird die Anmeldefrist überschritten, kann die Kammer 
die Annahme des Antrags verweigern.

(3)	 Werden für schriftlich durchzuführende Prüfungsbereiche einheitliche über-
regionale Aufgaben verwendet, sind dafür einheitliche Prüfungstage von den 
beteiligten zuständigen Stellen anzusetzen.

§ 8	Zulassungsvoraussetzungen für die Abschluss- und  
Umschulungsprüfung

(1)	 Zur Abschlussprüfung ist zuzulassen (§ 43 Abs. 1 BBiG),
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1.	 wer die Ausbildungszeit zurückgelegt hat oder wessen Ausbildungszeit 
nicht später als zwei Monate nach dem Prüfungstermin endet,

2.	 wer an vorgeschriebenen Zwischenprüfungen teilgenommen sowie vorge-
schriebene schriftliche Ausbildungsnachweise geführt hat und

3.	 wessen Berufsausbildungsverhältnis in das Verzeichnis der Berufsausbil-
dungsverhältnisse eingetragen oder aus einem Grund nicht eingetragen ist, 
den weder die Auszubildenden noch deren gesetzliche Vertreter oder Ver-
treterinnen zu vertreten haben.

(2)	 Behinderte Menschen sind zur Abschlussprüfung auch zuzulassen, wenn die 
Voraussetzungen des Absatz 1 Nr. 2 und 3 nicht vorliegen (§ 65 Abs. 2 Satz 
2 BBiG).

(3)	 Die Zulassungsvoraussetzungen für die Umschulungsprüfung richten sich 
nach der Umschulungsordnung oder der Umschulungsprüfungsregelung der 
Kammer (§§ 58, 59 BBiG).

§ 9	Zulassungsvoraussetzungen für die Abschlussprüfung in zwei zeit-
lich auseinander fallenden Teilen

(1)	 Sofern die Abschlussprüfung in zwei zeitlich auseinander fallenden Teilen 
durchgeführt wird, ist über die Zulassung jeweils gesondert zu entscheiden (§ 
44 Abs. 1 BBiG).

(2)	 Zum ersten Teil der Abschlussprüfung ist zuzulassen (§ 44 Abs. 2 in Verbin-
dung mit § 43 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BBiG),
1.	 wer die in der Ausbildungsordnung vorgeschriebene, erforderliche Ausbil-

dungszeit zurückgelegt hat,
2.	 wer vorgeschriebene schriftliche Ausbildungsnachweise geführt hat und
3.	 wessen Berufsausbildungsverhältnis in das Verzeichnis der Berufsausbil-

dungsverhältnisse eingetragen oder aus einem Grund nicht eingetragen ist, 
den weder die Auszubildenden noch deren gesetzliche Vertreter oder Ver-
treterinnen zu vertreten haben.

(3)	 Zum zweiten Teil der Abschlussprüfung ist zuzulassen, 



BERUFSAUSBILDUNG/WEITERBILDUNG

235

1.	 wer die Ausbildungszeit zurückgelegt hat oder wessen Ausbildungszeit 
nicht später als zwei Monate nach dem Prüfungstermin endet,

2.	 wer am ersten Teil der Abschlussprüfung teilgenommen hat
3.	 und wer die Voraussetzungen des Absatz 2 Nr. 2 und 3 erfüllt.

Dies gilt nicht, wenn Auszubildende aus Gründen, die sie nicht zu vertreten ha-
ben, am ersten Teil der Abschlussprüfung nicht teilgenommen haben. In diesem 
Fall ist der erste Teil der Abschlussprüfung zusammen mit dem zweiten Teil abzu-
legen (§ 44 Abs. 3 BBiG).

§ 10	Zulassung von Absolventen schulischer und sonstiger Bildungs-
gänge 

Zur Abschlussprüfung ist ferner zuzulassen (§ 43 Abs. 2 BBiG),
1.	 wer in einer berufsbildenden Schule oder einer sonstigen Berufsbildungsein-

richtung ausgebildet worden ist, wenn dieser Bildungsgang der Berufsausbil-
dung in einem anerkannten Ausbildungsberuf entspricht. Ein Bildungsgang 
entspricht der Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf, 
wenn er
a)	nach Inhalt, Anforderung und zeitlichem Umfang der jeweiligen Ausbil-

dungsordnung gleichwertig ist,
b)	systematisch, insbesondere im Rahmen einer sachlichen und zeitlichen 

Gliederung durchgeführt wird und
c)	 durch Lernortkooperation einen angemessenen Anteil an fachpraktischer 

Ausbildung gewährleistet.
2.	 wer einen Bildungsgang absolviert hat, welcher nach der Rechtsverordnung 

eines Landes die Voraussetzungen nach Nummer 1 erfüllt.

§ 11 Zulassungsvoraussetzungen in besonderen Fällen

(1)	 Auszubildende können nach Anhörung der Ausbildenden und der Berufsschule 
vor Ablauf ihrer Ausbildungszeit zur Abschlussprüfung zugelassen werden, 
wenn ihre Leistungen dies rechtfertigen (§ 45 Abs. 1 BBiG).
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(2)	 Zur Abschlussprüfung ist auch zuzulassen, wer nachweist, dass er mindes-
tens das Eineinhalbfache der Zeit, die als Ausbildungszeit vorgeschrieben ist, 
in dem Beruf tätig gewesen ist, in dem die Prüfung abgelegt werden soll. Als 
Zeiten der Berufstätigkeit gelten auch Ausbildungszeiten in einem anderen, 
einschlägigen Ausbildungsberuf. Vom Nachweis der Mindestzeit nach Satz 1 
kann ganz oder teilweise abgesehen werden, wenn durch Vorlage von Zeug-
nissen oder auf andere Weise glaubhaft gemacht wird, dass der Bewerber oder 
die Bewerberin die berufliche Handlungsfähigkeit erworben hat, die die Zulas-
sung zur Prüfung rechtfertigt. Ausländische Bildungsabschlüsse und Zeiten der 
Berufstätigkeit im Ausland sind dabei zu berücksichtigen (§ 45 Abs. 2 BBiG).

(3)	 Soldaten oder Soldatinnen auf Zeit und ehemalige Soldaten oder Soldatinnen 
sind nach Absatz 2 Satz 3 zur Abschlussprüfung zuzulassen, wenn das Bun-
desministerium der Verteidigung oder die von ihm bestimmte Stelle beschei-
nigt, dass der Bewerber oder die Bewerberin berufliche Fertigkeiten, Kenntnisse 
und Fähigkeiten erworben hat, welche die Zulassung zur Prüfung rechtferti-
gen (§ 45 Abs. 3 BBiG).

§ 12 Zulassung zur Prüfung

(1)	 Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung ist durch die Auszubildenden schrift-
lich nach den von der Kammer bestimmten Fristen und Formularen zu stel-
len. Die Auszubildenden haben die Ausbildenden über die Antragstellung zu 
unterrichten.

(2)	 In den Fällen der §§ 8 Abs. 3, 10 und 11 Abs. 2 und 3 ist der Antrag auf Zu-
lassung zur Prüfung von den Prüfungsbewerbern einzureichen.

(3)	 Örtlich zuständig für die Zulassung ist die Kammer, in deren Bezirk
1.	 in den Fällen der §§ 8, 9 und 11 Abs. 1 die Ausbildungs- oder Umschu-

lungsstätte liegt,
2.	 in den Fällen der §§ 10, 11 Abs. 2 und 3 der gewöhnliche Aufenthalt der 

Prüfungsbewerber liegt,
3.	 in den Fällen des § 1 Abs. 3 der gemeinsame Prüfungsausschuss errich-

tet worden ist. 
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(4)	 Dem Antrag auf Zulassung sind beizufügen:
a)	 in den Fällen der §§ 8 Abs. 1 und Abs. 2, 9 Abs. 3

–– Bescheinigung über die Teilnahme an vorgeschriebenen Zwischenprü-
fungen oder am ersten Teil der Abschlussprüfung,

–– vorgeschriebene schriftliche Ausbildungsnachweise,
b)	in den Fällen des § 9 Abs. 2

–– vorgeschriebene schriftliche Ausbildungsnachweise,
c)	 im Fall des § 11 Abs. 1

–– zusätzlich zu den Unterlagen nach a) oder b) das letzte Zeugnis oder 
eine aktuelle Leistungsbeurteilung der zuletzt besuchten berufsbilden-
den Schule,

d)	in den Fällen des § 10
–– Bescheinigung über die Teilnahme an dem schulischen oder sonstigen 
Bildungsgang

und in den Fällen des § 10 Nr. 1 zusätzlich
–– Bescheinigung über die Teilnahme an der fachpraktischen Ausbildung 
im Rahmen des schulischen oder sonstigen Bildungsganges,

e)	 in den Fällen des § 11 Abs. 2 Sätze 1 und 2
–– Tätigkeitsnachweis und ggf. Nachweis der Dauer der Berufsausbildung 
in dem oder in einem anderen einschlägigen Ausbildungsberuf und ggf. 
glaubhafte Darlegung über den Erwerb der beruflichen Handlungsfä-
higkeit,

f)	 in den Fällen des § 11 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3
–– glaubhafte Darlegung über den Erwerb der beruflichen Handlungsfä-
higkeit oder Bescheinigung über den Erwerb der beruflichen Fertigkei-
ten, Kenntnisse und Fähigkeiten.

(5)	 Für Wiederholungsprüfungen genügt die form- und fristgerechte Anmeldung 
zur Prüfung.

§ 13 Entscheidung über die Zulassung

(1)	 Über die Zulassung zur Abschluss- und Umschulungsprüfung entscheidet die 
Kammer. Hält sie die Zulassungsvoraussetzungen nicht für gegeben, so ent-
scheidet der Prüfungsausschuss (§ 46 Abs. 1 BBiG und § 62 Abs. 3 BBiG).
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(2)	 Sofern eine Umschulungsordnung (§ 58 BBiG) oder eine Umschulungsprü-
fungsregelung (§ 59 BBiG) der Kammer Zulassungsvoraussetzungen vorsieht, 
sind ausländische Bildungsabschlüsse und Zeiten der Berufstätigkeit im Aus-
land zu berücksichtigen (§ 61 BBiG).

(3)	 Die Entscheidung über die Zulassung ist den Prüfungsbewerbern rechtzeitig 
unter Angabe des Prüfungstages und -ortes einschließlich der erlaubten Ar-
beits- und Hilfsmittel schriftlich mitzuteilen. Die Entscheidung über die Nicht-
zulassung ist dem Prüfungsbewerber schriftlich mit Begründung bekannt zu 
geben.

(4)	 Die Zulassung kann von der Kammer im Einvernehmen mit dem Prüfungs-
ausschuss bis zur Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses widerrufen werden, 
wenn sie aufgrund von gefälschten Unterlagen oder falschen Angaben aus-
gesprochen wurde.

Dritter Abschnitt: Durchführung der Prüfung

§ 14 Prüfungsgegenstand

(1)	 Durch die Abschlussprüfung ist festzustellen, ob der Prüfling die berufliche 
Handlungsfähigkeit erworben hat. In ihr soll der Prüfling nachweisen, dass er 
die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten beherrscht, die notwendigen prak-
tischen und theoretischen beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt und 
mit dem im Berufsschulunterricht zu vermittelnden, für die Berufsausbildung 
wesentlichen Lehrstoff vertraut ist. Die Ausbildungsordnung ist zugrunde zu 
legen (§ 38 BBiG).

(2)	 Der Gegenstand der Umschulungsprüfung ergibt sich aus der jeweiligen Um-
schulungsordnung oder Umschulungsprüfungsregelung der Kammer.

(3)	 Sofern sich die Umschulungsordnung oder die Umschulungsprüfungsrege-
lung der Kammer auf die Umschulung für einen anerkannten Ausbildungsbe-
ruf richtet, sind das Ausbildungsberufsbild, der Ausbildungsrahmenplan und 
die Prüfungsanforderungen zugrunde zu legen (§ 60 BBiG).
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(4)	 Die Prüfungssprache ist Deutsch soweit nicht die Ausbildungsordnung, die 
Umschulungsordnung oder die Prüfungsregelung der Kammer etwas ande-
res vorsieht.

§ 15 Gliederung der Prüfung

(1)	 Die Gliederung der Prüfung richtet sich nach der Ausbildungsordnung oder der 
Umschulungsordnung oder Prüfungsregelung der Kammer. 

(2)	 Soweit Fachliche Vorschriften (§ 104 BBiG) nichts anderes bestimmen, gliedert 
sich die Prüfung in eine Fertigkeits- und Kenntnisprüfung.

§ 16 Besondere Verhältnisse behinderter Menschen

Bei der Durchführung der Prüfung sollen die besonderen Verhältnisse behinder-
ter Menschen berücksichtigt werden. Dies gilt insbesondere für die Dauer der Prü-
fung, die Zulassung von Hilfsmitteln und die Inanspruchnahme von Hilfeleistun-
gen Dritter wie Gebärdensprachdolmetscher für hörbehinderte Menschen (§ 65 Abs. 
1 BBiG). Die Art der Behinderung ist mit dem Antrag auf Zulassung zur Prüfung 
(§ 12) nachzuweisen.

§ 17	Befreiung von vergleichbaren Prüfungsbestandteilen bei der  
Umschulungsprüfung

Bei der Umschulungsprüfung (§§ 58, 59 BBiG) ist der Prüfling auf Antrag von der 
Ablegung einzelner Prüfungsbestandteile durch die Kammer zu befreien, wenn er 
eine andere vergleichbare Prüfung vor einer öffentlichen oder staatlich anerkann-
ten Bildungseinrichtung oder vor einem staatlichen Prüfungsausschuss erfolg-
reich abgelegt hat und die  Anmeldung zur Umschulungsprüfung innerhalb von 
fünf Jahren nach der Bekanntgabe des Bestehens der anderen Prüfung erfolgt (§ 
62 Abs. 4 BBiG).
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§ 18 Prüfungsaufgaben

(1)	 Der Prüfungsausschuss beschließt auf der Grundlage der Ausbildungsordnung 
oder der Umschulungsordnung oder Prüfungsregelung der Kammer die Prü-
fungsaufgaben.

(2)	 Überregional oder von einem Aufgabenerstellungsausschuss bei der Kammer 
erstellte oder ausgewählte Aufgaben sind vom Prüfungsausschuss zu über-
nehmen, sofern diese Aufgaben von Gremien erstellt oder ausgewählt und be-
schlossen wurden, die entsprechend § 2 Abs. 2 zusammengesetzt sind und die 
Kammer über die Übernahme entschieden hat.

(3)	 Sind an einem Tag ausschließlich schriftliche Prüfungsleistungen zu erbringen, 
soll die Dauer der Prüfung 300 Minuten nicht überschreiten.

§ 19 Nichtöffentlichkeit

Die Prüfungen sind nicht öffentlich. Vertreter und Vertreterinnen der obersten Lan-
desbehörden, der Kammer sowie die Mitglieder des Berufsbildungsausschusses der 
Kammer können anwesend sein. Der Prüfungsausschuss kann im Einvernehmen 
mit der Kammer andere Personen als Gäste zulassen. An der Beratung über das Prü-
fungsergebnis im Sinne des § 25 Abs. 1 Satz 2 dürfen nur die Mitglieder des Prü-
fungsausschusses beteiligt sein.

§ 20 Leitung, Aufsicht und Niederschrift

(1)	 Die Prüfung wird unter Leitung des Vorsitzes vom gesamten Prüfungsaus-
schuss unbeschadet der Regelungen in § 25 Abs. 2 und 3 abgenommen.

(2)	 Die Kammer regelt im Einvernehmen mit dem Prüfungsausschuss die Auf-
sichtsführung, die sicherstellen soll, dass die Prüfungsleistungen selbstständig 
und nur mit erlaubten Arbeits- und Hilfsmitteln durchgeführt werden.

(3)	 Über den Ablauf der Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen.



BERUFSAUSBILDUNG/WEITERBILDUNG

241

§ 21 Ausweispflicht und Belehrung

Die Prüflinge haben sich auf Verlangen des Vorsitzes oder der Aufsichtsführung 
über ihre Person auszuweisen. Sie sind vor Beginn der Prüfung über den Prüfungs-
ablauf, die zur Verfügung stehende Zeit, die erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel, die 
Folgen von Täuschungshandlungen und Ordnungsverstößen, Rücktritt und Nicht-
teilnahme zu belehren.

§ 22 Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße

(1)	 Unternimmt es ein Prüfling, das Prüfungsergebnis durch Täuschung oder Be-
nutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen oder leistet er Beihilfe 
zu einer Täuschung oder einem Täuschungsversuch, liegt eine Täuschungs-
handlung vor.

(2)	 Wird während der Prüfung festgestellt, dass ein Prüfling eine Täuschungs-
handlung begeht oder einen entsprechenden Verdacht hervorruft, ist der Sach-
verhalt von der Aufsichtsführung festzustellen und zu protokollieren. Der 
Prüfling setzt die Prüfung vorbehaltlich der Entscheidung des Prüfungsaus-
schusses über die Täuschungshandlung fort.

(3)	 Liegt eine Täuschungshandlung vor, wird die von der Täuschungshandlung be-
troffene Prüfungsleistung mit „ungenügend“ (= 0 Punkte) bewertet. In schwe-
ren Fällen, insbesondere bei vorbereiteten Täuschungshandlungen, kann der 
Prüfungsausschuss den Prüfungsteil oder die gesamte Prüfung mit „ungenü-
gend“ (= 0 Punkte) bewerten.

(4)	 Behindert ein Prüfling durch sein Verhalten die Prüfung so, dass die Prüfung 
nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden kann, ist er von der Teilnahme 
auszuschließen. Die Entscheidung hierüber kann von der Aufsichtsführung ge-
troffen werden. Die endgültige Entscheidung über die Folgen für den Prüfling 
hat der Prüfungsausschuss unverzüglich zu treffen. Absatz 3 gilt entsprechend. 
Gleiches gilt bei Nichtbeachtung der Sicherheits-vorschriften.
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(5)	 Vor Entscheidungen des Prüfungsausschusses nach den Absätzen 3 und 4 ist 
der Prüfling zu hören.

§ 23 Rücktritt, Nichtteilnahme

(1)	 Der Prüfling kann nach erfolgter Anmeldung vor Beginn der Prüfung durch 
schriftliche Erklärung zurücktreten. In diesem Fall gilt die Prüfung als nicht 
abgelegt.

(2)	 Versäumt der Prüfling einen Prüfungstermin, so werden bereits erbrachte 
selbstständige Prüfungsleistungen anerkannt, wenn ein wichtiger Grund für 
die Nichtteilnahme vorliegt. Selbstständige Prüfungsleistungen sind solche, die 
thematisch klar abgrenzbar und nicht auf eine andere Prüfungsleistung bezo-
gen sind sowie eigenständig bewertet werden.

(3)	 Erfolgt der Rücktritt nach Beginn der Prüfung oder nimmt der Prüfling an der 
Prüfung nicht teil, ohne dass ein wichtiger Grund vorliegt, so wird die Prü-
fung mit 0 Punkten bewertet.

(4)	 Bei den zeitlich auseinanderfallenden Teilen einer Abschlussprüfung gelten die 
Absätze 1 bis 3 für den jeweiligen Teil.

(5)	 Der wichtige Grund ist unverzüglich mitzuteilen und nachzuweisen. Im Krank-
heitsfall ist die Vorlage eines ärztlichen Attestes erforderlich.
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Vierter Abschnitt: Bewertung, Feststellung und Beurkundung  
des Prüfungsergebnisses

§ 24 Bewertungsschlüssel

Die Prüfungsleistungen sind wie folgt zu bewerten:
Eine den Anforderungen in besonderem Maße entsprechende Leistung

= 100 - 92 Punkte =	 Note 1 = sehr gut
eine den Anforderungen voll entsprechende Leistung

= unter 92 - 81 Punkte	 = Note 2 = gut
eine den Anforderungen im allgemeinen entsprechende Leistung

= unter 81 - 67 Punkte	 = Note 3 = befriedigend
eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im ganzen den Anforderungen noch 
entspricht

= unter 67 - 50 Punkte	 = Note 4 = ausreichend
eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht, jedoch erkennen lässt, dass 
gewisse Grundkenntnisse noch vorhanden sind

= unter 50 - 30 Punkte	 = Note 5 = mangelhaft
eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht und bei der selbst Grund-
kenntnisse fehlen

= unter 30 - 0 Punkte	 = Note 6 = ungenügend.

Der 100-Punkte-Schlüssel ist der Bewertung aller Prüfungsleistungen sowie der Er-
mittlung von Zwischen- und Gesamtergebnissen zugrunde zu legen.

§ 25 Bewertungsverfahren, Feststellung der Prüfungsergebnisse

(1)	 Jede Prüfungsleistung ist von jedem Mitglied des Prüfungsausschusses selbst-
ständig zu bewerten. Beschlüsse über die Bewertung einzelner Prüfungsleis-
tungen, der Prüfung insgesamt sowie über das Bestehen und Nichtbestehen der 
Abschlussprüfung werden vom Prüfungsausschuss gefasst. Bei der gemeinsa-
men Feststellung der Ergebnisse dienen die Einzelbewertungen der Prüfungs-
ausschussmitglieder als Grundlage.
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(2)	 Zur Vorbereitung der Beschlussfassung nach Absatz 1 kann der Vorsitz min-
destens zwei Mitglieder mit der Bewertung einzelner, nicht mündlich zu er-
bringender Prüfungsleistungen beauftragen. Die Beauftragten sollen nicht 
derselben Mitgliedergruppe angehören. Die beauftragten Mitglieder dokumen-
tieren die wesentlichen Abläufe und halten die für die Bewertung erheblichen 
Tatsachen fest (§ 42 Abs. 2 und 3 BBiG). Die übrigen Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses sind bei der Beschlussfassung nach Absatz 1 nicht an die Einzel-
bewertungen der beauftragten Mitglieder gebunden.

(3)	 Der Prüfungsausschuss kann zur Bewertung einzelner, nicht mündlich zu er-
bringender Prüfungsleistungen gutachterliche Stellungnahmen Dritter, insbe-
sondere berufsbildender Schulen, einholen. Im Rahmen der Begutachtung sind 
die wesentlichen Abläufe zu dokumentieren und die für die Bewertung erheb-
lichen Tatsachen festzuhalten (§ 39 Abs. 2 und 3 BBiG). Die Beauftragung er-
folgt nach den Verwaltungsgrundsätzen der Kammer. Personen, die nach § 3 
von der Mitwirkung im Prüfungsausschuss auszu-schließen sind, sollen nicht 
als Gutachter tätig werden.

§ 26 Ergebnisniederschrift, Mitteilung über Bestehen oder Nichtbestehen

(1)	 Über die Feststellung der einzelnen Prüfungsergebnisse ist eine Niederschrift 
auf den von der Kammer genehmigten Formularen zu fertigen. Sie ist von den 
Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen und der Kammer un-
verzüglich vorzulegen.

(2)	 Soweit Fachliche Vorschriften (§ 104 BBiG) nichts anderes regeln, ist die Prü-
fung insgesamt bestanden, wenn in den einzelnen Prüfungsteilen gemäß § 15 
Abs. 2 mindestens ausreichende Leistungen erbracht sind.

(3)	 Dem Prüfling soll unmittelbar nach Feststellung des Gesamtergebnisses der 
Prüfung mitgeteilt werden, ob er die Prüfung „bestanden“ oder „nicht bestan-
den“ hat. Hierüber erhält der Prüfling eine vom Vorsitz zu unterzeichnende 
Bescheinigung. Kann die Feststellung des Prüfungsergebnisses nicht am Tag 
der letzten Prüfungsleistung getroffen werden, so hat der Prüfungsausschuss 
diese unverzüglich zu treffen und dem Prüfling mitzuteilen.
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(4)	 Sofern die Abschlussprüfung in zwei zeitlich auseinander fallenden Teilen 
durchgeführt wird, ist das Ergebnis der Prüfungsleistungen im ersten Teil der 
Abschlussprüfung dem Prüfling schriftlich mitzuteilen (§ 37 Abs. 2 Satz 3 
BBIG). Der erste Teil der Abschlussprüfung ist nicht eigenständig wiederhol-
bar (§ 37 Abs. 1 Satz 3 BBiG).

(5)	 Dem Ausbildenden werden auf Verlangen die Ergebnisse der Zwischen- und 
Abschlussprüfung des Auszubildenden übermittelt (§ 37 Abs. 2 Satz 2 BBiG).

§ 27 Prüfungszeugnis

(1)	 Über die Prüfung erhält der Prüfling von der Kammer ein Zeugnis (§ 37 Abs. 
2 BBiG). Der von der Kammer vorgeschriebene Vordruck ist zu verwenden.

(2)	 Das Prüfungszeugnis enthält
–– die Bezeichnung „Prüfungszeugnis nach § 37 Abs. 2 BBiG“ oder „Prü-
fungszeugnis nach § 62 Abs. 3 BBiG in Verbindung mit § 37 Abs. 2 
BBiG“,

–– die Personalien des Prüflings (Name, Vorname, Geburtsdatum),
–– die Bezeichnung des Ausbildungsberufs mit Fachrichtung oder prüfungs-
relevantem Schwerpunkt. Weitere in der Ausbildungsordnung ausgewie-
sene prüfungsrelevante Differenzierungen können aufgeführt werden,

–– die Ergebnisse (Punkte) der Prüfungsbereiche und das Gesamtergebnis 
(Note), so weit ein solches in der Ausbildungsordnung vorgesehen ist,

–– das Datum des Bestehens der Prüfung,
–– die Unterschrift (auch in elektronischer Form) der zuständigen Geschäfts-
führung der Kammer mit Siegel.

Im Prüfungszeugnis soll darüber hinaus ein Hinweis auf die vorläufige Ein-
ordnung des Abschlusses im Deutschen Qualifikationsrahmen (DQR) und das 
sich aus der Verknüpfung des DQR mit dem Europäischen Qualifikationsrah-
men (EQR) ergebende EQR-Niveau enthalten sein. 
Im Prüfungszeugnis können darüber hinaus die selbstständigen Prüfungsleis-
tungen eines Prüfungsbereichs (§ 23 Abs. 2 Satz 2) ohne Bewertung aufge-
führt werden.
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(3)	 Dem Zeugnis ist auf Antrag des Auszubildenden eine englischsprachige und 
eine französischsprachige Übersetzung beizufügen. Auf Antrag der Auszubil-
denden kann das Ergebnis berufsschulischer Leistungsfeststellungen auf dem 
Zeugnis ausgewiesen werden (§ 37 Abs. 3 BBiG).

§ 28 Bescheid über nicht bestandene Prüfung

(1)	 Bei nicht bestandener Prüfung erhalten der Prüfling und seine gesetzlichen 
Vertreter von der Kammer einen schriftlichen Bescheid. Darin ist anzugeben, 
welche Prüfungsleistungen in einer Wiederholungsprüfung nicht mehr wie-
derholt werden müssen (§ 29 Abs. 2 bis 3). Die von der Kammer vorgeschrie-
benen Formulare sind zu verwenden.

(2)	 Auf die besonderen Bedingungen der Wiederholungsprüfung gemäß § 29 ist 
hinzuweisen.

Fünfter Abschnitt: Wiederholungsprüfung

§ 29 Wiederholungsprüfung

(1)	 Eine nicht bestandene Abschlussprüfung kann zweimal wiederholt werden (§ 
37 Abs. 1 Satz 2 BBiG). Es gelten die in der Wiederholungsprüfung erzielten 
Ergebnisse.

(2)	 Hat der Prüfling bei nicht bestandener Prüfung in einer selbstständigen Prü-
fungsleistung (§ 23 Abs. 2 Satz 2) mindestens ausreichende Leistungen er-
bracht, so ist diese auf Antrag des Prüflings nicht zu wiederholen, sofern der 
Prüfling sich innerhalb von zwei Jahren – gerechnet vom Tage der Feststel-
lung des Ergebnisses der nicht bestandenen Prüfung an – zur Wiederholungs-
prüfung anmeldet. Die Bewertung in einer selbstständigen Prüfungsleistung (§ 
23 Abs. 2 Satz 2) ist im Rahmen der Wiederholungsprüfung zu übernehmen.

(3)	 Die Prüfung kann frühestens zum nächsten Prüfungstermin (§ 7) wiederholt 
werden.
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(4)	 Die Vorschriften über die Anmeldung und Zulassung gelten sinngemäß. Bei 
der Anmeldung sind außerdem Ort und Datum der vorausgegangenen Prü-
fung anzugeben.

Sechster Abschnitt: Schlussbestimmungen

§ 30 Rechtsbehelfsbelehrung

Maßnahmen und Entscheidungen der Prüfungsausschüsse der Kammer sind bei ih-
rer schriftlichen Bekanntgabe an den Prüfungsbewerber bzw. den Prüfling mit ei-
ner Rechtsbehelfsbelehrung gemäß § 70 VwGO zu versehen. Diese richtet sich im 
einzelnen nach der Verwaltungsgerichtsordnung und den Ausführungsbestimmun-
gen des Landes Bremen.

§ 31 Prüfungsunterlagen

(1)	 Auf Antrag ist dem Prüfling binnen der gesetzlich vorgegebenen Frist zur Ein-
legung eines Rechtsbehelfs Einsicht in seine Prüfungsunterlagen zu gewäh-
ren. Die schriftlichen Prüfungsarbeiten sind ein Jahr, die Niederschriften ge-
mäß § 26 Abs. 1 10 Jahre aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfrist beginnt 
mit dem Zugang des Prüfungsbescheides nach § 27 Abs. 1 bzw. § 28 Abs. 1. 
Der Ablauf der vorgenannten Fristen wird durch das Einlegen eines Rechts-
mittels gehemmt.

(2)	  Die Aufbewahrung kann auch elektronisch erfolgen. Landesrechtliche Vor-
schriften zur Archivierung bleiben unberührt.

§ 32 Prüfung von Zusatzqualifikationen

Die Vorschriften dieser Prüfungsordnung gelten entsprechend für die Abnahme von 
Prüfungen gem. § 49 BBiG (Zusatzqualifikationsprüfungen). Das Ergebnis der Prü-
fung nach § 37 BBiG bleibt unberührt. 
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§ 33 Inkrafttreten

Diese Prüfungsordnung tritt am Tag der Veröffentlichung im Mitteilungsblatt der 
Kammer in Kraft. Gleichzeitig treten die bisherige Prüfungsordnung für die Durch-
führung von Abschlussprüfungen und die Prüfungsordnung für die Durchführung 
von Umschulungsprüfungen außer Kraft.
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Prüfungsordnung der Handelskammer Bremen – IHK für 
Bremen und Bremerhaven für die Durchführung von  
Fortbildungs- und AEVO-Prüfungen

vom 9. Februar 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 03.2016, S. II ff.)

Diese Prüfungsordnung gilt für die Durchführung von Prüfungen gemäß § 56 Abs. 
1 in Verbindung mit § 47 Berufsbildungsgesetz (BBiG) und ist für die Durchführung 
von Prüfungen nach den aufgrund des § 30 Abs. 5 Berufsbildungsgesetz erlassenen 
Rechtsverordnungen über den Nachweis über den Erwerb berufs- und arbeitspä-
dagogischer Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten entsprechend anzuwenden.
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Erster Abschnitt: Prüfungsausschüsse

§ 1 Errichtung

(1)	 Für die Durchführung von Prüfungen im Bereich der beruflichen Fortbildung 
errichtet die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven (im 
Folgenden Kammer genannt) Prüfungsausschüsse (§ 56 Abs. 1 Satz 1 BBiG).

(2)	 Soweit die Fortbildungsregelungen nach §§ 53 und 54 BBiG selbstständige 
Prüfungsteile beinhalten, können zur Durchführung der Teilprüfungen eigene 
Prüfungsausschüsse gebildet werden. 

(3)	 Mehrere zuständige Stellen können bei einer von ihnen gemeinsame Prüfungs-
ausschüsse errichten. 



BERUFSAUSBILDUNG/WEITERBILDUNG

251

§ 2 Zusammensetzung und Berufung

(1)	 Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mitglieder 
von Prüfungsausschüssen sind hinsichtlich der Beurteilung der Prüfungsleis-
tungen unabhängig und nicht an Weisungen gebunden. Die Mitglieder müs-
sen für die Prüfungsgebiete sachkundig und für die Mitwirkung im Prüfungs-
wesen geeignet sein (§ 40 Abs. 1 BBiG).

(2)	 Dem Prüfungsausschuss müssen als Mitglieder Beauftragte der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer in gleicher Zahl sowie mindestens eine Person, die als 
Lehrkraft im beruflichen Schul- oder Fortbildungswesen tätig ist, angehören. 
Mindestens zwei Drittel der Gesamtzahl der Mitglieder müssen Beauftragte 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sein (§ 40 Abs. 2 Sätze 1 und 2 BBiG).

(3)	 Die Mitglieder werden von der Kammer für eine einheitliche Periode, längs-
tens für fünf Jahre berufen (§ 40 Abs. 3 Satz 1 BBiG).

(4)	 Die Beauftragten der Arbeitnehmer werden auf Vorschlag der im Bezirk der 
Kammer bestehenden Gewerkschaften und selbstständigen Vereinigungen von 
Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung berufen (§ 40 
Abs. 3 Satz 2 BBiG).

(5)	 Lehrkräfte im beruflichen Schul- oder Fortbildungswesen werden im Einver-
nehmen mit der Schulaufsichtsbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle be-
rufen (§ 40 Abs. 3 Satz 3 BBiG). Soweit es sich um Lehrkräfte von Fortbil-
dungseinrichtungen handelt, werden sie von den Fortbildungseinrichtungen 
benannt.

(6)	 Werden Mitglieder nicht oder nicht in ausreichender Zahl innerhalb einer von 
der Kammer gesetzten angemessenen Frist vorgeschlagen, so beruft die Kam-
mer insoweit nach pflichtgemäßem Ermessen (§ 40 Abs. 3 Satz 4 BBiG).

(7)	 Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse können nach Anhörung der an ihrer 
Berufung Beteiligten aus wichtigem Grunde abberufen werden (§ 40 Abs. 3 
Satz 5 BBiG).
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(8)	 Die Mitglieder haben Stellvertreter oder Stellvertreterinnen (§ 40 Abs. 2 Satz 
3 BBiG). Die Absätze 3 bis 7 gelten für sie entsprechend.

(9)	 Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss ist ehrenamtlich. Für bare Auslagen und 
für Zeitversäumnis ist, soweit eine Entschädigung nicht von anderer Seite ge-
währt wird, eine angemessene Entschädigung zu zahlen, deren Höhe von der 
Kammer mit Genehmigung der obersten Landesbehörde festgesetzt wird (§ 40 
Abs. 4 BBiG). 

(10)	Von den Absätzen 2 und 8 darf nur abgewichen werden, wenn andernfalls 
die erforderliche Zahl von Mitgliedern des Prüfungsausschusses nicht berufen 
werden kann (§ 40 Abs. 5 BBiG). 

§ 3 Ausschluss von der Mitwirkung

(1)	 Bei der Zulassung und Prüfung dürfen Angehörige der Prüfungsbewerberin-
nen/Prüfungsbewerber nicht mitwirken. Angehörige im Sinne des Satz 1 sind:
1.	 Verlobte,
2.	 Ehegatten,
3.	 eingetragene Lebenspartner,
4.	 Verwandte und Verschwägerte gerader Linie,
5.	 Geschwister,
6.	 Kinder der Geschwister,
7.	 Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehegatten,
8.	 Geschwister der Eltern,
9.	 Personen, die durch ein auf längere Dauer angelegtes Pflegeverhältnis mit 

häuslicher Gemeinschaft wie Eltern und Kind miteinander verbunden sind 
(Pflegeeltern und Pflegekinder).

Angehörige sind die im Satz 2 aufgeführten Personen auch dann, wenn
1.	 in den Fällen der Nummern 2, 3, 4 und 7 die die Beziehung begründende 

Ehe oder die Lebenspartnerschaft nicht mehr besteht;
2.	 in den Fällen der Nummern 4 bis 8 die Verwandtschaft oder Schwägerschaft 

durch Annahme als Kind erloschen ist;
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3.	 im Falle der Nummer 9 die häusliche Gemeinschaft nicht mehr besteht, so-
fern die Personen weiterhin wie Eltern und Kind miteinander verbunden 
sind.

(2)	 Hält sich ein Prüfungsausschussmitglied nach Absatz 1 für ausgeschlossen 
oder bestehen Zweifel, ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 gegeben sind, 
ist dies der Kammer mitzuteilen, während der Prüfung dem Prüfungsausschuss. 
Die Entscheidung über den Ausschluss von der Mitwirkung trifft die Kammer, 
während der Prüfung der Prüfungsausschuss. Im letzteren Fall darf das betrof-
fene Mitglied nicht mitwirken. Ausgeschlossene Personen dürfen bei der Bera-
tung und Beschlussfassung nicht zugegen sein.

(3)	 Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine unparteiische Aus-
übung des Prüfungsamtes zu rechtfertigen, oder wird von einer Prüfungsteil-
nehmerin/einem Prüfungsteilnehmer das Vorliegen eines solchen Grundes be-
hauptet, so hat die betroffene Person dies der Kammer mitzuteilen, während 
der Prüfung dem Prüfungsausschuss. Absatz 2 Sätze 2 bis 4 gelten entspre-
chend.

(4)	 Personen, die gegenüber der Prüfungsteilnehmerin/dem Prüfungsteilnehmer 
Arbeitgeberfunktionen innehaben, sollen, soweit nicht besondere Umstände 
eine Mitwirkung zulassen oder erfordern, nicht mitwirken.

(5)	 Wenn in den Fällen der Absätze 1 bis 3 eine ordnungsgemäße Besetzung des 
Prüfungsausschusses nicht möglich ist, kann die Kammer die Durchführung 
der Prüfung einem anderen oder einem gemeinsamen Prüfungsausschuss über-
tragen. Erforderlichenfalls kann eine andere zuständige Stelle ersucht werden, 
die Prüfung durchzuführen. Das Gleiche gilt, wenn eine objektive Durchfüh-
rung der Prüfung aus anderen Gründen nicht gewährleistet erscheint.
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§ 4 Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung

(1)	 Der Prüfungsausschuss wählt ein Mitglied, das den Vorsitz führt, und ein wei-
teres Mitglied, das den Vorsitz stellvertretend übernimmt. Der Vorsitz und das 
ihn stellvertretende Mitglied sollen nicht derselben Mitgliedergruppe angehö-
ren (§ 41 Abs. 1 BBiG).

(2)	 Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn zwei Drittel der Mitglieder, 
mindestens drei, mitwirken. Er beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des vorsitzenden Mitgliedes 
den Ausschlag (§ 41 Abs. 2 BBiG).

§ 5 Geschäftsführung

(1)	 Die Geschäftsführung des Prüfungsausschusses liegt in Abstimmung mit dem 
Prüfungsausschuss bei der Kammer. Einladungen (Vorbereitung, Durchfüh-
rung, Nachbereitung), Protokollführung und Durchführung der Beschlüsse 
werden im Einvernehmen mit dem Vorsitz des Prüfungsausschusses geregelt.

(2)	 Zu den Sitzungen des Prüfungsausschusses sind die ordentlichen Mitglie-
der rechtzeitig einzuladen. Stellvertretende Mitglieder werden in geeigneter 
Weise unterrichtet. Kann ein Mitglied an einer Sitzung nicht teilnehmen, so 
soll es dies unverzüglich der Kammer mitteilen. Für ein verhindertes Mitglied 
ist ein stellvertretendes Mitglied einzuladen, welches derselben Gruppe ange-
hören soll.

(3)	 Die Sitzungsprotokolle sind von der protokollführenden Person und dem Vor-
sitz zu unterzeichnen. § 23 Abs. 1 bleibt unberührt.

§ 6 Verschwiegenheit

Unbeschadet bestehender Informationspflichten, insbesondere gegenüber dem Be-
rufsbildungsausschuss, haben die Mitglieder des Prüfungsausschusses und sonstige 
mit der Prüfung befassten Personen über alle Prüfungsvorgänge Verschwiegenheit 
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gegenüber Dritten zu wahren.

Zweiter Abschnitt: Vorbereitung der Fortbildungsprüfung

§ 7 Prüfungstermine

(1)	 Die Kammer legt die Prüfungstermine je nach Bedarf fest. Die Termine sol-
len nach Möglichkeit mit den betroffenen Fortbildungseinrichtungen abge-
stimmt werden.

(2)	 Die Kammer gibt die Prüfungstermine einschließlich der Anmeldefristen in ge-
eigneter Weise öffentlich mindestens einen Monat vor Ablauf der Anmelde-
frist bekannt. Wird die Anmeldefrist überschritten, kann die Kammer die An-
nahme des Antrags verweigern.

(3)	 Werden für schriftlich durchzuführende Prüfungsbereiche einheitliche über-
regionale Aufgaben verwendet, sind dafür entsprechende überregional abge-
stimmte Prüfungstage anzusetzen.

§ 8 Zulassung zur Fortbildungsprüfung

(1)	 Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung ist schriftlich nach den von der Kam-
mer bestimmten Fristen und Formularen zu stellen. Dem Antrag auf Zulas-
sung sind beizufügen.
1.	 Angaben zur Person und
2.	 Angaben über die in den Absätzen 2 bis 4 genannten Voraussetzungen.

(2)	 Örtlich zuständig für die Zulassung zur Fortbildungsprüfung ist die Kammer, 
in deren Bezirk die Prüfungsbewerberin/der Prüfungsbewerber
a)	an einer Maßnahme der Fortbildung teilgenommen hat oder
b)	in einem Arbeitsverhältnis steht oder selbstständig tätig ist oder
c)	 seinen/ihren Wohnsitz hat.
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(3)	 Zur Fortbildungsprüfung ist zuzulassen, wer die Zulassungsvoraussetzungen 
einer Fortbildungsregelung nach § 53 oder § 54 BBiG erfüllt. 

(4)	 Sofern die Fortbildungsordnung (§ 53 BBiG) oder eine Regelung der Kam-
mer (§ 54 BBiG) Zulassungsvoraussetzungen vorsieht, sind ausländische Bil-
dungsabschlüsse und Zeiten der Berufstätigkeit im Ausland zu berücksichti-
gen (§ 55 BBiG).

§ 9 Befreiung von vergleichbaren Prüfungsbestandteilen

(1)	 Die Prüfungsteilnehmerin/ der Prüfungsteilnehmer ist auf Antrag von der Ab-
legung einzelner Prüfungsbestandteile durch die Kammer zu befreien, wenn 
sie/ er eine andere vergleichbare Prüfung vor einer öffentlichen oder staat-
lich anerkannten Bildungseinrichtung oder vor einem staatlichen Prüfungs-
ausschuss erfolgreich abgelegt hat und die Anmeldung zur Fortbildungsprü-
fung innerhalb von fünf Jahren nach Bekanntgabe des Bestehens der anderen 
Prüfung erfolgt (§ 56 Abs. 2 BBiG).

(2)	 Anträge auf Befreiung von Prüfungsbestandteilen sind zusammen mit dem Zu-
lassungsantrag schriftlich bei der Kammer zu stellen. Die Nachweise über Be-
freiungsgründe im Sinne von Abs. 1 sind beizufügen.

§ 10 Entscheidung über die Zulassung und über Befreiungsanträge

(1)	 Über die Zulassung sowie über die Befreiung von Prüfungsbestandteilen ent-
scheidet die Kammer. Hält sie die Zulassungsvoraussetzungen oder die Be-
freiungsgründe nicht für gegeben, so entscheidet der Prüfungsausschuss (§ 46 
Abs. 1 BBiG).

(2)	 Die Entscheidungen über die Zulassung und die Befreiung von Prüfungsbe-
standteilen sind der Prüfungsbewerberin/dem Prüfungsbewerber rechtzeitig 
unter Angabe des Prüfungstages und -ortes einschließlich der erlaubten Ar-
beits- und Hilfsmittel mitzuteilen. Die Entscheidungen über die Nichtzulassung 
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und über die Ablehnung der Befreiung sind der Prüfungsbewerberin/dem Prü-
fungsbewerber schriftlich mit Begründung bekannt zu geben.

(3)	 Die Zulassung und die Befreiung von Prüfungsbestandteilen können von der 
Kammer bis zur Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses widerrufen werden, 
wenn sie aufgrund gefälschter Unterlagen oder falscher Angaben ausgespro-
chen wurde.

§ 11 Prüfungsgebühr

Die Prüfungsteilnehmerin/der Prüfungsteilnehmer hat die Prüfungsgebühr nach 
Aufforderung an die Kammer zu entrichten. Die Höhe der Prüfungsgebühr be-
stimmt sich nach der Gebührenordnung der Kammer.

Dritter Abschnitt: Durchführung der Fortbildungsprüfung

§ 12 Prüfungsgegenstand, Prüfungssprache

(1)	 Soweit keine Fortbildungsordnungen nach § 53 BBiG erlassen sind, regelt die 
Kammer die Bezeichnung des Fortbildungsabschlusses, Ziel, Inhalt und Anfor-
derungen der Prüfungen, die Zulassungsvoraussetzungen sowie das Prüfungs-
verfahren durch Fortbildungsprüfungsregelungen nach § 54 BBiG.

(2)	 Die Prüfungssprache ist Deutsch soweit nicht die Fortbildungsordnung oder 
die -prüfungsregelung der Kammer etwas anderes vorsieht.

§ 13 Gliederung der Prüfung

Die Gliederung der Prüfung ergibt sich aus den Fortbildungsordnungen oder Fort-
bildungsprüfungsregelungen gemäß §§ 53, 54 BBiG (Prüfungsanforderungen).
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§ 14 Prüfungsaufgaben

(1)	 Der Prüfungsausschuss beschließt auf der Grundlage der Prüfungsanforderun-
gen die Prüfungsaufgaben.

(2)	 Überregional oder von einem Aufgabenerstellungsausschuss bei der Kammer 
erstellte oder ausgewählte Aufgaben sind vom Prüfungsausschuss zu über-
nehmen, sofern diese Aufgaben von Gremien erstellt oder ausgewählt und be-
schlossen wurden, die entsprechend § 2 Abs. 2 zusammengesetzt sind und die 
Kammer über die Übernahme entschieden hat.

§ 15 Nachteilsausgleich für behinderte Menschen

Bei der Durchführung der Prüfung sollen die besonderen Verhältnisse behinder-
ter Menschen berücksichtigt werden. Dies gilt insbesondere für die Dauer der Prü-
fung, die Zulassung von Hilfsmitteln und die Inanspruchnahme von Hilfeleistun-
gen Dritter wie Gebärdensprachdolmetscher für hörbehinderte Menschen (§ 65 Abs. 
1 BBiG). Die Art der Behinderung ist mit dem Antrag auf Zulassung zur Prüfung 
(§ 8 Abs. 1) nachzuweisen.

§ 16 Nichtöffentlichkeit

Die Prüfungen sind nicht öffentlich. Vertreter und Vertreterinnen der obersten Lan-
desbehörden, der Kammer sowie die Mitglieder des Berufsbildungsausschusses der 
Kammer können anwesend sein. Der Prüfungsausschuss kann im Einvernehmen 
mit der Kammer andere Personen als Gäste zulassen. An der Beratung über das Prü-
fungsergebnis im Sinne des § 22 Abs. 1 Satz 2 dürfen nur die Mitglieder des Prü-
fungsausschusses beteiligt sein.

§ 17 Leitung, Aufsicht und Niederschrift

(1)	 Die Prüfung wird unter Leitung des Vorsitzes vom gesamten Prüfungsaus-
schuss unbeschadet der Regelungen in § 22 Abs. 3 abgenommen.
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(2)	 Die Kammer regelt im Einvernehmen mit dem Prüfungsausschuss die Auf-
sichtsführung, die sicherstellen soll, dass die Prüfungsleistungen selbstständig 
und nur mit erlaubten Arbeits- und Hilfsmitteln durchgeführt werden.

(3)	 Störungen durch äußere Einflüsse müssen von Prüfungsteilnehmern ausdrück-
lich gegenüber der Aufsicht oder dem Vorsitz gerügt werden. Entstehen durch 
die Störungen erhebliche Beeinträchtigungen, entscheidet der Prüfungsaus-
schuss über Art und Umfang von geeigneten Ausgleichsmaßnahmen. Bei der 
Durchführung von schriftlichen Prüfungen kann die Aufsicht über die Gewäh-
rung einer Zeitverlängerung entscheiden.

(4)	 Über den Ablauf der Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen.

§ 18 Ausweispflicht und Belehrung

Die Prüfungsteilnehmerin/der Prüfungsteilnehmer hat sich auf Verlangen des Vor-
sitzes oder der Aufsichtsführung über ihre/seine Person auszuweisen. Sie/er ist vor 
Beginn der Prüfung über den Prüfungsablauf, die zur Verfügung stehende Zeit, die 
erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel, die Folgen von Täuschungshandlungen, Ord-
nungsverstößen, Rücktritt und Nichtteilnahme zu belehren.

§ 19 Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße

(1)	 Unternimmt es eine Prüfungsteilnehmerin/ein Prüfungsteilnehmer, das Prü-
fungsergebnis durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmit-
tel zu beeinflussen oder leistet sie/er Beihilfe zu einer Täuschung oder einem 
Täuschungsversuch, liegt eine Täuschungshandlung vor.

(2)	 Wird während der Prüfung festgestellt, dass eine Prüfungsteilnehmerin/ein 
Prüfungsteilnehmer eine Täuschungshandlung begeht oder einen entsprechen-
den Verdacht hervorruft, ist der Sachverhalt von der Aufsichtsführung festzu-
stellen und zu protokollieren. Die Prüfungsteilnehmerin/der Prüfungsteilneh-
mer setzt die Prüfung vorbehaltlich der Entscheidung des Prüfungsausschusses 
über die Täuschungshandlung fort.
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(3)	 Liegt eine Täuschungshandlung vor, wird die von der Täuschungshandlung be-
troffene Prüfungsleistung mit „ungenügend“ (= 0 Punkte) bewertet. In schwe-
ren Fällen, insbesondere bei vorbereiteten Täuschungshandlungen, kann der 
Prüfungsausschuss den Prüfungsteil oder die gesamte Prüfung mit „ungenü-
gend“ (= 0 Punkte) bewerten.

(4)	 Behindert eine Prüfungsteilnehmerin/ein Prüfungsteilnehmer durch ihr/sein 
Verhalten die Prüfung so, dass die Prüfung nicht ordnungsgemäß durchgeführt 
werden kann, ist sie/ er von der Teilnahme auszuschließen. Die Entscheidung 
hierüber kann von der Aufsichtsführung getroffen werden. Die endgültige Ent-
scheidung über die Folgen für die Prüfungsteilnehmerin/ den Prüfungsteilneh-
mer hat der Prüfungsausschuss unverzüglich zu treffen. Absatz 3 gilt entspre-
chend. Gleiches gilt bei Nichtbeachtung der Sicherheitsvorschriften.

(5)	 Vor Entscheidungen des Prüfungsausschusses nach den Absätzen 3 und 4 ist 
die Prüfungsteilnehmerin/der Prüfungsteilnehmer zu hören.

§ 20 Rücktritt, Nichtteilnahme

(1)	 Die Prüfungsteilnehmerin/der Prüfungsteilnehmer kann nach erfolgter Anmel-
dung vor Beginn der Prüfung (bei schriftlichen Prüfungen vor Bekanntgabe 
der Prüfungsaufgaben) durch schriftliche Erklärung zurücktreten. In diesem 
Fall gilt die Prüfung als nicht abgelegt.

(2)	 Versäumt die Prüfungsteilnehmerin/der Prüfungsteilnehmer einen Prüfungs-
termin, so werden bereits erbrachte selbstständige Prüfungsleistungen an-
erkannt, wenn ein wichtiger Grund für die Nichtteilnahme vorliegt. Selbst-
ständige Prüfungsleistungen sind solche, die thematisch klar abgrenzbar und 
nicht auf eine andere Prüfungsleistung bezogen sind sowie eigenständig be-
wertet werden.

(3)	 Erfolgt der Rücktritt nach Beginn der Prüfung oder nimmt die Prüfungsteilneh-
merin/der Prüfungsteilnehmer an der Prüfung nicht teil, ohne dass ein wich-
tiger Grund vorliegt, so wird die Prüfung mit „ungenügend“ (= 0 Punkte) be-
wertet.
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(4)	 Der wichtige Grund ist unverzüglich mitzuteilen und nachzuweisen. Im Krank-
heitsfall ist die Vorlage eines ärztlichen Attestes erforderlich.

Vierter Abschnitt: Bewertung, Feststellung und Beurkundung  
des Prüfungsergebnisses

§ 21 Bewertungsschlüssel

Die Prüfungsleistungen sind wie folgt zu bewerten:
Eine den Anforderungen in besonderem Maße entsprechende Leistung

= 100-92 Punkte	 = Note 1 = sehr gut;
eine den Anforderungen voll entsprechende Leistung

= unter 92-81 Punkte	 = Note 2 = gut;
eine den Anforderungen im Allgemeinen entsprechende Leistung

= unter 81-67 Punkte	 = Note 3 = befriedigend;
eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen den Anforderungen noch 
entspricht

= unter 67-50 Punkte	 = Note 4 = ausreichend;
eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht, jedoch erkennen lässt, dass 
gewisse Grundkenntnisse noch vorhanden sind

= unter 50-30 Punkte	 = Note 5 = mangelhaft;
eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht und bei der selbst Grund-
kenntnisse fehlen

= unter 30-0 Punkte	 = Note 6 = ungenügend.

Der Hundert-Punkte-Schlüssel ist der Bewertung aller Prüfungsleistungen sowie 
der Ermittlung von Zwischen- und Gesamtergebnissen zugrunde zu legen. 

§ 22 Bewertungsverfahren, Feststellung der Prüfungsergebnisse

(1)	 ede Prüfungsleistung ist von jedem Mitglied des Prüfungsausschusses selbst-
ständig zu bewerten. Beschlüsse über die Bewertung einzelner Prüfungsleis-
tungen, der Prüfung insgesamt sowie über das Bestehen und Nichtbestehen 
der Prüfung werden vom Prüfungsausschuss gefasst. Bei der gemeinsamen 
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Feststellung der Ergebnisse dienen die Einzelbewertungen der Prüfungsaus-
schussmitglieder als Grundlage.

(2)	 Bei der Feststellung von Prüfungsergebnissen bleiben Prüfungsleistungen, von 
denen befreit worden ist (§ 9), außer Betracht. 

(3)	 Zur Vorbereitung der Beschlussfassung nach Absatz 1 kann der Vorsitz min-
destens zwei Mitglieder mit der Bewertung einzelner, nicht mündlich zu er-
bringender Prüfungsleistungen beauftragen. Die Beauftragten sollen nicht 
derselben Mitgliedergruppe angehören. Die beauftragten Mitglieder dokumen-
tieren die wesentlichen Abläufe und halten die für die Bewertung erheblichen 
Tatsachen fest (§ 42 Abs. 2 und 3 BBiG). Die übrigen Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses sind bei der Beschlussfassung nach Absatz 1 nicht an die Einzel-
bewertungen der beauftragten Mitglieder gebunden.

§ 23	Ergebnisniederschrift, Mitteilung über Bestehen  
	 oder Nichtbestehen

(1)	 Über die Feststellung der einzelnen Prüfungsergebnisse ist eine Niederschrift 
auf den Formularen der Kammer zu fertigen. Sie ist von den Mitgliedern des 
Prüfungsausschusses zu unterzeichnen und der Kammer unverzüglich vorzu-
legen.

(2)	 Die Prüfung ist vorbehaltlich der Fortbildungsregelungen nach §§ 53, 54 BBiG 
insgesamt bestanden, wenn in jedem der einzelnen Prüfungsbestandteile min-
destens ausreichende Leistungen erbracht worden sind. 

(3)	 Der Prüfungsteilnehmerin/dem Prüfungsteilnehmer soll unmittelbar nach Fest-
stellung des Gesamtergebnisses der Prüfung mitgeteilt werden, ob sie/er die 
Prüfung „bestanden“ oder „nicht bestanden“ hat. Kann die Feststellung des 
Prüfungsergebnisses nicht am Tag der letzten Prüfungsleistung getroffen wer-
den, so hat der Prüfungsausschuss diese unverzüglich zu treffen und der Prü-
fungsteilnehmerin/dem Prüfungsteilnehmer mitzuteilen. 
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(4)	 Über das Bestehen eines Prüfungsteils erhält die Prüfungsteilnehmerin/der 
Prüfungsteilnehmer Bescheid, wenn für den Prüfungsteil ein eigener Prüfungs-
ausschuss gemäß § 1 Abs. 2 gebildet werden kann. 

§ 24 Prüfungszeugnis

(1)	 Über die Prüfung erhält die Prüfungsteilnehmerin/der Prüfungsteilnehmer von 
der Kammer ein Zeugnis (§ 37 Abs. 2 BBiG). Der von der Kammer vorgeschrie-
bene Vordruck, soweit keine Bestimmungen der Fortbildungsordnungen nach 
§ 53 BBiG entgegenstehen, ist zu verwenden.

(2)	 Das Prüfungszeugnis enthält
–– die Bezeichnung „Zeugnis“ und die Angabe der Fortbildungsregelung,
–– die Personalien der Prüfungsteilnehmerin/des Prüfungsteilnehmers (Name, 
Vorname, Geburtsdatum),

–– die Bezeichnung der Fortbildungsprüfung mit Datum und Fundstelle,
–– die Ergebnisse der Fortbildungsprüfung nach Maßgabe der jeweiligen 
Fortbildungsregelung sowie Angaben zu Befreiungen von Prüfungsbe-
standteilen,

–– das Datum des Bestehens der Prüfung,
–– die Unterschrift (auch in elektronischer Form) der zuständigen Geschäfts-
führung der Kammer mit Siegel.

Im Prüfungszeugnis soll darüber hinaus ein Hinweis auf die vorläufige Ein-
ordnung des Abschlusses im Deutschen Qualifikationsrahmen (DQR) und das 
sich aus der Verknüpfung des DQR mit dem Europäischen Qualifikationsrah-
men (EQR) ergebende EQR-Niveau enthalten sein. 

(3)	 Dem Zeugnis ist auf Antrag der Prüfungsteilnehmerin/des Prüfungsteilneh-
mers eine englischsprachige und eine französischsprachige Übersetzung bei-
zufügen (§ 37 Abs. 3 Satz 1 BBiG).
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§ 25 Bescheid über nicht bestandene Prüfung

(1)	 Bei nicht bestandener Prüfung erhält die Prüfungsteilnehmerin/der Prü-
fungsteilnehmer von der Kammer einen schriftlichen Bescheid. Darin ist anzu-
geben, welche Prüfungsleistungen in einer Wiederholungsprüfung nicht mehr 
wiederholt werden müssen (§ 26 Abs. 2 bis 3). Die von der Kammer vorge-
schriebenen Formulare sind zu verwenden.

(2)	 Auf die besonderen Bedingungen der Wiederholungsprüfung gemäß § 26 ist 
hinzuweisen.

Fünfter Abschnitt: Wiederholungsprüfung

§ 26 Wiederholungsprüfung

(1)	 Eine Fortbildungsprüfung, die nicht bestanden ist, kann zweimal wiederholt 
werden. Ebenso können Prüfungsteile, die nicht bestanden sind, zweimal wie-
derholt werden, wenn ihr Bestehen Voraussetzung für die Zulassung zu einem 
weiteren Prüfungsteil ist. Es gelten die in der Wiederholungsprüfung erziel-
ten Ergebnisse.

(2)	 Hat die Prüfungsteilnehmerin/der Prüfungsteilnehmer bei nicht bestandener 
Prüfung in einer selbstständigen Prüfungsleistung (§ 20 Abs. 2 Satz 2) min-
destens ausreichende Leistungen erbracht, so ist diese auf Antrag der Prü-
fungsteilnehmerin/des Prüfungsteilnehmers nicht zu wiederholen, sofern die 
Prüfungsteilnehmerin/der Prüfungsteilnehmer sich innerhalb von zwei Jah-
ren – gerechnet vom Tage der Feststellung des Ergebnisses der nicht bestan-
denen Prüfung an – zur Wiederholungsprüfung anmeldet. Die Bewertung ei-
ner selbstständigen Prüfungsleistung (§ 20 Abs. 2 Satz 2) ist im Rahmen der 
Wiederholungsprüfung zu übernehmen. 

(3)	 Die Prüfung kann frühestens zum nächsten Prüfungstermin (§ 7) wiederholt 
werden.
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Sechster Abschnitt: Schlussbestimmungen

§ 27 Rechtsbehelfsbelehrung

Maßnahmen und Entscheidungen der Prüfungsausschüsse sowie der Kammer sind 
bei ihrer schriftlichen Bekanntgabe an die Prüfungsbewerberin/den Prüfungsbe-
werber bzw. die Prüfungsteilnehmerin/den Prüfungsteilnehmer mit einer Rechts-
behelfsbelehrung gemäß § 70 VwGO zu versehen.

§ 28 Prüfungsunterlagen

(1)	 Auf Antrag ist der Prüfungsteilnehmerin/ dem Prüfungsteilnehmer binnen 
der gesetzlich vorgegebenen Frist zur Einlegung eines Rechtsbehelfs Einsicht 
in seine Prüfungsunterlagen zu gewähren. Die schriftlichen Prüfungsarbeiten 
sind ein Jahr, die Niederschriften gemäß § 23 Abs. 1 10 Jahre aufzubewahren. 
Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Zugang des Prüfungsbescheides nach 
§ 24 Abs. 1 bzw. § 25 Abs. 1. Der Ablauf der vorgenannten Fristen wird durch 
das Einlegen eines Rechtsmittels gehemmt.

(2)	 Die Aufbewahrung kann auch elektronisch erfolgen. Landesrechtliche Vor-
schriften zur Archivierung bleiben unberührt.

§ 29 Inkrafttreten, Genehmigung

Diese Prüfungsordnung tritt am Tag der Veröffentlichung im Mitteilungsblatt der 
Kammer in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige Fortbildungsprüfungsordnung  
außer Kraft.
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Regelung über die Entschädigung der ehrenamtlichen  
Tätigkeiten von Mitgliedern in Prüfungsausschüssen  
sowie zu Prüfungszwecken herangezogenen Personen  
der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und  
Bremerhaven (Prüferentschädigung)

vom 23. Mai 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 07/08.2016,  
S. XXXIII f.)

§ 1 Geltungsbereich und Grundsatz der Entschädigung

Die ehrenamtlichen Mitglieder in Prüfungsausschüssen sowie zu Prüfungszwecken 
herangezogenen Personen erhalten, soweit eine Entschädigung nicht von anderer 
Seite gewährt wird, für ihre Tätigkeit bei Ausbildungs-, Umschulungs- und Fort-
bildungsprüfungen eine Entschädigung für
1.	Zeitversäumnis (§ 2)
2.	Fahrtkosten (§ 3)
3.	Aufwand (§ 4)

Die Höhe der jeweiligen Entschädigungssätze ist in einer gesonderten Regelung 
festgelegt.

§ 2 Entschädigung für Zeitversäumnis

(1)	 Die ehrenamtlichen Mitglieder in Prüfungsausschüssen sowie zu Prüfungs-
zwecken herangezogenen Personen erhalten eine Entschädigung für Zeitver-
säumnis. Die Höhe der Entschädigung für Zeitversäumnis ist in einer gesonder-
ten Regelung festgelegt. Die Entschädigung wird grundsätzlich für höchstens 
10 Stunden je Tag gewährt. Eine Entschädigung für mehr als 10 Stunden pro 
Tag kann gewährt werden, wenn in begründeten Ausnahmefällen eine Tätig-
keit von mehr als 10 Stunden pro Tag notwendig ist. Dies gilt insbesondere, 
wenn anderenfalls für die Prüfungen ein Termin an einem weiteren Tag anbe-
raumt werden müsste.
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(2)	 Entsteht den ehrenamtlichen Mitgliedern in Prüfungsausschüssen sowie zu 
Prüfungszwecken herangezogenen Personen ein Verdienstausfall, so erhalten 
sie gegen Nachweis des Verdienstausfalls eine Entschädigung für höchstens 8 
Stunden. Die maximale Höhe der Entschädigung für Verdienstausfall ist in ei-
ner gesonderten Regelung festgelegt.

(3)	 Angefangene Stunden werden auf halbe Stunden aufgerundet.

(4)	 Abweichend von den vorgenannten Bestimmungen zur Entschädigung für 
Zeitversäumnis werden für die Erstellung von Prüfungsaufgaben und die 
Durchführung von Korrekturen in bestimmten Fällen pauschale Entschädi-
gungssätze in einer gesonderten Regelung festgelegt.

§ 3 Fahrtkosten

(1)	 Den ehrenamtlichen Mitgliedern in Prüfungsausschüssen sowie zu Prüfungs-
zwecken herangezogenen Personen werden die notwendigen Fahrtkosten er-
setzt.

(2)	 Bei Benutzung von öffentlichen, regelmäßig verkehrenden Beförderungsmit-
teln werden die wirklichen Auslagen einschließlich der Kosten für die Be-
förderung des notwendigen Gepäcks bis zur Höhe der Tarife, bei Benutzung 
der Eisenbahn oder von Schiffen bis zum Fahrpreis der zweiten Wagen- oder 
Schiffsklasse, ersetzt. Die Mehrkosten für zuschlagpflichtige Züge werden er-
stattet.

(3)	 Bei Benutzung eines eigenen oder unentgeltlich von einem Dritten zur Verfü-
gung gestellten Kraftfahrzeugs ist zur Abgeltung der Anschaffungs-, Unter-
haltungs- und Betriebskosten sowie der Abnutzung des Kraftfahrzeugs eine 
Pauschale für jeden gefahrenen Kilometer zu erstatten, deren Höhe in einer 
gesonderten Regelung festgelegt ist. Außerdem sind die durch die Benutzung 
des Kraftfahrzeugs aus Anlass der Reise regelmäßig anfallenden und belegten 
baren Auslagen, insbesondere Parkgebühren, zu erstatten.
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(4)	 Eine Erstattung von Fahrtkosten kann nur für tatsächlich zusätzlich entstan-
dene Wege gezahlt werden. Die vollen entstandenen Fahrtkosten vom Wohn-
ort zum Dienstleistungsort und zurück können nur erstattet werden, wenn eine 
Dienstleistung für die Handelskammer während des Urlaubs oder arbeitsfreier 
Tage erfolgt. Bei der Benutzung eines privateigenen Kraftfahrzeuges evtl. ent-
stehende Sachschäden werden durch die Handelskammer nicht übernommen.

§ 4 Aufwandsentschädigung

(1)	 Die ehrenamtlichen Mitglieder in Prüfungsausschüssen sowie zu Prüfungszwe-
cken herangezogenen Personen erhalten eine Entschädigung für den mit ihrer 
Dienstleistung verbundenen Aufwand.

(2)	 Die ehrenamtlichen Mitglieder in Prüfungsausschüssen sowie zu Prüfungszwe-
cken herangezogenen Personen erhalten für belegte Auslagen eine Aufwands-
entschädigung, deren maximale Höhe in einer gesonderten Regelung festge-
legt ist, gestaffelt nach der Dauer der Tätigkeit im Rahmen der Prüfungen.

§ 5 Geltendmachung und Erlöschen des Anspruchs

Die Abrechnung erfolgt durch die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und 
Bremerhaven auf einem von der anspruchsberechtigten Person auszufüllenden 
Formblatt oder – sofern von der Kammer bereitgestellt – über eine Online-Platt-
form zur Entschädigung. Der Anspruch auf Entschädigung erlischt, wenn er nicht 
binnen drei Monaten nach Beendigung der Prüfung bei der Handelskammer Bre-
men – IHK für Bremen und Bremerhaven geltend gemacht worden ist.

§ 6 Übergangsregelung

Die bis zum 30. Juni 2016 abgeschlossenen Prüfungen werden nach den bisheri-
gen Entschädigungsregelungen der ehemaligen Handelskammer Bremen und der 
ehemaligen IHK Bremerhaven abgerechnet.
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§ 7 Inkrafttreten

Diese Entschädigungsregelung tritt am 1. Juli 2016 unter gleichzeitiger Aufhebung 
der bisherigen Entschädigungsregelungen der ehemaligen Handelskammer Bremen 
und der ehemaligen IHK Bremerhaven in Kraft.
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Entschädigungssätze im Rahmen der „Regelung über die 
Entschädigung der ehrenamtlichen Tätigkeiten von  
Mitgliedern in Prüfungsausschüssen sowie zu Prüfungs-
zwecken herangezogenen Personen der Handelskammer 
Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven  
(Prüferentschädigung)“

vom 23. Mai 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 07/08.2016,  
S. XXXV)

Die nachfolgend aufgeführten Entschädigungssätze beziehen sich jeweils auf die 
„Regelung über die Entschädigung der ehrenamtlichen Tätigkeiten von Mitglie-
dern in Prüfungsausschüssen sowie zu Prüfungszwecken herangezogenen Personen 
der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven (Prüferentschä-
digung)“, nachfolgend als „Regelung über die Prüferentschädigung“ bezeichnet.

1. Entschädigung für Zeitversäumnis
Die Entschädigung für Zeitversäumnis gemäß § 2 Abs. 1 der Regelung über die 
Prüferentschädigung beträgt EUR 6,00 je Stunde.

2. Entschädigung für Verdienstausfall
Die Entschädigung für Verdienstausfall gemäß § 2 Abs. 2 der Regelung über die 
Prüferentschädigung beträgt maximal EUR 16,00 je Stunde.

3. Entschädigung für die Erstellung von Prüfungsaufgaben
a)	Schriftliche Prüfung (konventionelle Aufgaben je Fach mit Lösungen)

Die Entschädigung für die Erstellung von schriftlichen Prüfungsaufgaben 
(konventionelle Aufgaben je Fach mit Lösungen) erfolgt gemäß § 2 Abs. 4 
der Regelung über die Prüferentschädigung und beträgt EUR 36,00 für eine 
Prüfung mit einer Aufgabenbearbeitungszeit von 60 Minuten. Die Entschädi-
gung für die Erstellung von Prüfungen mit längerer oder kürzerer Aufgaben-
bearbeitungszeit wird auf Grundlage der jeweiligen Aufgabenbearbeitungs-
zeit anteilig berechnet.
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b)	Praktische Prüfung
Die Entschädigung für die Erstellung einer praktischen Prüfung erfolgt nach 
tatsächlichem Zeitaufwand gemäß § 2 Abs. 1 der Regelung über die Prüferent-
schädigung. Die Erstellung einer gesamten praktischen Prüfung ist auf maxi-
mal 60 Stunden und die Überarbeitung einer gesamten praktischen Prüfung 
auf maximal 30 Stunden begrenzt.

4. Entschädigung für die Durchführung von Korrekturen
Die Entschädigung für die Korrektur von Prüfungen erfolgt nach tatsächlichem 
Zeitaufwand gemäß § 2 Abs. 1 der Regelung über die Prüferentschädigung. Da-
von abweichend können gemäß § 2 Abs. 4 der Regelung über die Prüferent-
schädigung zur Vorbereitung der Beschlussfassung gemäß § 42 Abs. 2 Satz 1 
Berufsbildungsgesetz (BBiG) folgende pauschale Entschädigungssätze geltend 
gemacht werden:
a)	Korrektur pro Fach für konventionelle Prüfungsaufgaben

Die Entschädigung für die Korrektur von konventionellen Prüfungsaufgaben 
beträgt EUR 5,20 je korrigierter Prüfung bei einer Aufgabenbearbeitungszeit 
von 60 Minuten. Die Entschädigung für die Korrektur von Prüfungen mit län-
gerer oder kürzerer Aufgabenbearbeitungszeit wird auf Grundlage der jewei-
ligen Aufgabenbearbeitungszeit anteilig berechnet.

b)	Korrektur pro Fach für gemischte (konventionelle und programmierte)  
Prüfungsaufgaben
Die Entschädigung für die Korrektur von gemischten (konventionellen und 
programmierten) Prüfungsaufgaben beträgt EUR 3,90 je korrigierter Prüfung 
bei einer Aufgabenbearbeitungszeit von 60 Minuten. Die Entschädigung für 
die Korrektur von Prüfungen mit längerer oder kürzerer Aufgabenbearbei-
tungszeit wird auf Grundlage der jeweiligen Aufgabenbearbeitungszeit an-
teilig berechnet.

c)	Korrektur pro Fach für programmierte Prüfungsaufgaben
Die Entschädigung für die Korrektur von programmierten Prüfungsaufgaben 
beträgt EUR 1,30 je korrigierter Prüfung bei einer Aufgabenbearbeitungszeit 
von 60 Minuten. Die Entschädigung für die Korrektur von Prüfungen mit län-
gerer oder kürzerer Aufgabenbearbeitungszeit wird auf Grundlage der jewei-
ligen Aufgabenbearbeitungszeit anteilig berechnet.
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5. Fahrtkostenersatz
Bei Benutzung eines eigenen oder unentgeltlich von einem Dritten zur Verfü-
gung gestellten Kraftfahrzeugs ist zur Abgeltung der Anschaffungs-, Unterhal-
tungs- und Betriebskosten sowie der Abnutzung des Kraftfahrzeugs gemäß § 3 
Abs. 3 der Regelung über die Prüferentschädigung eine Pauschale von EUR 0,30 
für jeden gefahrenen Kilometer zu ersetzen.

6. Aufwandsentschädigung
Die ehrenamtlichen Mitglieder in Prüfungsausschüssen sowie zu Prüfungszwe-
cken herangezogenen Personen erhalten für belegte Auslagen eine Aufwands-
entschädigung gemäß § 4 Abs. 2 der Regelung über die Prüferentschädigung bei 
einer Tätigkeit von
–– bis zu 6 Stunden:	 maximal EUR	 3,00
–– mehr als 6 bis zu 8 Stunden:	 maximal EUR	 6,00
–– mehr als 8 bis zu 14 Stunden:	 maximal EUR	 8,00
–– mehr als 14 bis zu 24 Stunden:	 maximal EUR	 12,00
–– mehr als 24 Stunden:	 maximal EUR	 24,00
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Ausbildungsregelung über die Berufsausbildung  
zum Fachpraktiker für Bürokommunikation / 
zur Fachpraktikerin für Bürokommunikation

vom 7. Juni 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 07/08.2016,  
S. XXIV ff.)

Die im folgenden Wortlaut verwendete männliche Form dient der Vereinfachung 
und schließt die weibliche Form mit ein. 

§ 1 Ausbildungsberuf

Die Berufsausbildung zum Fachpraktiker für Bürokommunikation/zur Fachprakti-
kerin für Bürokommunikation erfolgt nach dieser Ausbildungsregelung.

§ 2 Personenkreis

Diese Ausbildungsregelung regelt die Berufsausbildung gemäß § 66 BBiG / § 42m 
HwO für Personen im Sinne des § 2 SGB IX.

§ 3 Dauer der Berufsausbildung

Die Ausbildung dauert drei Jahre.

§ 4 Ausbildungsstätten

Die Ausbildung findet in ausbildungsrechtlich anerkannten Ausbildungsbetrieben 
und Ausbildungseinrichtungen statt.
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§ 5 Eignung der Ausbildungsstätte

(1)	 Behinderte Menschen dürfen nach dieser Ausbildungsregelung nur in dafür 
geeigneten anerkannten Betrieben und Ausbildungseinrichtungen ausgebil-
det werden.

(2)	 Neben den in § 27 BBiG/§ 21 HwO festgelegten Anforderungen muss die Aus-
bildungsstätte hinsichtlich der Räume, Ausstattung und Einrichtung den be-
sonderen Erfordernissen der Ausbildung von behinderten Menschen gerecht 
werden.

(3)	 Es müssen ausreichend Ausbilder zur Verfügung stehen. Die Anzahl der Aus-
bilder muss in einem angemessenen Verhältnis zur Anzahl der Auszubilden-
den stehen. Dabei ist ein Ausbilderschlüssel von in der Regel höchsten eins zu 
acht anzuwenden.

§ 6 Eignung der Ausbilder

(1)	 Ausbilder, die im Rahmen einer Ausbildung nach § 66 BBiG erstmals tätig 
werden, müssen neben der persönlichen, berufsspezifisch fachlichen sowie 
der berufs- und arbeitspädagogischen Eignung (AEVO u. a.) eine mehrjährige 
Erfahrung in der Ausbildung sowie zusätzliche behindertenspezifische Quali-
fikationen nachweisen.

(2)	 Ausbilder müssen eine rehabilitationspädagogische Zusatzqualifikation nach-
weisen und dabei folgende Kompetenzfelder abdecken (Anforderungsprofil):

–– Reflexion der betrieblichen Ausbildungspraxis
–– Psychologie
–– Pädagogik, Didaktik
–– Rehabilitationskunde
–– Interdisziplinäre Projektarbeit
–– Arbeitskunde/Arbeitspädagogik
–– Recht
–– Medizin

Um die besonderen Anforderungen des §  66 BBiG zu erfüllen, soll ein 
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Qualifizierungsumfang von 320 Stunden sichergestellt werden.

(3)	 Von dem Erfordernis des Nachweises einer rehabilitationspädagogischen Zu-
satzqualifikation soll bei Betrieben abgesehen werden, wenn die Qualität der 
Ausbildung auf andere Weise sichergestellt ist. Die Qualität ist in der Regel si-
chergestellt, wenn eine Unterstützung durch eine geeignete Ausbildungsein-
richtung erfolgt.

(4)	 Ausbilder, die im Rahmen einer Ausbildung nach § 66 BBiG/§ 42m HwO be-
reits tätig sind, haben innerhalb eines Zeitraums von höchstens fünf Jahren 
die notwendigen Qualifikationen gemäß Absatz 2 nachzuweisen. Die Anfor-
derungen an Ausbilder gemäß Absatz 2 gelten als erfüllt, wenn die behinder-
tenspezifischen Zusatzqualifikationen auf andere Weise glaubhaft gemacht 
werden können.

§ 7 Struktur der Berufsausbildung

(1)	 Findet die Ausbildung in einer Ausbildungseinrichtung statt, müssen mindes-
tens zwölf Wochen außerhalb dieser Einrichtung in einem anerkannten Aus-
bildungsbetrieb/mehreren anerkannten Ausbildungsbetrieben durchgeführt 
werden.

(2)	 Soweit Inhalte der Ausbildung nach dieser Ausbildungsregelung mit Inhal-
ten der Berufsausbildung zum/zur Kaufmann/Kauffrau für Bürokommunika-
tion übereinstimmen, für die nach der geltenden Ausbildungsordnung oder 
aufgrund einer Regelung der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und 
Bremerhaven eine überbetriebliche Berufsausbildung vorgesehen ist, soll die 
Vermittlung der entsprechenden Ausbildungsinhalte ebenfalls überbetrieb-
lich erfolgen.

(3)	 Von der Dauer der betrieblichen Ausbildung nach Absatz 1 kann nur in beson-
ders begründeten Einzelfällen abgewichen werden, wenn die jeweilige Behin-
derung oder betriebspraktische Besonderheiten die Abweichung erfordern; eine 
Verkürzung der Dauer durch die Teilnahme an einer überbetrieblichen Ausbil-
dungsmaßnahme erfolgt nicht.
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(4)	 In einem Einsatzgebiet ist die berufliche Handlungskompetenz durch Fertigkei-
ten, Kenntnisse und Fähigkeiten zu erweitern, die im jeweiligen Geschäftspro-
zess zur ganzheitlichen Durchführung komplexer Aufgaben befähigen.

§ 8 Ausbildungsrahmenplan

(1)	 Gegenstand der Berufsausbildung sind mindestens die im Ausbildungsrah-
menplan (Anlage 1, Sachliche Gliederung) aufgeführten Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten (berufliche Handlungsfähigkeit). Eine von dem Ausbil-
dungsrahmenplan (Anlage 2, Zeitliche Gliederung) abweichende Organisation 
der Ausbildung ist insbesondere zulässig, soweit die jeweilige Behinderung 
der Auszubildenden oder betriebspraktische Besonderheiten die Abweichung 
erfordern.

(2)	 Die Berufsausbildung zum Fachpraktiker für Bürokommunikation/zur Fach-
praktikerin für Bürokommunikation gliedert sich wie folgt (Ausbildungsbe-
rufsbild):
Abschnitt A
Berufsprofilgebende Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten
1.	 Bürowirtschaft

1.1 Organisation des Arbeitsplatzes
1.2 Arbeits- und Organisationsmittel
1.3 Bürowirtschaftliche Abläufe

2.	 Informationsverarbeitung und Informationssysteme
2.1 Textverarbeitung
2.2 Tabellenkalkulation
2.3 Informations- und Kommunikationssysteme

3.	 Kaufmännische Steuerung und Kontrolle
3.1 Kaufmännisches Rechnen
3.2. Bereichsbezogenes Rechnen

4.	 Personalverwaltung
4.1 Grundlagen des betrieblichen Personalwesens
4.2 Ausgewählte Tätigkeiten des betrieblichen Personalwesens
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5.	 Assistenz- und Sekretariatsaufgaben
5.1 Kommunikation und Kooperation im Büro und Bürokoordination
5.2 Bereichsbezogene Organisationsaufgaben

6.	 Materialwirtschaft
7.	 Fachaufgaben im Einsatzgebiet
Abschnitt B
Integrative Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten
1.	 Der Ausbildungsbetrieb

1.1 Stellung des Ausbildungsbetriebes in der Gesamtwirtschaft
1.2 Berufsbildung
1.3 Arbeitssicherheit, Umweltschutz und rationelle Energieverwendung

2.	 Betriebliche Organisation und Funktionszusammenhänge

(3)	 Das Einsatzgebiet nach Absatz 2, Abschnitt A, Absatz 1, Nr. 7 wird vom Aus-
bildungsbetrieb festgelegt. Als geeignetes Einsatzgebiet kommen insbesondere 
die Bereiche 1. bis 7. in Betracht:
1.	 Interne Dienste (z. B. Post, Bürotechnik, Ablage)
2.	 Kundenbetreuung
3.	 Telekommunikation
4.	 Assistenz- und Sekretariatsaufgaben
5.	 Materialwirtschaft
6.	 Kaufmännische Steuerung und Kontrolle
7.	 Personalverwaltung
Andere Einsatzgebiete sind zulässig, wenn in ihnen die Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten nach Absatz 2, Abschnitt B, Absatz 1, Nr. 7 vermittelt 
werden können.

§ 9 Zielsetzung und Durchführung der Berufsausbildung

(1)	 Die in dieser Ausbildungsregelung genannten Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten (berufliche Handlungsfähigkeit) sollen so vermittelt werden, 
dass die Auszubildenden zur Ausübung einer qualifizierten beruflichen Tä-
tigkeit im Sinne von § 1 Absatz 3 des Berufsbildungsgesetzes befähigt wer-
den, die selbstständiges Planen, Durchführen und Kontrollieren (berufliche 
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Handlungskompetenz) einschließt. Diese Befähigung ist auch in den Prüfungen 
nach den §§ 10 (Zwischenprüfung) und 11 (Abschlussprüfung) nachzuweisen.

(2)	 Die Ausbildenden haben unter Zugrundelegung des Ausbildungsrahmenpla-
nes für die Auszubildenden einen individuellen Ausbildungsplan zu erstellen.

(3)	 Die Auszubildenden haben einen schriftlichen Ausbildungsnachweis zu füh-
ren. Ihnen ist Gelegenheit zu geben, den schriftlichen Ausbildungsnachweis 
während der Ausbildungszeit zu führen. Die Ausbildenden haben den schrift-
lichen Ausbildungsnachweis regelmäßig durchzusehen und abzuzeichnen. Der 
Auszubildende kann nach Maßgabe von Art oder Schwere/Art und Schwere 
seiner Behinderung von der Pflicht zur Führung eines schriftlichen Ausbil-
dungsnachweises entbunden werden.

§ 10 Zwischenprüfung

(1)	 Zur Ermittlung des Ausbildungsstandes ist eine Zwischenprüfung durchzufüh-
ren. Sie soll vor dem Ende des zweiten Ausbildungsjahres stattfinden.

(2)	 Die Zwischenprüfung erstreckt sich auf die in der sachlichen und zeitlichen 
Gliederung für die ersten 12 Monate aufgeführten Fertigkeiten, Kenntnisse, Fä-
higkeiten und aufgeführten Qualifikationen sowie auf den im Berufsschulun-
terricht entsprechend dem Rahmenlehrplänen vermittelten Lehrstoff, soweit er 
für die Berufsausbildung wesentlich ist.

(3)	 Die Zwischenprüfung findet in dem Prüfungsbereich Arbeitsprozesse im Büro 
statt.

(4)	 Für den Prüfungsbereich Arbeitsprozesse im Büro bestehen folgende Vorgaben:
1.	 der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, dass er

a)	nach konkreten Vorgaben bürowirtschaftliche Aufgaben selbstständig 
bearbeiten,

b)	Arbeits- und Organisationsmittel wirtschaftlich und ökologisch einset-
zen und betreuen,
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c)	 für die eigene Arbeit maßgebende arbeits-, gesundheits-, wirtschafts-, 
sozial- und umweltbezogene Rahmenbedingungen und bestehende 
rechtliche Regelungen berücksichtigen,

d)	Grundlagen des kaufmännischen Rechnens anwenden kann
2.	 der Prüfungsteilnehmer soll praxisbezogene Aufgaben schriftlich bearbeiten.
Die Prüfungszeit beträgt 90 Minuten.

(5)	 Die besonderen Belange der behinderten Prüfungsteilnehmer sind bei der Prü-
fung zu berücksichtigen.

§ 11 Abschlussprüfung

(1)	 Durch die Abschlussprüfung ist festzustellen, ob der Prüfungsteilnehmer die 
berufliche Handlungsfähigkeit erworben hat. In der Abschlussprüfung soll der 
Prüfungsteilnehmer nachweisen, dass er die dafür erforderlichen beruflichen 
Fertigkeiten beherrscht, die notwendigen beruflichen Kenntnisse und Fähig-
keiten besitzt und mit dem im Berufsschulunterricht zu vermittelnden, für die 
Berufsausbildung wesentlichen Lehrstoff vertraut ist. Die Ausbildungsregelung 
ist zugrunde zu legen.

(2)	 Die Abschlussprüfung besteht aus den Prüfungsbereichen:
a.	Bürowirtschaftliche Geschäfts- und Leistungsprozesse 
b.	Wirtschafts- und Sozialkunde 
c.	Informationsverarbeitung 
d.	Einsatzgebiet.

(3)	 Für den Prüfungsbereich Bürowirtschaftliche Geschäfts- und Leistungspro-
zesse bestehen folgende Vorgaben:
Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, dass er
a)	Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten aus dem Bereich der Bürowirt-

schaft auf die Gebiete Assistenz- und Sekretariatsaufgaben, Personalver-
waltung, kaufmännische Steuerung und Kontrolle sowie Materialwirtschaft 
anwenden kann

b)	Arbeitsaufgaben schriftlich bearbeiten kann.
Die Prüfungszeit beträgt 90 Minuten.



BERUFSAUSBILDUNG/WEITERBILDUNG

282

(4)	 Für den Prüfungsbereich Wirtschaft und Sozialkunde bestehen folgende  
Vorgaben:
Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, dass er
a)	allgemeine wirtschaftliche und gesellschaftliche Zusammenhänge der Be-

rufs- und Arbeitswelt darstellen und beurteilen,
b)	die betriebliche Organisation und die Funktionszusammenhänge beschrei-

ben kann.
Der Prüfungsteilnehmer soll die Aufgaben schriftlich bearbeiten.
Die Prüfungszeit beträgt 60 Minuten.

(5)	 Für den Prüfungsbereich Informationsbearbeitung bestehen folgende Vorgaben:
Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, dass er
a)	Textverarbeitung, Tabellenkalkulation und Informations- und Kommunika-

tionssysteme anwenden kann,
b)	der Prüfungsteilnehmer soll mit Hilfe der elektronischen Datenverarbei-

tung (EDV) mindestens zwei praxisbezogene Arbeitsaufgaben bearbeiten.
Die Prüfungszeit beträgt 120 Minuten.

(6)	 Für den Prüfungsbereich Einsatzgebiet bestehen folgende Vorgaben:
Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, dass er
a)	 typische, praxisbezogene Arbeitsaufgaben aus dem gewählten Einsatzge-

biet bearbeiten kann,
b)	der Prüfungsteilnehmer soll hierzu ein fallbezogenes Fachgespräch führen.
Die Prüfungszeit für das fallbezogene Fachgespräch beträgt höchsten 20 Minu-
ten, die Vorbereitungszeit für den Prüfungsteilnehmer höchstens 15 Minuten.

§ 12 Gewichtungsregelung

Die Prüfungsbereiche sind wie folgt zu gewichten:

(1)	 Der Prüfungsbereich Bürowirtschaftliche Geschäfts- und Leistungsprozesse 
soll mit 30 von Hundert gewichtet werden.

(2)	 Der Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde soll mit 10 von Hundert 
gewichtet werden.
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(3)	 Der Prüfungsbereich Informationsverarbeitung soll mit 30 von Hundert ge-
wichtet werden.

(4)	 Der Prüfungsbereich Einsatzgebiet soll mit 30 von Hundert gewichtet werden.

§ 13 Bestehensregelung

(1)	 Die Prüfung ist bestanden, wenn die Leistungen im Gesamtergebnis mit min-
desten „ausreichend“, in drei Prüfungsbereichen mindestens „ausreichend“, in 
keinem Prüfungsbereich mit „ungenügend“ bewertet worden sind.

(2)	 Auf Antrag des Prüfungsteilnehmers ist die Prüfung in einem der mit schlech-
ter als „ausreichend“ bewerteten Prüfungsbereiche, in denen Prüfungsleistun-
gen mit eigener Anforderung und Gewichtung schriftlich zu erbringen sind, 
durch eine mündliche Prüfung von etwa 15 Minuten zu ergänzen, wenn dies 
für das Bestehen der Prüfung den Ausschlag geben kann. Bei der Ermittlung 
des Ergebnisses für diesen Prüfungsbereich sind das bisherige Ergebnis und 
das Ergebnis der mündlichen Ergänzungsprüfung im Verhältnis von 2:1 zu 
gewichten.

(3)	 Die besonderen Belange der Behinderung des Prüfungsteilnehmers sind bei der 
Prüfung zu berücksichtigen.

§ 14 Übergang

Ein Übergang von einer Berufsausbildung nach dieser Ausbildungsregelung in eine 
entsprechende Ausbildung nach § 4 BBiG/§ 25 HwO ist von dem Auszubildenden 
und dem Ausbildenden kontinuierlich zu prüfen.
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§ 15 Bestehende Berufsausbildungsverhältnisse

Berufsausbildungsverhältnisse, die bei Inkrafttreten dieser Verordnung bestehen, 
können unter Anrechnung der bisher zurückgelegten Ausbildungszeit nach den 
Vor-schriften dieser Verordnung fortgesetzt werden, wenn die Vertragsparteien 
dies vereinbaren.

§ 16 Prüfungsverfahren

Für die Zulassung zur Abschlussprüfung und das Prüfungsverfahren gilt die Prü-
fungsordnung für die Durchführung von Abschluss- und Umschulungsprüfungen 
der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven vom 09.02.2016 
entsprechend.

§ 17 Abkürzung und Verlängerung der Ausbildungszeit

Soweit die Dauer der Ausbildung abweichend von dieser Ausbildungsregelung ver-
kürzt oder verlängert werden soll, ist § 8 Abs. 1 und 2 BBiG/§ 27b Abs. 1 und 2 
HwO entsprechend anzuwenden.

§ 18 Inkrafttreten

Diese Ausbildungsregelung tritt nach ihrer Veröffentlichung im Kammermagazin 
„Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“, dem Mitteilungsblatt der Handelskam-
mer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven, zum 1. August 2016 in Kraft. Sie 
ist befristet bis zum 31. Juli 2021.
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Ausbildungsregelung über die Berufsausbildung zum  
Fachpraktiker für Industriemechanik / zur Fachpraktikerin 
für Industriemechanik

vom 7. Juni 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 07/08.2016,  
S. IX ff.)

Die im folgenden Wortlaut verwendete männliche Form dient der Vereinfachung 
und schließt die weibliche Form mit ein.

§ 1 Ausbildungsberuf

Die Berufsausbildung zum Fachpraktiker für Industriemechanik/zur Fachpraktike-
rin für Industriemechanik erfolgt nach dieser Ausbildungsregelung.

§ 2 Personenkreis

Diese Ausbildungsregelung regelt die Berufsausbildung gemäß §  66 BBiG für  
Personen im Sinne des § 2 SGB IX.

§ 3 Dauer der Berufsausbildung

Die Ausbildung dauert drei Jahre und sechs Monate.

§ 4 Ausbildungsstätten

Die Ausbildung findet in ausbildungsrechtlich geeigneten Ausbildungsbetrieben 
und Ausbildungseinrichtungen statt.
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§ 5 Eignung der Ausbildungsstätte

(1)	 Behinderte Menschen dürfen nach dieser Ausbildungsregelung nur in da- für 
geeigneten Betrieben und Ausbildungseinrichtungen ausgebildet werden.

(2)	 Neben den in § 27 BBiG festgelegten Anforderungen muss die Ausbildungs-
stätte hinsichtlich der Räume, Ausstattung und Einrichtung den besonderen 
Erfordernissen der Ausbildung von behinderten Menschen gerecht werden.

(3)	 Es müssen ausreichend Ausbilder zur Verfügung stehen. Die Anzahl der Aus-
bilder muss in einem angemessenen Verhältnis zur Anzahl der Auszubilden-
den stehen. Dabei ist ein Ausbilderschlüssel von in der Regel höchstens eins 
zu acht anzuwenden.

§ 6 Eignung der Ausbilder

(1)	 Ausbilder die im Rahmen einer Ausbildung nach § 66 BBiG erstmals tätig wer-
den, müssen neben der persönlichen, berufsspezifisch fachlichen und berufspä-
dagogischen Eignung (AEVO u.a.) eine mehrjährige Erfahrung in der Ausbil-
dung sowie zusätzliche behindertenspezifische Qualifikationen nachweisen.

(2)	 Anforderungsprofil
Ausbilder müssen eine rehabilitationspädagogische Zusatzqualifikation nach-
weisen und dabei folgende Kompetenzfelder abdecken:
•	 Reflexion der betrieblichen Ausbildungspraxis,
•	 Psychologie,
•	 Pädagogik, Didaktik,
•	 Rehabilitationskunde,
•	 Interdisziplinäre Projektarbeit,
•	 Arbeitskunde/Arbeitspädagogik,
•	 Recht,
•	 Medizin.
Um die besonderen Anforderungen des § 66 BBiG/§ 42m HwO zu erfüllen, soll 
ein Qualifizierungsumfang von 320 Stunden sichergestellt werden.
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(3)	 Von dem Erfordernis des Nachweises einer rehabilitationspädagogischen Zu-
satzqualifikation soll bei Betrieben abgesehen werden, wenn die Qualität der 
Ausbildung auf andere Weise sichergestellt ist. Die Qualität ist in der Regel si-
chergestellt, wenn eine Unterstützung durch eine geeignete Ausbildungsein-
richtung erfolgt.

(4)	 Ausbilder, die im Rahmen einer Ausbildung nach § 66 BBiG bereits tätig sind, 
haben innerhalb eines Zeitraumes von höchstens fünf Jahren die notwendi-
gen Qualifikationen gemäß Absatz 2 nachzuweisen. Die Anforderungen an 
Ausbilder gemäß Absatz 2 gelten als erfüllt, wenn die behindertenspezifischen 
Zusatzqualifikationen auf andere Weise glaubhaft gemacht werden können.

§ 7 Struktur der Berufsausbildung

(1)	 Findet die Ausbildung in einer Einrichtung statt, sollen mindestens 12 Wochen 
außerhalb dieser Einrichtung in einem geeigneten Ausbildungsbetrieb/mehre-
ren geeigneten Ausbildungsbetrieben durchgeführt werden.

(2)	 Soweit Inhalte der Ausbildung nach dieser Ausbildungsregelung mit Inhal-
ten der Berufsausbildung zum Industriemechaniker und zur Industriemecha-
nikerin übereinstimmen, für die aufgrund einer Regelung der Handelskammer 
Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven eine überbetriebliche Berufsaus-
bildung vorgesehen ist, soll die Vermittlung der entsprechenden Ausbildungs-
inhalte ebenfalls überbetrieblich erfolgen.

(3)	 Von der Dauer der betrieblichen Ausbildung nach Absatz 1 kann nur in beson-
ders begründeten Einzelfällen abgewichen werden, wenn die jeweilige Behin-
derung oder betriebspraktische Besonderheiten die Abweichung erfordern; eine 
Verkürzung der Dauer durch die Teilnahme an einer überbetrieblichen Ausbil-
dungsmaßnahme erfolgt nicht.
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§ 8 Ausbildungsrahmenplan, Ausbildungsberufsbild

(1)	 Gegenstand der Berufsausbildung sind mindestens die im Ausbildungsrahmen-
plan (Anlage) aufgeführten Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten (berufli-
che Handlungsfähigkeit). Eine von dem Ausbildungsrahmenplan abweichende 
Organisation der Ausbildung ist insbesondere zulässig, soweit die jeweilige Be-
hinderung der Auszubildenden oder betriebspraktische Besonderheiten die Ab-
weichung erfordern.

(2)	 Die Berufsausbildung zum Fachpraktiker für Industriemechanik und zur Fach-
praktikerin für Industriemechanik gliedert sich wie folgt (Ausbildungsberufs-
bild):
Abschnitt A
Berufsprofilgebende Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten:
1.	 Planen und Organisieren der Arbeit, Bewerten der Arbeitsergebnisse
2.	 Unterscheiden, Zuordnen und Handhaben von Werk- und Hilfsstoffen
3.	 Herstellen von Bauteilen und Baugruppen
4.	 Warten von Betriebsmitteln
5.	 Steuerungstechnik
6.	 Anschlagen, Sichern und Transportieren
7.	 Kundenorientierung
8.	 Herstellen, Montieren und Demontieren von Bauteilen, Baugruppen und 

Systemen
9.	 Sicherstellen der Betriebsfähigkeit von technischen Systemen
10.	Instandhalten von Technischen Systemen nach Vorgaben
11.	Aufbauen von elektrotechnischen Komponenten
12.	Geschäftsprozesse und Qualitätssicherungssysteme im Einsatzgebiet.

Abschnitt B
Integrative Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten:
1.	 Berufsbildung, Arbeits- und Tarifrecht
2.	 Aufbau und Organisation des Ausbildungsbetriebes,
3.	 Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit,
4.	 Umweltschutz,
5.	 Betriebliche und technische Kommunikation.
Die Qualifikationen nach Absatz 2 sind mindestens in einem der folgenden 
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Einsatzgebiete anzuwenden und zu vertiefen:
1.	 Feingerätebau,
2.	 Instandhaltung,
3.	 Maschinen- und Anlagenbau,
4.	 Produktionstechnik.
Das Einsatzgebiet wird von den Betrieben und Bildungseinrichtungen festge-
legt. Andere Einsatzgebiete sind zulässig, wenn in ihnen die Qualifikationen 
vermittelt werden können.

§ 9 Zielsetzung und Durchführung der Berufsausbildung

(1)	 Die in dieser Ausbildungsregelung genannten Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten (berufliche Handlungsfähigkeit) sollen so vermittelt werden, dass 
die Auszubildenden zur Ausübung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit im 
Sinne von § 1 Abs. 3 des Berufsbildungsgesetzes befähigt werden, die selbst-
ständiges Planen, Durchführen und Kontrollieren (berufliche Handlungskom-
petenz) einschließt. Diese Befähigung ist auch in den Prüfungen nach den 
§§ 10 und 11 der gestreckten Abschlussprüfung nachzuweisen.

(2)	 Die Ausbildenden haben unter Zugrundelegung des Ausbildungsrahmenpla-
nes für die Auszubildenden einen individuellen Ausbildungsplan zu erstellen.

(3)	 Die Auszubildenden haben einen schriftlichen Ausbildungsnachweis zu füh-
ren. Ihnen ist Gelegenheit zu geben, den schriftlichen Ausbildungsnachweis 
während der Ausbildungszeit zu führen. Die Ausbildenden haben den schrift-
lichen Ausbildungsnachweis regelmäßig durchzusehen und abzuzeichnen. Der 
Auszubildende kann nach Maßgabe von Art oder Schwere/Art und Schwere 
seiner Behinderung von der Pflicht zur Führung eines schriftlichen Ausbil-
dungsnachweises entbunden werden.
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§ 10 Teil 1 der Gestreckten Abschlussprüfung

(1)	 Die Abschlussprüfung besteht aus den beiden zeitlich auseinanderfallen- den 
Teilen 1 und 2. Durch die Abschlussprüfung ist festzustellen, ob der Prü-
fungsteilnehmer die berufliche Handlungsfähigkeit erworben hat. In der Ab-
schlussprüfung soll der Prüfungsteilnehmer nachweisen, dass er die dafür er-
forderlichen beruflichen Fertigkeiten beherrscht, die notwendigen beruflichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt und mit dem im Berufsschulunterricht zu 
vermittelnden, für die Berufsausbildung wesentlichen Lehrstoff vertraut ist. Die 
Ausbildungsregelung ist zugrunde zu legen.
Dabei sollen Qualifikationen, die bereits Gegenstand von Teil 1 waren, in Teil 
2 nur soweit einbezogen werden, als es für die Festlegung der Berufsbefähi-
gung erforderlich ist.

(2)	 Bei der Ermittlung des Gesamtergebnisses wird Teil 1 mit 30 Prozent, Teil 2 
mit 70 Prozent gewichtet.

(3)	 Zur Ermittlung der beruflichen Handlungsfähigkeit ist Teil 1 der gestreckten 
Abschlussprüfung durchzuführen. Sie soll vor dem Ende des zweiten Ausbil-
dungsjahres stattfinden.

(4)	 Der Teil 1 der gestreckten Abschlussprüfung erstreckt sich auf die in der An-
lage für die ersten 18 Ausbildungsmonate in
Abschnitt A unter laufender Nummer: 1 a-g, 2 a-b, 3 a-e, 4 a-c, 8 a-c, 9 e 
Abschnitt B unter laufender Nummer: 5 a-c
aufgeführten Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten sowie auf den im Be-
rufsschulunterricht entsprechend dem Rahmenlehrplan zu vermittelnden Lehr-
stoff, soweit er für die Berufsausbildung wesentlich ist.

(5)	 Für den Prüfungsbereich komplexe Arbeitsaufgabe bestehen folgende Vorga-
ben:
1.	 Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, dass er

a)	 technische Unterlagen auswerten, technische Parameter bestimmen, Ar-
beitsabläufe planen und abstimmen, Material und Werkzeug auswählen,
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b)	Fertigungsverfahren auswählen, Bauteile durch manuelle und maschi-
nelle Verfahren fertigen, Unfallverhütungsvorschriften anwenden und 
Umweltschutzbestimmungen beachten,

c)	 die Sicherheit von Betriebsmitteln beurteilen,
d)	Prüfverfahren und Prüfmittel auswählen und anwenden, Einsatzfähig-

keit von Prüfmitteln feststellen,
e)	Arbeitsergebnisse dokumentieren und bewerten,
kann. Diese Anforderungen sollen durch Herstellen einer Baugruppe nach-
gewiesen werden.

2.	 Der Prüfungsteilnehmer soll eine komplexe Arbeitsaufgabe durchführen, 
die situative Gesprächsphasen und schriftliche Aufgabenstellungen bein-
haltet.

3.	 Die Prüfungszeit beträgt höchstens acht Stunden, wobei die situativen Ge-
sprächsphasen insgesamt höchstens zehn Minuten umfassen sollen.

4.	 Die schriftlichen Aufgabenstellungen sollen einen zeitlichen Umfang 
von höchstens 90 Minuten haben, die Ergebnisse sind aus vorgegebenen  
Lösungsvorschlägen auszuwählen.

§ 11 Teil 2 der Gestreckten Abschlussprüfung

(1)	 Zur Ermittlung der beruflichen Handlungsfähigkeit ist Teil 2 der gestreckten 
Abschlussprüfung durchzuführen.

(2)	 Teil 2 der gestreckten Abschlussprüfung erstreckt sich auf die in der Anlage 
für den 19. bis 42. Ausbildungsmonat in
Abschnitt A unter laufender Nummer: 1 h-i, 4 d, 6 a-b, 7 a, 8 d-g, 9 a-d,  
10 a-b, 12 a-g
Abschnitt B unter laufender Nummer: 5 d-g
aufgeführten Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten sowie auf den im Be-
rufsschulunterricht entsprechend dem Rahmenlehrplan zu vermittelnden Lehr-
stoff, soweit er für die Berufsausbildung wesentlich ist.

(3)	 Teil 2 der Abschlussprüfung besteht aus den Prüfungsbereichen:
1.	 Arbeitsauftrag,
2.	 Auftragsplanung und Funktionskontrolle,
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3.	 Fertigungstechnik und
4.	 Wirtschafts- und Sozialkunde.

(4)	 Für den Prüfungsbereich Arbeitsauftrag bestehen folgende Vorgaben:
1.	 Der Prüfungsteilnehmer soll im Prüfungsbereich Arbeitsauftrag zeigen, 

dass er
a)	 Informationen für die Auftragsabwicklung beschaffen, auswerten und 

nutzen, sicherheitsrelevante Vorgaben beachten,
b)	Arbeitsabläufe nach fertigungstechnischen Kriterien festlegen, einen Ar-

beitsplan erstellen,
c)	Aufträge, insbesondere unter Berücksichtigung von Arbeitssicherheit, 

Umweltschutz und Terminvorgaben, durchführen,
d)	Arbeitsergebnisse und -durchführung bewerten und dokumentieren
kann. Diese Anforderungen sollen durch Herstellen, Einrichten oder Ändern 
eines mechanischen Systems nachgewiesen werden.

2.	 Der Prüfungsteilnehmer soll zum Nachweis der Anforderungen im Prü-
fungsbereich Arbeitsauftrag eine Arbeitsaufgabe durchführen; in die  
Arbeitsaufgabe sind situative Fachgespräche integriert.

3.	 Die Prüfungszeit beträgt 12 Stunden; innerhalb dieser Zeit sollen die Fach-
gespräche in höchstens 15 Minuten durchgeführt werden.

(5)	 Für den Prüfungsbereich Auftragsplanung und Funktionskontrolle bestehen 
folgende Vorgaben:
1.	 Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, dass er

a)	 technische Unterlagen lesen und ergänzen,
b)	die Durchführung eines Arbeitsauftrages planen, Abläufe festlegen,
c)	 das Einrichten des Arbeitsplatzes unter Berücksichtigung von Arbeitssi-

cherheit und Umweltschutz planen sowie technische Regelwerke, Richt-
linien und Prüfvorschriften anwenden,

d)	Prüfverfahren und Prüfmittel festlegen und
e)	Arbeitsergebnisse dokumentieren 
kann.

2.	 Der Prüfungsteilnehmer soll im Prüfungsbereich Auftragsplanung und 
Funktionskontrolle Aufgaben schriftlich unter Zuhilfenahme praxis-
üblicher Unterlagen bearbeiten und die Ergebnisse aus vorgegebenen 
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Lösungsvorschlägen auswählen.
3.	 Die Prüfungszeit beträgt 60 Minuten.

(6)	 Für den Prüfungsbereich Fertigungstechnik bestehen folgende Vorgaben:
1.	 Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, dass er

a)	Werkzeuge, Materialien und Maschinen zuordnen,
b)	Fertigungsverfahren von Bauteilen und Baugruppen beurteilen,
c)	 einen Auftrag bearbeiten kann.

2.	 Der Prüfungsteilnehmer soll im Prüfungsbereich Fertigungstechnik Aufga-
ben schriftlich unter Zuhilfenahme praxisüblicher Unterlagen bearbeiten 
und die Ergebnisse aus vorgegebenen Lösungsvorschlägen auswählen.

3.	 Die Prüfungszeit beträgt 60 Minuten.

(7)	 Für den Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde bestehen folgende Vor-
gaben:
1.	 Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, dass er allgemeine wirtschaftliche 

und gesellschaftliche Zusammenhänge der Berufs- und Arbeitswelt darstel-
len und beurteilen kann.

2.	 Der Prüfungsteilnehmer soll Aufgaben schriftlich bearbeiten und die Ergeb-
nisse aus vorgegebenen Lösungsvorschlägen auswählen.

3.	 Die Prüfungszeit beträgt 60 Minuten.

§ 12 Gewichtungsregelung

Die Prüfungsbereiche sind wie folgt zu gewichten:
1.	Prüfungsbereich komplexe Arbeitsaufgabe	 30 Prozent,
2.	Prüfungsbereich Arbeitsauftrag	 40 Prozent,
3.	Prüfungsbereich Auftragsplanung und 

Funktionskontrolle	 10 Prozent,
4.	Prüfungsbereich Fertigungstechnik	 10 Prozent,
5.	Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde	 10 Prozent.
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§ 13 Bestehensregelung

(1)	 Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn die Leistungen
1.	 im Gesamtergebnis von Teil 1 und Teil 2 mit mindestens „ausreichend“,
2.	 im Ergebnis von Teil 2 der Abschlussprüfung mit mindestens „ausreichend“,
3.	 in mindestens drei der Prüfungsbereiche von Teil 2 mit mindestens „aus-

reichend“
und
4.	 in keinem Prüfungsbereich von Teil 2 mit „ungenügend“ bewertet wor-

den sind.

(2)	 Auf Antrag des Prüfungsteilnehmers ist die Prüfung in einem der mit schlech-
ter als „ausreichend“ bewerteten Prüfungsbereiche, in denen Prüfungsleistun-
gen mit eigener Anforderung und Gewichtung schriftlich zu erbringen sind, 
durch eine mündliche Prüfung von etwa 15 Minuten zu ergänzen, wenn dies 
für das Bestehen der Prüfung den Ausschlag geben kann. Bei der Ermittlung 
des Ergebnisses für diesen Prüfungsbereich sind das bisherige Ergebnis und 
das Ergebnis der mündlichen Ergänzungsprüfung im Verhältnis von 2:1 zu 
gewichten.

§ 14 Übergang

Ein Übergang von einer Berufsausbildung nach dieser Ausbildungsregelung in eine 
entsprechende Ausbildung nach § 4 BBiG/§ 25 HwO ist von dem Auszubildenden 
und dem Ausbildenden kontinuierlich zu prüfen.

§ 15 Bestehende Berufsausbildungsverhältnisse

Berufsausbildungsverhältnisse, die bei Inkrafttreten dieser Ausbildungsregelung 
bestehen, können unter Anrechnung der bisher zurückgelegten Ausbildungszeit 
nach den Vorschriften dieser Verordnung fortgesetzt werden, wenn die Vertrags-
parteien dies vereinbaren.
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§ 16 Prüfungsverfahren

Für die Zulassung zur Abschlussprüfung und das Prüfungsverfahren gilt die Prü-
fungsordnung für die Durchführung von Abschluss- und Umschulungsprüfungen 
der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven entsprechend.

§ 17 Abkürzung und Verlängerung der Ausbildungszeit

Soweit die Dauer der Ausbildung abweichend von dieser Ausbildungsregelung ver-
kürzt oder verlängert werden soll, ist § 8 Abs. 1 und 2 BBiG entsprechend anzu-
wenden.

§ 18 Inkrafttreten

Diese Ausbildungsregelung tritt nach ihrer Veröffentlichung im Kammermagazin 
„Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“, dem Mitteilungsblatt der Handelskam-
mer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven, zum 1. August 2016 in Kraft. Sie 
ist befristet bis zum 31. Juli 2021.
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Ausbildungsregelung über die Berufsausbildung  
zum Fachpraktiker für Informationstechnik /  
zur Fachpraktikerin für Informationstechnik

vom 7. Juni 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 07/08.2016,  
S. XIII ff.)

Die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven erlässt aufgrund 
des Beschlusses des Berufsausbildungsausschusses vom 7. Juni 2016 als zuständige 
Stelle nach § 66 Abs. 1 Berufsbildungsgesetz (BBiG) in Verbindung mit § 79 Abs. 
4 BBiG vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931), das zuletzt durch Artikel 436 der Ver-
ordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, nachstehende 
Ausbildungsregelung für die Berufsausbildung von Menschen mit Behinderungen.

Die im folgenden Wortlaut verwendete männliche Form dient der Vereinfachung 
und schließt die weibliche Form mit ein. 

§ 1 Ausbildungsberuf

Die Berufsausbildung zum Fachpraktiker für Informationstechnik/zur Fachprakti-
kerin für Informationstechnik erfolgt nach dieser Ausbildungsregelung.

§ 2 Personenkreis

Diese Ausbildungsregelung regelt die Berufsausbildung gemäß § 66 BBiG / § 42m 
HwO für Personen im Sinne des § 2 SGB IX.

§ 3 Dauer der Berufsausbildung

Die Ausbildung dauert drei Jahre.
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§ 4 Ausbildungsstätten

Die Ausbildung findet in ausbildungsrechtlich anerkannten Ausbildungsbetrieben 
und Ausbildungseinrichtungen statt.

§ 5 Eignung der Ausbildungsstätte

(1)	 Behinderte Menschen dürfen nach dieser Ausbildungsregelung nur in dafür 
geeigneten anerkannten Betrieben und Ausbildungseinrichtungen ausgebil-
det werden.

(2)	 Neben den in § 27 BBiG/§ 21 HwO festgelegten Anforderungen muss die Aus-
bildungsstätte hinsichtlich der Räume, Ausstattung und Einrichtung den be-
sonderen Erfordernissen der Ausbildung von behinderten Menschen gerecht 
werden.

(3)	 Es müssen ausreichend Ausbilder zur Verfügung stehen. Die Anzahl der Aus-
bilder muss in einem angemessenen Verhältnis zur Anzahl der Auszubilden-
den stehen. Dabei ist ein Ausbilderschlüssel von in der Regel höchsten eins zu 
acht anzuwenden.

§ 6 Eignung der Ausbilder / der Ausbilderinnen

(1)	 Ausbilder, die im Rahmen einer Ausbildung nach § 66 BBiG erstmals tätig 
werden, müssen neben der persönlichen, berufsspezifisch fachlichen sowie 
der berufs- und arbeitspädagogischen Eignung (AEVO u. a.) eine mehrjährige 
Erfahrung in der Ausbildung sowie zusätzliche behindertenspezifische Quali-
fikationen nachweisen.

(2)	 Ausbilder müssen eine rehabilitationspädagogische Zusatzqualifikation nach-
weisen und dabei folgende Kompetenzfelder abdecken (Anforderungsprofil):

–– Reflexion der betrieblichen Ausbildungspraxis
–– Psychologie
–– Pädagogik, Didaktik
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–– Rehabilitationskunde
–– Interdisziplinäre Projektarbeit
–– Arbeitskunde/Arbeitspädagogik
–– Recht
–– Medizin.

Um die besonderen Anforderungen des § 66 BBiG zu erfüllen, soll ein Qualifi-
zierungsumfang von 320 Stunden sichergestellt werden.

(3)	 Von dem Erfordernis des Nachweises einer rehabilitationspädagogischen Zu-
satzqualifikation soll bei Betrieben abgesehen werden, wenn die Qualität der 
Ausbildung auf andere Weise sichergestellt ist. Die Qualität ist in der Regel si-
chergestellt, wenn eine Unterstützung durch eine geeignete Ausbildungsein-
richtung erfolgt.

(4)	 Ausbilder, die im Rahmen einer Ausbildung nach § 66 BBiG/§ 42m HwO be-
reits tätig sind, haben innerhalb eines Zeitraums von höchstens fünf Jahren 
die notwendigen Qualifikationen gemäß Absatz 2 nachzuweisen. Die Anfor-
derungen an Ausbilder gemäß Absatz 2 gelten als erfüllt, wenn die behinder-
tenspezifischen Zusatzqualifikationen auf andere Weise glaubhaft gemacht 
werden können.

§ 7 Struktur der Berufsausbildung

(1)	 Findet die Ausbildung in einer Ausbildungseinrichtung statt, müssen mindes-
tens zwölf Wochen außerhalb dieser Einrichtung in einem anerkannten Aus-
bildungsbetrieb/mehreren anerkannten Ausbildungsbetrieben durchgeführt 
werden.

(2)	 Soweit Inhalte der Ausbildung nach dieser Ausbildungsregelung mit Inhalten 
der Berufsausbildung zum/zur Informatikkaufmann/-frau übereinstimmen, für 
die nach der geltenden Ausbildungsordnung oder aufgrund einer Regelung der 
Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven eine überbetrieb-
liche Berufsausbildung vorgesehen ist, soll die Vermittlung der entsprechen-
den Ausbildungsinhalte ebenfalls überbetrieblich erfolgen.
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(3)	  Von der Dauer der betrieblichen Ausbildung nach Absatz 1 kann nur in be-
sonders begründeten Einzelfällen abgewichen werden, wenn die jeweilige Be-
hinderung oder betriebspraktische Besonderheiten die Abweichung erfordern; 
eine Verkürzung der Dauer durch die Teilnahme an einer überbetrieblichen 
Ausbildungsmaßnahme erfolgt nicht.

(4)	 In einem Einsatzgebiet ist die berufliche Handlungskompetenz durch Fertigkei-
ten, Kenntnisse und Fähigkeiten zu erweitern, die im jeweiligen Geschäftspro-
zess zur ganzheitlichen Durchführung komplexer Aufgaben befähigen. 

§ 8 Ausbildungsrahmenplan

(1)	 Gegenstand der Berufsausbildung sind mindestens die im Ausbildungsrah-
menplan (Anlage 1, Sachliche Gliederung) aufgeführten Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten (berufliche Handlungsfähigkeit). Eine von dem Ausbil-
dungsrahmenplan (Anlage 2, Zeitliche Gliederung) abweichende Organisation 
der Ausbildung ist insbesondere zulässig, soweit die jeweilige Behinderung 
der Auszubildenden oder betriebspraktische Besonderheiten die Abweichung 
erfordern.

(2)	 Die Berufsausbildung zum Fachpraktiker für Informationstechnik/zur Fach-
praktikerin für Informationstechnik gliedert sich wie folgt (Ausbildungsbe-
rufsbild):
Abschnitt A: Integrative Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten
1.	 Der Ausbildungsbetrieb

1.1 Stellung, Rechtsform und Struktur
1.2 Berufsbildung, Arbeits- und Tarifrecht
1.3 Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit 
1.4 Umweltschutz
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2.	 Geschäfts- und Leistungsprozesse
2.1 Leistungserstellung und -verwertung
2.2 Betriebliche Organisation
2.3 Beschaffung
2.4 Markt- und Kundenbeziehung

3. 	Arbeitsorganisation und Arbeitstechniken
3.1 Informieren und Kommunizieren
3.2 Planen und Organisieren
3.3 Teamarbeit 

Abschnitt B: Berufsprofilgebende Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten
1.	 Informations- und telekommunikationstechnische Produkte und Märkte

1.1 Einsatzfelder und Entwicklungstrends
1.2 Systemarchitektur, Hardware und Betriebssysteme
1.3 Anwendungssoftware
1.4 Netze, Dienste

2.	 Herstellen und Betreuen von Systemlösungen
2.1 Ist-Analyse und Konzeption
2.2 Programmiertechniken
2.3 Installieren und Konfigurieren
2.4 Datenschutz und Urheberrecht
2.5 Systempflege

3.	 Installation
3.1 Montagetechnik
3.2. Stromversorgung, Schutzmaßnahmen
3.3 Datensicherheit, Hard- und Softwaretest
3.4 Netzwerke

4. 	Instandhaltung
Abschnitt C, D: Weitere berufsprofilgebende Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten
(in C der Systemtechnik und D der Serviceleistungen und Fachaufgaben)
1.	 Systemtechnik

1.1 Systemkomponenten
1.2 Ergonomische Geräteaufstellung

2.	 Serviceleistungen
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3.	 Fachaufgaben
3.1 Produkte, Prozesse und Verfahren
3.2 Auftragsbearbeitung

§ 9 Zielsetzung und Durchführung der Berufsausbildung

(1)	 Die in dieser Ausbildungsregelung genannten Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten (berufliche Handlungsfähigkeit) sollen so vermittelt werden, dass 
die Auszubildenden zur Ausübung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit 
im Sinne von § 1 Absatz 3 des Berufsbildungsgesetzes befähigt werden, die 
selbstständiges Planen, Durchführen und Kontrollieren (berufliche Handlungs-
kompetenz) einschließt. Diese Befähigung ist auch in den Prüfungen nach den 
§§ 10 (Zwischenprüfung) und 11 (Abschlussprüfung) nachzuweisen.

(2)	 Die Ausbildenden haben unter Zugrundelegung des Ausbildungsrahmenpla-
nes für die Auszubildenden einen individuellen Ausbildungsplan zu erstellen.

(3)	 Die Auszubildenden haben einen schriftlichen Ausbildungsnachweis zu füh-
ren. Ihnen ist Gelegenheit zu geben, den schriftlichen Ausbildungsnachweis 
während der Ausbildungszeit zu führen. Die Ausbildenden haben den schrift-
lichen Ausbildungsnachweis regelmäßig durchzusehen und abzuzeichnen. Die 
Auszubildende/der Auszubildende kann nach Maßgabe von Art oder Schwere/
Art und Schwere ihrer/seiner Behinderung von der Pflicht zur Führung eines 
schriftlichen Ausbildungsnachweises entbunden werden.

§ 10 Zwischenprüfung

(1)	 Zur Ermittlung des Ausbildungsstandes ist eine Zwischenprüfung durchzufüh-
ren. Sie soll vor dem Ende des zweiten Ausbildungsjahres stattfinden.

(2)	 Die Zwischenprüfung erstreckt sich auf die in der sachlichen und zeitli-
chen Gliederung für die ersten 12 Monate aufgeführten Fertigkeiten, Kennt-
nisse, Fähigkeiten und aufgeführten Qualifikationen sowie auf den im 
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Berufsschulunterricht entsprechend dem Rahmenlehrplänen vermittelten Lehr-
stoff, soweit er für die Berufsausbildung wesentlich ist.

(3)	 Die Zwischenprüfung besteht aus einem praktischen Prüfungsteil. Zum Nach-
weis der Fertigkeiten und Kenntnisse soll der Prüfungsteilnehmer in insgesamt 
sechs Stunden eine Arbeitsaufgabe mit integrierten schriftlichen Aufgabenstel-
lungen durchführen und dazu anschließend ein Fachgespräch führen. Hierfür 
kommen insbesondere in Betracht:

–– Aufbau eines einfachen IT-Systems,
–– Installation eines Betriebssystems,
–– Störungsbeseitigung am PC.

(4)	 Mit der Durchführung der Arbeitsaufgabe und dem Fachgespräch soll der Prü-
fungsteilnehmer zeigen, dass er
a)	Arbeitsabläufe planen, Werkstoffe und Arbeitsmittel festlegen, technische 

Unterlagen nutzen, Maßnahmen zur Sicherheit und zum Gesundheitsschutz 
bei der Arbeit, zum Umweltschutz und zur Qualitätssicherung anwenden 
und seine Vorgehensweise begründen kann,

b)	IT-Systeme montieren, verbinden und konfigurieren kann,
c)	 Störungen am PC systematisch beseitigen und Funktionen prüfen kann.

(5)	 Die besonderen Belange der behinderten Prüfungsteilnehmer sind bei der Prü-
fung zu berücksichtigen.

§ 11 Abschlussprüfung

(1)	 Durch die Abschlussprüfung ist festzustellen, ob der Prüfungsteilnehmer die 
berufliche Handlungsfähigkeit erworben hat. In der Abschlussprüfung soll der 
Prüfungsteilnehmer nachweisen, dass er die dafür erforderlichen beruflichen 
Fertigkeiten beherrscht, die notwendigen beruflichen Kenntnisse und Fähig-
keiten besitzt und mit dem im Berufsschulunterricht zu vermittelnden, für die 
Berufsausbildung wesentlichen Lehrstoff vertraut ist. Die Ausbildungsregelung 
ist zugrunde zu legen.
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(2)	 Die Abschlussprüfung besteht aus den Prüfungsbereichen:
a. Durchführung eines betrieblichen Arbeitsauftrages 
b. Präsentation und Fachgespräch 
c. Technische und Technologische Kommunikation 
d. Wirtschafts- und Sozialkunde.

(3)	 Für den Prüfungsbereich Durchführung eines betrieblichen Arbeitsauftrages 
bestehen folgende Vorgaben:
Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, dass er
a)	den Aufbau eines vernetzten IT-Systems,
b)	die Installation eines Betriebssystems und von Anwendungssoftware,
c)	 die Fehlersuche und Störungsbeseitigung am PC,
d)	netzwerkspezifische Messungen durchführen und protokollieren kann
dabei Arbeitsabläufe unter Beachtung wirtschaftlicher, technischer, ökologi-
scher und zeitlicher Vorgaben im Hinblick auf Kundenerwartungen selbststän-
dig plant und umsetzt sowie Sicherheit, Gesundheitsschutz und Sauberkeit am 
Arbeitsplatz berücksichtigt.

(4)	 Der Prüfungsteilnehmer soll zum Nachweis der Anforderungen im Prüfungs-
bereich betrieblicher Arbeitsauftrag in höchstens zehn Stunden einen Arbeits-
auftrag, der einem Kundenauftrag entspricht, bearbeiten sowie in insgesamt 
höchstens 30 Minuten präsentieren und darüber ein Fachgespräch führen. Die 
Durchführung des betrieblichen Arbeitsauftrages sowie die Präsentation ein-
schließlich Fachgespräch sollen jeweils mit 50 vom Hundert gewichtet werden. 
Im Prüfungsbereich 2b. (Präsentation und Fachgespräch) soll der Prüfungsteil-
nehmer zeigen, dass er fachbezogen Probleme und Lösungskonzepte zielgrup-
pengerecht darstellen, den für den Arbeitsauftrag relevanten fachlichen Hin-
tergrund aufzeigen sowie die Vorgehensweise begründen kann.

(5)	 Im Prüfungsbereich 2c. und 2d. (schriftliche Prüfung) soll der Prüfungsteilneh-
mer Kenntnisse aus folgenden Prüfungsfächern nachweisen:
2c. Technologie und Technische Kommunikation:
a)	Hardware, Betriebssysteme, Anwendungssoftware
b)	Bestandteile und Topologien von Netzwerken
c)	 Betreuen von IT-Systemen
d)	Datenschutz und Datensicherheit
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e)	Nutzen und Verstehen technischer Dokumentationen
f)	 Verstehen einfacher Fehlermeldungen in Englisch
2d. Wirtschafts- und Sozialkunde:
Der Prüfungsteilnehmer soll anschaulich am Ausbildungs- und Arbeitsver-
hältnis orientiert Fragen und Aufgaben, insbesondere aus folgenden Berei-
chen bearbeiten:
g)	Arbeits-, Unfall- und Gesundheitsschutz
h)	Arbeitsvertrag, Ausbildungsvertrag, 

Tarifvertrag, Betriebs-, Jugend- und Auszubildendenvertretung, Schwer-
behindertengesetz, Institutionenkunde

Die Aufgabenstellung für die Kenntnisprüfung soll inhaltlich praxisnah ori-
entiert sein. Für die schriftliche Kenntnisprüfung ist von folgenden zeitlichen 
Richtwerten auszugehen:
i)	 im Prüfungsbereich Technologie und Technische Kommunikation bis max. 

120 Minuten,
j)	 im Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde 30 Minuten.
Soweit die schriftliche Kenntnisprüfung in programmierter Form durchgeführt 
wird, kann von der genannten Prüfungsdauer abgewichen werden.

§ 12 Gewichtungsregelung

Die Prüfungsbereiche sind wie folgt zu gewichten:

(1)	 Innerhalb der schriftlichen Prüfung (Prüfungsbereich Nr. 2c. und 2d.) ist die 
Gewichtung für das Prüfungsfach Technologie und Technische Kommunika-
tion 80 vom Hundert und für den Prüfungsteil Wirtschafts- und Sozialkunde 
20 vom Hundert.

(2)	 Die Durchführung des Arbeitsauftrages sowie die Präsentation einschließlich 
Fachgespräch sollen jeweils mit 50 vom Hundert gewichtet werden.

(3)	 Die praktische Prüfung (Prüfungsbereich 2a. und 2b.) geht mit 60 von Hun-
dert und schriftliche Prüfung (Prüfungsbereich 2c. und 2d.) gehen jeweils mit 
40 von Hundert in das Gesamtergebnis ein.
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§ 13 Bestehensregelung

(1)	 Die Prüfung ist bestanden, wenn jeweils in der praktischen und schriftlichen 
Prüfung mindestens ausreichende Leistungen erbracht sind. Werden die Prü-
fungsleistungen in dem Arbeitsauftrag, in der Präsentation einschließlich 
Fachgespräch oder in einem der beiden schriftlichen Prüfungsbereichen mit 
„ungenügend“ bewertet, so ist die Prüfung nicht bestanden.

(2)	 Sind in der schriftlichen Prüfung (Prüfungsbereich 2c. und 2d.) die Prüfungs-
ergebnisse unter 50 vom Hundert bewertet worden, so ist auf Antrag des Prü-
fungsteilnehmers oder nach Ermessen des Prüfungsausschusses in dem mit 
„mangelhaft“ bewerteten Prüfungsbereich die Prüfung durch eine mündliche 
Prüfung von etwa 15 Minuten zu ergänzen, wenn diese für das Bestehen der 
Prüfung den Ausschlag geben kann. Bei der Ermittlung des Ergebnisses für 
diesen Prüfungsbereich ist das bisherige Ergebnis und das Ergebnis der münd-
lichen Ergänzungsprüfung im Verhältnis 2:1 zu gewichten.

(3)	 Die besonderen Belange der Behinderung des Prüfungsteilnehmers sind bei der 
Prüfung zu berücksichtigen.

§ 14 Übergang

Ein Übergang von einer Berufsausbildung nach dieser Ausbildungsregelung in eine 
entsprechende Ausbildung nach § 4 BBiG/§ 25 HwO ist von dem Auszubildenden 
und dem Ausbildenden kontinuierlich zu prüfen.

§ 15 Bestehende Berufsausbildungsverhältnisse

Berufsausbildungsverhältnisse, die bei Inkrafttreten dieser Verordnung bestehen, 
können unter Anrechnung der bisher zurückgelegten Ausbildungszeit nach den 
Vorschriften dieser Verordnung fortgesetzt werden, wenn die Vertragsparteien dies 
vereinbaren.
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§ 16 Prüfungsverfahren

Für die Zulassung zur Abschlussprüfung und das Prüfungsverfahren gilt die Prü-
fungsordnung für die Durchführung von Abschluss- und Umschulungsprüfungen 
der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven vom 09.02.2016 
entsprechend.

§ 17 Abkürzung und Verlängerung der Ausbildungszeit

Soweit die Dauer der Ausbildung abweichend von dieser Ausbildungsregelung ver-
kürzt oder verlängert werden soll, ist § 8 Abs. 1 und 2 BBiG/§ 27b Abs. 1 und 2 
HwO entsprechend anzuwenden.

§ 18 Inkrafttreten

Diese Ausbildungsregelung tritt nach ihrer Veröffentlichung im Kammermagazin 
„Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“, dem Mitteilungsblatt der Handelskam-
mer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven, zum 1. August 2016 in Kraft. Sie 
ist befristet bis zum 31. Juli 2021.
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Ausbildungsregelung über die Berufsausbildung  
zum Fachpraktiker im Gastgewerbe / zur Fachpraktikerin 
im Gastgewerbe

vom 7. Juni 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 07/08.2016  
S. XXI ff.)

Die im folgenden Wortlaut verwendete männliche Form dient der Vereinfachung 
und schließt die weibliche Form mit ein. 

§ 1 Ausbildungsberuf

Die Berufsausbildung zum Fachpraktiker im Gastgewerbe/Fachpraktikerin im Gast-
gewerbe erfolgt nach dieser Ausbildungsregelung.

§ 2 Personenkreis

Diese Ausbildungsregelung regelt die Berufsausbildung gemäß § 66 BBiG / § 42m 
HwO für Personen im Sinne des § 2 SGB IX.

§ 3 Dauer der Berufsausbildung

Die Ausbildung dauert zwei Jahre.

§ 4 Ausbildungsstätten

Die Ausbildung findet in ausbildungsrechtlich anerkannten Ausbildungsbetrieben 
und Ausbildungseinrichtungen statt.
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§ 5 Eignung der Ausbildungsstätte

(1)	 Behinderte Menschen dürfen nach dieser Ausbildungsregelung nur in dafür 
geeigneten anerkannten Betrieben und Ausbildungseinrichtungen ausgebil-
det werden.

(2)	 Neben den in § 27 BBiG/§ 21 HwO festgelegten Anforderungen muss die Aus-
bildungsstätte hinsichtlich der Räume, Ausstattung und Einrichtung den be-
sonderen Erfordernissen der Ausbildung von behinderten Menschen gerecht 
werden.

(3)	 Es müssen ausreichend Ausbilder zur Verfügung stehen. Die Anzahl der Aus-
bilder muss in einem angemessenen Verhältnis zur Anzahl der Auszubilden-
den stehen. Dabei ist ein Ausbilderschlüssel von in der Regel höchsten eins zu 
acht anzuwenden.

§ 6 Eignung der Ausbilder

(1)	 Ausbilder, die im Rahmen einer Ausbildung nach § 66 BBiG erstmals tätig 
werden, müssen neben der persönlichen, berufsspezifisch fachlichen sowie 
der berufs- und arbeitspädagogischen Eignung (AEVO u. a.) eine mehrjährige 
Erfahrung in der Ausbildung sowie zusätzliche behindertenspezifische Quali-
fikationen nachweisen.

(2)	 Ausbilder müssen eine rehabilitationspädagogische Zusatzqualifikation nach-
weisen und dabei folgende Kompetenzfelder abdecken (Anforderungsprofil):

–– Reflexion der betrieblichen Ausbildungspraxis
–– Psychologie
–– Pädagogik, Didaktik
–– Rehabilitationskunde
–– Interdisziplinäre Projektarbeit
–– Arbeitskunde/Arbeitspädagogik
–– Recht
–– Medizin.

Um die besonderen Anforderungen des §  66 BBiG zu erfüllen, soll ein 
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Qualifizierungsumfang von 320 Stunden sichergestellt werden.

(3)	 Von dem Erfordernis des Nachweises einer rehabilitationspädagogischen Zu-
satzqualifikation soll bei Betrieben abgesehen werden, wenn die Qualität der 
Ausbildung auf andere Weise sichergestellt ist. Die Qualität ist in der Regel si-
chergestellt, wenn eine Unterstützung durch eine geeignete Ausbildungsein-
richtung erfolgt.

(4)	 Ausbilder, die im Rahmen einer Ausbildung nach § 66 BBiG/§ 42m HwO be-
reits tätig sind, haben innerhalb eines Zeitraums von höchstens fünf Jahren 
die notwendigen Qualifikationen gemäß Absatz 2 nachzuweisen. Die Anfor-
derungen an Ausbilder gemäß Absatz 2 gelten als erfüllt, wenn die behinder-
tenspezifischen Zusatzqualifikationen auf andere Weise glaubhaft gemacht 
werden können.

§ 7 Struktur der Berufsausbildung

(1)	 Findet die Ausbildung in einer Ausbildungseinrichtung statt, müssen mindes-
tens zwölf Wochen außerhalb dieser Einrichtung in einem anerkannten Aus-
bildungsbetrieb/mehreren anerkannten Ausbildungsbetrieben durchgeführt 
werden.

(2)	 Soweit Inhalte der Ausbildung nach dieser Ausbildungsregelung mit Inhalten 
der Berufsausbildung zum Fachpraktiker im Gastgewerbe/zur Fachpraktike-
rin im Gastgewerbe übereinstimmen, für die nach der geltenden Ausbildungs-
ordnung oder aufgrund einer Regelung der Handelskammer Bremen – IHK für 
Bremen und Bremerhaven eine überbetriebliche Berufsausbildung vorgese-
hen ist, soll die Vermittlung der entsprechenden Ausbildungsinhalte ebenfalls 
überbetrieblich erfolgen.

(3)	 Von der Dauer der betrieblichen Ausbildung nach Absatz 1 kann nur in beson-
ders begründeten Einzelfällen abgewichen werden, wenn die jeweilige Behin-
derung oder betriebspraktische Besonderheiten die Abweichung erfordern; eine 
Verkürzung der Dauer durch die Teilnahme an einer überbetrieblichen Ausbil-
dungsmaßnahme erfolgt nicht.
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§ 8 Ausbildungsrahmenplan

(1)	 Gegenstand der Berufsausbildung sind mindestens die im Ausbildungsrah-
menplan (Anlage 1, Sachliche Gliederung) aufgeführten Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten (berufliche Handlungsfähigkeit). Eine von dem Ausbil-
dungsrahmenplan (Anlage 2, Zeitliche Gliederung) abweichende Organisation 
der Ausbildung ist insbesondere zulässig, soweit die jeweilige Behinderung 
der Auszubildenden oder betriebspraktische Besonderheiten die Abweichung 
erfordern.

(2)	 Die Berufsausbildung zum Fachpraktiker im Gastgewerbe/zur Fachpraktikerin 
im Gastgewerbe gliedert sich wie folgt (Ausbildungsberufsbild):

Abschnitt A: Berufsprofilgebende Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten
1.	 Hygiene
2.	 Vorbereitungsarbeiten in Service und Küche
3.	 Bedienen und Instandhalten der Arbeitsgeräte und Gebrauchsgegenstände
4.	 Reinigen und Pflegen der Räume und ihrer Einrichtung
5.	 Arbeiten im Magazin
6.	 Vor- und Zubereitung einfacher Speisen und Getränke
7.	 Arbeiten am Büffet
8.	 Servieren und Ausheben im Restaurant einschließlich Arbeitsvorbereitung
9.	 Dekorieren von Räumen und Tafeln
10.	Umgang mit elektronischen Registrierkassen

Abschnitt B: Weitere Berufsprofilgebende Fertigkeiten, Kenntnisse und  
Fähigkeiten
1.	 Gebräuchliche, fremdsprachige Fachausdrücke in Küche und Service
2.	 Reinigen und Pflegen der Wäsche

Abschnitt C: Integrative Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten
1.	 Berufsbildung, Arbeits- und Tarifrecht
2.	 Kenntnisse des Ausbildungsbetriebes
3.	 Umweltbeeinflussung und Umweltschutz
4.	 Arbeitsschutz und Unfallverhütung
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§ 9 Zielsetzung und Durchführung der Berufsausbildung

(1)	 Die in dieser Ausbildungsregelung genannten Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten (berufliche Handlungsfähigkeit) sollen so vermittelt werden, dass 
die Auszubildenden zur Ausübung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit 
im Sinne von § 1 Absatz 3 des Berufsbildungsgesetzes befähigt werden, die 
selbstständiges Planen, Durchführen und Kontrollieren (berufliche Handlungs-
kompetenz) einschließt. Diese Befähigung ist auch in den Prüfungen nach den 
§§ 10 (Zwischenprüfung) und 11 (Abschlussprüfung) nachzuweisen.

(2)	 Die Ausbildenden haben unter Zugrundelegung des Ausbildungsrahmenpla-
nes für die Auszubildenden einen individuellen Ausbildungsplan zu erstellen.

(3)	 Die Auszubildenden haben einen schriftlichen Ausbildungsnachweis zu füh-
ren. Ihnen ist Gelegenheit zu geben, den schriftlichen Ausbildungsnachweis 
während der Ausbildungszeit zu führen. Die Ausbildenden haben den schrift-
lichen Ausbildungsnachweis regelmäßig durchzusehen und abzuzeichnen. Der 
Auszubildende kann nach Maßgabe von Art oder Schwere/Art und Schwere 
seiner Behinderung von der Pflicht zur Führung eines schriftlichen Ausbil-
dungsnachweises entbunden werden.

§ 10 Zwischenprüfung

(1)	 Zur Ermittlung des Ausbildungsstandes ist eine Zwischenprüfung durchzufüh-
ren. Sie soll zu Beginn des zweiten Ausbildungsjahres stattfinden.

(2)	 Die Zwischenprüfung erstreckt sich auf die in der Anlage 2 für das erste Aus-
bildungsjahr aufgeführten Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten sowie auf 
den im Berufsschulunterricht entsprechend dem Rahmenlehrplan zu vermit-
telnden Lehrstoff, soweit er für die Berufsausbildung wesentlich ist.

(3)	 Die Zwischenprüfung findet in den Gebieten
1.	 Planen von Arbeitsschritten
2.	 Anwenden von Arbeitstechniken
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3.	 Präsentieren von Produkten
statt.

(4)	 Für die Zwischenprüfung bestehen folgende Vorgaben:
1.	 Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, dass er

a)	Arbeitsschritte entsprechend den Anforderungen planen,
b)	Arbeitstechniken entsprechend den Anforderungen anwenden,
c)	 Produkte bedarfsgerecht präsentieren kann.

2.	 Der Prüfungsteilnehmer soll berufstypische Aufgaben schriftlich  
bearbeiten.

3. 	Die Prüfungszeit beträgt 90 Minuten.

(5)	 Die besonderen Belange der behinderten Prüfungsteilnehmer sind bei der  
Prüfung zu berücksichtigen.

§ 11 Abschlussprüfung

(1)	 Durch die Abschlussprüfung ist festzustellen, ob der Prüfungsteilnehmer die 
berufliche Handlungsfähigkeit erworben hat. In der Abschlussprüfung soll der 
Prüfungsteilnehmer nachweisen, dass er die dafür erforderlichen beruflichen 
Fertigkeiten beherrscht, die notwendigen beruflichen Kenntnisse und Fähig-
keiten besitzt und mit dem im Berufsschulunterricht zu vermittelnden, für die 
Berufsausbildung wesentlichen Lehrstoff vertraut ist. Die Ausbildungsregelung 
ist zugrunde zu legen.

(2)	 Die Abschlussprüfung besteht aus den Prüfungsbereichen:
a.	 Anlassbezogenes Herrichten eines Gastraumes oder
b.	 Präsentieren und Servieren von Speisen und Getränken oder
c.	 Herstellen und Anrichten einfacher Speisen
d.	 Produkte und gastorientierte Dienstleistungen
e.	 Warenwirtschaft
f.	 Wirtschafts- und Sozialkunde
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(3)	 Für den Prüfungsbereich Anlassbezogenes Herrichten eines Gastraumes oder 
Präsentieren und Servieren von Speisen und Getränken oder das Herstellen 
und Anrichten einfacher Speisen und Getränke bestehen folgende Vorgaben:
Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, dass er praxisbezogene Aufgaben 
zum anlassbezogenem Herrichten eines Gastraumes, Präsentieren und Ser-
vieren von Speisen und Getränken, Herstellen und Anrichten einfacher Spei-
sen lösen und dabei Arbeitsabläufe unter Beachtung wirtschaftlicher, techni-
scher, ökologischer und zeitlicher Vorgaben im Hinblick auf Gästeerwartungen 
selbstständig planen und umsetzen sowie Sicherheit, Gesundheitsschutz und 
Hygiene am Arbeitsplatz berücksichtigen kann und bei der Herstellung Anrich-
tung einfacher Speisen Rezepturen dokumentieren kann. Diese Aufgaben die-
nen als Grundlage für ein ergänzendes gastorientiertes Gespräch von höchs-
tens 10 Minuten Dauer. Die Prüfungszeit beträgt 120 Minuten.

(4)	 Für den Prüfungsbereich Produkte und gastorientierte Dienstleistungen beste-
hen folgende Vorgaben:
Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, dass er
a)	den Umgang mit Gästen sowie die Beratung und den Verkauf beherrscht,
b)	die Grundtechniken zur Verarbeitung ausgewählter Rohstoffe beherrscht,
c)	 den Einsatz von Geräten, Maschinen und Gebrauchsgütern vornehmen 

kann,
d)	sowie eine Arbeitsplanung vornehmen kann.
Der Prüfungsteilnehmer soll berufstypische Aufgaben schriftlich bearbeiten.
Die Prüfungszeit beträgt 60 Minuten.

(5)	 Für den Prüfungsbereich Warenwirtschaft bestehen folgende Vorgaben:
Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, dass er
a)	Bedarfsermittlung und Lagerhaltung vornehmen
b)	sowie bei Inventuren mitwirken kann.
Der Prüfungsteilnehmer soll berufstypische Aufgaben schriftlich bearbeiten.
Die Prüfungszeit beträgt 60 Minuten.

(6)	 Für den Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde bestehen folgende  
Vorgaben:
Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, dass er
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a)	wirtschaftliche und gesellschaftliche Zusammenhänge der Berufs- und Ar-
beitswelt beschreiben kann,

b)	praxisbezogene Aufgaben und Fälle bearbeiten kann.
Der Prüfungsteilnehmer soll alle Aufgaben schriftlich bearbeiten.
Die Prüfungszeit beträgt 60 Minuten.

§ 12 Gewichtungsregelung

Die Prüfungsbereiche sind wie folgt zu gewichten:
1.	 Prüfungsbereich anlassbezogenes Herrichten eines Gastraumes mit 50 von 100  

oder
2.	 Prüfungsbereich Präsentieren und Servieren von Speisen und Getränken mit 

50 von 100 oder
3.	 Prüfungsbereich Herstellen und Anrichten einfacher Speisen mit 50 von 100.
4.	 Prüfungsbereich Produkte und gastorientierte Dienstleistungen mit 20 von 

100.
5.	 Prüfungsbereich Warenwirtschaft mit 20 von 100.
6.	 Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde mit 10 von 100.

§ 13 Bestehensregelung

(1)	 Die Prüfung ist bestanden, wenn die Leistungen im Gesamtergebnis mit min-
destens „ausreichend“, in drei Prüfungsbereichen mindestens „ausreichend“, in 
keinem Prüfungsbereich mit „ungenügend“ bewertet worden sind.

(2)	 Auf Antrag des Prüfungsteilnehmers ist die Prüfung in einem der mit schlech-
ter als „ausreichend“ bewerteten Prüfungsbereiche, in denen Prüfungsleistun-
gen mit eigener Anforderung und Gewichtung schriftlich zu erbringen sind, 
durch eine mündliche Prüfung von etwa 15 Minuten zu ergänzen, wenn dies 
für das Bestehen der Prüfung den Ausschlag geben kann. Bei der Ermittlung 
des Ergebnisses für diesen Prüfungsbereich sind das bisherige Ergebnis und 
das Ergebnis der mündlichen Ergänzungsprüfung im Verhältnis von 2:1 zu 
gewichten.
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(3)	 Die besonderen Belange der Behinderung des Prüfungsteilnehmers sind bei der 
Prüfung zu berücksichtigen.

§ 14 Übergang

Ein Übergang von einer Berufsausbildung nach dieser Ausbildungsregelung in eine 
entsprechende Ausbildung nach § 4 BBiG/§ 25 HwO ist von dem Auszubildenden 
dem Ausbildenden kontinuierlich zu prüfen.

§ 15 Bestehende Berufsausbildungsverhältnisse

Berufsausbildungsverhältnisse, die bei Inkrafttreten dieser Verordnung bestehen, 
können unter Anrechnung der bisher zurückgelegten Ausbildungszeit nach den 
Vorschriften dieser Verordnung fortgesetzt werden, wenn die Vertragsparteien dies 
vereinbaren.

§ 16 Prüfungsverfahren

Für die Zulassung zur Abschlussprüfung und das Prüfungsverfahren gilt die Prü-
fungsordnung für die Durchführung von Abschluss- und Umschulungsprüfungen 
der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven vom 09.02.2016 
entsprechend.

§ 17 Abkürzung und Verlängerung der Ausbildungszeit

Soweit die Dauer der Ausbildung abweichend von dieser Ausbildungsregelung ver-
kürzt oder verlängert werden soll, ist § 8 Abs. 1 und 2 BBiG/§ 27b Abs. 1 und 2 
HwO entsprechend anzuwenden.



BERUFSAUSBILDUNG/WEITERBILDUNG

318

§ 18 Inkrafttreten

Diese Ausbildungsregelung tritt nach ihrer Veröffentlichung im Kammermagazin 
„Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“, dem Mitteilungsblatt der Handelskam-
mer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven, zum 1. August 2016 in Kraft. Sie 
ist befristet bis zum 31. Juli 2017.
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Ausbildungsregelung über die Berufsausbildung  
zum Fachpraktiker Küche (Beikoch) /  
zur Fachpraktikerin Küche (Beiköchin)

vom 7. Juni 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 07/08.2016,  
S. XXVIII ff.)

Die im folgenden Wortlaut verwendete männliche Form dient der Vereinfachung 
und schließt die weibliche Form mit ein. 

§ 1 Ausbildungsberuf

Die Berufsausbildung zum Fachpraktiker Küche (Beikoch), zur Fachpraktikerin Kü-
che (Beiköchin) erfolgt nach dieser Ausbildungsregelung.

§ 2 Personenkreis

Diese Ausbildungsregelung regelt die Berufsausbildung gemäß § 66 BBiG für Per-
sonen im Sinne des § 2 SGB IX.

§ 3 Dauer der Berufsausbildung

Die Ausbildung dauert drei Jahre.

§ 4 Ausbildungsstätten

Die Ausbildung findet in ausbildungsrechtlich geeigneten Ausbildungsbetrieben 
und Ausbildungseinrichtungen statt.
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§ 5 Eignung der Ausbildungsstätte

(1)	 Behinderte Menschen dürfen nach dieser Ausbildungsregelung nur in dafür 
geeigneten anerkannten Betrieben und Ausbildungseinrichtungen ausgebil-
det werden.

(2)	 Neben den in § 27 BBiG/§ 21 HWO festgelegten Anforderungen muss die Aus-
bildungsstätte hinsichtlich der Räume, Ausstattung und Einrichtung den be-
sonderen Erfordernissen der Ausbildung von behinderten Menschen gerecht 
werden.

(3)	 Es müssen ausreichend Ausbilder zur Verfügung stehen. Die Anzahl der Aus-
bilder muss in einem angemessenen Verhältnis zur Anzahl der Auszubilden-
den stehen. Dabei ist ein Ausbilderschlüssel von in der Regel höchstens eins 
zu acht anzuwenden. 

§ 6 Eignung der Ausbilder

(1)	 Ausbilder, die im Rahmen einer Ausbildung nach § 66 BBiG/§ 42m HWO erst-
mals tätig werden, müssen neben der persönlichen, berufsspezifisch fachlichen 
sowie der berufs- und arbeitspädagogischen Eignung (AEVO u.a.) eine mehr-
jährige Erfahrung in der Ausbildung sowie zusätzliche behindertenspezifische 
Qualifikationen nachweisen.

(2)	 Anforderungsprofil 
Ausbilder müssen eine rehabilitationspädagogische Zusatzqualifikation nach-
weisen und dabei folgende Kompetenzfelder abdecken:
•	 Reflexion der betrieblichen Ausbildungspraxis,
•	 Psychologie,
•	 Pädagogik, Didaktik,
•	 Rehabilitationskunde,
•	 Interdisziplinäre Projektarbeit,
•	 Arbeitskunde/Arbeitspädagogik,
•	 Recht,
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•	 Medizin.
Um die besonderen Anforderungen des § 66 BBiG/§ 42m HWO zu erfüllen, soll 
ein Qualifizierungsumfang von 320 Stunden sichergestellt werden.

(3)	 Von dem Erfordernis des Nachweises einer rehabilitationspädagogischen Zu-
satzqualifikation soll bei Betrieben abgesehen werden, wenn die Qualität der 
Ausbildung auf andere Weise sichergestellt ist. Die Qualität ist in der Regel si-
chergestellt, wenn eine Unterstützung durch eine geeignete Ausbildungsein-
richtung erfolgt. 

(4)	 Ausbilder, die im Rahmen einer Ausbildung nach § 66 BBiG/§ 42m HWO be-
reits tätig sind, haben innerhalb eines Zeitraumes von höchstens fünf Jahren 
die notwendigen Qualifikationen gemäß Absatz 2 nachweisen. Die Anforde-
rungen an Ausbilder gemäß Absatz 2 gelten als erfüllt, wenn die behinderten-
spezifischen Zusatzqualifikationen auf andere Weise glaubhaft gemacht wer-
den können.

§ 7 Struktur der Berufsausbildung

(1)	 Findet die Ausbildung in einer Ausbildungseinrichtung statt, sollen mindestens 
12 Wochen außerhalb dieser Einrichtung in einem geeigneten Ausbildungsbe-
trieb/mehreren geeigneten Ausbildungsbetrieben durchgeführt werden.

(2)	 Von der Dauer der betrieblichen Ausbildung nach Absatz 1 kann nur in be-
sonders begründeten Einzelfällen abgewichen werden, wenn die jeweilige Be-
hinderung oder betriebspraktische Besonderheiten die Abweichung erfordern. 
Eine Verkürzung der Dauer durch die Teilnahme an einer überbetrieblichen 
Ausbildungsmaßnahme erfolgt nicht.

§ 8 Ausbildungsrahmenplan, Ausbildungsberufsbild

(1)	 Gegenstand der Berufsausbildung sind mindestens die im Ausbildungsrahmen-
plan (Anlage) aufgeführten Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten (berufli-
che Handlungsfähigkeit). Eine von dem Ausbildungsrahmenplan abweichende 
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Organisation der Ausbildung ist insbesondere zulässig, soweit die jeweilige Be-
hinderung der Auszubildenden oder betriebspraktische Besonderheiten die Ab-
weichung erfordern.

(2)	 Gegenstand der Ausbildung zum Fachpraktiker Küche (Beikoch)/zur Fachprak-
tikerin Küche (Beiköchin) sind mindestens die folgenden Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten:
1.	 Berufsbildung, Arbeits- und Tarifrecht,
2.	 Aufbau und Organisation des Ausbildungsbetriebes,
3.	 Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit,
4.	 Umweltschutz,
5.	 Umgang mit Gästen,
6.	 Arbeitsplanung; Einsetzen von Geräten, Maschinen und  

Gebrauchsgütern,
7.	 Hygiene,
8.	 Warenwirtschaft,
9.	 Anwenden einfacher arbeits- und küchentechnischer Verfahren,
10.	Verarbeiten von pflanzlichen Nahrungsmitteln,
11.	Vor- und Zubereitungsarbeiten in der kalten Küche,
12.	Herstellen von Grundsuppen und Grundsoßen,
13.	Verarbeiten von Fleisch, Geflügel und Fisch,
14.	Zubereiten einfacher Speisen aus Molkereiprodukten und Eiern,
15.	Herstellen und Anrichten von einfachen Frucht- und Süßspeisen,
16.	Verarbeiten und Anrichten von Halbfertig- und Fertigprodukten.

§ 9 Zielsetzung und Durchführung der Berufsausbildung

(1)	 Die in dieser Ausbildungsregelung genannten Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten (berufliche Handlungsfähigkeit) sollen so vermittelt werden, dass 
die Auszubildenden zur Ausübung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit 
im Sinne von § 1 Absatz 3 des Berufsbildungsgesetzes befähigt werden, die 
selbstständiges Planen, Durchführen und Kontrollieren (berufliche Handlungs-
kompetenz) einschließt. Diese Befähigung ist auch in den Prüfungen nach den 
§§ 10 und 11 nachzuweisen. 
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(2)	 Die Ausbildenden haben unter Zugrundelegung des Ausbildungsrahmen-pla-
nes für die Auszubildenden einen individuellen Ausbildungsplan zu erstellen.

(3)	 Die Auszubildenden haben einen schriftlichen Ausbildungsnachweis zu füh-
ren. Ihnen ist Gelegenheit zu geben, den schriftlichen Ausbildungsnachweis 
während der Ausbildungszeit zu führen. Die Ausbildenden haben den schrift-
lichen Ausbildungsnachweis regelmäßig durchzusehen und abzuzeichnen. Der 
Auszubildende/Die Auszubildende kann nach Maßgabe von Art oder Schwere/
Art und Schwere seiner/ihrer Behinderung von der Pflicht zur Führung eines 
schriftlichen Ausbildungsnachweises entbunden werden.

§ 10 Zwischenprüfung

(1)	 Zur Ermittlung des Ausbildungsstandes ist eine Zwischenprüfung durchzu-
führen. Sie soll frühestens nach 18 Monaten und spätestens vor dem Ende des 
zweiten Ausbildungsjahres stattfinden.

(2)	 Die Zwischenprüfung erstreckt sich auf die in der Anlage zu § 8 für das erste 
Ausbildungsjahr aufgeführten Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten sowie 
auf den im Berufsschulunterricht zu vermittelnden Lehrstoff, soweit er für die 
Berufsausbildung wesentlich ist.

(3)	 In höchstens 180 Minuten soll der Prüfungsteilnehmer eine Arbeitsprobe 
durchführen. Dabei soll er zeigen, dass er Arbeiten planen, durchführen und 
kontrollieren sowie dabei Gesichtspunkte der Sicherheit, des Gesundheits-
schutzes, der Hygiene, des Umweltschutzes und der Wirtschaftlichkeit berück-
sichtigen kann. Hierfür kommen insbesondere in Betracht: 
1.	 Planen von Arbeitsschritten,
2.	 Anwenden von Arbeitstechniken und
3.	 Präsentieren von Produkten.



BERUFSAUSBILDUNG/WEITERBILDUNG

324

§ 11 Abschlussprüfung

(1)	 Durch die Abschlussprüfung ist festzustellen, ob der Prüfungsteilnehmer die 
berufliche Handlungsfähigkeit erworben hat. In der Abschlussprüfung soll der 
Prüfungsteilnehmer nachweisen, dass er die dafür erforderlichen beruflichen 
Fertigkeiten beherrscht, die notwendigen beruflichen Kenntnisse und Fähig-
keiten besitzt und mit dem im Berufsschulunterricht zu vermittelnden, für die 
Berufsausbildung wesentlichen Lehrstoff vertraut ist. Die Ausbildungsregelung 
ist zugrunde zu legen.

(2)	 Die Prüfung ist praktisch und schriftlich durchzuführen.

(3)	 In der praktischen Prüfung soll der Prüfungsteilnehmer in insgesamt höchs-
tens sechs Stunden zwei Arbeitsproben durchführen, in denen jeweils ein Ge-
richt für vier Personen zuzubereiten und zu präsentieren ist, und hierüber ein 
auftragsbezogenes Fachgespräch von höchstens zehn Minuten führen. Dabei 
kann aus den nachfolgenden Bereichen ausgewählt werden:
1.	 Suppen,
2.	 einfache Gerichte aus Fleisch, Geflügel oder Fisch,
3.	 einfache Eiergerichte,
4.	 einfache Frucht- oder Süßspeisen,
5.	 fleischlose Gerichte,
6.	 Gemüse und Sättigungsbeilagen,
7.	 kalte Platten.
Die Bereiche werden vom Prüfungsausschuss benannt. Bei der Durchführung 
der Arbeitsproben soll der Prüfungsteilnehmer zeigen, dass er Maschinen und 
Gebrauchsgüter wirtschaftlich und umweltbewusst einsetzen sowie Sicherheit, 
Gesundheitsschutz und Hygiene bei der Arbeit berücksichtigen kann.
In den vom Prüfungsteilnehmer durchzuführenden Arbeitsproben muss die 
Herstellung eines Hauptgerichtes enthalten sein.
Bei der Zubereitung des jeweiligen Gerichtes kann der Prüfungsteilnehmer 
nach eigenem Ermessen einen vorbereiteten Arbeitsablaufplan und Rezeptu-
ren verwenden.
Dem Prüfungsteilnehmer kann für die Arbeitsproben ein Warenkorb vorgege-
ben werden. Der Warenkorb besteht aus Pflicht- und Wahlkomponenten; diese 
werden vom Prüfungsausschuss benannt. Der Prüfungsteilnehmer hat aus den 
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Wahlkomponenten eine Auswahl zu treffen.
Wird ein Warenkorb zur Verfügung gestellt, so ist dieser dem Prüfungsteil-
nehmer vier Wochen vor der praktischen Prüfung bekannt zu geben. Der Prü-
fungsteilnehmer hat dem Prüfungsausschuss das Gericht für jede Arbeitsprobe 
spätestens eine Woche vor der Prüfung schriftlich zu benennen. 

(4)	 Die schriftliche Prüfung wird in den Prüfungsbereichen Technologie, Fach-
rechnen sowie Wirtschafts- und Sozialkunde durchgeführt. Es kommen Fra-
gen und Aufgaben, die sich auf praxisbezogene Fälle beziehen sollen, insbe-
sondere aus folgenden Gebieten in Betracht:
1.	 im Prüfungsbereich Technologie:
1.2	 Arbeitsplanung und Arbeitstechniken,
1.3	 Eigenschaften und Verwendungsmöglichkeiten von 

Lebensmitteln und Hilfsstoffen,
1.4	 Lagermöglichkeiten und Lagerungsarten,
1.5	 Vor- und Zubereitung von Lebensmitteln,
1.6	 Einsatz von Geräten, Maschinen und Gebrauchsgütern, 

Sicherheit und Gesundheitsschutz,
1.7	 Hygiene und Umweltschutz;
2.	 im Prüfungsbereich Fachrechnen: 

Grundrechenarten im Zusammenhang mit Bedarfsermittlung, Material-
anforderung und Lagerhaltung;

3.	 im Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde: 
allgemeine wirtschaftliche und gesellschaftliche Zusammenhänge der 
Berufs- und Arbeitswelt.

(5)	 Für den schriftlichen Teil der Prüfung ist von folgenden zeitlichen Höchstwer-
ten auszugehen:
1.	 im Prüfungsbereich Technologie	 60 Minuten,
2.	 im Prüfungsbereich Fachrechnen	 90 Minuten,
3.	 im Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde	 45 Minuten.
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§ 12 Gewichtungsregelung

Innerhalb des schriftlichen Teils der Prüfung haben die Prüfungsbereiche folgen-
des Gewicht:
–– Prüfungsbereich Technologie	 60 Prozent
–– Prüfungsbereich Fachrechnen	 20 Prozent
–– Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde	 20 Prozent

§ 13 Bestehensregelung

(1)	 Die Prüfung ist bestanden, wenn jeweils im praktischen und schriftlichen Teil 
der Prüfung mindestens ausreichende Leistungen erbracht sind. Werden die 
Prüfungsleistungen in einem Prüfungsbereich des schriftlichen Teils der Prü-
fung mit „ungenügend“ bewertet, so ist die Prüfung nicht bestanden.

(2)	 Auf Antrag des Prüfungsteilnehmers ist die Prüfung in einem der mit schlech-
ter als „ausreichend“ bewerteten Prüfungsbereiche des schriftlichen Teils der 
Prüfung durch eine mündliche Prüfung von etwa 15 Minuten zu ergänzen, 
wenn dies für das Bestehen der Prüfung den Ausschlag geben kann. Bei der 
Ermittlung des Ergebnisses für diesen Prüfungsbereich sind das bisherige Er-
gebnis und das Ergebnis der mündlichen Ergänzungsprüfung im Verhältnis 
von 2 : 1 zu gewichten.

§ 14 Übergang/Anrechnung 

Ein Übergang von einer Berufsausbildung nach dieser Ausbildungsregelung in eine 
entsprechende Ausbildung nach § 4 BBiG ist während der Ausbildung von dem/der 
Auszubildenden und dem/der Ausbildenden kontinuierlich zu prüfen; insbesondere 
der Übergang in die Ausbildung zum Koch/zur Köchin.
Nach erfolgreichem Abschluss der Ausbildung zum Fachpraktiker Küche oder zur 
Fachpraktikerin Küche kann diese unter Berücksichtigung der hierbei erworbenen 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten im Umfang von 2 Jahren auf die Dauer 
einer Berufsausbildung zum Koch/zur Köchin angerechnet werden.  
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§ 15 Bestehende Berufsausbildungsverhältnisse

Berufsausbildungsverhältnisse zum Beikoch/zur Beiköchin, die bei Inkrafttreten 
dieser Ausbildungsregelung bestehen, können unter Anrechnung der bisher zu-
rückgelegten Ausbildungszeit nach den Vorschriften dieser Regelung fortgesetzt 
werden, wenn die Vertragsparteien dies vereinbaren. 

§ 16 Prüfungsverfahren

Für die Zulassung zur Abschlussprüfung und das Prüfungsverfahren gilt die Prü-
fungsordnung für die Durchführung von Abschluss- und Umschulungsprüfungen 
der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven in der jeweils gül-
tigen Fassung entsprechend. 

§ 17 Abkürzung und Verlängerung der Ausbildungszeit

Soweit die Dauer der Ausbildung abweichend von dieser Ausbildungsregelung ver-
kürzt oder verlängert werden soll, ist § 8 Abs. 1 und 2 BBiG entsprechend anzu-
wenden. 

§ 18 Inkrafttreten

Diese Ausbildungsregelung tritt nach ihrer Veröffentlichung im Kammermagazin 
„Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“, dem Mitteilungsblatt der Handelskam-
mer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven, zum 1. August 2016 in Kraft. Sie 
ist befristet bis zum 31. Juli 2021.
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Ausbildungsregelung über die Berufsausbildung  
zum Fachpraktiker / zur Fachpraktikerin für Metalltechnik

vom 9. Februar 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 03.2016,  
S. XVII ff.)

§ 1 Ausbildungsberuf

Die Berufsausbildung zum Fachpraktiker für Metalltechnik/zur Fachpraktikerin für 
Metalltechnik erfolgt nach dieser Ausbildungsregelung. 

§ 2 Personenkreis

Diese Ausbildungsregelung regelt die Berufsausbildung gemäß § 66 BBiG/§ 42m 
HwO für Personen im Sinne des § 2 SGB IX. 

§ 3 Dauer der Berufsausbildung

Die Ausbildung dauert 2 Jahre. 

§ 4 Ausbildungsstätten

Die Ausbildung findet in ausbildungsrechtlich anerkannten Ausbildungsbetrieben 
und Ausbildungseinrichtungen statt. 

§ 5 Eignung der Ausbildungsstätte

(1)	 Menschen mit Behinderung dürfen nach dieser Ausbildungsregelung nur in 
dafür geeigneten anerkannten Betrieben und Ausbildungseinrichtungen aus-
gebildet werden.
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(2)	 Neben den in § 27 BBiG festgelegten Anforderungen muss die Ausbildungs-
stätte hinsichtlich der Räume, Ausstattung und Einrichtung den besonderen 
Erfordernissen der Ausbildung von behinderten Menschen gerecht werden. 

(3)	 Es müssen ausreichend Ausbilder/Ausbilderinnen zur Verfügung stehen. Die 
Zahl der Ausbilder/Ausbilderinnen muss in einem angemessenen Verhältnis 
zur Anzahl der Auszubildenden stehen. Dabei ist ein Ausbildungsschlüssel von 
in der Regel höchstens eins zu acht anzuwenden. 

§ 6 Eignung der Ausbilder/Ausbilderinnen

(1)	 Ausbilder/Ausbilderinnen, die im Rahmen einer Ausbildung nach § 66 BBiG 
erstmals tätig werden, müssen neben der persönlichen, berufsspezifisch fach-
lichen sowie der berufs- und arbeitspädagogischen Eignung eine mehrjährige 
Erfahrung in der Ausbildung sowie zusätzliche behindertenspezifische Quali-
fikationen nachweisen. 

(2)	 Ausbilder/Ausbilderinnen müssen eine rehabilitationspädagogische Zusatz-
qualifikation nachweisen und dabei folgende Kompetenzfelder abdecken (An-
forderungsprofil): 

–– Reflexion der betrieblichen Ausbildungspraxis 
–– Psychologie 
–– Pädagogik, Didaktik 
–– Rehabilitationskunde 
–– Interdisziplinäre Projektarbeit 
–– Arbeitskunde/Arbeitspädagogik 
–– Recht 
–– Medizin 

Um die besonderen Anforderungen des § 66 BBiG zu erfüllen, soll ein Qualifi-
zierungsumfang von 320 Stunden sichergestellt werden. 

(3)	 Von dem Erfordernis des Nachweises einer rehabilitationspädagogischen Zu-
satzqualifikation kann bei Betrieben abgesehen werden, wenn die Qualität der 
Ausbildung auf andere Weise sichergestellt ist. Die Qualität ist in der Regel 
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sichergestellt, wenn eine Unterstützung durch eine geeignete Ausbildungsein-
richtung erfolgt. 

(4)	 Ausbilder/Ausbilderinnen, die im Rahmen einer Ausbildung nach §  66 
BBiG/§ 42m HwO bereits tätig sind, haben innerhalb eines Zeitraums von 
höchstens fünf Jahren die notwendigen Qualifikationen gemäß Absatz 2 nach-
zuweisen. Die Anforderungen an Ausbilder/Ausbilderinnen gemäß Absatz 2 
gelten als erfüllt, wenn die behindertenspezifischen Zusatzqualifikationen auf 
andere Weise glaubhaft gemacht werden können. 

§ 7 Struktur der Berufsausbildung

(1)	 (Findet die Ausbildung in einer Einrichtung statt, sollen mindestens 8 Wo-
chen außerhalb dieser Einrichtung in einem anerkannten Ausbildungsbetrieb/
mehreren anerkannten Ausbildungsbetrieben durchgeführt werden. Ergänzend 
soll die Einrichtung Maßnahmen zur individuellen Förderung der Auszubil-
denden durchführen. 

(2)	 Soweit Inhalte der Ausbildung nach dieser Ausbildungsregelung mit Inhalten 
der Berufsausbildung zum Fertigungsmechaniker/zur Fertigungsmechanikerin 
übereinstimmen, für die nach der geltenden Ausbildungsordnung oder auf-
grund einer Regelung der Handelskammer Bremen eine überbetriebliche Be-
rufsausbildung vorgesehen ist, soll die Vermittlung der entsprechenden Aus-
bildungsinhalte ebenfalls überbetrieblich erfolgen.

(3)	 Von der Dauer der betrieblichen Ausbildung nach Abs. 1 kann nur in besonders 
begründeten Einzelfällen abgewichen werden, wenn die jeweilige Behinde-
rung oder betriebspraktische Besonderheiten die Abweichung erfordern. Eine 
Verkürzung der Dauer durch die Teilnahme an einer überbetrieblichen Ausbil-
dungsmaßnahme erfolgt nicht. 
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§ 8 Ausbildungsrahmenplan, Ausbildungsberufsbild

(1)	 Gegenstand der Berufsausbildung sind mindestens die im Ausbildungsrahmen-
plan (Anlage) aufgeführten Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten (berufli-
che Handlungsfähigkeit). Eine von dem Ausbildungsrahmenplan abweichende 
Organisation der Ausbildung ist insbesondere zulässig, soweit die jeweilige Be-
hinderung der Auszubildenden oder betriebspraktische Besonderheiten die Ab-
weichung erfordern. 

(2)	 Die Berufsausbildung zum Fachpraktiker für Metalltechnik/zur Fachpraktike-
rin für Metalltechnik gliedert sich wie folgt: 

Abschnitt A:
Berufsprofilgebende Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten
1. Unterscheiden und Zuordnen von Werk-, Hilfs- und Betriebsstoffen,
2. Einrichten von Maschinen und technischen Systemen,
3. Herstellen von Bauteilen,
4. Herstellen von Fügeverbindungen,
5. Montieren und Demontieren von Bauteilen und Baugruppen,
6. Prüfen und Einstellen von Funktionen an Baugruppen oder von Gesamt-

produkten,
7. Anschlagen, Sichern und Transportieren,
8. Warten von Maschinen und technischen Systemen.

Abschnitt B:
Integrative Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten
1. Berufsbildung, Arbeits- und Tarifrecht,
2. Aufbau und Organisation des Ausbildungsbetriebes,
3. Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit,
4. Umweltschutz,
5. Betriebliche und technische Kommunikation,
6. Planen und Organisieren der Arbeit,
7. Durchführen von qualitätssichernden Maßnahmen.
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§ 9 Zielsetzung und Durchführung der Berufsausbildung

(1)	 Die in dieser Ausbildungsregelung genannten Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten (berufliche Handlungsfähigkeit) sollen so vermittelt werden, dass 
die Auszubildenden zur Ausübung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit im 
Sinne von § 1 Abs. 3 des Berufsbildungsgesetzes befähigt werden, die selbst-
ständiges Planen, Durchführen und Kontrollieren (berufliche Handlungskom-
petenz) einschließt. Diese Befähigung ist auch in den Prüfungen nach den 
§§ 10 (Zwischenprüfung) und 11 (Abschlussprüfung) nachzuweisen. 

(2)	 Die Ausbildenden haben unter Zugrundelegung des Ausbildungsrahmenpla-
nes für die Auszubildenden einen individuellen Ausbildungsplan zu erstellen. 

(3)	 Die Auszubildenden haben einen schriftlichen Ausbildungsnachweis zu füh-
ren. Ihnen ist Gelegenheit zu geben, den schriftlichen Ausbildungsnachweis 
während der Ausbildungszeit zu führen. Die Ausbildenden haben den schrift-
lichen Ausbildungsnachweis regelmäßig durchzusehen und abzuzeichnen. Der 
Auszubildende/die Auszubildende kann nach Maßgabe von Art oder Schwere/
Art und Schwere seiner/ihrer Behinderung von der Pflicht zur Führung eines 
schriftlichen Ausbildungsnachweises entbunden werden. 

§ 10 Zwischenprüfung

(1)	 Zur Ermittlung des Ausbildungsstandes ist eine Zwischenprüfung durchzu-
führen. Sie soll zwischen dem 11. und 15. Monat der Ausbildung stattfinden. 

(2)	 Die Zwischenprüfung erstreckt sich auf die in der Anlage für das erste Aus-
bildungsjahr aufgeführten Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten sowie auf 
den im Berufsschulunterricht entsprechend dem Rahmenlehrplan zu vermit-
telnden Lehrstoff, soweit er für die Berufsausbildung wesentlich ist. 

(3)	 Die Zwischenprüfung findet schriftlich und fachpraktisch statt.
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(4)	 Die schriftliche Prüfung findet in den Prüfungsbereichen 
a) Technologie/Zeichnungslesen und 
b) Technische Mathematik statt. 
Die schriftliche Prüfung dauert mindestens 90 Minuten, höchstens 120  
Minuten.

(5)	 Für die Prüfungsbereiche 
a)	Technologie/ Zeichnungslesen und
b)	Technische Mathematik 
bestehen folgende Vorgaben: 
Der Prüfling soll nachweisen, dass er praxisbezogene Aufgaben oder Fälle aus 
folgenden Gebieten schriftlich bearbeiten und lösen kann
a)	Technologie/ Zeichnungslesen

Werkstoffkunde
Messtechnik
Werkstoffbearbeitung
Zeichnungslesen

b)	Technische Mathematik
Anwenden der Grundrechenarten an fachspezifischen Aufgaben, wahlweise 
aus folgenden Bereichen:
Anreißmaße 
Bearbeitungszugaben
Toleranzen
Abmaßen
Schnitttiefen
Einfache Lohn- und Zeitberechnung

(6)	 In der fachpraktischen Prüfung soll der Prüfling eine Arbeitsaufgabe durch-
führen oder ein Prüfungsstück herstellen. Die fachpraktische Prüfung umfasst 
höchstens 7 Stunden. 
Der Prüfling soll nachweisen, dass er in der Lage ist,
a)	 Informationen zu beschaffen, technische Unterlagen auszuwählen, zu be-

werten und anzuwenden,
b)	Arbeitsabläufe unter Beachtung technologischer Vorgaben zu planen, tech-

nologische Kennwerte zu ermitteln, erforderliche Berechnungen durchzu-
führen, Arbeitsmittel auszuwählen und anzuwenden,
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c)	Werkstoffeigenschaften und deren Veränderungen zu beurteilen,
d)	Fertigungsverfahren auszuwählen, Bauteile manuell und maschinell zu be-

arbeiten,
e)	 Bauteile zu Baugruppen zu montieren, funktionsgerecht auszurichten, zu 

befestigen und zu sichern, Funktionen zu überprüfen,
f)	 Prüfverfahren und Prüfmittel auszuwählen und anzuwenden, Ergebnisse zu 

dokumentieren und zu bewerten,
g)	Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit und den Umweltschutz zu 

berücksichtigen.

(7)	 Die besonderen Belange eines schwerbehinderten Prüflings sind bei der Prü-
fung zu berücksichtigen. 

§ 11 Abschlussprüfung

(1)	 Durch die Abschlussprüfung ist festzustellen, ob der Prüfling die berufliche 
Handlungsfähigkeit erworben hat. In der Abschlussprüfung soll der Prüfling 
nachweisen, dass er die dafür erforderlichen beruflichen Fertigkeiten be-
herrscht, die notwendigen beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt 
und mit dem im Berufsschulunterricht zu vermittelnden, für die Berufsaus-
bildung wesentlichen Lehrstoff vertraut ist. Die Ausbildungsregelung ist zu-
grunde zu legen. 

(2)	 Die Abschlussprüfung besteht aus einer Kenntnisprüfung und einer Fertigkeits-
prüfung. Die Kenntnisprüfung umfasst folgende Prüfungsgebiete: 
•	 Technologie

–– Werkstoffkunde
–– Messtechnik
–– Werkstoffbearbeitung

•	 Technische Mathematik
–– Anreißmaße
–– Biegelinien
–– Bearbeitungszugaben
–– Toleranzen
–– Abmaße
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–– Schnitttiefen
–– Einfache Lohn- und Zeitberechnung

•	 Technisches Zeichnen
–– Zeichnerische Darstellung
–– Zeichensymbole
–– Abmaße

•	 Wirtschafts-und Sozialkunde
–– Steuern, Versicherungen, Beiträge
–– Arbeits- und Umweltschutz
–– Arbeitsvertrag
–– Kündigung
–– Urlaub
–– Krankheit
–– Betriebsrat und Jugendvertretung
–– Rechte und Pflichten im Betrieb

(3)	 Die Kenntnisprüfung wird schriftlich durchgeführt. Der Zeitrahmen umfasst 
mindestens 180 Minuten, höchstens 210 Minuten.

(4)	 Die Umfänge der schriftlichen Prüfungsbereiche sind:
1.	 Technologie	 60 Minuten für 30 Aufgaben
2.	 Technische Mathematik	 60 Minuten für 15 Aufgaben
3.	 Technisches Zeichnen	 45 Minuten für 15 Aufgaben
4.	 Wirtschaft und Sozialkunde	 45 Minuten für 15 Aufgaben

Die schriftlichen Prüfungsbereiche sind wir folgt zu bewerten:
1.	 Prüfungsfach Technologie	 50 Prozent
2.	 Prüfungsfach Technische Mathematik	 20 Prozent
3.	 Prüfungsfach Technisches Zeichnen	 20 Prozent
4.	 Prüfungsfach Wirtschaft und Sozialkunde	 10 Prozent

(5)	 Für die Fertigkeitsprüfung im Rahmen der Abschlussprüfung bestehen fol-
gende Vorgaben: 
Der Prüfling soll nachweisen, dass er in der Lage ist,
a)	 Informationen zu beschaffen, technische Unterlagen auszuwählen, zu be-

werten und anzuwenden,
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b)	Arbeitsabläufe unter Beachtung technologischer Vorgaben zu planen, tech-
nologische Kennwerte zu ermitteln, erforderliche Berechnungen durchzu-
führen, Arbeitsmittel auszuwählen und anzuwenden,

c)	Werkstoffeigenschaften und deren Veränderungen zu beurteilen,
d)	Fertigungsverfahren auszuwählen, Bauteile manuell und maschinell zu be-

arbeiten,
e)	 Bauteile zu Baugruppen zu montieren, funktionsgerecht auszurichten, zu 

befestigen und zu sichern, Funktionen zu überprüfen,
f)	 Prüfverfahren und Prüfmittel auszuwählen und anzuwenden, Ergebnisse zu 

dokumentieren und zu bewerten,
g)	Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit und den Umweltschutz zu 

berücksichtigen.
Die Fertigkeitsprüfung soll 14 Stunden nicht überschreiten. 

(6)	 Für die Arbeitsaufgaben kommen insbesondere folgende Gebiete in Betracht: 
a)	Manuelle Bearbeitung und Montage, 
b)	Maschinelle Bearbeitung,
c)	 Schweißen (mit Zurichten).

(6.1)	Für den genannten Prüfungsbereich „Manuelle Bearbeitung und Montage“ be-
stehen folgende Vorgaben:
Der Prüfling soll nachweisen, dass er:
•	 messen und prüfen, anreißen und körnen, feilen, scheren und sägen, gewin-

deschneiden, biegeumformen, richten kann und Einzelteile durch schrauben, 
nieten oder heften zu Baugruppen montieren kann.

(6.2)	Für den genannten Prüfungsbereich „Maschinelle Bearbeitung“ bestehen fol-
gende Vorgaben:
Der Prüfling soll nachweisen, dass er:
•	 bohren, senken, aufbohren, schleifen (hier Schleifböcke) kann.

(6.3)	Für den genannten Prüfungsbereich „Schweißen“ bestehen folgende Vorgaben:
Der Prüfling soll nachweisen, dass er:
•	 schweißen (mit Zurichten) kann.
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§ 12 Gewichtungsregelung

Die praktischen Prüfungsbereiche sind wie folgt zu gewichten:
Manuelle Bearbeitung und Montage	 70 Prozent
Maschinelle Bearbeitung	 10 Prozent
Schweißen (mit Zurichten)	 20 Prozent

§ 13 Bestehensregelung

(1)	 Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn die Leistungen 
•	 in der Kenntnisprüfung mit mindestens „ausreichend“ 
•	 in der fachpraktischen Prüfung mit mindestens „ausreichend“
bewertet worden sind. 

(2)	 Auf Antrag des Prüflings ist die Prüfung in einem der mit schlechter als „aus-
reichend“ bewerteten Prüfungsbereiche, in denen Prüfungsleistungen mit ei-
gener Anforderung und Gewichtung schriftlich zu erbringen sind, durch eine 
mündliche Prüfung von etwa 15 Minuten zu ergänzen, wenn dies für das Be-
stehen der Prüfung den Ausschlag geben kann. Bei der Ermittlung des Ergeb-
nisses für diesen Prüfungsbereich sind das bisherige Ergebnis und das Ergeb-
nis der mündlichen Ergänzungsprüfung im Verhältnis von 2:1 zu gewichten. 

(3)	 Die besonderen Belange eines Prüfungsteilnehmers/einer Prüfungsteilneh-
merin mit einer Schwerbehinderung sind bei der Prüfung zu berücksichtigen. 

(4)	 Die Abschlussprüfung kann im Fall des Nichtbestehens zweimal wiederholt 
werden.

(5)	 In der Wiederholungsprüfung ist der Prüfungsteilnehmer/die Prüfungsteilneh-
merin auf Antrag von der Prüfung in einzelnen Prüfungsbereichen zu befreien, 
wenn die Leistung in diesen Bereichen bei der höchstens zwei Jahre zurücklie-
genden Prüfung ausgereicht haben.
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§ 14 Übergang/Anrechnung 

Ein Übergang von einer Berufsausbildung nach dieser Ausbildungsregelung in eine 
entsprechende Ausbildung nach § 4 BBiG ist während der Ausbildung von dem/
der Auszubildenden und dem/der Ausbildenden kontinuierlich zu prüfen; insbeson-
dere der Übergang in die Ausbildung zum Fertigungsmechaniker/zur Fertigungs-
mechanikerin.
Nach erfolgreichem Abschluss der Ausbildung zum Fachpraktiker für Metalltech-
nik oder zur Fachpraktikerin für Metalltechnik kann diese unter Berücksichtigung 
der hierbei erworbenen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten im Umfang von 
2 Jahren auf die Dauer einer Berufsausbildung zum Fertigungsmechaniker/zur Fer-
tigungsmechanikerin angerechnet werden.  

§ 15 Bestehende Berufsausbildungsverhältnisse

Berufsausbildungsverhältnisse, die bei Inkrafttreten dieser Ausbildungsregelung 
bestehen, können unter Anrechnung der bisher zurückgelegten Ausbildungszeit 
nach den Vorschriften dieser Regelung fortgesetzt werden, wenn die Vertragspar-
teien dies vereinbaren. 

§ 16 Prüfungsverfahren

Für die Zulassung zur Abschlussprüfung und das Prüfungsverfahren gilt die Prü-
fungsordnung für die Durchführung von Abschluss- und Umschulungsprüfungen 
der Handelskammer Bremen in der jeweils gültigen Fassung entsprechend. 

§ 17 Abkürzung und Verlängerung der Ausbildungszeit

Soweit die Dauer der Ausbildung abweichend von dieser Ausbildungsregelung ver-
kürzt oder verlängert werden soll, ist § 8 Abs. 1 und 2 BBiG entsprechend anzu-
wenden. 
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§ 18 Inkrafttreten

Diese Ausbildungsregelung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Mittei-
lungsblatt der Handelskammer Bremen in Kraft. 

Die Geltungsdauer der Regelung ist befristet bis zum 31. März 2017.
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Ausbildungsregelung über die Berufsausbildung zum  
Fachpraktiker im Verkauf / zur Fachpraktikerin im Verkauf

vom 7. Juni 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 07/08.2016,  
S. XVII ff.)

Die im folgenden Wortlaut verwendete männliche Form dient der Vereinfachung 
und schließt die weibliche Form mit ein. 

§ 1 Ausbildungsberuf

Die Berufsausbildung zum Fachpraktiker im Verkauf/zur Fachpraktikerin im Ver-
kauf erfolgt nach dieser Ausbildungsregelung.

§ 2 Personenkreis

Diese Ausbildungsregelung regelt die Berufsausbildung gemäß § 66 BBiG / § 42m 
HwO für Personen im Sinne des § 2 SGB IX.

§ 3 Dauer der Berufsausbildung

Die Ausbildung dauert zwei Jahre.

§ 4 Ausbildungsstätten

Die Ausbildung findet in ausbildungsrechtlich anerkannten Ausbildungsbetrieben 
und Ausbildungseinrichtungen statt.
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§ 5 Eignung der Ausbildungsstätte

(1)	 Behinderte Menschen dürfen nach dieser Ausbildungsregelung nur in dafür 
geeigneten anerkannten Betrieben und Ausbildungseinrichtungen ausgebil-
det werden.

(2)	 Neben den in § 27 BBiG/§ 21 HwO festgelegten Anforderungen muss die Aus-
bildungsstätte hinsichtlich der Räume, Ausstattung und Einrichtung den be-
sonderen Erfordernissen der Ausbildung von behinderten Menschen gerecht 
werden.

(3)	 Es müssen ausreichend Ausbilder zur Verfügung stehen. Die Anzahl der Aus-
bilder muss in einem angemessenen Verhältnis zur Anzahl der Auszubilden-
den stehen. Dabei ist ein Ausbilderschlüssel von in der Regel höchsten eins zu 
acht anzuwenden.

§ 6 Eignung der Ausbilder

(1)	 Ausbilder, die im Rahmen einer Ausbildung nach § 66 BBiG erstmals tätig 
werden, müssen neben der persönlichen, berufsspezifisch fachlichen sowie 
der berufs- und arbeitspädagogischen Eignung (AEVO u. a.) eine mehrjährige 
Erfahrung in der Ausbildung sowie zusätzliche behindertenspezifische Quali-
fikationen nachweisen.

(2)	 Ausbilder müssen eine rehabilitationspädagogische Zusatzqualifikation nach-
weisen und dabei folgende Kompetenzfelder abdecken (Anforderungsprofil):

–– Reflexion der betrieblichen Ausbildungspraxis
–– Psychologie
–– Pädagogik, Didaktik
–– Rehabilitationskunde
–– Interdisziplinäre Projektarbeit
–– Arbeitskunde/Arbeitspädagogik
–– Recht
–– Medizin.

Um die besonderen Anforderungen des §  66 BBiG zu erfüllen, soll ein 
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Qualifizierungsumfang von 320 Stunden sichergestellt werden.

(3)	 Von dem Erfordernis des Nachweises einer rehabilitationspädagogischen Zu-
satzqualifikation soll bei Betrieben abgesehen werden, wenn die Qualität der 
Ausbildung auf andere Weise sichergestellt ist. Die Qualität ist in der Regel si-
chergestellt, wenn eine Unterstützung durch eine geeignete Ausbildungsein-
richtung erfolgt.

(4)	 Ausbilder, die im Rahmen einer Ausbildung nach § 66 BBiG/§ 42m HwO be-
reits tätig sind, haben innerhalb eines Zeitraums von höchstens fünf Jahren 
die notwendigen Qualifikationen gemäß Absatz 2 nachzuweisen. Die Anfor-
derungen an Ausbilder gemäß Absatz 2 gelten als erfüllt, wenn die behin-der-
tenspezifischen Zusatzqualifikationen auf andere Weise glaubhaft gemacht 
werden können.

§ 7 Struktur der Berufsausbildung

(1)	 Findet die Ausbildung in einer Ausbildungseinrichtung statt, müssen mindes-
tens 20 Wochen außerhalb dieser Einrichtung in einem anerkannten Ausbil-
dungsbetrieb/mehreren anerkannten Ausbildungsbetrieben durchgeführt wer-
den.

(2)	 Von der Dauer der betrieblichen Ausbildung nach Absatz 1 kann nur in beson-
ders begründeten Einzelfällen abgewichen werden, wenn die jeweilige Behin-
derung oder betriebspraktische Besonderheiten die Abweichung erfordern; eine 
Verkürzung der Dauer durch die Teilnahme an einer überbetrieblichen Ausbil-
dungsmaßnahme erfolgt nicht.

(3)	 Die Berufsausbildung gliedert sich in
1.	 Berufsprofilgebende Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten, als Pflicht-

qualifikation nach § 8 Absatz 2 Abschnitt A und integrative Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten nach § 8 Absatz 2 Abschnitt C
sowie
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2.	 eine im Ausbildungsvertrag festzulegende Wahlqualifikation nach § 8 Ab-
satz 2 Abschnitt B, die aus vier Wahlqualifikationen ausgewählt werden 
kann.

§ 8 Ausbildungsrahmenplan

(1)	 Gegenstand der Berufsausbildung sind mindestens die im Ausbildungsrah-
menplan (Anlage 1, Sachliche Gliederung) aufgeführten Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten (berufliche Handlungsfähigkeit). Eine von dem Ausbil-
dungsrahmenplan (Anlage 2, Zeitliche Gliederung) abweichende Organisation 
der Ausbildung ist insbesondere zulässig, soweit die jeweilige Behinderung 
der Auszubildenden oder betriebspraktische Besonderheiten die Abweichung 
erfordern.

(2)	 Die Berufsausbildung zum Fachpraktiker im Verkauf/zur Fachpraktikerin im 
Verkauf gliedert sich wie folgt (Ausbildungsberufsbild):

Abschnitt A: Berufsprofilgebende Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten
1.	 Warensortiment
2.	 Grundlagen von Beratung und Verkauf 

Kunden- und dienstleistungsorientiertes Verhalten 
Kommunikation mit Kunden 
Beschwerde und Reklamation

3.	 Servicebereich Kasse
4.	 Marketinggrundlagen 

Werbemaßnahmen 
Warenpräsentation 
Kundenservice 
Preisbildung

5.	 Warenwirtschaft 
Grundlagen der Warenwirtschaft 
Bestandskontrolle, Inventur 
Wareneingang, Warenlagerung
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6.	 Rechenvorgänge in der Praxis, Kalkulationsgrundlagen.

Abschnitt B, Weitere berufsprofilgebende Fertigkeiten, Kenntnisse und Fä-
higkeiten der Warenqualifikationen:
1.	 Warenannahme, Warenlagerung 

Bestandssteuerung 
Warenannahme und -kontrolle 
Warenlagerung

2.	 Beratung und Verkauf 
Beratungs- und Verkaufsgespräche 
Verhalten in schwierigen Gesprächssituationen

3.	 Kasse 
Service an der Kasse 
Kassensystem und Kassieren

4.	 Marketingmaßnahmen 
Werbung 
Visuelle Verkaufsförderung 
Kundenbindung, Kundenservice.

Abschnitt C Integrative Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten
1.	 Der Ausbildungsbetrieb

1.1	 Bedeutung und Struktur des Einzelhandels
1.2	 Stellung des Ausbildungsbetriebes am Markt
1.3	 Organisation des Ausbildungsbetriebes
1.4	 Berufsbildung, arbeits- und sozialrechtliche Vorschriften
1.5	 Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit
1.6	 Umweltschutz

2.	 Information und Kommunikation 
Informations- und Kommunikationssysteme 
Teamarbeit und Kooperation, Arbeitsorganisation.
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§ 9 Zielsetzung und Durchführung der Berufsausbildung

(1)	 Die in dieser Ausbildungsregelung genannten Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten (berufliche Handlungsfähigkeit) sollen so vermittelt werden, dass 
die Auszubildenden zur Ausübung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit 
im Sinne von § 1 Absatz 3 des Berufsbildungsgesetzes befähigt werden, die 
selbstständiges Planen, Durchführen und Kontrollieren (berufliche Handlungs-
kompetenz) einschließt. Diese Befähigung ist auch in den Prüfungen nach den 
§§ 10 (Zwischenprüfung) und 11 (Abschlussprüfung) nachzuweisen.

(2)	 Die Ausbildenden haben unter Zugrundelegung des Ausbildungsrahmenpla-
nes für die Auszubildenden einen individuellen Ausbildungsplan zu erstellen.

(3)	 Die Auszubildenden haben einen schriftlichen Ausbildungsnachweis zu füh-
ren. Ihnen ist Gelegenheit zu geben, den schriftlichen Ausbildungsnachweis 
während der Ausbildungszeit zu führen. Die Ausbildenden haben den schrift-
lichen Ausbildungsnachweis regelmäßig durchzusehen und abzuzeichnen. Die 
Auszubildende/der Auszubildende kann nach Maßgabe von Art oder Schwere/
Art und Schwere ihrer/seiner Behinderung von der Pflicht zur Führung eines 
schriftlichen Ausbildungsnachweises entbunden werden.

§ 10 Zwischenprüfung

(1)	 Zur Ermittlung des Ausbildungsstandes ist eine Zwischenprüfung durchzufüh-
ren. Sie soll zu Beginn des zweiten Ausbildungsjahres stattfinden.

(2)	 Die Zwischenprüfung erstreckt sich auf die in der Anlage 2 für das erste Aus-
bildungsjahr aufgeführten Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten sowie auf 
den im Berufsschulunterricht entsprechend dem Rahmenlehrplan zu vermit-
telnden Lehrstoff, soweit er für die Berufsausbildung wesentlich ist.

(3)	 Die Zwischenprüfung findet in den Prüfungsbereichen
1.	 Verkauf und Warenlagerung
2.	 berufsbezogenes Rechnen
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3.	 Wirtschafts- und Sozialkunde 
statt.

(4)	 Für die Zwischenprüfung bestehen folgende Vorgaben:
1.	 Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen dass er

a)	Waren annehmen, lagern und verkaufen
b)	berufsbezogene Berechnungen vornehmen
c)	wirtschaftliche und soziale Aspekte darstellen kann.

2.	 Der Prüfungsteilnehmer soll berufstypische Aufgaben schriftlich bearbeiten.
3.	 Die Prüfungszeit beträgt 90 Minuten.

(5)	 Die besonderen Belange der behinderten Prüfungsteilnehmer sind bei der Prü-
fung zu berücksichtigen.

§ 11 Abschlussprüfung

(1)	 Durch die Abschlussprüfung ist festzustellen, ob der Prüfungsteilnehmer die 
berufliche Handlungsfähigkeit erworben hat. In der Abschlussprüfung soll der 
Prüfungsteilnehmer nachweisen, dass er die dafür erforderlichen beruflichen 
Fertigkeiten beherrscht, die notwendigen beruflichen Kenntnisse und Fähig-
keiten besitzt und mit dem im Berufsschulunterricht zu vermittelnden, für die 
Berufsausbildung wesentlichen Lehrstoff vertraut ist. Die Ausbildungsregelung 
ist zugrunde zu legen.

(2)	 Die Abschlussprüfung besteht aus den Prüfungsbereichen:
a)	Verkauf und Marketing
b)	Warenwirtschaft und berufsbezogenes Rechnen
c)	Wirtschafts- und Sozialkunde
d)	Verkaufsorientierte Handlungssituation.

(3)	 Für den Prüfungsbereich Verkauf und Marketing bestehen folgende Vorgaben:
1.	 Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, dass er

a)	praxisbezogene Aufgaben oder Fälle aus den Gebieten Verkauf und  
Marketing sowie Warenpräsentation und Werbung lösen

b)	verkaufsbezogene und verkaufsfördernde Aufgaben durchführen
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c)	 in Gesprächssituationen kundenorientiert handeln kann.
2.	 Der Prüfungsteilnehmer soll berufstypische Aufgaben schriftlich bearbeiten.
3.	 Die Prüfungszeit beträgt 90 Minuten.

(4)	 Für den Prüfungsbereich Warenwirtschaft und berufsbezogenes Rechnen be-
stehen folgende Vorgaben:
1.	 Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, dass er

a)	praxisbezogene Aufgaben oder Fälle aus den Gebieten Warenannahme 
und Lagerung, Bestandsführung und -kontrolle sowie berufsbezogenes 
Rechnen bearbeiten

b)	Sachverhalte und Einflussfaktoren dieser Gebiete berücksichtigen
c)	Aufgaben der Steuerung und Kontrolle der Warenbewegungen  

beschreiben
d)	berufsbezogene Rechenvorgänge bearbeiten kann.

2.	 Der Prüfungsteilnehmer soll berufstypische Aufgaben schriftlich bearbeiten.
3.	 Die Prüfungszeit beträgt 90 Minuten.

(5)	 Für den Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde bestehen folgende Vor-
gaben:
1.	 Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, dass er wirtschaftliche und ge-

sellschaftliche Zusammenhänge der Berufs- und Arbeitswelt beschreiben 
2.	 praxisbezogene Aufgaben oder Fälle bearbeiten kann.
3.	 Der Prüfungsteilnehmer soll Aufgaben schriftlich bearbeiten.
4.	 Die Prüfungszeit beträgt 60 Minuten.

(6)	 Für den Prüfungsbereich Verkaufsorientierte Handlungssituation bestehen fol-
gende Vorgaben:
1.	 Der Prüfungsteilnehmer soll nachweisen, dass er kunden- und serviceori-

entiert handeln und warenkundliche Kenntnisse in einer Gesprächssitua-
tion nachweisen kann. Dabei ist die festgelegte Wahlqualifikation Grund-
lage für die Aufgabenstellung; der im schriftlichen Ausbildungsnachweis 
dokumentierte Warenbereich ist zu berücksichtigen.

2.	 Der Prüfungsteilnehmer soll ein fallbezogenes Fachgespräch durchführen.
3.	 Der Prüfungsteilnehmer soll aus zwei ihm vom Prüfungsausschuss zur 

Wahl gestellten Aufgaben eine auswählen, die Grundlage für das fallbezo-
gene Gespräch ist.
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4.	 Die Prüfungszeit beträgt 20 Minuten. Dem Prüfungsteilnehmer ist eine Vor-
bereitungszeit von 15 Minuten einzuräumen.

§ 12 Gewichtungsregelung

Die Prüfungsbereiche sind wie folgt zu gewichten:
1.	 Prüfungsbereich Verkauf und Marketing mit 20 von Hundert.
2.	 Prüfungsbereich Warenwirtschaft und berufsbezogenes Rechnen mit 20 von 

Hundert
3.	 Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde mit 10 von Hundert
4.	 Prüfungsbereich Verkaufsorientierte Handlungssituation mit 50 von Hundert.

§ 13 Bestehensregelung

(1)	 Die Prüfung ist bestanden, wenn die Leistungen im Gesamtergebnis mindes-
tens „ausreichend“, im Prüfungsbereich verkaufsorientierte Handlungssitua-
tion mit mindestens „ausreichend“, in mindestens zwei der übrigen Prüfungs-
bereiche mit mindestens „ausreichend“ und in keinem Prüfungsbereich mit 
„ungenügend“ bewertet worden sind.

(2)	 Auf Antrag des Prüfungsteilnehmers ist die Prüfung in einem der mit schlech-
ter als ausreichend bewerteten Prüfungsbereiche, in denen Prüfungsleistun-
gen mit eigener Anforderung und Gewichtung schriftlich zu erbringen sind, 
durch eine mündliche Prüfung von etwa 15 Minuten zu ergänzen, wenn dies 
für das Bestehen der Prüfung den Ausschlag geben kann. Bei der Ermittlung 
des Ergebnisses für diesen Prüfungsbereich sind das bisherige Ergebnis und 
das Ergebnis der mündlichen Ergänzungsprüfung im Verhältnis von 2 : 1 zu 
gewichten.

(3)	 Die besonderen Belange der Behinderung des Prüfungsteilnehmers sind bei der 
Prüfung zu berücksichtigen.
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§ 14 Übergang

Ein Übergang von einer Berufsausbildung nach dieser Ausbildungsregelung in eine 
entsprechende Ausbildung nach § 4 BBiG/§ 25 HwO ist von der/dem Auszubilden-
den und der/dem Ausbildenden kontinuierlich zu prüfen.

§ 15 Bestehende Berufsausbildungsverhältnisse

Berufsausbildungsverhältnisse, die bei Inkrafttreten dieser Verordnung bestehen, 
können unter Anrechnung der bisher zurückgelegten Ausbildungszeit nach den 
Vorschriften dieser Verordnung fortgesetzt werden, wenn die Vertragsparteien dies 
vereinbaren.

§ 16 Prüfungsverfahren

Für die Zulassung zur Abschlussprüfung und das Prüfungsverfahren gilt die Prü-
fungsordnung für die Durchführung von Abschluss- und Umschulungsprüfungen 
der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven vom 09.02.2016 
entsprechend.

§ 17 Abkürzung und Verlängerung der Ausbildungszeit

Soweit die Dauer der Ausbildung abweichend von dieser Ausbildungsregelung ver-
kürzt oder verlängert werden soll, ist § 8 Abs. 1 und 2 BBiG/§ 27b Abs. 1 und 2 
HwO entsprechend anzuwenden.

§ 18 Inkrafttreten

Diese Ausbildungsregelung tritt nach ihrer Veröffentlichung im Kammermagazin 
„Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“, dem Mitteilungsblatt der Handelskam-
mer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven, zum 1. August 2016 in Kraft. Sie 
ist befristet bis zum 31. Juli 2021.



BERUFSAUSBILDUNG/WEITERBILDUNG

351

Rechtsvorschrift für die Fortbildungsprüfung  
Industriemeister/in – Fachrichtung Lack

vom 16. November 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 12.2016,  
S. II ff.)

Diese besondere Rechtsvorschrift gilt in Verbindung mit der Prüfungsordnung für 
die Durchführung von Fortbildungs- und AEVO-Prüfungen der Handelskammer 
Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven in der jeweils gültigen Fassung.

Die im folgenden Wortlaut verwendete männliche Form dient der Vereinfachung 
und schließt die weibliche Form mit ein. 

§ 1 Ziel der Prüfung

(1)	 Zum Nachweis von Kenntnissen, Fertigkeiten und Erfahrungen, die durch die 
berufliche Fortbildung zum „Industriemeister – Fachrichtung Lack“ erworben 
worden sind, kann die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremer-
haven als zuständige Stelle Prüfungen nach §§ 2 bis 10 durchführen.

(2)	 Durch die Prüfung ist festzustellen, ob der Prüfungsteilnehmer die notwendi-
gen Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrungen erworben hat, insbesondere fol-
gende Aufgaben eines Industriemeisters als Führungskraft zwischen Planung 
und Ausführung in dem ihm übertragenen Aufgabenbereich wahrzunehmen:
1.	 Mitwirken bei der Planung und Einrichtung der Betriebsmittel, 

Überwachen der Betriebsmittel im Hinblick auf Qualitätsanforderungen 
und Störungen, 
Veranlassen der Instandhaltung und Verbesserung der Betriebsmittel;

2.	 Übertragen der Aufgaben unter Berücksichtigung technischer, wirtschaft-
licher und sozialer Aspekte auf die Mitarbeiter entsprechend ihrer Leis-
tungsfähigkeit, Qualifikation und Eignung, Einarbeitung und Anleitung der 
Mitarbeiter, Anstreben eines partnerschaftlichen Verhältnisses zu den Mit-
arbeitern, Weiterleiten der Anregungen und Anliegen der Mitarbeiter mit 
einer eigenen Beurteilung, enge Zusammenarbeit mit der Geschäftsführung 
und dem Betriebsrat, berufliche Bildung der Mitarbeiter;
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3.	 Überwachen der Kostenentwicklung sowie der Arbeitsleistung, Sicherstel-
len der Kontrollen der ein- und ausgehenden Erzeugnisse hinsichtlich ihrer 
Quantität und Qualität, Beeinflussen des Material- und Produktionsflusses 
zur Gewährleistung eines störungsfreien und termingerechten Arbeitens, 
Hinwirken auf eine reibungslose Zusammenarbeit im Betriebsablauf, enge 
Zusammenarbeit mit anderen Betriebseinheiten;

4.	 Durchführen der erforderlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes und der 
Unfallverhütung in Abstimmung mit dem Sicherheitsbeauftragten des Be-
triebes.

(3)	 Die erfolgreich abgelegte Prüfung führt zum Abschluss „Industriemeister/in – 
Fachrichtung Lack“.

§ 2 Zulassung zur Prüfung

(1)	 Zur Prüfung ist zuzulassen, wer 
1.	 eine mit Erfolg abgelegte Abschlussprüfung in einem anerkannten Ausbil-

dungsberuf, der der Fachrichtung Lack zugeordnet werden kann und da-
nach eine mindestens einjährige einschlägige Berufspraxis oder

2.	 eine mindestens vierjährige einschlägige Berufspraxis nachweist.
Die Berufspraxis muss der Fortbildung zum „Industriemeister – Fachrichtung 
Lack“ dienlich sein und wesentliche Bezüge zu dessen Aufgaben gemäß §1 
Absatz 2 haben.

(2)	 Abweichend von Absatz 1 kann zur Industriemeisterprüfung auch zu-
gelassen werden, wer durch Vorlage von Zeugnissen oder auf an-
dere Weise glaubhaft macht, dass er Kenntnisse, Fertigkeiten und 
Erfahrungen erworben hat, die die Zulassung zur Prüfung rechtfertigen.

§ 3 Gliederung und Inhalt der Prüfung

(1)	 Die Qualifikation zum Industriemeister umfasst: 
1.	 berufs- und arbeitspädagogische Qualifikationen, 
2.	 fachrichtungsübergreifenden Teil, 
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3.	 handlungsspezifischen Teil. 

(2)	 Der Erwerb der berufs- und arbeitspädagogischen Eignung ist durch eine er-
folgreich abgelegte Prüfung nach § 4 der Ausbilder-Eignungsverordnung oder 
durch eine andere erfolgreich abgelegte vergleichbare Prüfung vor einer öf-
fentlichen oder staatlich anerkannten Bildungseinrichtung oder vor einem 
staatlichen Prüfungsausschuss nachzuweisen. Der Prüfungsnachweis ist vor 
Beginn der letzten Prüfungsleistung zu erbringen.

(3)	 Die Industriemeisterprüfung gliedert sich in die Prüfungsteile
1.	 Fachrichtungsübergreifender Teil 
2.	 Fachrichtungsspezifischer Teil.

(4)	 Die Prüfung nach Absatz 1 Nummer 2 und 3 ist unbeschadet des § 6 schrift-
lich und mündlich durchzuführen.

(5)	 Die einzelnen Prüfungsteile nach Absatz 1 Nummer 2 und 3 können in belie-
biger Reihenfolge an verschiedenen Prüfungsterminen geprüft werden; dabei 
ist mit dem letzten Prüfungsteil spätestens zwei Jahre nach dem ersten Prü-
fungstag des ersten Prüfungsteiles zu beginnen.

§ 4 Fachrichtungsübergreifender Teil

(1)	 Im fachrichtungsübergreifenden Teil ist in folgenden Fächern zu prüfen:
1.	 Grundlagen für kostenbewusstes Handeln,
2.	 Grundlagen für rechtsbewusstes Handeln,
3.	 Grundlagen für die Zusammenarbeit im Betrieb.

(2)	 Im Prüfungsfach „Grundlagen für kostenbewusstes Handeln“ soll der Prü-
fungsteilnehmer nachweisen, dass er wirtschaftliche Grundkenntnisse besitzt 
sowie wirtschaftliche Zusammenhänge erkennen und beurteilen kann. Darü-
ber hinaus soll er insbesondere nachweisen, dass er Organisationsprobleme des 
Betriebes auch in ihrer Bedeutung als Kostenfaktoren beurteilen und notwen-
dige Organisationstechniken anhand von Beispielen aus der Praxis anwenden 
kann. ln diesem Rahmen können geprüft werden:
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1.	 Aus der Volkswirtschaftslehre:
a)	Produktionsformen,
b)	Wirtschaftssysteme,
c)	 nationale und internationale Unternehmens- und Organisationsformen 

und deren Zusammenschlüsse,
d)	nationale und internationale Organisationen und Verbände der Wirt-

schaft.
2.	 Aus der Betriebswirtschaftslehre:

a)	Betriebsorganisation:
aa) Aufbauorganisation, 
bb) Arbeitsplanung,
cc) Arbeitssteuerung,
dd) Arbeitskontrolle,

b)	Organisations- und lnformationstechniken,
c)	 Kostenrechnung.

(3)	 Im Prüfungsfach „Grundlagen für rechtsbewusstes Handeln“ soll der Prü-
fungsteilnehmer rechtliche Grundkenntnisse nachweisen. Er soll insbesondere 
anhand von betriebsbezogenen und praxisnahen Fällen nachweisen, dass er 
die Bedeutung der Rechtsvorschriften für seinen Funktionsbereich erkennen 
und beurteilen kann. ln diesem Rahmen können geprüft werden:
1.	 Aus dem Grundgesetz:

a)	Grundrechte,
b)	Gesetzgebung,
c)	 Rechtsprechung.

2.	 Aus dem Arbeits- und Sozialrecht 
a)	Arbeitsvertragsrecht,
b)	Arbeitsschutzrecht einschließlich Arbeitssicherheitsrecht,
c)	Umweltschutzrecht,
d)	Betriebsverfassungsrecht, Mitbestimmungsrecht,
e)	 Tarifvertragsrecht,
f)	 Sozialversicherungsrecht.
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(4)	 Im Prüfungsfach „Grundlagen für die Zusammenarbeit im Betrieb“ soll der 
Prüfungsteilnehmer nachweisen, dass er über soziologische Grundkenntnisse 
verfügt und soziologische Zusammenhänge im Betrieb erkennen und beurtei-
len kann. In diesem Rahmen können geprüft werden:
1.	 Grundlagen des Sozialverhaltens der Menschen:

a)	Entwicklungsprozess des Einzelnen,
b)	Gruppenverhalten.

2.	 Einflüsse des Betriebs auf das Sozialverhalten:
a)	Arbeitsorganisation und soziale Maßnahmen,
b)	Arbeitsplatz- und Betriebsgestaltung,
c)	 Führungsgrundsätze.

3.	 Einflüsse des Industriemeisters auf die Zusammenarbeit im Betrieb:
a)	Rolle des lndustriemeisters,
b)	Kooperation und Kommunikation,
c)	 Führungstechniken und Führungsverhalten.

(5)	 Die Prüfung in den in Absatz 1 Nr. 1 bis 3 genannten Prüfungsfächern ist 
schriftlich und in dem in Absatz 1 Nr. 3 genannten Prüfungsfach auch münd-
lich durchzuführen.

(6)	 Die schriftliche Prüfung soll nicht länger als sechs Stunden dauern. Sie besteht 
je Prüfungsfach aus einer unter Aufsicht anzufertigenden Arbeit. Die Mindest-
zeiten betragen im Prüfungsfach:
1.	 Grundlagen für kostenbewusstes Handeln	 2 Stunden,
2.	 Grundlagen für rechtsbewusstes Handeln	 1,5 Stunden,
3.	 Grundlagen für die Zusammenarbeit im Betrieb	 1,5 Stunden.

(7)	 In der mündlichen Prüfung in dem in Absatz 1 Nr. 3 genannten Prüfungsfach 
soll der Prüfungsteilnehmer nachweisen, dass er in der Lage ist, bestimmte 
berufstypische Situationen zu erkennen, ihre Ursachen zu klären und sachge-
rechte Lösungsvorschläge zu machen. Es ist von einer praxisbezogenen be-
trieblichen Situationsaufgabe auszugehen. Die Prüfung soll je Prüfungsteil-
nehmer nicht länger als 30 Minuten dauern. Die Bewertung der schriftlichen 
Prüfungsleistung und die der mündlichen Prüfung werden zu einer Note zu-
sammengefasst. Dabei wird die Bewertung der mündlichen Prüfungsleistung 
doppelt gewichtet.
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(8)	 Die schriftliche Prüfung ist in den in Absatz 1 Nr. 1 und 2 genannten Prüfungs-
fächern auf Antrag des Prüfungsteilnehmers oder nach Ermessen des Prü-
fungsausschusses durch eine mündliche Prüfung zu ergänzen, wenn die münd-
liche Prüfung für das Bestehen der Prüfung oder für die eindeutige Beurteilung 
der Prüfungsleistung von wesentlicher Bedeutung ist. Die Ergänzungsprüfung 
soll je Prüfungsfach und Prüfungsteilnehmer nicht länger als 10 Minuten dau-
ern. Absatz 7 Satz 1 und 2 gilt entsprechend. Die Bewertung der schriftlichen 
Prüfungsleistung und die der mündlichen Ergänzungsprüfung werden zu ei-
ner Note zusammengefasst. Dabei wird die Bewertung der schriftlichen Prü-
fungsleistung doppelt gewichtet.

§ 5 Fachrichtungsspezifischer Teil

(1)	 Im fachrichtungsspezifischen Teil ist in folgenden Fächern zu prüfen:
1.	 Mathematische und naturwissenschaftliche Grundlagen,
2.	 Technische Kommunikation,
3.	 Technologie der Werk- und Hilfsstoffe,
4.	 Betriebstechnik,
5.	 Fertigungstechnik.

(2)	 Im Prüfungsfach „Mathematische und naturwissenschaftliche Grundlagen“ soll 
der Prüfungsteilnehmer nachweisen, dass er mathematische und naturwissen-
schaftliche Kenntnisse zur Lösung technischer Aufgabenstellungen anwenden 
kann. Hierbei soll er insbesondere deutlich machen, dass er die Zusammen-
hänge von abhängigen Größen richtig einschätzen kann. In diesem Rahmen 
können geprüft werden:
1.	 Grundkenntnisse über Zahlensysteme und deren Aufbau,
2.	 Rechnen mit Größengleichungen, Zahlenwertgleichungen, Einheitenglei-

chungen,
3.	 Berechnen von Kräften, Momenten, Arbeit, Leistung, Wirkungsgrad,
4.	 Berechnen technischer Größen,
5.	 Grundkenntnisse über Wärmemengen und Zustandsänderungen durch 

Temperatureinfluss,
6.	 Grundkenntnisse über Oxidation und Reduktion und deren Einflüsse auf 

die Oberfläche von Werkstücken,
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7.	 Grundkenntnisse über die Unterschiede von Basen, Säuren und Salzen,
8.	 Grundkenntnisse über die Zusammenhänge von Strom, Spannung und 

elektrischem Widerstand und über Elektrostatik,
9.	 Grundkenntnisse aus der Statistik,
10.	Grundkenntnisse über Fließverhalten von Kunststoffdispersionen.

(3)	 Im Prüfungsfach „Technische Kommunikation“ soll der Prüfungsteilnehmer 
nachweisen, dass er  technische Kommunikationsmittel versteht und zur Er-
ledigung seiner Aufgaben einsetzen kann. In diesem Rahmen können geprüft 
werden:
1.	 Grundbegriffe im Lesen technischer Zeichnungen,
2.	 Grundbegriffe im Anfertigen von Funktionsskizzen zur Erläuterung tech-

nischer Sachverhalte,
3.	 Erstellen von Tabellen, Statistiken, Dia- und Nomogrammen einschließlich 

deren Verwendung als Entscheidungshilfe.

(4)	 Im Prüfungsfach „Technologie der Werk- und Hilfsstoffe“ soll der Prüfungsteil-
nehmer nachweisen, dass er unter Anwendung der einschlägigen Werkstoff-
normen die Eigenschaften der Werk- und Hilfsstoffe bestimmen, aus den Ei-
genschaften auf ihre Verwendung und Bearbeitung schließen und Belange 
des Umweltschutzes berücksichtigen kann. In diesem Rahmen können ge-
prüft werden:
1.	 Aufbau, Eigenschaften und Verwendung von Oberflächenschutzstoffen,
2.	 Aufbau, Eigenschaften und Anwendung von Oberflächenschutzstoffen auf 

verschiedenen Werkstoffen: Nichteisenmetallen, Eisenmetallen, Kunststof-
fen, Holz, Keramik (Aufbau und Folge der Oberflächenschichten),

3.	 Kenntnisse über die einschlägigen Hilfsstoffe (Verdünnungen, Weichma-
cher, Schleifmittel, Staubbinder, Lacke und Staubbindetücher, Zusätze),

4.	 Kenntnisse über einschlägige Prüfverfahren für Anstrichstoffe und deren 
verschiedene Anwendungsgebiete, Liefer und Verarbeitungsvorschriften,

5.	 Kenntnisse der einschlägigen Vorschriften über gefährliche Arbeitsstoffe. 

(5)	 Im Prüfungsfach „Betriebstechnik“ soll der Prüfungsteilnehmer nachweisen, 
dass er die technischen Einrichtungen eines Betriebes und deren Einsatzmög-
lichkeiten im Hinblick auf einen dauerhaften und sicheren Produktionsablauf 



BERUFSAUSBILDUNG/WEITERBILDUNG

358

kennt, die Grundlagen der Störungssuche beherrscht und die Beseitigung der 
Störung veranlassen kann. In diesem Rahmen können geprüft werden:
1.	 Materialversorgungsanlagen, Lackieranlagen und Fördereinrichtungen

a)	Aufbau und Wirkungsweise,
b)	Baugruppen und Bauteile (z. B. Vorbehandlungsanlagen, Auftragsanla-

gen, Trocknungsanlagen, Nachbehandlungsanlagen, Fördereinrichtun-
gen, Materialversorgungsanlagen),

c)	 Betrieb, Wartung und Instandhaltung.
2.	 Energieversorgung im Betrieb: Energiearten und deren Verteilung.
3.	 a) Schutzvorschriften und Schutzmaßnahmen zur Arbeitssicherheit,
	 b) Verhalten bei Störungen und Unfällen,
	 c) Vorschriften und Maßnahmen des Umweltschutzes.
4.	 Steuern und Regeln:

a)	Grundbegriffe der Steuer- und Regeltechnik,
b)	Grundkenntnisse über die Anwendung und Einsatzbereiche mechani-

scher, pneumatischer, hydraulischer und numerisch gesteuerter Anlagen,
c)	Grundkenntnisse über Aufbau und Wirkungsweise der mechanischen, 

pneumatischen und hydraulischen Bauelemente.

(6)	 Im Prüfungsfach „Fertigungstechnik“ soll der Prüfungsteilnehmer nachwei-
sen, dass er über fertigungstechnische Kenntnisse verfügt und fertigungstech-
nische Zusammenhänge und Details erkennen und beurteilen sowie zweckent-
sprechende Maßnahmen einleiten kann. 
In diesem Rahmen können geprüft werden:
1.	 Fertigungsverfahren:

a)	Oberflächenvorbehandlung,
b)	Beschichten (Spritzen, Tauchen, Elektroauftragsverfahren),
c)	 Schleifen,
d)	Korrosionsschutzmaßnahmen,
e)	Nachbehandeln,
f)	 Außenkonservierung.

2.	 Arbeitssicherheit im Betrieb:
a)	Schutzvorrichtungen und persönliche Schutzausrüstungen,
b)	Gesundheitsgefährdende Arbeitsstoffe und gefährliche chemische Stoffe,
c)	 Schutzmaßnahmen gegen Brand- und Explosionsgefahr,
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d)	Schutzmaßnahmen gegen Gefahren im innerbetrieblichen Transport und 
Verkehr.

3.	 Qualitätssicherung und -kontrolle:
a)	Möglichkeiten und Verfahren,
b)	Prüf- und Kontrollmethoden,
c)	Abnahmebedingungen und Liefervorschriften,
d)	Verarbeitungsfehler: Ursache und Fehlerverhütung.

(7)	 Die schriftliche Prüfung besteht je Prüfungsfach aus einer unter Aufsicht an-
zufertigenden Arbeit und soll nicht länger als acht Stunden dauern. Die Min-
destzeiten betragen im Prüfungsfach:
1.	 Mathematische und naturwissenschaftliche Grundlagen	 1 Stunde,
2.	 Technische Kommunikation	 1 Stunde,
3.	 Technologie der Werk- und Hilfsstoffe	 1 Stunde,
4.	 Betriebstechnik	 1,5 Stunden,
5.	 Fertigungstechnik	 1,5 Stunden.

(8)	 Die schriftliche Prüfung ist auf Antrag des Prüfungsteilnehmers oder nach Er-
messen des Prüfungsausschusses durch eine mündliche Prüfung zu ergänzen, 
wenn sie für das Bestehen der Prüfung oder für die eindeutige Beurteilung  der 
Prüfungsleistung von wesentlicher Bedeutung ist. Die Ergänzungsprüfung soll 
eine Prüfungsdauer von 10 Minuten je Prüfungsfach und Prüfungsteilnehmer 
sowie eine Gesamtdauer von 30 Minuten nicht überschreiten. § 4 Abs. 7 Satz 
1 und 2 gilt entsprechend.

§ 6 Anrechnung anderer Prüfungsleistungen

Von der Ablegung der Prüfung in einzelnen Prüfungsteilen und Prüfungsfächern 
gemäß den §§ 3 bis 5 kann der Prüfungsteilnehmer auf Antrag von der zuständi-
gen Stelle freigestellt werden, wenn er vor einer zuständigen Stelle, einer öffent-
lichen oder staatlich anerkannten Bildungseinrichtung oder vor einem staatlichen 
Prüfungsausschuss eine Prüfung in den letzten fünf Jahren vor Antragstellung be-
standen hat, deren Inhalt den Anforderungen dieser Prüfungsteile oder Prüfungs-
fächer entspricht. Eine vollständige Freistellung ist nicht zulässig.
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§ 7 Bestehen der Prüfung

(1)	 Die zwei Teile der Prüfung sind gesondert zu bewerten. Für jeden Teil der Prü-
fung ist eine Note als arithmetisches Mittel aus den Bewertungen der Leistun-
gen in den einzelnen Prüfungsfächern zu bil den. Die Noten der schriftlichen 
und mündlichen Prüfungsleistungen in einem Prüfungsfach sind zu einer Note 
zusammenzufassen.

(2)	 Die Prüfung ist bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer in jedem der Prü-
fungsteile mindestens ausreichende Leistungen erbracht hat; dabei dürfen nur 
in höchstens einem Prüfungsfach je Prüfungsteil nicht ausreichende Leistun-
gen vorliegen.

(3)	 Über das Bestehen der Prüfung ist ein Zeugnis auszustellen. Auf Antrag des 
Prüfungsteilnehmers ist ein Zeugnis auszustellen, aus dem die in den einzel-
nen Prüfungsfächern und in der praktisch durchzuführenden Unterweisung er-
zielten Noten hervorgehen müssen. Im Fall der Freistellung gemäß § 7 sind Ort 
und Datum sowie Bezeichnung des Prüfungsgremiums der anderweitig abge-
legten Prüfung anzugeben.

§ 8 Wiederholung der Prüfung

(1)	 Eine Prüfung, die nicht bestanden ist, kann zweimal wiederholt werden.

(2)	 ln der Wiederholungsprüfung ist der Prüfungsteilnehmer auf Antrag von der 
Prüfung in einzelnen Prüfungsteilen und Prüfungsfächern zu befreien, wenn 
seine Leistungen darin in einer vorangegangen Prüfung ausgereicht haben und 
er sich innerhalb von zwei Jahren, gerechnet vom Tage der Beendigung der 
nicht bestandenen Prüfung an, zur Wiederholungsprüfung anmeldet.
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§ 9 Inkrafttreten

Diese Rechtsvorschrift tritt nach ihrer Veröffentlichung im Kammermagazin „Wirt-
schaft in Bremen und Bremerhaven“, dem Mitteilungsblatt der Handelskammer 
Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven, zum 01. Dezember 2016 in Kraft.

§ 10 Übergangsregelung

Prüfungsteilnehmer, die sich in einem laufenden Prüfungsverfahren befinden, wer-
den nach Maßgabe der Rechtsvorschrift „Industriemeister Fachrichtung Lack vom 
01. März 1989“ geprüft. Mit Beendigung der letzten Prüfung tritt diese Rechtsvor-
schrift außer Kraft.

§ 11 Befristung

Diese Rechtsvorschrift ist befristet bis zum 30. November 2018.





BERUFSAUSBILDUNG/WEITERBILDUNG

363

Rechtsvorschrift für die Fortbildungsprüfung  
Servicemonteur für Windenergieanlagentechnik /  
Servicemonteurin für Windenergieanlagentechnik

vom 7. Juni 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 09.2016, S. 55 ff.)

Diese besondere Rechtsvorschrift gilt in Verbindung mit der Prüfungsordnung für 
die Durchführung von Fortbildungs- und AEVO-Prüfungen der Handelskammer 
Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven in der jeweils gültigen Fassung.

Die im folgenden Wortlaut verwendete männliche Form dient der Vereinfachung 
und schließt die weibliche Form mit ein. 

§ 1 Ziel der Prüfung

(1)	 Zum Nachweis von Kenntnissen, Fertigkeiten und Erfahrungen, die durch die 
berufliche Fortbildung zum „Servicemonteur für Windenergieanlagentechnik“ 
erworben worden sind, kann die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen 
und Bremerhaven als zuständige Stelle Prüfungen nach § 2 bis 9 durchführen.

(2)	 Durch die Prüfung ist festzustellen, ob der Prüfungsteilnehmer die notwen-
digen Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrungen erworben hat, insbesondere 
folgende Aufgaben als Servicemonteur für Windenergieanlagentechnik wahr-
zunehmen:
1.	 Verantwortlichkeit für die ihm zugewiesenen Windenergieanlagen
2.	 Störungsbearbeitung und Behebung
3.	 Koordination von Störungs-, Reparatur- und Wartungsdienstleistungen
4.	 Kundenorientiertes Dienstleistungsangebot

(3)	 Die erfolgreich abgelegte Prüfung führt zum anerkannten Abschluss „Service-
monteur für Windenergieanlagentechnik/Servicemonteurin für Windenergie-
anlagentechnik“.
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§ 2 Zulassung zur Prüfung

(1)	 Zur Prüfung ist zuzulassen, wer 
1.	 eine mit Erfolg abgelegte Abschlussprüfung in einem anerkannten Ausbil-

dungsberuf, der den Metall- oder Elektroberufen zugeordnet werden kann, 
und danach eine mindestens sechsmonatige einschlägige Berufspraxis oder

2.	 eine mit Erfolg abgelegte Prüfung in einem sonstigen anerkannten Aus-
bildungsberuf und danach eine mindestens zweijährige einschlägige Be-
rufspraxis oder

3.	 eine mindestens fünfjährige einschlägige Berufspraxis nachweist.
Die Berufspraxis muss der Fortbildung zum „Servicemonteur für Windener-
gieanlagentechnik“ dienlich sein und wesentliche Bezüge zu dessen Aufga-
ben gemäß §1 Absatz 2 haben.

(2)	 Abweichend von Absatz 1 kann zur Prüfung auch zugelassen werden, wer 
durch Vorlage von Zeugnissen oder auf andere Weise glaubhaft macht, dass 
er Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrungen erworben hat, die die Zulassung 
zur Prüfung rechtfertigen.

§ 3 Gliederung und Inhalt der Prüfung

(1)	 Die Prüfung erstreckt sich auf folgende Prüfungsfächer:
1.	 Rechtskunde
2.	 Wirtschaftskunde und Arbeitsorganisation
3.	 Fachenglisch
4.	 Technologie von Windenergieanlagen.

(2)	 Die Prüfung gliedert sich in
1.	 den schriftlichen Teil
2.	 den praktischen Teil.
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§ 4 Schriftliche Prüfung

(1)	 Der schriftliche Teil der Prüfung besteht aus je einer Aufsichtsarbeit aus den 
Prüfungsfächern gemäß § 3 Absatz 1 Nr. 1 – 3 und drei Aufsichtsarbeiten im 
Prüfungsfach gemäß § 3 Absatz 1 Nr. 4. 

(2)	 Die Bearbeitungsdauer beträgt in dem Fach gemäß § 3 Absatz 1 Nr. 1 60 Mi-
nuten und in den Fächern Nr. 2 und 3 120 Minuten. 

(3)	 Im Prüfungsfach gemäß § 3 Absatz 1 Nr. 4 beträgt die Bearbeitungszeit insge-
samt 360 Minuten, davon entfallen auf die einzelnen Aufsichtsarbeiten:
120 Minuten auf Elektrotechnik entsprechend § 6 Nr. 4b,
120 Minuten auf Maschinenbautechnik entsprechend § 6 Nr. 4c,
120 Minuten auf die übrigen Sachgebiete entsprechend § 6 Nr. 4a, d, e, und f.
Für das Fach „Technologie von Windenergieanlagen“ ist aus dem arithmeti-
schen Mittel der Punktebewertungen dieser drei Aufsichtsarbeiten eine Punk-
tebewertung und Note zu bilden. 

(4)	 In den Prüfungsfächern gemäß § 3 Absatz 1 ist eine mündliche Ergänzungs-
prüfung auf Antrag des Prüfungsteilnehmers oder auf Beschluss des Prüfungs-
ausschusses mit einer Dauer von maximal 20 Minuten je Teilnehmer durchzu-
führen, wenn sie für das Bestehen von Bedeutung ist.

(5)	 Die Zulassung zur mündlichen Ergänzungsprüfung ist zu versagen, wenn in 
der schriftlichen Prüfung in mehr als einem Prüfungsfach keine ausreichen-
den Leistungen erzielt wurden. Dem Antrag des Prüfungsteilnehmers ist statt-
zugeben, wenn die schriftliche Prüfungsleistung mit weniger als 50 Punkten 
aber mindestens 40 Punkten bewertet wurde.

(6)	 Die Prüfungsleistung der schriftlichen Prüfung hat gegenüber der mündlichen 
das doppelte Gewicht.
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§ 5 Praktische Prüfung

Im praktischen Teil der Prüfung sind zwei Arbeitsproben in mindestens sechs und 
höchstens acht Stunden durchzuführen. Die Aufgaben kommen aus dem Prüfungs-
fach „Technologie von Windenergieanlagen“ unter Berücksichtigung fachüber-
greifender Bezüge gemäß § 6 Nr. 1 bis 3. Hierzu kommt insbesondere in Betracht:
1.	 Montage/Demontage von Bauteilen und Baugruppen
2.	 Verdrahtungs- und Verbindungstechniken anwenden
3.	 Baugruppen der Sensorik und Aktorik einstellen und abgleichen
4.	 Fehler und Störungen in elektrischen sowie pneumatischen oder hydraulischen 

Systemen systematisch feststellen, eingrenzen und beheben
5.	 Fehleranalyse und Reparatur an Kunststoffverbundbauteilen.

§ 6 Prüfungsanforderungen

Die Prüfung erstreckt sich in den Prüfungsfächern gemäß § 3 Absatz 1 insbeson-
dere auf nachstehende Sachgebiete:

1.	 Rechtskunde 
Rechtsgrundlagen der Energiegesetzgebung 
Rechtsgrundlagen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes 
Grundlagen des Umweltrechtes

2.	 Wirtschaftskunde und Arbeitsorganisation 
Kaufmännisches Grundwissen und betriebswirtschaftliche Grundlagen 
Qualitätssicherung 
Kundenorientierung und Verhalten gegenüber dem Kunden 
Aufbau- und Ablauforganisation 
Arbeitsorganisation und -vorbereitung 
Führung und Teamfähigkeit 
Umweltschutz und Ressourcenschonung
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3.	 Fachenglisch 
Verstehen und Bearbeiten ausführlicher technischer Dokumentationen,  
Maschinenbauteile und Zustandsbeschreibungen 
Grundkenntnisse in fachlicher Kommunikation

4.	 Technologie von Windenergieanlagen
a)	Einführung Windenergieanlagen 

Regenerative Energien mit Schwerpunkt Windenergie 
Unterschiedliche Windenergieanlagenkonzepte

b)	Elektrotechnik 
Grundlagen der Elektrotechnik 
Schaltpläne 
Elektrizitätsverteilung 
Materialkunde 
Elektrotechnik von Windenergieanlagen 
Elektrische Elemente, Baugruppen und ihre Funktionen 
Spezifische Arbeitssicherheit, Gesundheits- und Umweltschutz

c)	Maschinenbautechnik 
Grundlagen der Maschinenbautechnik 
Mechanik 
Physikalische Grundlagen der Mechanik 
Physikalische Grundlagen der Hydraulik 
Technische Zeichnungen 
Maschinenbautechnik von Windenergieanlagen 
Mechanische Baugruppen von Windenergieanlagen und ihre Funktion 
Montage und Demontage von WEA-Komponenten 
Umgang mit Spezialwerkzeugen 
Beurteilung von Verschleißzuständen 
Wartung und Pflege von Maschinenbauteilen 
Montage und Wartung hydraulischer Arbeitsgruppen 
Spezifische Arbeitssicherheit, Gesundheits- und Umweltschutz

d)	Rotorblätter 
Aufbau von Rotorblättern 
Faser-Verbund-Kunststoffe 
Schadensbeurteilung von Rotorblättern 
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Reparatur von Oberflächenschäden 
spezifische Arbeitssicherheit, Gesundheits- und Umweltschutz

e)	Anlagensteuerung 
PC-Kenntnisse 
Datenfernübertragung 
Steuerungstechnik 
Eingrenzung von Fehlern

f)	 Anschlag- und Hebezeugtechnik 
Anschlagmittel und Hebezeug 
Anschlagarten und Montagetechniken 
Umgang mit Anschlagmitteln und Hebezeugen 
Spezifische Arbeitssicherheit.

§ 7 Anrechnung anderer Prüfungsleistungen

Der Prüfungsteilnehmer kann auf Antrag von der Prüfung in einzelnen Prüfungs-
fächern in der schriftlichen Prüfung von der zuständigen Stelle freigestellt werden, 
wenn eine andere vergleichbare Prüfung vor einer öffentlichen oder staatlich an-
erkannten Bildungseinrichtung oder vor einem staatlichen Prüfungsausschuss er-
folgreich bestanden wurde und die Anmeldung zur Fortbildungsprüfung innerhalb 
von fünf Jahren nach der Bekanntgabe des Bestehens der anderen Prüfung erfolgt. 
Eine Freistellung von der Prüfung im praktischen Teil ist nicht zulässig. 

§ 8 Bestehen der Prüfung

(1)	 Die Prüfung ist bestanden, wenn der Prüfungsteilnehmer in jedem der Prü-
fungsfächer nach § 3 Absatz 1 Nr.1 bis 4 sowie in der praktischen Prüfung 
nach § 5 mindestens ausreichende Leistungen erbracht hat.

(2)	 Über das Bestehen der Prüfung ist ein Zeugnis auf der Grundlage der Prü-
fungsordnung für die Durchführung von Fortbildungsprüfungen auszustel-
len. Auf dem Zeugnis werden die erreichten Punkte sowie die Noten pro Prü-
fungsfach ausgewiesen.
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§ 9 Wiederholung der Prüfung

(1)	 Eine Prüfung, die nicht bestanden ist, kann zweimal wiederholt werden.

(2)	 Mit dem Antrag auf Wiederholung der Prüfung wird der Prüfungsteilnehmer 
von einzelnen Prüfungsfächern befreit, wenn er darin in einer vorangegan-
genen Prüfung mindestens ausreichende Leistungen erbracht hat und er in-
nerhalb von zwei Jahren, gerechnet vom Tage der Beendigung der nicht be-
standenen Prüfung an, sich zur Wiederholungsprüfung angemeldet hat. Der 
Prüfungsteilnehmer kann beantragen, auch bestandene Prüfungsleistungen zu 
wiederholen. In diesem Fall wird das letzte Ergebnis berücksichtigt.

§ 10 Inkrafttreten

Diese Ausbildungsregelung tritt nach ihrer Veröffentlichung im Kammermagazin 
„Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“, dem Mitteilungsblatt der Handelskam-
mer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven, zum 1. August 2016 in Kraft.

§ 11 Übergangsregelung

Prüfungsteilnehmer, die sich in einem laufenden Prüfungsverfahren befinden, wer-
den nach Maßgabe der Rechtsvorschrift „Zulassungsvoraussetzungen und Prü-
fungsanforderungen für die Fortbildungsprüfung zum/zur „Servicemonteur/Ser-
vicemonteurin für Windenergieanlagentechnik“ vom 1. September 2003 geprüft. 
Mit Beendigung der letzten Prüfung tritt diese Rechtsvorschrift außer Kraft.

§ 12 Befristung

Diese Rechtsvorschrift ist befristet bis zum 31. Juli 2021.
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Besondere Rechtsvorschrift für die Durchführung von  
Prüfungen für die „Zusatzqualifikation Europakaufmann/
Europakauffrau“

vom 7. Juni 2016 („Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“ 07/08.2016,  
S. XXXI f.)

Die im folgenden Wortlaut verwendete männliche Form dient der Vereinfachung 
und schließt die weibliche Form mit ein.

§ 1 Ziel der Prüfung

(1)	 Die Prüfung dient dem Nachweis von Kenntnissen, Fertigkeiten und Erfahrun-
gen, die Auszubildende in einem anerkannten kaufmännisch Ausbildungsbe-
ruf über die in der jeweiligen Ausbildungsordnung vorgeschriebenen Inhalte 
hinaus erworben haben. 

(2)	 Durch die Prüfung ist festzustellen, ob der Prüfungsteilnehmer/die Prü-
fungsteilnehmerin die in § 3 genannten Prüfungsinhalte beherrscht und diese 
Kenntnisse praxisgerecht umsetzen bzw. anwenden kann. 

§ 2 Zulassungsvoraussetzungen

(1)	 Zur Prüfung werden Personen zugelassen, die
a)	ein bestehendes Berufsausbildungsverhältnis gemäß Berufsbildungsgesetz 

in einem kaufmännischen Ausbildungsberuf,
b)	die Vorbereitung auf diese Prüfung gemäß Rahmenlehrplan für Europa-

kaufleute,
c)	 ein Fremdsprachenzertifikat in Englisch in mindestens der Niveaustufe B1 

(„Threshold“) oder vergleichbare Leistungen,
d)	ein Fremdsprachenzertifikat in einer zweiten europäischen Fremdsprache in 

mindestens der Niveaustufe A1 oder vergleichbare Leistungen,
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e)	 den Europäischen Computerführerschein „ECDL-Profile“ oder vergleichbare 
Zertifikatsleistungen,

f)	 ein dreiwöchiges Auslandspraktikum vorzugsweise in Europa mit kaufmän-
nischem Schwerpunkt 

inklusive Praktikumsbericht nachweisen.
Die Berufsschule bescheinigt das Vorliegen der Zulassungsvoraussetzungen 
nach § 2 (1) Buchstabe b) bis f). 

(2)	 Es können auch Personen bis zu einem Jahr nach Ende des Berufsausbildungs-
verhältnisses gemäß Absatz 1 zugelassen werden, die die Vorbereitung auf 
diese Prüfung bereits während des Ausbildungsverhältnisses begonnen und 
nicht später als ein Jahr nach Ende des Berufsausbildungsverhältnisses been-
det haben.

(3)	 Auf Antrag kann das Auslandspraktikum gem. § 2 (1) Buchstabe f) bis maxi-
mal 1 Jahr nach Ende des Berufsausbildungsverhältnisses absolviert werden.

§ 3 Gliederung der Prüfung und Prüfungsanforderungen

(1)	 Die Prüfung wird schriftlich im Bereich „Internationale Geschäftsprozesse“ 
durchgeführt.

(2)	 Die Prüfung gliedert sich in zwei Prüfungsteile: 
a)	Ein Produkt auf einem ausländischen Markt positionieren,
b)	Auslandsaufträge anbahnen, abwickeln und bewerten. 
Im Prüfungsteil „Ein Produkt auf einem ausländischen Markt positionieren“ 
sind mehrere praxisbezogene Aufgaben im Rahmen ganzheitlicher Arbeits-
aufgaben zu bearbeiten. In diesem Rahmen können insbesondere folgende In-
halte geprüft werden: 

–– Grundlagen des Außenhandels,
–– Entwicklung und Bedeutung des internationalen Marketings,
–– Anlässe und Bedeutung internationaler Tätigkeiten,
–– Internationale Marktforschung Schwerpunkt Europa, 
–– Ziele und Strategien des internationalen Marketings,
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–– Marketing-Mix und Controlling im internationalen Marketing. 
Im Prüfungsteil „Auslandsaufträge anbahnen, abwickeln und bewerten“ sind 
mehrere praxisbezogene Aufgaben im Rahmen ganzheitlicher Arbeitsaufga-
ben zu bearbeiten. In diesem Rahmen können insbesondere folgende Inhalte 
geprüft werden:

–– Geschäftsanbahnung,
–– Internationales Kaufvertragsrecht,
–– Lieferbedingungen,
–– Zahlungsbedingungen,
–– Außenhandelskalkulation,
–– Dokumentation von Warensendungen,
–– Außenwirtschaftsrecht ,
–– Zollwesen,
–– Auslandszahlungsverkehr. 

(3)	 Die Bearbeitungszeit beträgt insgesamt 240 Minuten, wobei jeder Prüfungsbe-
reich 120 Minuten umfasst.

(4)	 In beiden Lernfeldern sind jeweils zwei unterschiedliche ausbildungsbeglei-
tende Leistungen zu erbringen. Hierzu zählen mündliche (z. B. Referate, Prä-
sentationen und Gruppenarbeitsergebnisse) und schriftliche Leistungen. Das 
arithmetische Mittel der Ergebnisse der ausbildungsbegleitenden Leistungen 
geht als Vornote in die Prüfung ein.

§ 4 Gewichtung der Prüfung, Bestehen der Prüfung

(1)	 Die Prüfungsteile im Bereich „internationale Geschäftsprozesse“ sind einzeln 
zu bewerten und jeweils gleich zu gewichten.

(2)	 Das Prüfungsergebnis ergibt sich aus jeweils 40 % Vornote und 60 % schrift-
licher Prüfung. 

(3)	 Die Prüfung ist bestanden, wenn beide Prüfungsteile im Gesamtergebnis mit 
mindestens ausreichend und in keinem Prüfungsteil mit ungenügend bewer-
tet worden ist.
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§ 5 Anwendbare Prüfungsordnung

Soweit diese Besonderen Rechtsvorschriften keine abweichenden Regelungen ent-
halten, ist die Prüfungsordnung für die Durchführung von Abschluss- und Um-
schulungsprüfungen der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremer-
haven in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

§ 6 Zeugnis

Das Zeugnis enthält 
–– das Gesamtergebnis der Prüfungsleistung „Internationale Geschäftsprozesse“ 
sowie die Ergebnisse der beiden Prüfungsbereiche als Punktzahl und Note, 

–– einen Vermerk auf die in § 2 beschriebenen Zulassungsvoraussetzungen. 

§ 7 Inkrafttreten

Diese Ausbildungsregelung tritt nach ihrer Veröffentlichung im Kammermagazin 
„Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven“, dem Mitteilungsblatt der Handelskam-
mer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven, zum 1. August 2016 in Kraft. Sie 
ist befristet bis zum 31. Juli 2021.


